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Parteiverbot und „politisches Ermessen“ am Beispiel der AfD 

Thorsten Koch1 

I. (K)ein AfD-Verbotsverfahren? 

Handelt es sich bei der „Alternative für Deutschland“ (AfD) um eine verfassungs-
widrige Partei, so dass ein Verfahren auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
(Art. 21 Abs. 4 GG) in deren Feststellung und damit ein Parteiverbot münden 
würde? Diese Frage kann derzeit nicht abschließend beantwortet werden, da sich 
der Ausgang eines solchen Verfahrens nicht mit letzter Sicherheit vorhersagen 
lässt. Wie nicht zuletzt die (zweite) Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
betreffend ein Verbot der NPD (heute: „Die Heimat“) gezeigt hat, nimmt das Bun-
desverfassungsgericht in diesen Fällen eine sorgfältige und detaillierte Prüfung 
von Anhaltspunkten für verfassungsfeindliche Ziele und Aktivitäten vor.2 In die-
sem Zusammenhang wäre auch der Frage nachzugehen, ob die AfD – ähnlich der 
NPD – als Ganzes nach ihren (tatsächlichen) Zielen oder dem Verhalten ihrer An-
hängerinnern und Anhänger die Menschenwürde von Teilen der Bevölkerung 
– namentlich von Personen mit Migrationshintergrund und/oder islamischen 
Glaubens – negiert,3 insbesondere das Konzept eines ethnisch definierten Volks-
begriffs4 verfolgt,5 der mit der Menschenwürde und dem grundgesetzlichen De-
mokratieprinzip unvereinbar ist.6 Insoweit erforderlich wäre der Nachweis einer 
„charakteristischen Grundtendenz“,7 deren Feststellung dann vordergründige an-
derslautende Erklärungen einer Partei nicht notwendig entgegenstehen.8 

In diesem Zusammenhang kommt auch eine Verwertung der von Verfassungs-
schutzbehörden aufgrund einer Beobachtung einer Partei gewonnenen Erkennt-

                                                           
1 Prof. Dr. Thorsten Koch ist Gastprofessor für Öffentliches Recht mit dem Schwerpunkt Polizei- 

und Ordnungsrecht an der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin. 
2 BVerfGE 144, 20 (246 ff. in Rn. 634 ff.). 
3 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (107 ff. in Rn. 149 ff.); HessVGH, B. v. 26.09.2025 

– 8 B 1714/23, Rn. 104 (juris); BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 135 ff. (juris); VG 
München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 169 ff. (juris); VG Dresden, B. v. 15.07.2024 
– 6 L 20/24, Rn. 139 ff. (juris). 

4 Ogorek, JZ 2025, 53 (62), sieht hierin „eine zentrale ideologische Grundlage der Partei“; ein-
schränkend VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 253 ff. 

5 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (103 ff. in Rn. 129 ff.); HessVGH, B. v. 26.09.2025 
– 8 B 1714/23, Rn. 95 ff. (juris); BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 105 ff. (juris); 
VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 113 ff. (juris); VG Dresden, B. v. 
15.07.2024 – 6 L 20/24, Rn. 120 ff. (juris). 

6 BVerfGE 144, 20 (247 in Rn. 638); 168, 193 (310 in Rn. 326). 
7 BVerfGE 144, 20 (247 in Rn. 635); 168, 193 (310 in Rn. 326). 
8 Vgl. OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (98 in Rn. 87) unter Bezugnahme auf ECHR, NVwZ 2021, 

705 (708 in Rn. 96), sowie ebd., S. 111 in Rn. 173. 
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nisse in Betracht, die zu deren Einstufung als „Verdachtsfall“9 oder einzelner Lan-
desverbände als „gesichert rechtsextremistisch“10 geführt haben. Zwar unter-
scheiden sich die Voraussetzungen für die Beobachtung einer Partei durch den 
Verfassungsschutz (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG) von denen eines Parteiverbots 
(Art. 21 Abs. 2 GG), so dass aus dem Vorliegen der Voraussetzungen der Be-
obachtung nicht auf die Verfassungswidrigkeit der Partei geschlossen werden 
kann.11 Da die Beobachtung einer Partei gerade der Aufklärung etwaiger verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen dienen soll, können hierfür nicht die Maßstäbe 
angelegt werden, die für ein Parteiverbot gelten.12 Das hindert aber naturgemäß 
nicht die Be- und Verwertung der gewonnenen Erkenntnisse im Hinblick auf die 
Verfassungsfeindlichkeit einer Partei.  

Die Feststellung, dass die AfD verfassungswidrig ist, erscheint danach auf Grund-
lage der vorliegenden Erkenntnisse als zumindest denkbar.13 Das bislang bekannt 
gewordene Material begründet immerhin den „starken Verdacht“ dass die politi-
schen Zielsetzungen der AfD auch beinhalten, „den Schutz der Menschenwürde 
außer Geltung zu setzen“,14 insbesondere „Deutsche mit Migrationshintergrund 
menschenwürdeverletzend auszugrenzen“.15 Es ergebe sich mit jedenfalls „hinrei-
chende[r| Gewissheit“, dass innerhalb der AfD gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung gerichtete Bestrebungen entfaltet werden.16 Insbesondere 
vertrete die AfD „teilweise offen politische Forderungen, die mit der verfassungs-
mäßigen Ordnung in Gestalt der Menschenwürdegarantie nicht im Einklang ste-
hen“.17 Das Vorhandensein verfassungsfeindlicher Bestrebungen erscheint da-
nach nicht als zweifelhaft. Es verbleibt aber die Frage, ob sie die Gesamtpartei so 
prägen, dass hieraus auf die Verfassungsfeindlichkeit der Partei als Ganzes ge-
schlossen werden kann. 

Vor dem Hintergrund der politischen Ausrichtung der AfD und ihrer rechtlichen 
Bewertung auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung, etwa der Einstufung der Ge-
samtpartei als „gesichert rechtsextremistisch“ durch das Bundesamt für Ver-

                                                           
9 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (99 ff. in Rn. 98 ff.); BVerwG, NVwZ 2025, 1932 

(1935 f. in Rn. 17 f.). 
10 Vgl. dazu VG Dresden, B. v. 15.07.2024 – 6 L 20/24, Rn. 96 ff. (juris); s. ferner VG Berlin, B. v. 

02.02.2024 – 1 L 340/23, Rn. 28 ff. (juris) zu einem „Rechtsextremismuspotential“. 
11 Vgl. BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1938 in Rn. 37), s. ferner Ogorek, JZ 2025, 53 (61). 
12 So VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 143; vgl. ferner OVG NW, NVwZ-Beilage 

2024, 94 (100 f. in Rn. 111). 
13 Instruktiv zur Delegitimierung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung durch der AfD zu-

zurechnende Äußerungen VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 341 ff. (juris). 
14 OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (102 in Rn. 125). 
15 VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 109 (juris); zusammenfassend VerfGH 

Rh.-Pf., Urt. v. 02.04.2025 – VGH O 11/24, Rn. 63 (juris). 
16 VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 158. 
17 VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 197. 
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fassungsschutz (BfV) Anfang 2025,18 wird daher seit einiger Zeit mit wechseln-
der Intensität die Möglichkeit eines Verbotsverfahrens diskutiert. Dabei geht es 
neben den „Erfolgschancen“ eines entsprechenden Antrags auch um Fragen der 
politischen Zweckmäßigkeit.  

Dem vorgelagert ist allerdings die Frage, inwieweit überhaupt ein Entscheidungs-
spielraum politischer Stellen im Hinblick auf die Einleitung eines Verbotsverfah-
rens existiert, der Raum für Aspekte politischer Opportunität lässt. Allerdings ist 
dies nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Fall, 
da es danach im (politischen) Ermessen der antragsberechtigten Organe steht, ob 
diese einen (Verbots-)Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 
Partei stellen oder den Weg der politischen Auseinandersetzung mit den Zielen 
einer (mutmaßlich) verfassungsfeindlichen Partei wählen. Diese schon vor nahe-
zu 70 Jahren erfolgte19 und vor einem halben Jahrhundert bestätigte20 Festlegung 
ist 2024 in der Entscheidung betreffend den Ausschluss der Partei „Die Heimat“ 
(früher NPD) von der staatlichen Parteienfinanzierung mit einem eher beiläufigen 
Hinweis auf ein offenbar als selbstverständlich vorausgesetztes politisches Er-
messen wieder aufgegriffen worden,21 was als Hinweis auf die unveränderte Fort-
geltung dieses Grundsatzes verstanden werden kann. Auf dieser Grundlage wäre 
es mithin „verfassungsrechtlich legitim“, eine für verfassungswidrig erachtete 
Partei „durch eine mit Argumenten geführte politische Auseinandersetzung in die 
Schranken verweisen zu lassen“,22 da die antragsberechtigten Verfassungsorgane 
auch auf diesem Wege ihren Auftrag erfüllen könnten, die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zu wahren und zu verteidigen.23 

                                                           
18 Vgl. dazu jetzt (eine hinreichende Gewissheit mit dem Fokus auf etwaige Ungleichbehandlungen 

von deutschen Staatsbürgern muslimischen Glaubens verneinend) VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 
13 L 1109/25, Rn. 194 ff. 

19 BVerfGE 5, 85 (113 und 129 f.). 
20 BVerfGE 40, 287 (291). 
21 BVerfGE 168, 193 (259 in Rn 190). 
22 BVerfGE 40, 287 (291 f.). 
23 Zustimmend Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 546; s. ferner 

Morlok, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 21 Rn. 160; Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (296 f.), 
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 26.02.2026); Ogorek, JZ 2025, 53 (61); 
Rixen, in: Kersten/Rixen, ParteiG § 32 Rn. 10; Volkmann, DÖV 2007, 577 (583 f.); Kunig, in: 
Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl., Bd. III (2005), § 40 Rn. 60; anders 
Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, Art. 21 Rn. 245; Stein, in: Ipsen, ParteiG, 2. Aufl. 2018, Vor 
§§ 32, 33 Rn. 4; Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 180 ff.; Böhme, MIP 2024, 319 
(321 ff.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
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II. Art. 21 Abs. 2 GG und die „wehrhafte Demokratie“ 

1. Die Antragstellung – eine Ermessensentscheidung? 

Es muss an dieser Stelle offenbleiben, inwieweit es sich bei der Aufklärung über 
derartige Annahmen und Bestrebungen um ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen handelt. Mit Blick auf die AfD erscheint aller-
dings als zweifelhaft, dass die Vorstellung zielführend ist, man könne die AfD 
und ihr Personal „politisch stellen“, sofern zutrifft, dass der Kreis der Anhänge-
rinnen und Anhänger sowie auch der Wählerinnen und Wähler dieser Partei zu 
einem erheblichen Teil aus Personen besteht, die rechtsextremistische und frem-
denfeindliche Vorstellungen vertreten.24 Aus verfassungsrechtlicher Perspektive 
stellt sich aber primär die Frage, ob und ggf. in welchem Umfang den antragsbe-
rechtigten Verfassungsorganen hinsichtlich eines Verbotsantrags ein politisches 
Ermessen zukommt, inwieweit man sich also alternativ auch für die „politische 
Bekämpfung“ einer als verfassungswidrig identifizierten Partei entscheiden kann.  

Nimmt man zunächst den Wortlaut von Art. 21 Abs. 2 GG zum Ausgangspunkt, 
so enthält die Vorschrift allein die schlichte Feststellung, dass eine Partei verfas-
sungswidrig ist, wenn sie nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänge-
rinnen und Anhänger darauf ausgeht, „die freiheitliche demokratische Grundord-
nung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden“. Die Bedeutung der Vorschrift erschließt sich erst in 
einer Gesamtschau mit Art. 21 Abs. 4 GG, der bestimmt, dass über die Frage der 
Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht entscheidet. Damit einher 
gehen zwei Konsequenzen: Der nach dem Wortlaut von Art. 21 Abs 2 GG allein 
die gegebene Verfassungswidrigkeit einer Partei feststellenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts kommt zugleich eine „konstitutive Bedeutung“25 inso-
fern zu, als die betreffende Partei mit der Entscheidung „verboten“ wird: Es ent-
spricht dem allgemein konsentierten Verständnis der Regelung als Ausdruck der 
wehrhaften Demokratie („militant democracy“26), dass eine verfassungswidrige 
Partei aufgrund des „mit den demokratischen Grundprinzipien in Widerspruch 
stehenden Inhalts ihrer politischen Vorstellungswelt die Voraussetzungen für die 
Mitwirkung bei der politischen Willensbildung des Volkes nicht erfüllt“ und des-
halb hiervon ausgeschlossen ist.27 Aus der Monopolisierung der Entscheidung 
beim Bundesverfassungsgericht folgt damit zugleich das sog. „Parteienprivileg“: 
Staatlichen Stellen ist es grundsätzlich verwehrt, die Verfassungswidrigkeit einer 
                                                           
24 Vgl. dazu R. Bocksch, Rechtsextreme Positionen finden Anklang bei AfD-Wähler:innen, https:// 

de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zu-
stimmen/ (abgerufen 26.02.2026). 

25 BVerfGE 107, 339 (362). 
26 Zu diesem Begriff Voßkuhle/Kaiser, JuS 2019, 1154. 
27 BVerfGE 2, 1 (73). 

https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
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Partei bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts rechtlich geltend 
zu machen.28 

Art. 21 Abs. 2 GG entfaltet damit eine gleichsam „doppelte Schutzwirkung“.29 
Zum einen handelt es sich bei einem Parteiverbot um die schärfste Waffe des 
demokratischen Rechtsstaats gegen seine organisierten Feinde.30 Es soll den Risi-
ken begegnen, die von der Existenz einer Partei mit verfassungsfeindlicher 
Grundtendenz und ihren typischen verbandsmäßigen Wirkungsmöglichkeiten 
ausgehen.31 Zugleich dient die Monopolisierung der Entscheidung beim Bundes-
verfassungsgericht aber auch dem Schutz betroffener Parteien, weil sie bis zur 
Feststellung ihrer Verfassungswidrigkeit durch das Bundesverfassungsgericht als 
verfassungsmäßig zu behandeln sind.32 

Zwar wird eine Partei danach erst mit der (Verbots-)Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts konstitutiv „vom Spielfeld genommen“. Schon aus der „kategori-
schen Formulierung“33 von Art. 21 Abs. 2 GG und der damit erfolgenden Bezug-
nahme auf eine vorgegebene und vorgefundene Verfassungswidrigkeit lässt sich 
aber ablesen, dass die Beteiligung einer solchen Partei am politischen Wettbe-
werb kein von der Verfassung gewollter Zustand ist, sondern die Partei grund-
sätzlich von der Beteiligung an der Willensbildung des Volkes ausgeschlossen 
sein soll. Auf die Beeinträchtigung oder Abschaffung der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung zielende Parteien sind nach Art. 21 Abs. 2 GG ohne Wei-
teres „verfassungswidrig“ und damit verboten. Es handelt sich um eine unmittel-
bar kraft Verfassungsrechts eintretende Rechtsfolge, die aber erst durch das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt werden muss, um Wirkung zu entfalten.34  

Vom Bundesverfassungsgericht zu beantworten ist damit eine der Subsumtion 
zugängliche Rechtsfrage, indem die Ziele der Partei (und das darauf gerichtete 
Verhalten ihrer Anhängerinnen und Anhänger) einer Würdigung am Maßstab un-
verzichtbarer Kernelemente der Verfassungsordnung unterzogen werden: Um den 
Tatbestand von Art. 21 Abs. 2 GG zu erfüllen, muss eine Partei zum einen mit 
einer gewissen Zielgerichtetheit die „Außerkraftsetzung der bestehenden Verfas-
sungsordnung“ betreiben, indem sie sich gegen „eines der Wesenselemente der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung (Menschenwürde, Demokratie, Rechts-

                                                           
28 Vgl. BVerfGE 2, 1 (73); 5, 85 (140); 40, 287 (291); 47, 198 (228); 107, 339 (362); 144, 20 (201 

in Rn. 526); 168, 193 (272 in Rn. 222). 
29 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 215; Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, 

GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 571; Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 161. 
30 BVerfGE 144, 20 (159 in Rn. 405). 
31 BVerfGE 144, 20 (195 in Rn. 514). 
32 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 215. 
33 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 546. 
34 BVerfGE 2, 1 (73). 
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staat)“ wendet.35 Darüber hinaus müssen nach der neueren Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts konkrete Anhaltspunkte von Gewicht vorliegen, die 
es bei einer „wertenden Gesamtbetrachtung“36 als zumindest möglich erscheinen 
lassen, dass das gegen die Schutzgüter des Art. 21 Abs. 2 GG gerichtete Handeln 
einer Partei erfolgreich sein kann („Potentialität“).37 

Aus diesem Regelungskonzept folgt, dass die Mitwirkung einer (noch) nicht ver-
botenen Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung an der politischen Willens-
bildung allein deshalb weiterhin möglich ist, weil die Rechtsfrage nach ihrer Ver-
fassungswidrigkeit noch nicht durch die dafür zuständige Stelle – das Bundesver-
fassungsgericht – beantwortet wurde und die Partei deshalb von anderen staatli-
chen Stellen wie jede andere nicht verbotene Partei zu behandeln ist. Gleichwohl 
handelt es sich bei der Mitwirkung einer solchen Partei am Wettbewerb um Zu-
stimmung um einen im Ausgangspunkt mit Art. 21 Abs. 2 GG nicht im Einklang 
stehenden Zustand. Es widerspricht dem Konzept des Grundgesetzes, die betref-
fende Partei an dem parteibezogenen Element der doppelten Schutzwirkung des 
Art. 21 GG dauerhaft teilhaben zu lassen und ihr damit die Möglichkeit der Be-
kämpfung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzuräumen. Zwar 
handelt es sich bei politischen Parteien um „frei gebildete, im gesellschaftlich-
politischen Bereich wurzelnde Gruppen“,38 die allein berufen sind, an der Willens-
bildung des Volkes mitzuwirken.39 Sie sind aber zugleich darauf ausgelegt, „in den 
Bereich der institutionalisierten Staatlichkeit hineinzuwirken,“40 indem sie ihren 
„Meinungen, Interessen und Bestrebungen [...] auch im Bereich der staatlichen 
Willensbildung Geltung zu verschaffen versuchen“,41 um damit „einen wirksamen 
Einfluss auf das staatliche Geschehen zu ermöglichen“.42 Dabei bedarf es aufgrund 
des Erfordernisses der „Potentialität“ auch eines gewissen Maßes an Erfolgsaus-
sichten. Dies schließt es aus anzunehmen, dass ein Antrag auf ein „Parteiverbot“ im 
Ermessen der antragsberechtigten Organe stehen könnte, das es zulässt, politischen 
Zweckmäßigkeitserwägungen Raum zu geben. Es ist fernliegend, dass es das 
Grundgesetz den antragsberechtigten Staatsorganen gestatten will, gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten und potentiell erfolgver-
sprechenden Aktivitäten dauerhaft tatenlos zuzusehen. Nach Art. 21 Abs. 2 und 4 GG 

                                                           
35 BVerfGE 144, 20 (213 f. in Rn. 556). 
36 BVerfGE 144, 20 (225 in Rn. 587). 
37 Vgl. BVerfGE 144, 20 (245 ff. in Rn. 585 ff.). 
38 BVerfGE 20, 56 (101); 148, 11 (24 in Rn. 41); s. ferner BVerfGE 52, 63 (85); 73, 40 (85); 104, 

14 (19); 162, 207 (228 in Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
39 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 10. 
40 BVerfGE 20, 56 (101); 52, 63 (85); 73, 40 (85); s. ferner BVerfGE 148, 11 (24 in Rn. 41); 154, 320 

(334 in Rn. 45); 162, 207 (228 in Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
41 BVerfGE 20, 56 (101). 
42 BVerfGE 148, 11 (24 in Rn. 41); 154, 320 (334 in Rn. 45); s. ferner BVerfGE 162, 207 (228 f. in 

Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
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kann der Rechtsfrage nach der Verfassungswidrigkeit einer Partei – wenn sie sich 
denn stellt (dazu sogleich sub 2.) – und damit dem Vorliegen der Verbotsvoraus-
setzungen nicht dauerhaft ausgewichen werden, indem der erforderliche Antrag 
nicht gestellt wird. Damit würde vielmehr ein von der Verfassung nicht gewollter 
– und insofern „verfassungswidriger“ – Zustand perpetuiert, was den Aufgaben 
der antragsberechtigten Verfassungsorgane diametral entgegensteht.43 Sofern 
eine Partei gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtete Ziele 
verfolgt, bedarf es grundsätzlich eines Verbotsantrags.44 

Diesem Befund lässt sich nicht entgegenhalten, dass § 43 BVerfGG den antrags-
berechtigten Organen nach seinem Wortlaut ein Ermessen hinsichtlich der An-
tragstellung einräume. Zum einen ist eine einfach-gesetzliche Ausgestaltung des 
verfassungsgerichtlichen Verfahrens von vornherein nicht geeignet, verfassungs-
rechtliche Vorgaben zu konterkarieren, zum anderen handelt es sich nach dem 
Wortlaut der Norm um eine Regelung der antragsberechtigten Organe, die zu 
einer Antragstellung befugt sind und deshalb einen Antrag stellen können („Der 
Antrag [...] kann von dem Bundestag, dem Bundesrat oder von der Bundesregie-
rung gestellt werden“).45 Desgleichen nicht überzeugend ist der Einwand, dass 
eine Antragspflicht nicht gerichtlich durchsetzbar sei,46 denn Verfassungsorgane 
(einschließlich der Legislativorgane) können rechtlichen Bindungen unterliegen, 
deren Existenz nicht davon abhängig ist, dass deren Einhaltung mit (verfassungs-) 
gerichtlicher Hilfe durchgesetzt werden kann.  

2. Antragspflicht und Beurteilungsspielraum 

Verneint man daher ein Ermessen der antragsberechtigten (Staats-)Organe hin-
sichtlich der Antragstellung, so verlagert sich das Problem auf die Tatbestands-
ebene. Die Feststellung, dass eine Partei verfassungswidrige Ziele verfolgt, beruht 
– wie eingangs ausgeführt – auf einer gründlichen verfassungsgerichtlichen Prü-
fung, ob sich aus dem Programm und/oder der Partei zurechenbaren Äußerungen 
von Repräsentanten, Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhängern ergibt, 
dass die Partei verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, indem sie „darauf ausgeht“, 

                                                           
43 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 182. 
44 Ähnl. Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 245; s. ferner Stein, in: Ipsen, 

ParteiG, 2. Aufl. 2018, Vor §§ 32, 33 Rn. 4; Böhme, MIP 2024, 319 (324), https://doi.org/ 
10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026).  

45 Vgl. Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 243; Klein, in: Dürig/Herzog/ 
Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 545 (mit Fn. 3); Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, 
Art. 21 Rn. 181; Böhme, MIP 2024, 319 (321 f.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 
(abgerufen 26.02.2026). 

46 Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (296), https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 
26.02.2026); Ogorek, JZ 2025, 53 (61); anders Böhme, MIP 2024, 319 (330), https://doi.org/ 
10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
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die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseiti-
gen. Hieraus folgt, dass die feststehende Verfassungswidrigkeit einer Partei nicht 
Verbotsvoraussetzung sein kann. In Rede steht vielmehr eine (Prognose-) Ent-
scheidung im Hinblick auf die Erfolgsaussichten eines Verbotsantrags. In diese 
Prognoseentscheidung werden auch die politischen Konsequenzen eines etwai-
gen Scheiterns des Antrags eingestellt werden können.47 Insoweit ist mithin ein 
Beurteilungs- bzw. Prognosespielraum der antragsberechtigten Organe anzuer-
kennen, dessen Inanspruchnahme sich aber (allein) an den Erfolgsaussichten des 
Antrags nach Maßgabe der vorliegenden Erkenntnisse zur Ausrichtung einer Partei 
orientieren muss.48 Je mehr sich die „Beweislage“ in Richtung auf die Verfas-
sungswidrigkeit einer Partei verdichtet, umso mehr wird es eines Verbotsverfah-
rens bedürfen, so dass im Falle der Prognose einer hohen Erfolgswahrscheinlich-
keit eine Pflicht zur Antragstellung anzunehmen ist.49 Raum für politische Oppor-
tunitätserwägungen ist an dieser Stelle aber nicht. Es würde vielmehr das Instru-
ment des Parteiverbots und damit das Konzept der wehrhaften Demokratie ad 
absurdum führen, wenn einerseits bei einer unbedeutenden Partei aufgrund der 
mangelnden Potentialität von einem Verbotsverfahren abzusehen ist und ande-
rerseits bei einer größeren Partei gerade wegen ihres vorhandenen Gewichts und 
der sich darin widerspiegelnden Unterstützung durch Teile der Bevölkerung aus 
Gründen politischer Opportunität von einem Verbotsverfahren abgesehen wer-
den könnte. 

III. Folgeprobleme unterbleibender Antragstellung 

Der vorstehende Befund wird bestätigt durch einige Folgeprobleme einer unter-
bliebenen Antragstellung, die sich aus dem Verzicht auf ein Verbotsverfahren 
ergeben können. Auch hierfür hält das Beispiel der AfD einiges an Anschauungs-
material bereit.  

1. Parteibezogene Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 GG 

Bei der auf die Parteien bezogenen Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 und 4 GG 
– dem „Parteienprivileg“ – handelt es sich der Sache nach um eine „materiell-
rechtliche Sperrwirkung“50 dahingehend, dass eine „staatliche Bekämpfung“ einer 
politischen Partei unzulässig ist, solange sie nicht für verfassungswidrig erklärt 
und aufgelöst worden ist.51 Dabei geht es im Kern um den Status der Gleichheit 
der Parteien: Soweit nicht die Instrumente des Art 21 GG – Parteiverbot oder 

                                                           
47 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 182. 
48 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 243. 
49 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 547. 
50 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 216. 
51 BVerfGE 111, 382 (410 in Rn. 105). 
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Ausschluss von der staatlichen Parteienfinanzierung – greifen, sind Parteien 
durch den Staat unabhängig von ihrer Ausrichtung grundsätzlich gleich zu be-
handeln; auch verfassungswidrige Parteien dürfen in ihrer Tätigkeit daher nicht 
behindert werden.52 

a) Äußerungen in amtlicher Eigenschaft 

Es liegt nahe, danach auch faktischen Beeinträchtigungen der Parteienfreiheit po-
tentielle Rechtserheblichkeit im Hinblick auf das „Parteienprivileg“ zuzubilligen.53 
Auf dieser Grundlage lassen sich insbesondere amtliche Stellungnahmen zur Aus-
richtung politischer Parteien problematisieren, zumal für Äußerungen zu politi-
schen Parteien, die unter Inanspruchnahme amtlicher Autorität erfolgen, nach 
gängiger Lesart54 eher strenge Regeln gelten.55 Auch wird in der (neueren) Recht-
sprechung nicht mehr in Abrede gestellt, dass mit Äußerungen über eine mögli-
che Verfassungswidrigkeit einer Partei auch faktische Auswirkungen auf die 
durch Art. 21 Abs. 1 GG geschützte Betätigung einer politischen Partei einherge-
hen können.56 Zugleich wird in der verwaltungsgerichtlichen Judikatur nicht nur 
eine Beobachtung einer Partei durch den Verfassungsschutz, sondern auch die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über diesen Vorgang als zulässig angesehen.57 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof stellt hierzu zusammenfassend fest, dass 
verfassungsfeindliche Parteien und Parteien, die Beobachtungsobjekte des Ver-
fassungsschutzes sind, es sich gefallen lassen müssen, „in der öffentlichen Ausei-
nandersetzung als solche bezeichnet zu werden“.58 Dem liegt zugrunde, dass das 
Bundesverfassungsgericht die Bezeichnung einer Partei als „rechtsextrem“ früh-
zeitig unbeanstandet gelassen hat, weil es sich weder um ein administratives Ein-
schreiten handele noch die Verfassungswidrigkeit der Partei rechtlich geltend ge-
macht werde, sondern der Staat mit einer solchen Bewertung die Pflicht erfülle, 
die freiheitliche demokratische Grundordnung zu schützen.59 Derartige Äußerungen 

                                                           
52 BVerfGE 47, 130 (139). 
53 So ausdrücklich Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218. 
54 Vgl. BVerfGE 148, 11 (32 f. in Rn. 64); 154, 320 (339 f. in Rn. 56); 162, 207 (231 f. in Rn. 78); 

s. auch schon BVerfGE 44, 125 (149 f.). 
55 Zur Kritik der Argumentation mit „amtlicher Autorität“ Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, 

Art. 21 Rn. 52 f. 
56 BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (96 in Rn. 61 

und 117 in Rn. 223); HessVGH, B. v. 26.09.2025 – 8 B 1714/23, Rn. 146 (juris); s. ferner 
BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 75 (juris); VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 
30 K 22.4912, Rn. 68 und 459; VG Berlin, B. v. 02.02.2024 – 1 L 340/23, Rn. 51 (juris). 

57 BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (116 f. in 
Rn. 212 ff.); VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 K 326/21, Rn. 171, 974 ff. (juris); VG München, 
Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 70 ff. und 472 ff. (juris); VG Berlin, B. v. 02.02.2024 
– 1 L 340/23, Rn. 51 (juris). 

58 BayVGH, B. v. 03.12.2025 – 3 CE 25.1805, Rn. 22 (juris). 
59 BVerfGE 40, 287 (293). 
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werden in einer neueren Entscheidung daher als Teil der öffentlichen Auseinander-
setzung eingeordnet, gegen die sich die betroffene Partei mit den Mitteln des 
öffentlichen Meinungskampfs zur Wehr setzen müsse.60 Daran anknüpfend hat 
der Verfassungsgerichtshof von Rheinland-Pfalz im Frühjahr 2025 entspre-
chende Einordnungen der AfD durch die (vormalige) Ministerpräsidentin als in 
Wahrnehmung eines Schutzauftrages für die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung erfolgend und deshalb zulässig erachtet.61  

Man mag dem in Ermangelung eines rechtlichen Vorgehens gegen die betref-
fende Partei unabhängig von der (grund-)rechtlichen Relevanz mittelbar-fakti-
scher Beeinträchtigungen durch staatliche Verlautbarungen in Verfassungs-
schutzberichten62 zustimmen können und entsprechende Erklärungen einer Lan-
desregierung als mit dem Konzept der wehrhaften Demokratie vereinbar anse-
hen. Allerdings mündet die Zulässigkeit derartiger Erklärungen trotz Fehlens ei-
ner definitiven Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei zwangsläufig 
in die Frage, ob deren Verfassungswidrigkeit uneingeschränkt offenbleiben kann. 
Letztlich steht mit einem solchen Verdikt eine Bewertung der Zielsetzung einer 
politischen Partei im Raum, über die abschließend zu entscheiden nach Art. 21 
Abs. 4 GG allein das Bundesverfassungsgericht berufen ist. Sofern eine Landes-
regierung eine Partei als verfassungswidrig ansieht, ist es ihr auch unbenommen 
zu versuchen, über den Bundesrat ein Verbotsverfahren zu initiieren. Geschieht 
dies nicht, so ergibt sich die paradoxe Situation, dass staatliche Stellen einerseits 
vor einer gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten Tätig-
keit einer Partei warnen dürfen, ihr aber andererseits Mittel aus der staatlichen 
Parteienfinanzierung unter den Voraussetzungen von § 18 Abs. 4 ParteiG (und 
vorbehaltlich eines Verfahrens nach Art. 21 Abs. 3 GG) zustehen können und 
ihnen gem. § 5 ParteiG auch (Sach-)Leistungen wie Sendezeit im Rundfunk oder 
öffentliche Einrichtungen zur Verfügung zu stellen sind.63 

b) Rechtsakte 

Der grundsätzlichen Verpflichtung zur Bereitstellung von Leistungen an alle nicht 
verbotenen Parteien entspricht es, dass die Berücksichtigung einer angenomme-
nen Verfassungswidrigkeit einer Partei bei rechtsförmigem administrativem Han-
deln und damit deren rechtliche Geltendmachung nicht in Betracht kommt, bevor 

                                                           
60 BVerfGE 162, 207 (246 f. in Rn. 116).  
61 VerfGH Rh.-Pf., Urt. v. 02.04.2025 – VGH O 11/24, Rn. 35 ff., insb. 38 (juris).  
62 Vgl. dazu auch (mit Blick auf die Pressefreiheit) BVerfGE 113, 63 (76 f. in Rn. 50 ff.). 
63 Krit. hierzu auch Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218; s. ferner Böhme, 

MIP 2024, 319 (327 f.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/%2010.24338/mip-2024319-331
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nicht das Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit festgestellt hat.64 
Amtliches Handeln mit Entscheidungscharakter bildet weiterhin die klassische 
Form der (legitimationsbedürftigen) Ausübung von Staatsgewalt,65 so dass der 
Anspruch nicht verbotener verfassungswidriger Parteien auf Gleichbehandlung 
mit anderen Parteien etwa bei der Vergabe staatlicher Leistungen nicht zuletzt in 
der daraus resultierenden Grundrechtsbindung wurzelt.66 

Ein administratives Vorgehen gegen politische Parteien unter Verletzung ihrer 
Betätigungsfreiheit kommt gleichwohl vor. Ein besonders eklatantes Beispiel bil-
det die verweigerte Überlassung einer Stadthalle an die NPD unter Missachtung 
einer entgegenstehenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts durch die 
Stadt Wetzlar im Jahre 2018.67 Zwischenzeitlich hat es auch (gescheiterte) Ver-
suche gegeben, der AfD kommunale Hallen zu verweigern.68 Ebenfalls erwähnt 
sei die Verweigerung von Girokonten für als extremistisch eingestufte Parteien 
durch kommunale Sparkassen, die ebenfalls mit Art. 21 Abs. 2 GG und dessen 
Konkretisierung durch § 5 ParteiG unvereinbar ist, wie erst kürzlich die Sparkasse 
Wetzlar erfahren musste.69 

Als problematisch erweisen sich darüber hinaus Fallgestaltungen, in denen die 
angenommene Verfassungswidrigkeit einer Partei nicht gegenüber der Partei, 
sondern gegenüber Dritten wie namentlich Mitgliedern oder Anhängerinnen und 
Anhängern (mit) zum Anlass für administrative Maßnahmen genommen wird. So 
ist in der Tagespresse im Anschluss an die Einstufung der AfD als „gesichert 
rechtsextremistisch“ durch das Bundesamt für Verfassungsschutz die These ge-
äußert worden, dass es mit Blick auf Angehörige des öffentlichen Dienstes nun-
mehr auch „für Hausmeister [...] eng werden“ könnte, wenn sie der AfD angehö-
ren.70 Das mag übertrieben erscheinen, weil die Entlassung aus einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis allein wegen der Mitgliedschaft in einer verfassungs-

                                                           
64 BVerfGE 144, 20 (201 in Rn. 526); 168, 193 (272 in Rn. 222); BVerwG, NVwZ 2025, 1932 

(1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (97 in Rn. 76); HessVGH, B. v. 26.09.2025 
– 8 B 1714/23, Rn. 67 (juris); VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 71 (juris); 
VG Berlin, B. v. 02.02.2024 – 1 L340/23, Rn. 51 (juris); VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 K 
326/21, Rn. 168 (juris); VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 137. 

65 BVerfGE 107, 59 (87); s. ferner BVerfGE 83, 60 (73); 93, 37 (68). 
66 Näher zum Konzept der sog. „abgestuften Chancengleichheit“ Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 

2024, Art. 21 Rn. 34 ff. 
67 Dazu Bäcker, MIP 2018, 112 f., https://doi.org/10.25838/oaj-mip-2018112-113 (abgerufen 

26.02.2026); Hecker, NVwZ 2018, 787 ff. 
68 Beispielhaft VG Augsburg, B. v. 10.02.2026 –7 S 26.310; s. ferner VGH Ba.-Wü., B. v. 21.02.2026 

– 1 S 357/26. 
69 VG Gießen, Urt. v. 03.11.2025 – 8 K 2257/23.GI, Rn. 30 (juris); s. ferner BVerwG, NJW 2019, 

1317 (1320 f. in Rn. 36 ff.). 
70 Tagesspiegel (S. Leber) v. 04.05.2025, https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstu-

fung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html (abge-
rufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.25838/oaj-mip-2018112-113
https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstufung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstufung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html
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feindlichen Partei und unabhängig von einem individuellen Fehlverhalten nicht 
zuletzt mit Blick auf Art. 10 und 11 EMRK71 auf Grenzen stößt.72 In Bezug auf die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst hat aber das Bundesverfassungsgericht be-
reits vor einem halben Jahrhundert im Zusammenhang mit der Zugehörigkeit ei-
ner Person zu einer Organisation aus dem „linken“ Spektrum („Rote Zelle Jura“) 
entschieden, dass die Mitgliedschaft in einer als verfassungsfeindlich eingestuf-
ten Partei einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst auch dann entgegenstehen 
kann, wenn die Verfassungswidrigkeit der betreffenden Partei vom Bundesver-
fassungsgericht noch nicht festgestellt wurde: Ein Teil des für die „Beurteilung 
der Persönlichkeit“ maßgeblichen Verhaltens könne danach auch der Beitritt oder 
die Zugehörigkeit zu einer politischen Partei sein, die verfassungsfeindliche Ziele 
verfolge.73 Etwaige Rückwirkungen in Bezug auf die Bereitschaft zur Mitwirkung 
in der inkriminierten Partei wurden hingegen mit der Begründung als unbeacht-
lich angesehen, es handele sich allein um mittelbar-faktische Nachteile, vor der 
Art. 21 GG nicht schütze.74  

Aufgrund des Fehlens einer Tatbestandswirkung der Einschätzung der Zielrich-
tung einer Partei durch die Verfassungsschutzbehörden bleibt es betroffenen Per-
sonen wie auch der Partei selbst allerdings unbenommen, die rechtliche und/oder 
tatsächliche Unrichtigkeit der Bezeichnung einer Partei etwa als links- oder rechts-
extrem geltend zu machen, was in einem gerichtlichen Verfahren in potentiellem 
Konflikt mit Art. 21 Abs. 4 GG zu einer Prüfung der Verfassungsfeindlichkeit 
durch ein Verwaltungsgericht führen kann. Zudem ist auch für den vorliegenden 
Zusammenhang zu bezweifeln, dass Rückwirkungen auf die Bereitschaft zur Mit-
gliedschaft oder Mitarbeit in einer Partei, die sich aus daraus gezogenen Rück-
schlüssen auf fehlende Verfassungstreue von Beamtinnen und Beamten ergeben 
könnten, als „nur“ mittelbare und faktische Einwirkung auf die Betätigungsfrei-
heit der Partei rechtlich unbeachtlich sind. Richtigerweise ist es vielmehr als Ver-
letzung des „Parteienprivilegs“ zu werten, wenn für ein Vorgehen gegen Beam-
tinnen und Beamte die Mitgliedschaft in einer administrativ als verfassungswid-
rig bewerteten Partei ausreichen soll.75 In dem bekannten Fall der Entfernung ei-
nes ehemaligen AfD-Politikers und Bundestagsabgeordneten aus dem öffentli-
chen Dienst wurde diese Maßnahme daher auch primär auf den Inhalt als verfas-
sungsfeindlich und rassistisch eingeordneter Äußerungen des Betroffenen ge-
stützt.76 

                                                           
71 Vgl. dazu ECHR, NJW 1996, 375 (377 f. in Nr. 60 f.) – Vogt ./. Deutschland. 
72 Näher Voßkuhle, NVwZ 2022, 1841 (1843) m.w.N. 
73 BVerfGE 39, 334 (359). 
74 BVerfGE 39, 334 (360). 
75 So auch K.-A. Schwarz im „Verfassungsblog“, https://dx.doi.org/10.59704/c8c29e5b8d104dd4 

(abgerufen 26.02.2026). 
76 Dienstgerichtshof für Richter beim OLG Stuttgart v. 18.03.2021 – DGH 2/19 (juris). 

https://dx.doi.org/10.59704/c8c29e5b8d104dd4
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Ein weiteres in diesem Zusammenhang zu nennendes Beispiel bildet die Nichtbe-
willigung eines Schülerpraktikums bei einem AfD-Bundestagsabgeordneten, das 
vom OVG Berlin-Brandenburg bestätigt wurde: Der Praktikumsstätte fehle es an 
der Geeignetheit, weil der Landesverband der AfD, dem der betreffende Abgeord-
nete angehöre, nach den Feststellungen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
„gesichert rechtsextrem“ sei.77 Es liegt nahe, auch in diesem Falle eine (mittelbare) 
Ungleichbehandlung der Partei gegenüber anderen Parteien (und deren Abgeord-
neten) anzunehmen, die von der betroffenen Schülerin aber nicht geltend gemacht 
werden konnte, weil insoweit nicht deren subjektive Rechte in Rede stehen. In 
Brandenburg ist zudem seit 2024 in § 64a des Schulgesetzes ein Verbot veran-
kert, Kennzeichen und Propagandamittel verfassungsfeindlicher Organisationen 
in der Schule mit sich zu führen, wobei die Verfassungsfeindlichkeit von Organi-
sationen vermutet wird, die in einem Verfassungsschutzbericht des Bundes oder 
eines Landes als extremistisch benannt werden.78 Diskutiert wird, ob danach auch 
eine Verwendung von AfD-Werbekugelschreibern in der Schule verboten ist.79 

2. Konsequenzen für die (doppelte) Schutzwirkung von Art. 21 Abs. 2 GG 

Die vorgenannten Beispiele geben bereits zu erkennen, dass ein unterbliebenes 
Verbotsverfahren in eine rechtliche Grauzone mündet, in der eine Partei einen 
gleichsam „permanenten Verdachtsfall“ mit Auswirkungen auf die betreffende 
Partei als auch für Dritte bildet, ohne dass diese Frage durch die zuständige Stelle 
– das Bundesverfassungsgericht – abschließend geklärt würde. Damit widerstreitet 
die unterbliebene Antragstellung im Ergebnis beiden Aspekten der doppelten 
Schutzwirkung des Art. 21 GG: Die Partei erhält weiterhin den sprichwörtlichen 
„Freifahrtschein“80 zur Mitwirkung an der politischen Willensbildung, was im 
Falle der tatsächlichen Verfassungswidrigkeit der normativen Vorgabe aus Art. 21 
Abs 2 GG sowie deren Zielsetzung widerspricht. Zugleich können sich Partei (und 
Dritte) mit der (dauerhaften) Einordnung der Partei als verfassungswidrig als 
Grundlage für influenzierendes oder drittbeeinträchtigendes Staatshandeln kon-
frontiert sehen, was zu „Umgehungen der Schutzwirkung des Art 21 Abs. 4 GG“81 
führen kann und in latentem Widerspruch zu dem Entscheidungsmonopol des 

                                                           
77 OVG Berlin-Brandenburg, B. v. 16.01.2026 – 3 S 5/26, Redaktion beck-aktuell, sst, 16.01.2026, 

https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-
afd-politiker (abgerufen 26.02.2026). 

78 GVBl. I 2024, Nr. 2. 
79 Vgl. https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schu 

len-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/ (abgerufen 26.02.2026). 
80 Ursprünglich gemeint ist das in Art. 40 WRV verankert gewesene Recht der Mitglieder des 

Reichstags zur „freien Fahrt auf allen deutschen Eisenbahnen“, s. dazu Koch, in: Sachs, GG, 10. 
Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 199 m.w.N.; die entsprechende Berechtigung findet sich nunmehr in § 16 
Abs. 1 Satz 1 AbgG. 

81 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218. 

https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-afd-politiker
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-afd-politiker
https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schulen-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/
https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schulen-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/
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Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit einer Partei 
steht. 

IV. Folgerungen 

Die skizzierten Rückwirkungen unterbliebener Verbotsverfahren auf die doppelte 
Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 GG machen deutlich, dass die Frage der Ver-
fassungsfeindlichkeit einer Partei nicht dauerhaft ungeklärt bleiben kann, wenn 
hinreichende Anhaltspunkte für entsprechende Bestrebungen vorliegen. Ein poli-
tisches Ermessen der antragsberechtigten Organe in Bezug auf die Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit einer Partei ist daher zu verneinen: Zum einen sind 
diese Parteien schon unmittelbar aufgrund der verfassungsrechtlichen Grundent-
scheidung in Art. 21 Abs. 2 GG nicht zur Mitwirkung an der politischen Willens-
bildung zugelassen, was es ausschließt, diesen Befund durch die Annahme eines 
politischen Ermessens zu konterkarieren; die Beteilung verfassungswidriger Par-
teien am politischen Wettbewerb ist vielmehr ein von der Verfassung nicht ge-
wollter Zustand (oben II. 1.). Zugleich muss es als widersprüchlich erscheinen, 
dieses verfassungsrechtlich vorgesehene Mittel zur Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit einer Partei nicht zu ergreifen, die Verfassungsfeindlichkeit einer Par-
tei aber in anderen Zusammenhängen geltend zu machen (oben III). 

Damit gleichwohl nicht verbunden ist ein „Antragsautomatismus“, da es einer Be-
wertung und Beurteilung der Aus- und Zielrichtung einer Partei sowie – damit 
einhergehend – der Erfolgsaussichten eines Verbotsverfahrens bedarf, mit der 
zwangsläufig ein gewisser Beurteilungsspielraum der zuständigen Stellen einher-
geht (oben II. 2.). Sofern hinreichende und belastbare Erkenntnisse für eine Ver-
fassungswidrigkeit einer Partei i.S.v. Art. 21 Abs. 2 GG vorliegen (und auch eine 
hinreichende „Potentialität“ gegeben ist), kann sich aber der Entscheidungsspiel-
raum zu einer Antragspflicht verdichten. Folgerichtig bedarf es bei belastbaren 
Anhaltspunkten für verfassungswidrige Ziele einer Partei der Prüfung der Erfolgs-
aussichten eines Verbotsverfahrens;82 der Verweis auf die politische Bekämpfung 
ist keine gleichwertige Alternative.  

Betrachtet man vor diesem Hintergrund die (Ausgangs-)Frage nach einem Ver-
botsverfahren betreffend die AfD, so ergeben sich aus dem vorliegenden, insbe-
sondere dem von Verfassungsschutzbehörden zusammengetragenen Material 
deutliche Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche Grundhaltung dieser Par-
tei. Zudem kann an aktuellen Veröffentlichungen in der Presse abgelesen werden, 
dass Repräsentanten dieser Partei eine – durchaus auch Assoziationen zu NS-

                                                           
82 Einen „Befassungsauftrag“ (unter Anerkennung eines politischen Ermessens der antragsberech-

tigten Organe) grundsätzlich bejahend auch Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (297), https:// 
doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
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Vorstellungen von einer „Volksgemeinschaft“ weckende – Unterscheidung zwi-
schen gleichsam „gebürtigen“ Deutschen einerseits und – als „Passdeutsche“ ge-
schmähten – eingebürgerten Personen andererseits vornehmen.83  

Zwar mag es sein, dass diese Sachlage noch nicht den sicheren Schluss auf einen 
Erfolg eines Verbotsverfahrens ermöglicht. So soll derzeit allein der „begründete 
Verdacht“, aber noch keine (letzte) Gewissheit bestehen, dass die AfD deutschen 
Staatsangehörigen mit Migrationshintergrund nur einen rechtlich abgewerteten 
Status zuerkennen wolle.84 Jenseits derartiger Differenzierungen lassen aber die 
bislang vorliegenden Erkenntnisse85 gleichwohl eine Bewertung der politischen 
Ausrichtung der AfD als verfassungsfeindlich und damit den Schluss auf das Be-
stehen von Erfolgsaussichten eines Verbotsverfahrens zu. Dem entspricht, dass 
mehrere Staatsrechtlerinnen und Staatsrechtler die AfD schon Ende 2024 als pro-
totypischen Fall einer Partei bezeichnet haben, „durch die die spezifischen Me-
chanismen der grundgesetzlichen wehrhaften Demokratie aktiviert werden sol-
len“.86 Es ist daher geboten, dass die zuständigen Stellen aktiv prüfen, ob ein Ver-
botsverfahren einzuleiten ist.  

                                                           
83 Vgl. Tagesspiegel (J. Geiler) v. 23.01.2025, https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/ 

abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungs-
schutz-15171712.html (abgerufen 26.02.2026). 

84 So (auf Basis einer begrenzten Tatsachengrundlage) VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, 
Rn. 253 ff. 

85 Ausführl. Darstellung für den damaligen Zeitpunkt durch das VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 
K 326/21 (juris); s. ferner VG Dresden, B. v. 15.07.2024 – 6 L 20/24, insbes. Rn. 114 ff. (juris). 

86 v. Arnauld et. al., Rechtswissenschaftliche Stellungnahme zu einem Parteiverbotsverfahren gegen 
die „Alternative für Deutschland“ (AfD) v. 27.11.2024, S. 4, https://www.towfigh.net/de/wp-con-
tent/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf (abgerufen 26.02.2026). 

https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.towfigh.net/de/wp-content/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf
https://www.towfigh.net/de/wp-content/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf
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Direkte Demokratie auf dem Rückzug 

Probleme durch Nimbyisten und rechtspopulistische Parteien bei bundes-
deutschen Bürgerentscheiden 

Lars Holtkamp1/Jörg Radtke2  

Die direkte Demokratie auf kommunaler Ebene wurde bisher nur selten in 
Deutschland quantitativ analysiert. Das verwundert, weil auf dieser Ebene unfrag-
lich die meisten direktdemokratischen Verfahren eingeleitet wurden und es auch 
viel häufiger zu Abstimmungen kam als auf der Landesebene. Damit ist die kom-
munale Ebene eigentlich prädestiniert für quantitative Analysen, wenn es nicht 
so schwierig wäre, flächendeckend qualitativ hochwertige Daten zu erhalten. Ur-
sprünglich waren es vor allem die Innenminister der Länder, die verlässliche Daten 
erhoben haben. Aus diesem Geschäft haben sich die Bundesländer aber vollum-
fänglich zurückgezogen und verweisen bei Anfragen nur noch auf die Datenbank 
des Interessenverbands „Mehr Demokratie“ in Kooperation mit der Wuppertaler 
Politikwissenschaft. Leider ist aber der Datensatz sehr unvollständig, was den In-
teressenverband für mehr direkte Demokratie nicht daran hindert, weitgehende 
Schlüsse aus dem Datensatz zu ziehen, die nicht intersubjektiv nachvollziehbar 
sind. So wird beispielsweise in Kooperation mit der Wuppertaler Politikwissen-
schaft im Bürgerbegehrensbericht 2023 behauptet, dass die Energiewende von 
der direkten Demokratie profitieren würde (Mehr Demokratie e.V. 2023), wobei 
der Datensatz nicht die Abstimmungen über erneuerbare Energien gesondert aus-
weist. Diese weitgehenden Aussagen entsprechen kaum dem internationalen For-
schungsstand (vgl. z.B. Stadelmann-Steffen et al. 2022: 196), in dem eher von 
einer bremsenden Wirkung direktdemokratischer Vetopositionen gerade in der 
Umweltpolitik ausgegangen wird. 

Faktisch ist der Verein in den letzten Jahren in seiner Lobbytätigkeit für mehr 
direktdemokratische Vetopositionen aber etwas ins Hintertreffen geraten, weil 
durch die Landesregierungen die Hürden nicht, wie bis 2020, immer weiter ge-
senkt wurden, sondern die Hürden jetzt in zwei Bundesländern (Hessen und 

                                                           
1 Prof. Dr. Lars Holtkamp ist Professor für das Lehrgebiet Politik und Verwaltung an der FernUni-

versität Hagen mit den Arbeitsschwerpunkten lokale Politikforschung, Parteien, Verwaltungs- 
und Demokratiereformen.  

2 Dr. Jörg Radtke ist Projektleiter am Forschungsinstitut für Nachhaltigkeit (RIFS) am GFZ (Helm-
holtz-Zentrum Potsdam). Schwerpunkte seiner Forschungsarbeiten als Politikwissenschaftler sind 
Beteiligungsprozesse und Konflikte in der Energiewende und der Klimaanpassung, Policy- und 
Governance-Analysen der Energie- und Nachhaltigkeitspolitik und die Rolle von demokratischen 
Innovationen wie Bürgerräten und digitalen Tools in der Nachhaltigkeitstransformation. 
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Schleswig-Holstein) erhöht wurden. Die direkte Demokratie befindet sich damit 
erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik auf dem Rückzug, auch wenn es 
sich eher um inkrementelle Veränderungen handelt. 

Begründet wird diese neue Rechtsentwicklung von den Landesregierungen durch 
die bremsende Veto-Wirkung dieser Verfahren beim Infrastrukturausbau und 
bei der Implementation der lokalen Energiewende (vgl. ausführlicher Holtkamp/ 
Müller 2026).  

Diese sehr unterschiedlichen Aussagen waren für uns ein Grund, ausgehend von 
der Wuppertaler Datenbank, die Bürgerentscheide in deutschen Kommunen zwi-
schen 2010 bis 2020 nachzuerfassen.3 

Wir wollen jetzt nicht alle Untersuchungsergebnisse im Detail ausbreiten, son-
dern ausgewählte Befunde präsentieren und in zwei wesentliche problematische 
Entwicklungen der Gesellschaft und politischen Kultur einbetten, die durch an-
dere qualitative und quantitative Studien kurz skizziert werden.  

Diese Trends des Nimbyismus und rechtspopulistischer Wahlerfolge auf lokaler 
Ebene werden mit dem Menschenbild der partizipativen Demokratietheorie, die 
am klarsten für Forderungen nach mehr direkter Demokratie steht, kontrastiert. 
Die These ist, dass diese Trends die direkte Demokratie stark herausfordern. So-
mit soll ein kritischerer Blick als bisher auf die direkte Demokratie in Deutschland 
eröffnet werden und zusätzlich empirische Daten über alle Bürgerentscheide zu-
gespielt werden. Mit diesen zwei Trends soll auch der wesentliche Befund der 
quantitativen Analysen, dass durch Bürgerentscheide der Infrastrukturausbau 
massiv gefährdet wird durch das Status-Quo orientierte Abstimmungsverhalten, 
stärker kontextualisiert und auf die aktuelle empirische Lage in deutschen Kom-
munen rückbezogen werden. Im Schlusskapitel werden dann die Ergebnisse zu-
sammengefasst und konkrete Politikempfehlungen entwickelt. 

1. Nimbyismus  

Normalerweise wird davon ausgegangen, dass die direkte Demokratie am Besten 
in der Kommune realisiert werden kann. Dabei gibt es aber ein gravierendes kom-
munalspezifisches Problem. Widerstände nach dem Nimby-Prinzip sind fast nur 
auf der kommunalen Ebene durchsetzungsstark, während sie weitgehend erfolg-
los auf der Landesebene sind, wie nicht zuletzt die Abstimmungen zu Stuttgart 21 
gezeigt haben. 

Anwohner und Bürgerinitiativen verfolgen nach dem NIMBY-Prinzip (‚Not in my 
backyard‘) in erster Linie ihre eigenen Interessen. Dabei fällt die persönliche 

                                                           
3 An dieser Stelle gilt unser besonderer Dank Melanie Walter-Rogg, Henrik Scheller und Rosa Seitz, 

die uns mit der Bereitstellung zusätzlicher umfangreicher Datensätze unterstützten. 
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Nutzenbilanz der protestierenden Anwohner positiv aus, weil sie ihre individuel-
len Kosten im Fall der Realisierung einer geplanten Maßnahme viel höher gewich-
ten als deren Nutzen, der (möglicherweise) allen Bürgern zufließt. Relativ unabhän-
gig davon, ob sich die Proteste gegen Asylbewerberheime, Windkraftanlagen o-
der neue Wohngebiete richten, tauchen dabei mindestens sechs Ängste und Be-
fürchtungen auf: 

„Befürchteter Wertverlust; die Angst, dass die Stadt nicht verhindern kann, 
dass weitere unerwünschte Landnutzungen stattfinden; die Befürchtung, 
durch Lärm, Verkehr, Gestank und ähnlichem werde die Lebensqualität sin-
ken; Sorgen vor einem Imageverlust der betroffenen Wohngegend; erwar-
tete Überbelastung der Stadt und der kommunalen Finanzen und die äs-
thetische Verschandelung“ (Eckardt 2018: 47). 

Auch in unseren Daten zeigt sich, dass Bürgerbegehren gegen Infrastrukturvor-
haben mehrheitlich erfolgreich sind. Das gilt insbesondere für erneuerbare Ener-
gieanlagen und Wohnungsbebauung (vgl. Abbildung 1), bei denen zugleich der 
Bedarf zur Umsetzung auch zukünftig besonders hoch sein dürfte. 

Dies deutet darauf hin, dass es Bürgerinitiativen gelingt, über den engeren Kreis 
der direkt negativ Betroffenen von einem Vorhaben hinaus zu mobilisieren. Sie 
werden häufiger von der Bevölkerung als David (gegen Goliath) geframet, was zu 
einer größeren Sympathie gegenüber Bürgerinitiativen als gegenüber Entschei-
dungs- und Vorhabensträgern führt. Letztere werden häufiger als mächtig und kor-
rupt angesehen (und hier gibt es damit bereits eine erste Parallele zum rechtspopu-
listischen Diskurs), während Bürgerinitiativen von den Wählern eher als authentische 
Repräsentanten der Mehrheit wahrgenommen werden (vgl. Butzlaff 2019: 260). 

Abbildung 1: Anteilige Ja- und Nein-Stimmen in Verfahren GEGEN Infrastrukturprojekte im 
NIMBY-Bereich 

 
Quelle: Eigene Erhebung 
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Zudem scheitern weniger NIMBY-Begehren unecht, weil diese Themen mobilisie-
ren und zu signifikant höherer Abstimmungsbeteiligung und damit zum häufige-
ren Erreichen der Abstimmungsquoren führen, wie sich in unserer Untersuchung 
gezeigt hat. NIMBY-Begehren sind also häufiger direkt erfolgreich und scheitern 
seltener unecht. 

Problematisch ist perspektivisch insbesondere, dass sich – aufgrund der weiter 
alternden Wählerschaft (mit überdurchschnittlicher Wahlbeteiligung) – diese 
NIMBY-Präferenzen vermutlich noch verstärken dürften. Damit verschlechtern 
sich insgesamt die Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Politik gerade in 
Bürgerentscheiden deutlich (vgl. Ahlfeldt et al. 2023: 24). 

Ein nicht unwahrscheinliches Szenario für die politische Partizipation in stark al-
ternden Gesellschaften ist, dass die Gruppe der sog. Wutbürger deutlich wachsen 
wird (Richter 2022: 50). Die ausgeprägteren NIMBY-Interessen mit zunehmendem 
Alter lassen sich aus der Rational-Choice-Perspektive damit erklären, dass der per-
sönliche Nutzen eines ruhig gelegenen Eigenheims, welches im fortgeschrittenen 
Alter auch eher leistbar ist, durch mehr Freizeit und weniger Mobilität steigt, wäh-
rend der persönliche Nutzen neuer Wirtschaftsprojekte und damit zusätzlicher Ar-
beitsplätze etc. kurz vor Renteneintritt als eher geringer wahrgenommen wird:  

„Elderly people who are in retirement should care less (or not at all) about 
their employment prospect, as they derive their income from pensions“ 
(Vlandas 2018: 519) 

Hinzu kommt gerade bei Projekten der Energiewende, dass mit zunehmendem 
Alter die negativen Wirkungen des Klimawandels als weniger gravierend einge-
schätzt werden (Linde 2020), sodass der Nutzen von neuen Standorten für er-
neuerbare Energien weniger gesehen werden könnte.  

Zudem zeigt die Engagementforschung, dass mit zunehmendem Alter das Motiv 
der Gemeinwohlorientierung abnimmt und sich stärker auf die individuellen In-
teressen fokussiert wird (vgl. Butzlaff 2015: 272). 

Häufiger wird die Demokratie von Bürgerinitiativen, in denen über 50-Jährige 
eine zentrale Gruppe bilden, als bloße „Scheindemokratie“ bezeichnet, was wie-
derum auf Parallelen zum rechtspopulistischen Diskurs hinweist. Entsprechend 
ihres meist hohen Bildungsstands und der verfügbaren Zeitressourcen eignen 
sich die dominierenden Eliten in Bürgerinitiativen oftmals so ausgeprägtes Wis-
sen zu einem Standortkonflikt an, dass sie sich der ehrenamtlichen Kommunal-
politik überlegen fühlen (vgl. Zilles 2021). 

Diese aktiven Initiativmitglieder erwarten aufgrund ihres gesellschaftlichen Sta-
tus, dass man ihnen zuhört und entsprechend der eigenen Präferenz handelt (vgl. 
Butzlaff 2015: 272). Auch das mindert die Wahrscheinlichkeit, dass diese An-
wohner getroffene Standortentscheidungen der Kommunalpolitik akzeptieren. 
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Zugleich haben sie ein tiefes Misstrauen gegenüber den Entscheidungsträgern 
(vgl. Butzlaff 2019), was die Akzeptanz der getroffenen Beschlüsse noch weiter 
reduziert. Im Gegensatz zu früher sind technische Expertisen und vermeintliche 
Sachzwänge kaum mehr geeignet gesellschaftliche Akzeptanz für neuen Infra-
strukturen zu generieren: 

„Auf jeden Fall politisiert sich ihre Bereitstellung, was Loyalitäten gegen-
über gewählten Repräsentanten und etablierten Verwaltungs- wie Beteili-
gungsverfahren mindert“ (Winkelmann / Sturm 2025: 479). 

Sicherlich ließe sich in Bezug auf das Alter argumentieren, dass mit der zuneh-
menden Zahl der Senioren diese, auch mit Blick auf ihre Enkel, ihre eigenen Inte-
ressen weniger stark verfolgen, um zum Beispiel neue Vorhaben zur Arbeitsplatz-
schaffung zu ermöglichen. Aber hier deutet die Abstimmungsforschung – jen-
seits von sozialer Erwünschtheit – darauf hin, dass vielmehr das zunehmende 
Stimmengewicht älterer Menschen zugunsten der eigenen Interessen genutzt 
wird. Dies wurde insbesondere bei der Analyse der Schweizer Volksentscheide 
zu Rentenreformen deutlich; hier erschwerte der zunehmende Widerstand Älte-
rer die Rentenreformen erheblich (vgl. Bello/Galasso 2021: 14). 

Der in der Energiewende zu konstatierende elektorale Backlash bei den Grünen, 
die weitergehende Überalterung der deutschen Wählerschaft und die Passfähigkeit 
rechtspopulistischer Erzählungen zum Erhalt der ländlichen Idylle sowie das Vorrü-
cken der AfD auch in die Kommunalpolitik kleinerer westdeutscher Kommunen 
sprechen für eine zukünftig noch stärker am NIMBY-Prinzip ausgerichtete Politik 
und Wählerschaft, die die Blockaden in der Energiewende weiter forcieren werden. 

Dies wird sich auch noch stärker auf die durchschnittliche Kommune (mittlerer 
und kleiner Größe) ausbreiten, während die Sozialwissenschaft und kritische 
Stadtforschung bisher vor allem auf die Metropolen und Stadtstaaten fokussiert 
sind. Zudem gilt gerade für NRW und das Ruhrgebiet, dass größere Flächen mit 
erheblichem Abstand zur Wohnbebauung knapp werden, sodass noch konflikt-
reichere Standorte in Erwägung gezogen werden müssen.  

Gegen den zunehmenden Nimbyismus könnten zwar ein stärkeres politisches 
Vertrauen und gemeinschaftliche Orientierungen wirken, um die Bereitschaft zum 
Kompromiss bei Anwohnern zu stärken. Dabei sind aber die Ausgangsbedingun-
gen beim aktiven Kern der Bürgerinitiativen, wie gezeigt, denkbar schwierig. 

Es gibt auch keine gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen in Deutschland, die 
auf mehr Vertrauen und brückenbildendes Sozialkapital hinweisen. Im Gegenteil: 
Der zunehmenden Digitalisierung, Selbstinszenierung und Individualisierung un-
terliegen nicht nur Städte, „sondern auch jedes einzelne Individuum in seiner 
‚Bastelbiographie‘. Die Individuen müssen sich als einzigartig und attraktiv insze-
nieren, und zwar auch noch glaubhaft, denn nur wer als ‚authentisch‘ erlebt und 
beurteilt wird, vermag in diesem Wettbewerb zu bestehen“ (Frey 2025: 134). 
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In Zeiten der „Hyperindividualisierung der Gesellschaft“ (Straßner/Bein 2025: 
433) ist es unwahrscheinlich, dass durch stärkere gemeinschaftliche Orientierun-
gen der Nimbyismus zurückgeht. Ähnlich ist die Entwicklung des politischen Ver-
trauens einzuschätzen (Huber 2024: 117). 

Das abnehmende politische Vertrauen zeigt sich beispielsweise deutlich in den 
Leipziger Autoritarismus-Studien (vgl. Decker et al. 2024: 74). Die Zustimmung 
dazu, dass die Demokratie, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland dominiert, 
funktioniert, ist in den letzten Jahren eingebrochen. Stimmten diesem Item in 
Westdeutschland 2020 noch 61,8 Prozent der Befragten zu, waren es 2024 nur 
noch 45,5 Prozent. In Ostdeutschland sank die Zustimmung allein zwischen 2022 
und 2024 von 53,5 Prozent auf 29,4 Prozent. Das Vertrauen in lokale demokrati-
sche Institutionen ist auch nicht viel größer (vgl. Egner 2025: 302).  

2. Rechtspopulistische Parteien und parteipolitische Polarisierung 

Die AfD konnte bei der letzten Bundestagswahl ihre Stimmen verdoppeln und sie 
bei den Kommunalwahlen 2025 in NRW sogar nahezu verdreifachen. Es dürfte 
den anderen Parteien schwerfallen, diese Wähler kurz- und mittelfristig wieder 
zurückzugewinnen. Die populistische Grundhaltung und das verbreitete Miss-
trauen gegenüber einer vermeintlich korrupten Elite führt dazu, dass die Politik-
angebote der anderen Parteien als egoistisch oder gemeinwohlunverträglich ein-
geordnet werden, bevor man sich inhaltlich genauer damit befassen könnte 
(Lengfeld/Dilger 2023: 446). 

Zwar kommen in Deutschland Rechtspopulisten noch selten in kommunale Spit-
zenpositionen der größeren Kommunen, aber das Spielfeld der direkten Demo-
kratie ermöglicht ihnen viele Einflussmöglichkeiten, selbst wenn sie in Bürgerbe-
gehren und Volksentscheiden keine Mehrheit erzielen sollten: 

„The campaigns already can deepen cleavages in society, promote hate 
speech, create an illiberal political climate” (Merli 2020: 201). 

Darin liegt auch wohl einer der Gründe, warum relativ häufig Unterschriften für 
Bürgerbegehren gegen Asylbewerberheime gesammelt werden, obwohl sie häu-
figer gar nicht zulässig sind, wie es auch der Verein Mehr Demokratie durchaus 
kritisch bemerkt: 

„Von 2015 bis 2024 sorgten Bürgerbegehren für Schlagzeilen, die sich ge-
gen die Unterbringung von Flüchtlingen richteten. Hier handelt es sich um 
94 Verfahren… Es zeigt sich, dass sich in einigen Fällen Initiativen mittels 
Bürgerbegehren grundsätzlich gegen die Aufnahme von Flüchtlingen aus-
sprechen wollten, was zu unzulässigen Begehren führte… Daher ist die 
Frage zu stellen, ob hier bewusst falsch informiert wird um Stimmung zu 
machen. Die Initiatoren solcher Bürgerbegehren stehen in der Verantwor-
tung, hier die direkte Demokratie nicht zu missbrauchen“ (Mehr Demokra-
tie e. V. 2025). 
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Die AfD profiliert sich vor Ort nicht mehr nur mit überwiegend nationalen The-
men, sondern mobilisiert zunehmend gegen neue Infrastrukturprojekte – und 
nicht nur gegen Asylbewerberheime vor Ort. Dabei spielen auch ideologische 
Gründe eine starke Rolle. So ist man nicht nur gegen Windkraftanlagen, um im 
Parteienwettbewerb zu punkten, sondern häufiger wird auch der menschenge-
machte Klimawandel geleugnet. Tabelle 1 zeigt die ganze Bandbreite des Infra-
strukturpopulismus.  

Tabelle 1: Rechtspopulistisches Engagement bzgl. urbaner Infrastruktur 

Technische Infrastruktur 

Ablehnung urbaner Energiewenden von fossilen hin zu erneuer-
baren Quellen 

Förderung von Autoinfrastruktur statt öffentlichem Nahverkehr 
und Radverkehr 

Soziale Infrastruktur 
Proteste gegen Unterkünfte für Geflüchtete 

Exklusive Zugangsrechte für ‚einheimische‘ Bevölkerung 

Institutionelle Infrastruktur Proteste gegen Diversitäts- und Genderbewusstsein in öffentli-
chen Dienstleistungen 

Quelle: Beveridge et al. 2024 

Der Rechtspopulismus wendet sich europaweit konsequent gegen linke Verände-
rungspolitiken und profitiert dabei von der Status-Quo-Orientierung beim Ab-
stimmungsverhalten (Vierus/Ziller 2025: 1046), welches gerade bei rechtspopu-
listischen Wählern besonders stark ausgeprägt ist (Morisi et al. 2021: 323). 

„Any risk of value-destruction is controlled by the ultimate means: through 
preventing change altogether” (Dunn 2024: 626). 

Damit überschneiden sich die Präferenzen von Rechtspopulisten und Nimbyisten 
beim Ausbau der lokalen Infrastruktur sehr stark. Zudem überlagern sich häufi-
ger Rassismus und Nimby-Präferenzen sicherlich nicht nur bei neuen Standorten 
für Asylbewerberheime (Eckardt 2020): 

„In the United States, NIMBYism has a strong racial and class dimension 
as it tends to be perpetuated by the white middle and upper classes, while 
minority communities are often the victims“ (McNee/Pojani 2022: 555). 

In dieser Status-Quo-Orientierung der direkten Demokratie mag somit ein weite-
rer Grund liegen, warum die AfD diese (zumindest in der Opposition) ausweiten 
will. Denn es sind nicht nur rechtspopulistische Wähler, die eine starke Status-
Quo-Orientierung aufweisen, sondern deutlich mehr Wähler benutzen den Sta-
tus-Quo auch als Heuristik, um durchaus rational Informationskosten zu sparen: 

„The incentives for acquiring political information are, if anything, weaker in 
direct democracy settings. Initiatives typically require citizens to choose bet-
ween an uncertain policy outcome and the status quo. Citizens may see little 
benefit to investing in information about initiatives because they can simply 
allow a tolerable status quo to prevail“ (Boudreau/MacKenzie 2021: 512). 
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Gerade wenn Entscheidungen komplex sind und die Abstimmenden nicht ein-
schätzen können, was die Entscheidung für sie persönlich bedeutet, machen sie 
Gebrauch von der Status-Quo-Heuristik und stimmen mit Nein (Hessami 2016). 

Eine weitere Ursache für die starke Status-Quo-Orientierung betont die Sozial-
psychologie, nachdem die Wähler risikoavers abstimmen und damit Veränderun-
gen eher ablehnen (Morisi et al. 2021: 311): 

Wähler versuchen, „den Ist-Zustand zu erhalten und vor Veränderungen zu-
rück[zu]scheuen, was unter anderem aufgrund der Verlustaversion daran liegt, 
dass sie die möglichen positiven Auswirkungen der Veränderung als weniger at-
traktiv empfinden als die möglichen negativen Auswirkungen als angsteinflö-
ßend. Die Orientierung am Status quo hat jedoch noch weitere Ursachen: So re-
sultiert der Status-quo-Bias auch daraus, dass Menschen implizit davon ausgehen, 
dass sich der Ist-Zustand nicht zufällig ergeben hat, sondern aufgrund einer be-
wussten und sorgfältigen Entscheidung […] Juristen sprechen hier von der ‚nor-
mativen Kraft des Faktischen‘“ (Fetchenhauer et al. 2012: 131) 

Aktuell macht die AfD bundesweite Veranstaltungen gegen Windkraft mit Betei-
ligung von Bürgerinitiativen, um, wie die FAZ berichtet, „vom Unmut in Teilen 
der Bevölkerung zu profitieren. Und je weniger das Thema Migration oder die 
Pandemie ziehen, desto dringender braucht die Partei andere Themen, die zur 
Polarisierung nützlich sind“ (Decker 2026). Parallel dazu hat die AfD im Bundes-
tag den Antrag gestellt „Vogel- und Fledermaussterben beenden – Ausbau von 
Windindustrieanlagen stoppen“ (Deutscher Bundestag 2026), und erschließt sich 
mit dem Artenschutz ein für die Partei doch eher neues Politikfeld. 

Das ist wohl nicht zufällig einer der erfolgreichsten Brückennarrative, mit denen 
Rechtspopulisten in Kommunikation mit Antiwindkraft-Initiativen bereits zuvor 
überzeugten und zusätzlich eine vermeintliche Gemeinwohlorientierung ihrer Ar-
gumentation generieren. Weitere Brückennarrative sind die Nutzung von Ängs-
ten vor einem großen Blackout, weil die erneuerbaren Energien nicht die Versor-
gungssicherheit gewährleisten würden und die Warnung vor einer korrupten grü-
nen politischen Elite, die zusammen mit der Windkraftbranche nur den eigenen 
Profit im Auge habe. Die AfD verfolgte dabei schon 2022 die folgende Kommu-
nikationsstrategie: 

„Die AfD greift Argumente gegen Windkraft aus allen abgefragten The-
menfeldern auf, insbesondere aus den Bereichen Naturschutz und Energie-
sicherheit, und verknüpft sie zu einer verschwörungsideologischen Erzäh-
lung, die sich stark am Narrativ einer angeblich drohenden ‚Klimadiktatur‘ 
orientiert“ (Patz et al. 2024: 91) 

Die Verbindungen zwischen Rechtspopulisten und Bürgerinitiativen sind so ins-
besondere in Onlineformaten gewachsen. Generell zeigen Zeitreihenanalysen, 
dass gerade die parteipolitische Polarisierung in der Klimapolitik vorwiegend 
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zwischen AfD und Grüne deutlich zugenommen hat. Vor allem der AfD ist es 
dabei gelungen, ihre Stammwähler noch stärker zu einer Ablehnung der Klimapo-
litik zu mobilisieren und neue Wählerschichten durch diese Ausrichtung anzu-
sprechen (Coffé et al. 2026: 21). 

Das umstrittene Heizungsgesetz, das vor allem den Grünen zugeschrieben wurde, 
erbrachte ebenfalls eine stärkere AfD Unterstützung insbesondere in sozioökono-
misch herausgeforderten Städten, in denen wohl auch die erheblichen Kosten der 
Umrüstung eine Rolle gespielt haben dürften (Kistinger et al. 2025). Die Grünen 
mussten hingegen bei den Bundestagswahlen und Kommunalwahlen NRW grö-
ßere Verluste hinnehmen. Das kann auch so interpretiert werden, dass die „große 
Transformation krachend abgewählt wurde“ (Haupt et al. 2026: 146). 

Dieser stimmenmaximierende Anreiz für Rechtspopulisten lässt nicht erwarten, 
dass die AfD den Kurs ändern wird, sondern dies gerade im Verhältnis zu den 
Grünen eine dauerhafte Konfliktlinie im Parteiensystem bleiben wird, von der die 
AfD bisher elektoral stärker profitiert hat. 

Die Überschneidung der Präferenzen und Kommunikationsstrategien von Rechts-
populisten und Nimbyisten und die Normalisierung der AfD mit größeren Wahl-
erfolgen, macht partielle Bündnisse zwischen Bürgerinitiativen und der AfD im 
Prinzip wahrscheinlicher, was aber in Fallstudien vor Ort noch wenig nachgewie-
sen wurde (siehe nächstes Kapitel). Gerade die Kerngruppe von Bürgerinitiativen 
– ältere, meist männliche Hauseigentümer – sind eine der Hauptzielgruppen des 
Rechtspopulismus in Deutschland und international, deren Interessen sie zumin-
dest rhetorisch nahezu exklusiv vertreten: 

„Right-wing populists defend the rights of homeowners against perceived 
threats to the value of their holdings and protect white privilege through 
measures like exclusionary zoning and refusal to permit construction of 
affordable housing or public transit“ (Fainstein/Novy 2023: 5). 

Wie sich die AfD nach den großen Erfolgen mit größeren Fraktionen in die Kom-
munalparlamente einbringen wird, ist bisher allerdings noch nicht ganz sicher. 
Während das Verhalten der AfD-Opposition in Landtagen und im Bundestag be-
reits detailliert untersucht wurde, liegen nur wenige Arbeiten zum Verhalten der 
AfD in Kommunalparlamenten vor: Für Großstädte lässt sich wohl annehmen, 
dass sich die AfD ähnlich als grundsätzliche Opposition geriert wie in den Parla-
menten auf Bundes- und Landesebene (vgl. Heinze 2021). 

Die AfD scheint aber auch jenseits der Großstädte teilweise so stark mit Beiträgen 
und Zwischenrufen zu provozieren, dass kaum eine sachliche Debatte möglich 
wäre. Sie würde auch die Sitzungen in die Länge ziehen, was die ehrenamtlichen 
Ratsmitglieder der anderen Parteien stark belastet. Die Verwaltung wird durch 
viele Anfragen zeitlich gebunden: Das führe zu der „Verhinderung einer produk-
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tiven Ratsarbeit, z.B. durch Fake-Anträge oder eine hohe Zahl an Anfragen“ 
(Körber-Stiftung 2022: 25). 

Insgesamt wird dies eher zu einem stärkeren Trend in Richtung kommunale Kon-
kurrenzdemokratie führen, die aus normativer Sicht weniger gut mit der Direkt-
demokratie kombiniert werden kann, wie wir es anhand vieler qualitativer Fall-
studien in bundesdeutschen Kommunen schon vorher nachgewiesen haben (vgl. 
Tabelle 2). 

Tabelle 2: Strategien von Opposition/Mehrheitsfraktionen im Zusammenspiel Direktdemokra-
tie und Konkurrenz-/Konkordanzdemokratie 

 Opposition Mehrheit 

Kommunale  
Konkurrenz- 
demokratie 

(verdeckte) Initiierung direktdemo-
kratischer Vetopositionen mit Ver-
bänden gegen Mehrheitsbeschlüsse; 

führt zu Outputproblemen insbeson-
dere durch Status-quo-Orientierung 

Verhinderung von Bürgerentscheiden durch 
Konsens oder frühzeitigen Verzicht auf kon-
fliktreiche Entscheidungen;  

Diskussionsverweigerung oder Sabotagestra-
tegien, um Bürgerentscheide unecht am Zu-
stimmungsquorum scheitern zu lassen; 

führt zu Inputproblemen 

Kommunale  
Konkordanz- 
demokratie 

Keine Trennung in Opposition- und Mehrheitsfraktionen; 

einstimmige Ratsbeschlüsse, so dass es kaum Interesse an der Auslösung von Veto-
positionen der Ratsparteien gibt; 

geringere Outputprobleme durch weniger Gebrauch von Bürgerbegehren; 

niedrigere Inputprobleme durch weitgehenden Verzicht auf Sabotagestrategien 

Quelle: Holtkamp 2016 

Durch den starken Parteienwettbewerb werden noch mehr Bürgerbegehren initi-
iert, die zu Lasten der Outputlegitimation insbesondere bei Infrastrukturvorha-
ben gehen können. 

Die Mehrheitsfraktionen reagieren darauf nicht selten mit Demobilisierung, um 
die Bürgerentscheide unecht scheitern zu lassen, was sicherlich wenig geeignet 
dazu ist, die verbreitete Politikerverdrossenheit abzubauen. Das geht also vorran-
gig zu Lasten der Inputlegitimität. 

In unserer aktuellen Analyse der Bürgerentscheide konnten wir belegen (Holt-
kamp/Müller 2026), dass hypothesengemäß die Abstimmungsbeteiligung in kon-
kurrenzdemokratischen Kommunen im hoch signifikanten Maße deutlich niedri-
ger ist als in konkordanzdemokratischen Kommunen (Abstimmungsbeteiligung 
Konkurrenz 36,84%, Konkordanz 46,36%). Folglich scheitern mehr Verfahren in 
der Konkurrenzdemokratie unecht und es gibt deshalb deutlich weniger erfolg-
reiche Bürgerentscheide prozentual insbesondere bei hohem Zustimmungsquo-
rum (Konkurrenz sind 38,12% erfolgreich; Konkordanz 52,31%). 
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Das kann dazu führen, dass deutlich mehr Bürgerbegehren unecht scheitern und 
damit der Eindruck entsteht, dass die kommunalen Entscheidungsträger nicht 
nach den Regeln der direkten Demokratie spielen bzw. Bürgerbegehren bewusst 
durch Demobilisierung „sabotieren“. Dies könnte auch den Rechtspopulismus 
weiter forcieren, dessen Wähler direktdemokratische Elemente stark befürworten, 
aber in der Praxis diese Elemente häufiger als einflusslos ansehen (vgl. Bowler/ 
Donovan 2019: 237). Aus dieser Perspektive dürfte das häufige unechte Schei-
tern von Bürgerbegehren ein weiterer Beleg dafür sein, dass „die abgehobene 
Elite“ durch Tricks versucht, den Volkswillen wieder einmal nicht umzusetzen. 
Auch aus wissenschaftlicher Perspektive ist das unechte Scheitern durch Demo-
bilisierung und hohe Abstimmungsquoren durchaus problematisch: 

„Without a quorum, each side can only reach its aim by convincing voters 
of its position and of the necessity to vote. This is clearly more in line with 
democratic principles than giving one side the possibility to abuse the rules 
of the game“ (Zwart 2010: 668). 

Zudem gelingt es heute in den durchschnittlichen Kommunen auch nicht mehr, 
wohl auch aufgrund von elitefeindlichen Positionierungen des Populismus, durch 
Ratsbürgerentscheide und positive Formulierungen mehr Akzeptanz zu generieren 
als bei Bürgerbegehren von unten. Mit zunehmendem Anteil der Ratsmitglieder, 
der für einen Ratsbürgerentscheid benötigt wird, scheint die Akzeptanz in der 
Bevölkerung sogar weiter abzunehmen. Die Nein-Stimmen bei Ratsbürgerent-
scheiden mit hohen Auslösungsmehrheiten im Stadtrat sind in hoch signifikantem 
Maße höher als bei Bürgerentscheiden, die von unten initiiert wurden (Ratsbürger-
entscheid 50,32%; Bürgerentscheid von unten 43,39%, Holtkamp/Müller 2026). 
Eine zusätzliche Erklärung könnte sein, dass bei Bürgerentscheiden von oben 
auch Wähler mit niedrigerem Bildungsniveau mobilisiert werden, die Eliteent-
scheidungen besonders kritisch gegenüberstehen und diese in Entscheiden eher 
ablehnen, wie es schon für die Schweiz gezeigt wurde (Sciarini/Walder 2025). 

Wie stark das rechtspopulistische Wählen bei Bürgerentscheiden direkt zuzuord-
nen ist, lässt sich aber letztlich nur Individualdatenanalysen entnehmen, die für 
Deutschland noch nicht vorliegen. 

Zumindest ist mit den Nimbyisten und rechtspopulistischen Parteien schon ein 
größerer Teil der Wählerschaft abgebildet, weil die Abstimmungsbeteiligung im 
Durchschnitt relativ niedrig ist, wobei sozial-ökonomisch herausgeforderte Stadt-
teile noch deutlich weniger an den Abstimmungen teilnehmen. Da aus diesen 
Stadtteilen noch weniger Bürgerbegehren zu erwarten sind, kann der Nimbyis-
mus reicherer Stadtteile auch noch zu einer weiteren Häufung der Problemlagen 
in den Armutsquartieren führen.  

Für Deutschland konnten Angelika Vetter und Kollegen nachweisen, dass erst 
über einer Abstimmungsbeteiligung von 50 Prozent die soziale Selektivität bei 
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Bürgerentscheiden stärker abnimmt (Velimsky et al. 2024: 586). Das ist aller-
dings nicht sehr häufig der Fall, wie unsere Untersuchung der Abstimmungsbe-
teiligung in bundesdeutschen Kommunen zeigt (vgl. Abbildung 2). 

Abbildung 2: Abstimmungsbeteiligung an Bürgerentscheiden 2010–2020 (gruppiert) 

 
Quelle: Eigene Erhebung 

3. Jenseits von Nimbyismus und Rechtspopulismus: Verfahrensgerechtig-
keit und alternative Beteiligungsformen 

Qualitative Studien zu Energiewende-Konflikten sprechen aber zunächst gegen 
eine zu einfache Gleichsetzung lokaler Widerstände mit bloßem Nimbyismus 
oder einer geradlinigen rechtspopulistischen Durchdringung. In verschiedenen 
Fallstudien zeigt sich vielmehr eine hohe Heterogenität der Konflikte: Natur- und 
Artenschutz, Landschaftsbilder, Gesundheitssorgen, regionale Identität, Miss-
trauen gegenüber Planungsträgern und Verteilungsfragen überlagern sich und 
werden lokal sehr unterschiedlich artikuliert (Marg/Radtke 2022; Radtke 2023). 
Gerade weil diese Konflikte so komplex sind, registrieren Bürgerentscheide am 
Ende eines langen Eskalationsprozesses häufig nicht nur Präferenzen zum 
Sachthema selbst, sondern auch aufgestaute Unzufriedenheit mit Verfahren und 
politischen Institutionen. 
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Für die Rolle rechtspopulistischer Parteien ist dabei eine wichtige Differenzierung 
notwendig. Die AfD und verwandte Akteure opponieren zwar lautstark gegen die 
Energiewende, in lokalen Protesten lässt sich ihr direkter Einfluss aber oft nur 
begrenzt nachweisen. Populistische Frames entstehen vielfach bottom-up aus lo-
kalen Frustrationen über intransparente Planungen, als unzureichend empfun-
dene Mitsprache und ungleiche Lasten-Nutzen-Verteilungen (Radtke/Low-Beer 
2025). Das ist für die direkte Demokratie folgenreich: Wo Referenden oder Bür-
gerentscheide in einem Klima massiven Misstrauens stattfinden, verdichten sie 
nicht selten bereits eskalierte Anerkennungs- und Verteilungskonflikte in ein bi-
näres Ja/Nein-Schema. 

Damit wird zugleich sichtbar, dass die NIMBY-Interpretation empirisch zu grob 
ist. Neuere Untersuchungen betonen, dass Nähe zwar relevant bleibt, lokale Ab-
lehnung aber besonders dort zunimmt, wo Bürger nicht nur Belastungen sehen, 
sondern den Eindruck gewinnen, dass andere entscheiden, andere profitieren und 
die eigene Lebenswelt nur als Restgröße behandelt wird. Eine vorliegende Re-
Analyse einer repräsentativen NRW-Befragung mit 6.284 Befragten zeigt hierzu, 
dass die politische Orientierung zwar der stärkste Korrelat lokaler Windkraftak-
zeptanz ist, der direkte Stadt-Land-Effekt unter Kontrolle weiterer Merkmale je-
doch deutlich kleiner ausfällt. Stark positiv wirken dagegen Vertrauen in Wissen-
schaft und Planungsbehörden sowie prozedurale und distributive Fairness; ge-
rade im ländlichen Raum sind diese Faktoren besonders folgenreich (Radtke 
2026, unveröffentlichtes Manuskript). Für die Gestaltung von Beteiligung ist das 
zentral: Es sind nicht nur Sozialstruktur und Ideologie relevant, sondern auch in-
stitutionell beeinflussbare Verfahrensqualitäten. 

Für die demokratietheoretische Bewertung ist ebenso wichtig, dass „mehr Streit“ 
offenkundig nicht automatisch zu besseren Lösungen führt. Die Forschung zu 
Energiewende-Konflikten zeigt eher, dass eskalierte Auseinandersetzungen ohne 
vermittelnde Intermediäre, klare Rückkopplungsschleifen und belastbare Teilha-
bemodelle häufig in Blockaden münden. Erfolgversprechender erscheinen frühe, 
folgenreiche und transparente Beteiligungsformate, in denen Alternativen sicht-
bar gemacht, lokale Wissensbestände ernst genommen und Nutzen sowie Lasten 
nachvollziehbar verteilt werden (Marg/Radtke 2022; Radtke 2023). Gerade die 
Verbindung diskursiver mit finanzieller Beteiligung – also Mitsprache plus lokale 
Wertschöpfung – scheint konfliktmindernd zu wirken, während rein symbolische 
Beteiligung weiteres Misstrauen produziert (Radtke 2023). 

Besonders instruktiv ist hier der Fall Ebersberg. Dort entwickelte im Projekt „Aktiv 
BüKE“ eine Bürgerexpert*innengruppe mit Unterstützung von Visualisierungen, 
Workshops und öffentlichen Präsentationen ein eigenes Standortkonzept für 
Wind und Photovoltaik. Leitend waren drei Regeln: eine faire räumliche Vertei-
lung der Beiträge, die Orientierung an der Windhöffigkeit sowie Mindestab-
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stände von 3H, möglichst 4H, zu Wohnsiedlungen. Zugleich zeigte sich in beglei-
tenden Befragungen, dass die lokale Akzeptanz häufig unterschätzt wurde. Im 
parallel durchgeführten Bürgerentscheid votierten 52,7 % bei knapp 62 % Betei-
ligung für die Windnutzung im Forst; der Entscheid ersetzte zwar kein Genehmi-
gungsverfahren, verlieh dem Projekt aber demokratische Rückendeckung und 
bremste die Eskalationsspirale (Radtke/Leschinger 2025). 

Aus dieser Perspektive ergibt sich für die Debatte um direkte Demokratie ein am-
bivalenter, aber aufschlussreicher Befund. Die Probleme liegen weniger in Parti-
zipation als solcher, sondern in ihrer Verkürzung auf späte plebiszitäre Vetoposi-
tionen. Werden Konflikte erst dann direktdemokratisch entschieden, wenn die 
Fronten verhärtet, technische Fragen moralisiert und Verteilungsfragen unbear-
beitet sind, verstärkt der Bürgerentscheid häufig den Status-quo-Bias. Werden 
hingegen frühzeitig dialogische, wissensbasierte und fair ausgestaltete Beteili-
gungsformen angeboten, kann direkte Demokratie – eingebettet in solche Ver-
fahren – ausnahmsweise sogar zur Deeskalation beitragen. Für den kommunalen 
Infrastrukturausbau spricht dies weniger für eine generelle Ausweitung direktde-
mokratischer Vetorechte als für eine Neujustierung der Beteiligungsarchitektur: 
weniger bloße Vetomacht am Ende, mehr ernsthafte Mitsprache, Transparenz 
und faire Nutzenverteilung zu Beginn. Gerade daran müsste eine realistischere 
partizipative Demokratietheorie ansetzen. 

4. Fazit und Politikempfehlungen 

Die Untersuchung der Bürgerentscheide in Deutschland hat als zentralen Befund 
ergeben, dass es offensichtlich regelmäßig gelingt, Mehrheiten gegen den Aus-
bau der Infrastruktur in den Kommunen zu mobilisieren. Das wird man häufiger 
wohl nicht allein mit dem Stimmverhalten von Anwohnern und Nimbyisten er-
klären können. Deren Präferenzen lassen sich recht gut durch Rational-Choice-
Ansätze für quantitative Analysen modellieren, wobei qualitative Analysen schon 
erwartbar eine deutlich komplexere Motivstruktur aufzeigen: 

„So bestätigt sich durchweg die These des nutzenmaximierenden Stimm-
bürgers, der je nach örtlicher Nähe zu Bahnlinien, Autostraßen und Thea-
terbauten zu seinen Gunsten stimmt“(Vatter/Heidelberger 2014: 39). 

Über diesen engeren Kreis der Anwohner hinaus können die vielen Gegenstim-
men gegen Infrastrukturprojekte auch auf das große Vertrauen der Wähler in die 
Bürgerinitiativen zurückgeführt werden. Unbeteiligte Bürger gehen häufig davon 
aus, dass Bürgerinitiativen zumindest die Mehrheit der Bürger vertreten, während 
den kommunalen Entscheidungsträgern nur wenig Vertrauen entgegengebracht 
wird. Deshalb sind auch Versuche der kommunalen Entscheidungsträger, die Bür-
gerinitiativen als Partikularinteressen zu framen, weniger erfolgsversprechend, 
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weil sie selbst häufiger nicht von den Bürgern als gemeinwohlorientiert eingeord-
net werden (Hoeft et al 2017). 

Bedeutend ist weiterhin das Status-Quo-orientierte Abstimmungsverhalten vieler 
Wähler. Konzipiert man den Wähler „als kognitiven Geizhals“ (Milic 2016: 10), 
wird er versuchen, die Informationskosten zu reduzieren und auf einfache Heu-
ristiken zurückgreifen, zu denen häufig die Orientierung am Status Quo gehört. 
Viele Bürger wählen zudem risikoavers und entscheiden sich somit für den be-
kannten Status Quo, auch weil sie häufiger einer Verlustaversion unterliegen und 
mögliche Probleme durch Veränderungen höher gewichten als den möglichen 
Nutzen. Das wird nochmal verstärkt durch die „normative Kraft des Faktischen“: 

„studies suggest that mere existence leads to assumptions of goodness; the 
status quo is seen as good, right, attractive, tasty, and desirable“ (Eidel-
mann et al. 2009: 756). 

Hinzu kommt, dass positive Bürgerentscheide zu Infrastrukturvorhaben kaum 
wieder rücknehmbar sind, denn wenn der Infrastrukturausbau beginnt, werden 
diese Investitionen in der Regel pfadabhängig fortgesetzt und prägen somit über 
Jahrzehnte das persönliche Wohnumfeld. Damit dürfte bei Infrastrukturentschei-
dungen das risikoaverse Abstimmungsverhalten noch häufiger vorkommen. 

In den hier nur kurz angerissenen lokalen Akteurskonstellationen, die sich durch 
die Nimby-Problematik stark von höheren Ebenen unterscheiden, dürfte ein wei-
terer Grund für diese relativ breite Ablehnung liegen. Die Präferenzen von Nimby-
isten und Rechtspopulisten sind in der Infrastrukturpolitik sehr ähnlich. Beide 
Gruppen von Wählern wollen Veränderungen der „Heimat“ in besonders starkem 
Maße verhindern und bedienen sich ähnlicher Brückennarrative insbesondere in 
Bezug auf die Energiewende. Man befürchtet, dass der Natur- und Vogelschutz 
darunter leiden wird, die Energiesicherheit durch erneuerbare Energien nicht ge-
währleistet ist und dass – mit verschwörungstheoretischen Anklängen – korrupte 
grüne Eliten hinter der Zerstörung der Heimat stecken. Diese Akteurskonstellati-
onen dürften auch relativ stabil sein, weil die AfD in erheblichem Maße von ihrer 
Kritik an der Energiewende elektoral profitiert hat und die weitere Überalterung 
der Gesellschaft den Nimbyismus noch forcieren dürfte. Dabei gibt es allerdings 
noch keine klaren Befunde in Fallstudien, dass dies auf lokaler Ebene zu einer 
starken Kooperation dieser Gruppen führt, was für ein ähnliches Abstimmungs-
verhalten im Bürgerentscheid aber auch nicht  notwendig ist. Erste Auswirkungen 
der rechtpopulistischen Mobilisierung gegen Klimaschutz auf die kommunalen 
Entscheidungsträger zeigen sich aber bereits in einer neuen Befragung der Kli-
maschutzmanager: 

„Mehrere Klimaschutzmanager*innen berichten von einer zunehmend zöger-
lichen Haltung lokaler Politik gegenüber klimapolitisch sichtbaren Maßnah-
men. Dahinter steht oft die Sorge, rechten Angriffen Raum zu bieten und so 
letztlich den Rechtsruck zu befördern. Diese präventive Zurückhaltung kann 
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Initiativen bereits im Ansatz ausbremsen: So schildern Klimaschutzmana-
ger*innen, dass konkrete Maßnahmen, wie öffentlich sichtbare Kampagnen, 
auf Anordnung von Bürgermeister*innen mit dem Hinweis auf mögliche Ge-
genreaktionen von rechts abgelehnt werden“ (Volk/Aykut 2026: 118).  

Die AFD profitiert zudem vor Ort davon, dass sie bei regionalen Konflikten – an-
ders als andere Parteien – keine Rücksicht auf höhere Parteigliederungen nehmen 
muss, weil diese nicht in Regierungsverantwortung stehen oder standen (vgl. Au-
torenkollektiv Terra-R 2025: 144). In einzelnen Fällen kann sie sich damit bereits 
an der Spitze von gesellschaftlichen Initiativen profilieren. 

In gewissem Maße profitieren Nimbyisten und Rechtspopulisten lokal davon, 
dass andere Gruppen, wie beispielweise die politisch Exkludierten oder Desinte-
ressierten, im starken Maße Abstimmungen fernbleiben und damit das Stimm-
verhalten von Nimbyisten ein größeres Gewicht erhält. Wenn es gelingt, die po-
litisch Exkludierten und Uninteressierten zu direktdemokratischen Abstimmun-
gen zu motivieren, verlieren die Nimbyisten an Stimmgewicht und das führt zu 
weniger Ablehnung von Infrastrukturprojekten, wie es zumindest in Simulatio-
nen für Stuttgart 21 empirisch belegt wurde (Thewes 2018). 

Diese Selbstselektion von politisch weniger Informierten, die dann nicht an Ab-
stimmungen teilnehmen, gilt übrigens weniger für rechtspopulistische Wähler. 

Sie überschätzen häufiger ihr Wissen bei so komplexen Entscheidungen, wie bei-
spielsweise beim Brexit, informieren sich deshalb auch noch weniger während 
der Abstimmungskampagnen und stimmen dann mit weniger Wissen ab (van 
Prooijen/Krouwel 2020: 361). 

Das könnte auch daran liegen, dass Wähler der AFD häufiger meinen, dass sie 
klar die gesellschaftliche Mehrheitsmeinung gegenüber einer vermeintlich kor-
rupten Elite präsentieren (Steiner et al. 2026), so dass weitere Informationen und 
der Austausch von Argumenten aus ihrer Sicht letztlich weniger nötig erscheinen. 
Im Fall von Nimby-Entscheidungen sind das weniger, wie sonst üblich, falsche 
Konsensvorstellungen der AFD-Wähler, denn Mehrheiten gegen Infrastrukturpro-
jekte sind auch nach unseren Daten recht wahrscheinlich. Das könnte auch für 
zukünftige Entscheide noch mehr zur Abstimmungsteilnahme von Rechtspopu-
listen (und Nimbyisten) führen, zumal es immer wieder auch im Umkreis der je-
weiligen Kommune zu solchen Abstimmungsergebnissen kommt und sich so die 
Konsensvorstellungen noch verfestigen dürften. 

Das sind zumindest einige weitere Hypothesen für die breite Ablehnung von Infra-
strukturvorhaben, wobei das letztlich nur in individualdatenbasierten Studien in 
Kommunen mit anstehenden Nimby-Bürgerentscheiden überprüft werden kann, 
was aber sicherlich recht ressourcenintensiv werden dürfte.  

In den Fallstudien hat sich noch eine weitere Ursache für klare Mehrheiten gegen 
Infrastrukturvorhaben in Bürgerentscheiden gezeigt, die lokalpolitisch durchaus 
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beeinflussbar ist. Bürgerentscheide stehen häufig am Ende eines langen Eskalati-
onsprozesses, so dass die Bürger nicht nur Präferenzen zum Sachthema abgeben, 
sondern auch die aufgestaute Unzufriedenheit mit Verfahren und politischen In-
stitutionen eine Rolle spielt. Nicht selten werden die Bürger zu spät beteiligt oder 
eher mit Alibipartizipation konfrontiert, so dass der Wähler es als legitimer anse-
hen kann, wenn schon ein offener Dialog kaum ermöglicht wird, mit direktdemo-
kratischen Vetopositionen die „Notbremse“ zu ziehen. Das verweist darauf, dass 
es zum Teil die kommunalen Entscheidungsträger selbst in der Hand haben, 
durch gut ausgewählte, frühe Beteiligungsformate die Eskalation bis zu einem 
Bürgerentscheid zu vermeiden bzw. zumindest nicht den Eindruck zu erwecken, 
dass eine nachhaltige Beteiligung von den Entscheidungsträgern nicht gewollt ist. 
Treffen die Entscheidungsträger aber auf ausgeprägten Nimbyismus und starke 
Vorbehalte gegen finanzielle Kompensationszahlungen („ich verkaufe meine Hei-
mat nicht“) ist es nach wie vor herausfordernd, einen Konsens mit den Anwoh-
nern in Beteiligungsformaten zu erzielen. 

Der Rückzug der direkten Demokratie in zwei Bundesländern wird von den Lan-
desregierungen mit dieser Gefährdung des Infrastrukturausbaus begründet und 
ist vor dem Hintergrund der Ergebnisse unserer Studie durchaus nachvollziehbar. 
Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass es sich bei erfolgreichen Bürger-
entscheiden in der Infrastrukturpolitik nur um die Spitze eines Eisbergs handelt. 
So kann die Androhung von Bürgerbegehren die kommunalen Entscheidungsträ-
ger schon dazu motivieren, vom Infrastrukturausbau Abstand zu nehmen, zumal 
kommunal noch viele andere Vetopositionen zur Verfügung stehen und bereits 
in der Energiewende genutzt wurden (Verwaltungsgerichte, Verbandsklagerecht, 
Abwahlverfahren für Bürgermeister oder die eigene Kandidatur als Bürgermeister 
oder Wählergemeinschaft). Noch weniger aufwändig ist es für die Bürger, Amts-
inhaber abzuwählen oder der AfD die Stimme zu geben und das den kommuna-
len Entscheidungsträgern zu kommunizieren (vgl. zu dieser Leiter des Protests 
Holtkamp 2026). Deshalb ist der Infrastrukturausbau in der Gesamtschau neben 
der kommunalen Haushaltskrise das entscheidende Problem vor Ort. 

Welche neuen Antworten insbesondere die partizipative Demokratietheorie auf 
den zunehmenden Nimbyismus und Rechtspopulismus geben will, ist in der bun-
desdeutschen Diskussion indes unklar. Das Menschenbild der partizipativen De-
mokratietheorie war immer schon „überoptimistisch“ (Schmidt 2025: 197), auch 
weil theorieimmanent die Kosten der Partizipation für den Bürger vernachlässigt 
wurden (vgl. Seabrook et al. 2014: 298) und es wird durch die beschriebenen 
zwei Trends noch stärker herausgefordert. 

Dabei befasst sich die partizipative Demokratietheorie aber weniger mit dem ak-
tuellen tatsächlichen Partizipationsverhalten der Gesamtbevölkerung, weil davon 
ausgegangen wird, dass sich dieses grundlegend verändern wird, wenn es noch 
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deutlich mehr direktdemokratische Initiativen gibt. Das würde danach zu einem 
umfassenden gesellschaftlichen Wandel führen, „in dem der demokratische Geist 
zurückkehren“ (Geißel 2024: 54) wird. Demgegenüber ist aber eine direktdemo-
kratische Reform der parlamentarischen Demokratie als hohes Gut nur legitimier-
bar, wenn „nicht vom Erstrebenswerten, sondern von der Wirklichkeit ausgegan-
gen“ (Schüttemeyer 2020: 196) wird. 

Gerade im Hinblick auf die Outputlegitimation und die zwei skizzierten Trends 
ist insgesamt eher ein inkrementeller Abbau als eine Erweiterung der direkten 
Demokratie für die kommunale Ebene zu diskutieren, um die politischen Institu-
tionen „wetterfest“ zu machen (vgl. Burgi 2024). Wenn man nicht von einem um-
fassenden Kulturwandel durch Institutionen der direkten Demokratie ausgeht, ist 
es wenig nachvollziehbar, eine Ausweitung der direkten Demokratie gerade an-
gesichts der rechtspopulistischen Wahlerfolge zu fordern (vgl. so aber Sack et al. 
2025: 650). 

Als höhere Hürde für Bürgerbegehren dürfte sich eher die Ausweitung des Nega-
tivkatalogs auf alle Phasen des Bauplanungsprozesses anbieten, wie es auch von 
der Mehrheit der Bürgermeister gefordert wird (Wagschal et al. 2023: 114) und 
jetzt zumindest teilweise von der niedersächsischen Landeregierung umgesetzt 
wurde4. Zudem könnte die Erhöhung der Unterschriftenquoren sich eher eignen, 
als die Abstimmungsquoren – wie im Fall von Schleswig-Holstein – bei der Be-
bauungsplanung heraufzusetzen5.  

Insofern wäre es wohl besser, eher an höheren Unterschriftenquoren anzusetzen: 
Zur Begrenzung der Outputprobleme wären dann immerhin deutlich weniger 
Bürgerbegehren „im System“. In anderen empirischen Untersuchungen bundes-
deutscher Kommunen wurde deutlich, dass Unterschriftenquoren eine effektive 
Stellschraube sind, um die Zahl der Bürgerbegehren insgesamt massiv zu erhö-
hen oder zu reduzieren (Arnold/Freier 2013).  

Schweizer Erfahrungen zeigen zudem, dass dadurch auch die Abstimmungsbe-
teiligung erhöht werden kann (Barankay et al. 2003: 191), was die Gefahr des 
unechten Scheiterns wiederum sogar reduziert, das wie gezeigt eher zu einer stei-
genden Politikverdrossenheit beitragen dürfte. 

Das ergibt sich auch aus unseren Daten: Ein höheres Unterschriftenquorum führt 
in hochsignifikantem Maße dazu, dass weniger Bürgerentscheide unecht schei-
tern, auch unter Kontrolle des Abstimmungsquorums und des Konkordanzindex. 
Wie erwartet führen zudem ein hohes Abstimmungsquorum und konkurrenz-

                                                           
4 Kommunale Bürgerbegehren dürfen „sich künftig nicht mehr mit umfangreichen Bauprojekten 

befassen, die wie etwa eine Umgehungsstraße ein Planfeststellungsverfahren brauchen. Laut 
CDU und SPD sollen Infrastrukturprojekte damit beschleunigt werden“ (Voigts 2025). 

5 § 16g der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein. 



Holtkamp/Radtke – Direkte Demokratie auf dem Rückzug 

34 

demokratische Strukturen dazu, dass in hochsignifikantem Maße die unecht ge-
scheiterten Bürgerentscheide zunehmen.  

Insgesamt empfiehlt sich damit, wenn ein politischer Reformbedarf gesehen 
wird, eher die Erhöhung der Unterschriftenquoren und die Ausweitung des Ne-
gativkatalogs, um die Probleme der Outputlegitimation auf kommunaler Ebene 
zu reduzieren. 

Tabelle 3: Regressionsanalyse bzgl. Anteil unecht gescheiterter Entscheide 

Variable Regressionskoeffizient T Sig. 

(Konstante) 37,868 14,999 < 0,001** 

Konkordanzindex -3,423 -15,840 < 0,001** 

Unterschriftenquorum -2,901 -11,580 < 0,001** 

Zustimmungsquorum 1,411 10,520 < 0,001** 

Quelle: Eigene Auswertung 
Korr. R2: 0,351 
** Die Ergebnisse sind im 95%-Konfidenzintervall signifikant und damit gegen den Zufall abgesichert. 
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Warum Oppositionsfraktionen im Bundestag gegen die Umsetzung 
von EU-Richtlinien stimmen 

Andreas Wimmel1 

1. Einleitung 

Am 27. Februar 2026 entschied der Bundestag abschließend über zwei Gesetz-
entwürfe der Bundesregierung, mit denen eine Richtlinie und mehrere Verord-
nungen der Europäischen Union (EU) zur Reform des Gemeinsamen Europäi-
schen Asylsystems in innerstaatliches Recht umgesetzt bzw. angewendet werden 
sollen.2 Die wesentlichen Ziele der Neuregelungen auf europäischer Ebene beste-
hen laut Gesetzesbegründung in einer schnelleren und zugleich rechtskonformen 
Durchführung von Asylverfahren an den EU-Außengrenzen für Personen aus Her-
kunftsstaaten mit niedriger Anerkennungsquote, die voraussichtlich keinen 
Schutzanspruch geltend machen können. Von der nationalen Anpassung sind ins-
besondere das deutsche Asylrecht sowie das Aufenthaltsgesetz betroffen. Nach 
einer kontrovers geführten Debatte wurden beide Vorlagen mit den Stimmen der 
regierungstragenden Fraktionen CDU/CSU und SPD angenommen, während die 
Opposition, bestehend aus AfD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke, geschlos-
sen dagegen stimmte, wie sich dem Plenarprotokoll entnehmen lässt.3  

Ein so gelagertes Abstimmungsverhalten ist keineswegs ungewöhnlich, sondern 
stellt mittlerweile auch hierzulande eher die Regel als die Ausnahme dar. An an-
derer Stelle (Wimmel 2023) konnte dokumentiert werden, dass Opposition gegen 
die Umsetzung von EU-Recht im Bundestag seit 1990 stetig zugenommen hat, 
insbesondere wenn Richtlinien in die innerstaatliche Rechtsordnung zu übertragen 
sind. Nimmt man die Abstimmungsergebnisse der vier Oppositionsfraktionen aus 
der 19. Wahlperiode (2017 bis 2021) zusammen, lag die Zustimmungsquote bei 
gerade noch 30,7 Prozent. Bemerkenswert ist vor allem, dass dieser Trend nicht 
allein auf Fraktionen wie die AfD und Die Linke zurückzuführen ist, die europäi-
scher Integration jedenfalls in ihrer politisch-institutionellen Ausgestaltung skep-
tisch bis ablehnend gegenüberstehen. Auch FDP und Bündnis 90/Die Grünen, die 

                                                           
1 Dr. Andreas Wimmel ist Privatdozent am Institut für Politikwissenschaft der Universität Münster. 
2 Deutscher Bundestag, Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Anpas-

sung des nationalen Rechts an die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS-
Anpassungsgesetz), Drucksache 21/1848 vom 29. September 2025; Deutscher Bundestag, Ge-
setzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des AZRG und weiterer 
Gesetze in Folge der Anpassung des nationalen Rechts an das Gemeinsame Europäische Asylsys-
tem (GEAS-Anpassungsfolgegesetz), Drucksache 21/1850 vom 29. September 2025. 

3 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, Plenarprotokoll 21/60 vom 27. Februar 2026, 
S. 7254 A. 
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die Ratifizierung von EU-Verträgen stets unterstützt haben und sich in Partei- und 
Wahlprogrammen als proeuropäische Kräfte bezeichnen, stimmten in großer Re-
gelmäßigkeit gegen Richtlinienumsetzungen, obwohl Deutschland als Mitglied-
staat europarechtlich dazu verpflichtet ist. 

Allerdings lässt sich aus diesen Befunden nicht notwendigerweise schließen, dass 
Parteien bzw. Fraktionen, die sich als proeuropäisch ausweisen, Etikettenschwin-
del betreiben und in Wahrheit integrationsfeindlich sind. Schließlich muss die 
Ablehnung eines Umsetzungsgesetzes nicht gegen die umzusetzende Richtlinie 
gerichtet sein, sondern könnte auch die inhaltlich-materiellen Umsetzungsmaß-
nahmen betreffen. Ein Beispiel dafür wäre, wenn eine Fraktion nicht deswegen 
gegen eine Richtlinienumsetzung votiert, weil sie Bestimmungen der Richtlinie 
selbst für falsch hält, sondern weil die Richtlinie ihrer Ansicht nach nicht hinrei-
chend oder über die Vorgaben der EU hinausgehend in nationales Recht übertra-
gen werden soll. Der Adressat von Kritik ist dann gerade nicht die EU, sondern 
die Regierung bzw. das federführende Ministerium, das den Gesetzentwurf aus-
gearbeitet hat. Ob also Oppositionsfraktionen aus einer europakritischen Motiva-
tion heraus gegen die Umsetzung von Richtlinien stimmen, lässt sich einzig und 
allein daran ablesen, wie sie ihr Abstimmungsverhalten begründen. 

Um die Beweggründe zu ermitteln, warum Oppositionsfraktionen Gesetzentwürfe 
zur Umsetzung von Richtlinien ablehnen, wurden Aussprachen im Bundestag von 
der 12. Wahlperiode (1990 bis 1994) bis zur 20. Wahlperiode (2021 bis 2025) 
inhaltsanalytisch ausgewertet. In der Hauptsache soll der Frage nachgegangen 
werden, ob Fraktionen ihre Gegenstimmen mit Inhalten der Richtlinie selbst 
und/oder mit der Art und Weise der innerstaatlichen Umsetzung durch die Re-
gierung begründen. Mithilfe der Daten lässt sich überprüfen, ob sich Begrün-
dungsmuster zwischen Fraktionen unterscheiden und inwieweit etwaige Abwei-
chungen vom Mittelwert mit dem Abstimmungsverhalten, mit Regierungserfah-
rungen oder mit grundsätzlichen Einstellungen zur europäischen Integration zu-
sammenhängen. Zudem kann analysiert werden, ob sich strukturelle Verschie-
bungen über Zeit eingestellt haben, etwa weil bestimmte Fraktionen inzwischen 
öfter aufgrund von Richtlinieninhalten gegen Umsetzungsgesetze stimmen als 
früher. Die Ergebnisse sind nicht nur für die Parteien- und Parlamentarismusfor-
schung relevant, sondern ermöglichen Schlussfolgerungen zu grundlegenden 
Veränderungen der politischen Agenda der EU seit 1990. 

2. Theorie und Praxis der Umsetzung von Richtlinien 

Im Gegensatz zu Verordnungen, die unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gelten, 
sind Richtlinien hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlassen je-
doch den „innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel“ (Art. 288 
AEUV). Sie sind nicht unmittelbar wirksam, sondern müssen innerhalb einer Frist 
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in die innerstaatliche Rechtsordnung übertragen werden, sofern die jeweiligen 
Bestimmungen rechtliche Anpassungen erforderlich machen (Niedobitek 2020). 
Üblicherweise enthalten Richtlinien einen Passus, wonach Mitgliedstaaten der 
Kommission den Wortlaut derjenigen nationalen Rechtsvorschriften, die eine 
Umsetzung und Anwendung der Vorgaben gewährleisten sollen, bis zum Fristab-
lauf mitzuteilen haben. Alle notwendigen Umsetzungsmaßnahmen müssen also 
vollständig abgeschlossen sein, bevor eine Richtlinie anzuwenden ist. Die Kom-
mission überwacht den Umsetzungsprozess und kann ein Vertragsverletzungs-
verfahren einleiten, wenn Mitgliedstaaten ihren Umsetzungspflichten nicht nach-
kommen (dazu Ionescu 2016: 76–82). 

In der Regel geben Richtlinien bestimmte Mindest- oder Maximalstandards vor, 
sodass Mitgliedstaaten bei der Zielerreichung über gewisse Gestaltungsspiel-
räume verfügen, die sie restriktiv oder integrationsfreundlich ausfüllen können 
(Funke 2010: 117ff.). Nationale und regionale Besonderheiten können so auch 
im Rahmen eines einheitlichen europäischen Rechtssystems hinreichend berück-
sichtigt werden (grundlegend Herok 2021). Von einer „Eins-zu-Eins-Umsetzung“ 
wird gesprochen, wenn Richtlinienbestimmungen so wortgetreu und sparsam 
wie möglich in nationales Recht übersetzt werden, um zwar allen Verpflichtungen 
nachzukommen, aber unnötige zusätzliche Regulierungen zu vermeiden. Mit die-
ser Umsetzungspraxis wird häufig das Ziel verbunden, den staatlichen Erfüllungs-
aufwand oder Bürokratiekosten für Unternehmen gering zu halten (Payrhuber/ 
Stelkens 2019). Das Gegenmodell ist das sogenannte „Gold Plating“, wenn Richt-
linien über die vorgegebenen Maßgaben hinausgehend übererfüllt bzw. stren-
gere Regulierungen als unionsrechtlich gefordert beibehalten werden. Eine wei-
tere Spielart ist die „überschießende Richtlinienumsetzung“, mit der gewisserma-
ßen en passant neue Regeln und Vorschriften eingeführt werden, die außerhalb 
des Anwendungsbereichs der Richtlinie liegen (Kümpers 2023: 20/21). 

In Deutschland liegt die politische Verantwortung für eine fristgerechte und ord-
nungsgemäße Umsetzung bei der Bundesregierung bzw. den zuständigen Fach-
ministerien (Beichelt 2024). Sobald eine Richtlinie im Amtsblatt der EU veröf-
fentlicht worden ist, stehen Exekutivorgane vor der Aufgabe, eventuell notwen-
dige Umsetzungsmaßnahmen zu prüfen und in die Wege zu leiten. Im Falle einer 
Umsetzung per Bundesgesetz ist ein Entwurf zu erarbeiten und ins Parlament 
einzubringen. Dieses Gebot gilt nicht nur für Richtlinien, die amtierende Regie-
rungsvertreter selbst auf europäischer Ebene ausverhandelt haben, sondern auch 
für Beschlüsse unter Mitwirkung der Vorgängerregierung. Minister können also 
in die undankbare Lage geraten, einen Gesetzentwurf vorlegen und verteidigen 
zu müssen, dessen Regelungsinhalt der Programmatik der eigenen Partei oder 
Wahlkampfversprechen widerspricht. Gleichzeitig fällt die inhaltlich-materielle 
Ausgestaltung in ihren Kompetenzbereich, auch wenn sie politisch natürlich auf 
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die Unterstützung der Koalitionspartner im Kabinett sowie der regierungstragen-
den Fraktionen im Bundestag angewiesen sind (Kropp 2013). 

Die Implementationsforschung hat eine ganze Reihe von Faktoren identifiziert, 
die Richtlinienumsetzungen auf mitgliedstaatlicher Ebene bestimmen (Brendler 
2022a). Neben institutionellen Gegebenheiten hat die parteipolitische Zusammen-
setzung nationaler Regierungen mitunter einen gewichtigen Einfluss auf die Art 
und Weise, wie Richtlinien in innerstaatliche Rechtsordnungen übertragen werden. 
Anhand von Fallstudien zu sozial- und arbeitsrechtlichen Richtlinien in vier Ländern 
konnte Treib den Nachweis erbringen, dass nationale Umsetzungsprozesse „ganz 
wesentlich von den unterstützenden oder opponierenden Haltungen politischer 
Akteure wie insbesondere Parteien und Interessengruppen geprägt“ waren (Treib 
2004: 271). Knill kommt zu dem Ergebnis, dass Probleme bei der Implementa-
tion europäischer Umweltrichtlinien in Deutschland, Frankreich und Großbritan-
nien nicht allein auf ineffiziente Verwaltungsabläufe zurückzuführen waren, son-
dern durch innenpolitische Kräfteverhältnisse hervorgerufen wurden (Knill 2008: 
198–213). Zuletzt konnte Brendler (2022b) in einer detailreichen Länderver-
gleichsstudie darlegen, dass auch die Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richt-
linie erheblich durch nationale Institutionen und Interessen beeinflusst war. 

3. Opposition und Richtlinienumsetzung im Bundestag 

Während sich der Opposition in nationalen Parlamenten und speziell im Bundes-
tag nur in Ausnahmefällen die Chance eröffnet, auf Beschlüsse der EU effektiv 
einzuwirken (Wimmel 2016), sind sie in die Umsetzung von Richtlinien auf mit-
gliedstaatlicher Ebene über das Gesetzgebungsverfahren unmittelbar eingebun-
den. Grundsätzlich verfügen Oppositionsfraktionen bei Richtlinienumsetzungen 
über dieselben parlamentarischen Beteiligungsrechte wie bei sonstigen Gesetzen 
ohne direkte Bezüge zur Rechtsetzung der EU. Sobald ein Gesetzentwurf einge-
bracht worden ist, geht es zunächst darum, sich fraktionsintern zu verständigen, 
ob man die Regierung unterstützen, den Entwurf ablehnen oder sich enthalten 
will. Die Arbeitskreise der Fraktionen nehmen dabei eine Schlüsselrolle ein, weil 
sich hier die Fachvertreter zusammenfinden, die sich mit Detailfragen auskennen 
und das Vertrauen der anderen Fraktionsmitglieder genießen (Schöne 2020). In 
den Ausschussberatungen können Änderungsanträge gestellt werden, allerdings 
in der Regel ohne große Aussicht auf Erfolg. Schließlich ist eine Argumentations-
linie zu entwickeln, um das Abstimmungsverhalten in einer etwaigen Aussprache 
im Plenum zu begründen. Um Rechenschaft gegenüber Wählern abzulegen und 
sich gegenüber der Regierung zu profilieren, steht zu erwarten, dass Oppositions-
fraktionen ihre Beweggründe und Motive am Rednerpult insbesondere dann aus-
führen, wenn sie beabsichtigen, in der Schlussabstimmung gegen ein Umset-
zungsgesetz zu stimmen. 
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Tabelle 1: Regierungs- und Oppositionsfraktionen im Bundestag nach Wahlperiode 

Wahlperiode Regierung Opposition 

20. WP (2021-2025) 
SPD, B90/Grüne, FDP  
(bis 6.11.2024) 

CDU/CSU, AfD, Die Linke, BSW (ab 
2.2.2024), FDP (ab 7.11.2024) 

19. WP (2017-2021) CDU/CSU, SPD AfD, FDP, Die Linke, B90/Grüne 
18. WP (2013-2017) CDU/CSU, SPD Die Linke, B90/Grüne 
17. WP (2009-2013) CDU/CSU, FDP SPD, Die Linke, B90/Grüne 
16. WP (2005-2009) CDU/CSU, SPD FDP, Die Linke, B90/Grüne 
15. WP (2002-2005) SPD, B90/Grüne CDU/CSU, FDP 
14. WP (1998-2002) SPD, B90/Grüne CDU/CSU, FDP, PDS 
13. WP (1994-1998) CDU/CSU, FDP SPD, B90/Grüne, PDS 
12. WP (1990-1994) CDU/CSU, FDP SPD, PDS, B90/Grüne 

Quelle: Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (https://dip.bundestag.de); 
eigene Zusammenstellung 

Im Bundestag bilden all diejenigen Fraktionen bzw. Abgeordneten die Opposi-
tion, die keiner Regierungspartei angehören (statt vieler Helms 2002: 42–49). 
Tabelle 1 ruft in Erinnerung, welche Fraktionen in den neun Wahlperioden von 
1990 bis 2025 die Regierung trugen und welche Fraktionen bzw. Gruppen die 
Opposition stellten. Von der 12. bis einschließlich der 19. Wahlperiode blieben 
die anfangs gebildeten Regierungskoalitionen bis zu den nächsten Wahlen im 
Amt, und auch unter den Oppositionsfraktionen traten während der Legislaturen 
keine Veränderungen auf. Das gilt auch für die um ein Jahr verkürzte 15. Wahl-
periode, als ein Antrag von Bundeskanzler Schröder (SPD), ihm gemäß Art. 68 GG 
das Vertrauen auszusprechen, keine Zustimmung fand und daraufhin der Bun-
destag vorzeitig aufgelöst wurde. Erst in der zuletzt abgeschlossenen 20. Wahl-
periode änderte sich die Zusammensetzung der Opposition gleich zweimal: Im 
Dezember 2023 verließen zehn Mitglieder die Fraktion Die Linke und schlossen 
sich zum Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) zusammen, das am 2. Februar 2024 
den Status einer Gruppe zugesprochen bekam. Und am 6. November 2024 zer-
brach bekanntlich die Ampelkoalition, als Finanzminister Lindner (FDP) auf Vor-
schlag von Bundeskanzler Scholz (SPD) aus seinem Amt entlassen wurde und ihm 
zwei weitere FDP-Minister folgten. Nachdem Verkehrsminister Wissing zwar wei-
terhin dem Kabinett angehörte, aber umgehend seinen Austritt aus der FDP er-
klärte, waren die Liberalen fortan nicht mehr Teil der Regierung, sodass die FDP-
Fraktion ab dem 7. November 2024 der Opposition zugerechnet werden muss. 
Fünf Schlussabstimmungen über Gesetzentwürfe zur Umsetzung von Richtlinien, 
die nach diesem Datum noch stattgefunden haben, wurden folglich auf dem Oppo-
sitionskonto der FDP verbucht.4 

                                                           
4 Dass die FDP-Fraktion nach dem Bruch der Ampelkoalition die Oppositionsrolle umgehend ange-

nommen hat, zeigt sich auch am Abstimmungsverhalten: eine Zustimmung, zwei Ablehnungen 
und zwei Enthaltungen. 
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3.1 Abstimmungsverhalten 

Tabelle 2 summiert Abstimmungen von Oppositionsfraktionen über Gesetzent-
würfe, mit denen laut Begründungsteil eine oder mehrere EU-Richtlinien in die 
innerstaatliche Rechtsordnung übertragen worden sind, für den Zeitraum von der 
12. Wahlperiode (1990 bis 1994) bis zur 20. Wahlperiode (2021 bis 2025). Das 
Abstimmungsverhalten nach der dritten Lesung bzw. in der Schlussabstimmung 
wurde den Plenarprotokollen entnommen, die im Gesetzgebungsvorgang im Do-
kumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (DIP) verlinkt 
sind.5 Bei namentlichen Abstimmungen ergibt sich das Abstimmungsverhalten 
einer Fraktion bzw. Gruppe aus dem relativen Mehrheitsvotum ihrer Mitglieder. 
Wichtig ist es noch einmal hervorzuheben, dass Abstimmungsergebnisse nur 
dann in den Datensatz eingeflossen sind, wenn sich die Fraktion in der Opposition 
befand. Deswegen sind die Fallzahlen (N) bei Fraktionen, die häufig Regierungs-
verantwortung übernommen haben (CDU/CSU, SPD) oder noch nicht oft im Bun-
destag vertreten waren (AfD, BSW), deutlich geringer als bei Fraktionen, deren 
Mitglieder überwiegend (FDP, B90/Grüne) oder immer (Die Linke/PDS) auf den 
Oppositionsbänken platznehmen mussten. Regierungsfraktionen haben, der Funk-
tionslogik parlamentarischer Regierungssysteme entsprechend (dazu Sieberer 
2022), ausnahmslos allen Gesetzentwürfen zur Umsetzung von Richtlinien zuge-
stimmt, wodurch alle die erforderliche Mehrheit erreichten und angenommen 
wurden. 

Tabelle 2: Abstimmungsverhalten der Opposition bei Gesetzentwürfen zur Umsetzung von 
Richtlinien im Bundestag nach Fraktion/Gruppe 

Fraktion/Gruppe N 
Zustimmung (JA) Ablehnung (NEIN) Enthaltung 
n Prozent n Prozent n Prozent 

CDU/CSU 177 90 50,8 78 44,1 9 5,1 
SPD 192 109 56,8 51 26,6 32 16,6 
FDP 305 119 39,0 132 43,3 54 17,7 
B90/Grüne 470 183 38,9 158 33,6 129 27,5 
Die Linke/PDS 585 157 26,8 229 39,2 199 34,0 
AfD 143 17 11,9 85 59,4 41 28,7 
BSW 5 0 0,0 3 60,0 2 40,0 
Gesamt 1.877 675 36,0 736 39,2 466 24,8 

Quelle: Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (https://dip.bundestag.de), 
Zeitraum: 12. Wahlperiode (1990–1994) bis 20. Wahlperiode (2021–2025); eigene Auswertungen/ 
Berechnungen 

                                                           
5 Das Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (https://dip.bundestag.de) 

ist das amtliche Online-Rechercheportal von Bundestag und Bundesrat für parlamentarische Vor-
gänge, die in Drucksachen und stenografischen Berichten festgehalten werden. Für Detailfragen 
zur Erstellung des Datensatzes siehe Wimmel 2023. 
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Nimmt man zunächst die Zustimmungsquoten in den Blick, bestätigt sich die 
These, dass Fraktionen, die relativ häufig Regierungskoalitionen tragen, auch in 
Oppositionszeiten die Umsetzung von Richtlinien stärker unterstützen. Dieser Be-
fund ist nicht wirklich überraschend, weil viele Richtlinien erst in der darauffol-
genden Wahlperiode innerstaatlich umgesetzt werden. CDU/CSU und SPD, die 
die meisten Regierungsjahre zu verzeichnen haben, weisen mit 50,8 Prozent und 
56,8 Prozent die höchsten Zustimmungsraten auf, gefolgt von FDP (39 Prozent) 
und Grünen (38,9 Prozent), die seltener in Regierungsverantwortung standen. Die 
Linke/PDS und die AfD, die im Bund nicht über die Oppositionsrolle hinausge-
kommen sind, stimmten nur 26,8 Prozent bzw. 11,9 Prozent der Umsetzungsge-
setze zu. Außerdem stehen diese beiden Parteien europäischer Integration natür-
lich generell skeptischer gegenüber, wenn auch aus völlig unterschiedlichen ideolo-
gischen Hintergründen (dazu Niedermayer 2024). Das BSW beteiligte sich ledig-
lich an fünf Abstimmungen, weil die Abgeordneten oftmals nicht in Gruppen-
stärke anwesend waren, wie sich den Plenarprotokollen entnehmen lässt. 

Die Ablehnungsquoten zeichnen ein etwas anderes Bild: Erwartungsgemäß stimm-
ten AfD und BSW (bei einer allerdings sehr geringen Fallzahl) anteilig mit Abstand 
am häufigsten gegen Umsetzungsgesetze. CDU/CSU und FDP weisen in dieser 
Rechnung mit 44,1 Prozent bzw. 43,3 Prozent jedoch deutlich höhere Werte auf 
als SPD (26,6 Prozent) und Grüne (33,6 Prozent). In der 20. Wahlperiode lehnte 
die Unionsfraktion bereits 58,5 Prozent der Gesetzentwürfe der Ampelkoalition 
ab. Insgesamt opponierte sogar Die Linke/PDS mit 39,2 Prozent seltener gegen 
die Umsetzung von Richtlinien als die selbsternannte Staats- und Europapartei 
CDU (dazu die Beiträge in Küsters 2014). Diese Unterschiede lassen sich also nur 
zum Teil mit der Dauer von Regierungsverantwortung und grundsätzlichen Ein-
stellungen zur europäischen Integration erklären. Auch bei Enthaltungen tun sich 
erhebliche Differenzen zwischen den Fraktionen auf: Während sich insbesondere 
CDU/CSU, aber auch SPD und FDP kaum der Stimme enthielten, neigten Grüne, 
AfD und vor allem Die Linke/PDS mit 34 Prozent signifikant häufiger dazu, sich 
nicht eindeutig zu positionieren. Eine Ursache könnte darin bestehen, dass es die-
sen Fraktionen bzw. ihren Mitgliedern oftmals nicht gelungen war, sich intern zu 
einigen, ob man Gesetzentwürfe unterstützen oder ablehnen soll. Aus der Ge-
samtsumme aller Abstimmungen ergibt sich, dass Oppositionsfraktionen in den 
vergangenen 35 Jahren öfter gegen (n=736) als für (n=675) Umsetzungsgesetze 
gestimmt haben. 

3.2 Aussprachen 

Um zu ermitteln, wie Oppositionsfraktion die Ablehnung von Umsetzungsgeset-
zen begründen, wurden die dazugehörigen Redebeiträge im Plenum des Bundes-
tages vom Autor dieses Textes inhaltsanalytisch ausgewertet. Gemäß Geschäfts-
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ordnung des Bundestages (§§ 78 bis 84) finden zu Beratungen von Gesetzentwür-
fen nur dann Aussprachen statt, wenn sie vom Ältestenrat empfohlen oder von 
einer Fraktion oder von anwesenden fünf Prozent der Mitglieder des Bundestages 
verlangt werden. Außerdem sind Fraktionen bzw. Abgeordnete nicht verpflichtet, 
sich an Aussprachen zu beteiligen, sondern können auf ihre Redezeit verzichten. 
Aus diesen Gründen liegen zu 73 Gegenstimmen keine Reden vor, die ausgewer-
tet werden könnten, sodass sich die Inhaltsanalyse auf 663 Reden beschränkt. 
Fanden zu einem Gesetzentwurf mehrere Aussprachen statt, wurden die Reden 
in der Aussprache zur zweiten Beratung direkt vor der Schlussabstimmung aus-
gewertet, weil eventuelle Änderungsvorschläge aus der Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses berücksichtigt werden konnten. In den ganz weni-
gen Fällen, in denen nur zur ersten Beratung eine Aussprache abgehalten wurde, 
wurden hilfsweise diese Reden ausgewertet. Nahmen mehrere Sprecher einer 
Oppositionsfraktionen an einer Aussprache teil, wurde die Rede desjenigen Spre-
chers ausgewertet, der zuerst ans Rednerpult getreten ist, weil dieser üblicher-
weise die Mehrheitsmeinung der Fraktion vertritt (Ismayr 2013: 305).  

Die Beweggründe, warum Oppositionsfraktionen gegen Gesetzentwürfe zur Um-
setzung von Richtlinien stimmen, können ungemein vielfältig sein und hängen 
stark vom Gegenstand der jeweiligen Richtlinie ab. Eine vertiefte qualitative Aus-
wertung von Gegenargumenten und Begründungsmustern ließe sich nur themen-
gebunden für wenige ausgewählte Reden durchführen. Ob Fraktionen eine Ab-
lehnung mit Inhalten der Richtlinie oder mit der Art und Weise der Umsetzung 
durch die amtierende Regierung begründen, lässt sich hingegen richtlinienüber-
greifend erfassen und quantifizieren. Zudem kann aus dieser Unterscheidung ab-
geleitet werden, ob dem Votum eine euroskeptische Motivation zugrunde liegt. 
Denn eine Gegenstimme aufgrund der Richtlinie selbst wendet sich notwendiger-
weise gegen europarechtlich bindende Beschlüsse von EU-Organen, während eine 
Gegenstimme, die mit innerstaatlichen Umsetzungsmaßnahmen begründet wird, 
an die nationale Regierung adressiert ist. Eine solche Regierungskritik muss nicht 
unbedingt auf einer zu weitgehenden („vergoldeten“) Umsetzung fußen, sondern 
könnte auch darauf abzielen, dass eine Richtlinie nicht hinreichend oder zu restrik-
tiv in nationales Recht implementiert worden sei. Die stärkste Form von Euroskepsis 
brächte eine Fraktion freilich zum Ausdruck, wenn sie wegen der Richtlinie und 
wegen der innerstaatlichen Umsetzung gegen einen Gesetzentwurf stimmt. 

4. Ergebnisse 

Tabelle 3 fasst zusammen, wie häufig Oppositionsfraktionen die umzusetzende 
Richtlinie selbst oder die Art und Weise der innerstaatlichen Umsetzung in Aus-
sprachen als Begründung angeführt haben, weshalb sie den Gesetzentwurf ab-
lehnen. Die Fallzahlen (N) unterscheiden sich wieder stark zwischen den Fraktio-
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nen bzw. Gruppen, weil sie im Erhebungszeitraum unterschiedlich lange in der 
Opposition waren und unterschiedlich oft gegen Umsetzungsgesetze gestimmt 
haben. Zudem sind in diese Auswertung wie oben beschrieben nur diejenigen 
Ablehnungen eingeflossen, zu denen Redebeiträge vorliegen. Konkret bedeuten 
die Zahlen, dass zum Beispiel die FDP insgesamt 126 Reden zu von ihr abgelehn-
ten Gesetzentwürfen gehalten hat. In 46 dieser Reden begründete sie ihre Gegen-
stimme mit bestimmten Inhalten der Richtlinie (36,5 Prozent) und in 109 Reden 
mit der Umsetzung in nationales Recht (86,5 Prozent). Daraus lässt sich ableiten, 
dass die Liberalen in 29 Reden (23 Prozent) ihre Gegenstimme sowohl mit der 
Richtlinie als auch mit der Umsetzung gerechtfertigt haben (46 + 109 = 155 und 
dann 155 – 126 = 29).  

Tabelle 3: Begründungen der Opposition für Ablehnungen von Gesetzentwürfen zur Umset-
zung von Richtlinien in Aussprachen nach Fraktion/Gruppe 

Fraktion/Gruppe N 
Richtlinie Umsetzung 
n Prozent n Prozent 

CDU/CSU 73 21 28,8 63 86,3 
SPD 44 10 22,7 39 88,6 
FDP 126 46 36,5 109 86,5 
Bündnis 90/Grüne 139 35 25,2 124 89,2 
Die Linke/PDS 201 91 45,3 171 85,1 
AfD 79 66 83,5 69 87,3 
BSW 1 1 100 0 0,0 
Gesamt 663 270 40,7 575 86,7 

Quelle: Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (https://dip.bundestag.de), 
Zeitraum: 12. Wahlperiode (1990–1994) bis 20. Wahlperiode (2021–2025); eigene Auswertungen/ 
Berechnungen 

Auf den ersten Blick ist zu erkennen, dass Oppositionsfraktionen bzw. -gruppen 
ihre Gegenstimmen wesentlich seltener mit Inhalten der Richtlinie als mit Formen 
und Mitteln der innerstaatlichen Umsetzung begründen (mit Ausnahme des BSW 
bei allerdings nur einem Redebeitrag). Allein bei der AfD-Fraktion sind die Pro-
zentwerte bei beiden Begründungsarten ähnlich hoch, was primär darauf zurück-
zuführen ist, dass sich Abgeordnete in 56 Reden gegen die jeweilige Richtlinie 
und gegen deren Umsetzung aussprachen. Während sich die Fraktionen darin 
unterscheiden, wie oft sie den Entwurf (auch) aufgrund der Richtlinie abgelehnt 
haben, weichen sie bei Umsetzungsmaßnahmen nur geringfügig vom Mittelwert 
ab. Alle Fraktionen, das BSW ausgenommen, forderten in über 85 Prozent ihrer 
Reden, dass die Richtlinie anders in nationales Recht übertragen werden solle, 
ganz unabhängig davon, wie häufig sie gegen Umsetzungsgesetze stimmen, wie 
viele Wahlperioden sie an der Regierung beteiligt waren und wie euroskeptisch 
sie grundsätzlich eingestellt sind. Dieses Ergebnis verdeutlicht, dass Oppositions-
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fraktionen Aussprachen in erster Linie nutzen, um sich an der amtierenden Re-
gierung und nicht an der EU abzuarbeiten.  

Ein gewichtiger inhaltlicher Unterschied ist jedoch, dass nur Sprecher der AfD 
die Regierung dafür anprangerten, die Richtlinie überhaupt in nationales Recht 
zu übertragen, während die anderen Fraktionen inklusive Die Linke/PDS europa-
rechtliche Umsetzungspflichten im Grundsatz anerkannt haben. Zudem lässt sich 
nach Durchsicht der Reden sagen, dass SPD und vor allem Grüne die Regierung 
im Regelfall dafür kritisierten, dass Richtlinien ihrer Auffassung nach zu restriktiv 
oder teilweise sogar nicht hinreichend umgesetzt würden, um den Vorgaben zu 
entsprechen. Wenn also diese beiden Fraktionen gegen Gesetzentwürfe stimm-
ten, dann überwiegend, weil sie nicht weniger, sondern mehr Integration bzw. 
Regulierung wollten. Stattdessen lehnten die Fraktionen von CDU/CSU und vor 
allem FDP vorrangig Umsetzungsgesetze ab, wenn sie der Meinung waren, man 
hätte die Richtlinie auch effektiver bzw. minimaler umsetzen können, um Unter-
nehmen weniger Bürokratielasten aufzubürden oder neue Rechtsvorschriften zu 
vermeiden, die dem Richtlinientext gar nicht zu entnehmen seien. Selbst wenn 
Oppositionsfraktionen also nahezu gleich oft aufgrund von Umsetzungsmaßnah-
men gegen Gesetzentwürfe votierten, spiegeln sich in den Gründen und Motiven 
ganz unterschiedliche Einstellungsmuster zur Reichweite und Ausrichtung von 
EU-Politik (ähnlich schon Wimmel 2018). 

Bei den Ablehnungsquoten aufgrund der Richtlinie selbst liegen hingegen signifi-
kante Fraktionsunterschiede vor: SPD und Grüne begründeten ihre Gegenstimmen 
am seltensten mit Richtlinieninhalten, gefolgt von der Unionsfraktion und der FDP, 
deren Sprecher schon in mehr als jeder dritten Rede (auch) Kritik an der Richtlinie 
übten. Die Linke/PDS, vor allem aber die AfD mit einem Wert von 83,5 Prozent 
heben sich in dieser Rechnung deutlich von anderen Fraktionen ab. Sie nutzten 
ihre Redezeiten wesentlich häufiger, um sich nicht nur gegen die Regierung, son-
dern auch gegen die Politik der EU in Stellung zu bringen. Das BSW beteiligte 
sich nur an einer einzigen Aussprache, sodass der Prozentwert ohne Aussagekraft 
ist. Ein Abgleich dieser Zahlen mit dem Abstimmungsverhalten in Tabelle 2 zeigt, 
dass Fraktionen, die eh schon relativ selten Umsetzungsgesetze ablehnen, meis-
tens nicht die Richtlinie als Grund anführen. Nur die Linksfraktion, die anteilig 
gegen weniger Gesetzentwürfe als CDU/CSU und FDP stimmte, verwies in Reden 
häufiger auf Richtlinieninhalte. Ferner bestätigt sich, dass mehr Wahlperioden in 
Regierungsverantwortung dazu führen, dass Fraktionen ihre Gegenstimmen sel-
tener mit der Richtlinie rechtfertigen. Allein die CDU/CSU-Fraktion passt nicht 
ganz ins Schema, weil sie einen leicht höheren Prozentwert aufweist als die Grü-
nen-Fraktion, obwohl die Grünen seltener an Regierungskoalitionen beteiligt wa-
ren. Wenig überraschend ist, dass euroskeptische Fraktionen am Rednerpult viel 
häufiger Richtlinien ins Visier nehmen als proeuropäische Fraktionen. 
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Eine vertiefte Auswertung der Daten offenbart allerdings, dass sich die Prozent-
anteile bei einigen Fraktionen über die Wahlperioden maßgeblich verschoben 
haben. Grüne und die damalige PDS stimmten in den 1990er Jahren zwar relativ 
selten gegen Gesetzentwürfe, aber wenn dann überwiegend aufgrund der Richt-
linie, insbesondere bei Liberalisierungen und Privatisierungen im Rahmen der 
Binnenmarktintegration. Ab der ersten Großen Koalition unter Kanzlerin Merkel 
in der 16. Wahlperiode (2005 bis 2009) sinken die Anteile dann kontinuierlich, 
bei den Grünen auf zuletzt nur noch 10,7 Prozent in der 19. Wahlperiode (2017 
bis 2021). Ein ähnlich starker Rückgang lässt sich für die Linksfraktion feststel-
len: Während die PDS in den frühen Wahlperioden noch fast alle Ablehnungen 
mit Richtlinieninhalten begründete, passte die Linke ihre Begründungsweise im-
mer mehr den Grünen an, sodass der Prozentanteil unter der Ampel-Regierung 
(2021 bis 2025) bei nur noch 15,4 Prozent lag. Ein komplett gegenteiliger Trend 
zeigt sich bei den Fraktionen von CDU/CSU und FDP: Stimmte die Unionsfraktion 
während der rot-grünen Regierungsjahre (1998 bis 2005) nur sehr selten auf-
grund der Richtlinie gegen Umsetzungsgesetze, stieg der Anteil in der Ampel-
koalition auf 48,3 Prozent, darunter zahlreiche Richtlinien, die zu Zeiten unions-
geführter Bundesregierungen auf europäischer Ebene beschlossen worden wa-
ren. Bei der FDP-Fraktion belief sich der Anteil zuerst lediglich auf 17,2 Prozent 
und verdreifachte sich bis zur 19. Wahlperiode auf 57,8 Prozent, d.h. in mehr als 
jeder zweiten Rede begründeten Abgeordnete die ablehnende Haltung der FDP-
Fraktion (auch) mit Inhalten der Richtlinie. Bei SPD und AfD hingegen blieben die 
jeweiligen Prozentwerte weitgehend stabil. 

5. Schlussfolgerungen 

Oppositionsfraktionen im Bundestag lehnen häufig und verstärkt Gesetzentwürfe 
zur innerstaatlichen Umsetzung von EU-Richtlinien ab. Anhand einer Inhaltsana-
lyse von Aussprachen im Zeitraum von 1990 bis 2025 konnte nachgewiesen wer-
den, dass Gegenstimmen in erster Linie mit der Art und Weise der Übertragung 
in nationales Recht begründet werden. Sprecher aller Fraktionen nutzen ihre Re-
dezeiten fast gleichermaßen, um die amtierende Regierung für eine aus ihrer Per-
spektive verfehlte Umsetzungspraxis anzuprangern. Zugleich zeigen die Daten, 
dass selbst Fraktionen, die oft in Regierungsverantwortung standen und sich dem 
proeuropäischen Lager zurechnen, regelmäßig Inhalte von umzusetzenden Richt-
linien ins Visier nehmen. Insbesondere bei Abgeordneten aus den Reihen von 
CDU/CSU und FDP lässt sich in jüngeren Wahlperioden ein starker Trend in diese 
Richtung beobachten, während die Kritik von Grünen und Linken mittlerweile 
kaum noch an die EU adressiert ist. 

Diese Befunde veranschaulichen, wie sehr sich euroskeptische Einstellungsmus-
ter im bürgerlich-liberalen Lager ausgebildet und verfestigt haben. Nicht nur 
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Redner der AfD, sondern auch von CDU/CSU und FDP nutzen Aussprachen zu 
Umsetzungsgesetzen immer öfter, um bereits in Kraft getretene Richtlinien zu 
hinterfragen. Die Stoßrichtung der Kritik bezieht sich unisono auf zu viele und 
zu kleinteilige Regulierungen vor allem in der Klima- und Umweltschutzpolitik, 
aber auch im Sozial-, Arbeits- und Beschäftigungsrecht. Ein wesentlicher Unter-
schied zur AfD liegt allerdings (bislang) darin, dass Union und Liberale nicht die 
Regierung aufforderten, Richtlinien gar nicht umzusetzen und anzuwenden. Im 
linken Lager hingegen ist Opposition gegen die Politik der EU seit dem Amtsan-
tritt von Kanzlerin Merkel rückläufig und inzwischen nahezu verstummt. Wenn 
Grüne und Linke heute gegen Gesetzentwürfe stimmen, dann ganz überwiegend, 
weil sie sich eine integrationsfreundlichere Umsetzung gewünscht hätten. 

In der Rückschau lassen die Ergebnisse darauf schließen, dass sich die politische 
Agenda der EU immer mehr zugunsten der Interessen linksgerichteter Parteien 
verschoben hat. Tatsächlich waren die Schwerpunktthemen der letzten Dekade, 
angefangen beim „Green Deal“, mit dem die Kommission das Ziel verfolgt, den 
Ausstoß von CO₂-Emissionen bis zum Jahr 2030 um mindestens 55 Prozent ge-
genüber dem Stand von 1990 zu senken, über den „Digital Services Act“ bis hin 
zur umstrittenen Lieferkettenrichtlinie, linksgrüne Herzensprojekte, die ohne 
Schützenhilfe aus Brüssel in den meisten Mitgliedstaaten sicher keine Gesetzes-
kraft erlangt hätten. Gleichzeitig versäumte es die EU nach Ansicht vieler liberaler 
Ökonomen, den Wirtschafts- und Industriestandort zu stärken, um Wertschöp-
fung zu erzielen und im globalen Wettbewerb bestehen zu können. Die kommen-
den Jahre werden zeigen, ob die EU trotz aller Kritik unbeirrt an ihrer strikten 
Regulierungs- und Verbotspolitik festhält oder wir eine Rückbesinnung auf die 
Gründungsideen der europäischen Integration erleben. 
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Juristische Vergangenheitsaufarbeitung: Die historischen Bezüge 
des SRP-Verbotsurteils 

Nico M. Madej1 

I. Ein Verbotsurteil im Schattendasein 

In der rechtswissenschaftlichen Betrachtung der Parteiverbotsverfahren kommt 
dem Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP) nur eine geringfügige Rolle 
zu. Einzug in den Diskurs findet allenfalls die erstmalige Auseinandersetzung mit 
den Tatbestandsmerkmalen des Art. 21 Abs. 2 GG,2 während vor allem auf die 
gesellschaftspolitischen Umstände des Verbots verwiesen wird.3 Eine ausführli-
che Betrachtung der Urteilsbegründung ist dagegen nur bei Horst Meier nachzu-
weisen4 und selbst zeitgenössisch lässt sich nur eine einzige rechtswissenschaft-
liche Urteilsbesprechung auffinden.5 Dieser spärliche juristische Diskurs verwun-
dert. Das Bundesverfassungsgericht sah sich immerhin kurz nach seiner Konsti-
tuierung mit einer Partei konfrontiert, die durch ihr Anknüpfen an den National-
sozialismus das Trauma der jüngsten deutschen Vergangenheit ins kollektive Ge-
dächtnis rückte. 

Vor diesem Hintergrund drängt sich damit die Frage auf, in welchem Maße der 
historische Bezug des Urteils nicht nur den Verfahrensgegenstand, sondern kon-
kret die Urteilsbegründung des Bundesverfassungsgerichts konnotiert. Demnach 
soll hier untersucht werden, inwiefern die Urteilsbegründung des SRP-Verbots 
von einer Auseinandersetzung mit der deutschen Vergangenheit geprägt wird. 
Um dies valide beantworten zu können, sollen im ersten Schritt rechtliche und 
rechtshistorische Grundlagen zum Verständnis des Parteiverbots dargestellt so-
wie der historische Kontext des Urteils ergründet werden. Sodann soll das Ver-
botsurteil selbst hinsichtlich der hervortretenden Vergangenheitsbezüge analy-
siert werden, um im letzten Schritt diese Bezüge differenziert zu betrachten und 
anschließend nach dem Beitrag des Bundesverfassungsgerichts zur Vergangen-
heitsaufarbeitung zu fragen. 

                                                           
1 Nico M. Madej studiert Rechtswissenschaft an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf und ist 

studentische Hilfskraft am Arbeitsbereich für Öffentliches Recht, insbesondere Verfassungsrecht 
und Verfassungstheorie von Prof. Dr. Sophie Schönberger (FU Berlin). 

2 Etwa bei Schulz, Die freiheitliche demokratische Grundordnung, 2019, S. 197 ff.; Gusy, AöR 105 
(1980), 279; Lovens, ZParl 2001, 550 (551 ff.). 

3 Siehe etwa Flemming, Das NPD-Verbotsverfahren, 2005, S. 44; Morlok, NJW 2001, 2931 (2934). 
4 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993. 
5 von Weber, JZ 1953, 293 (293 f.). 
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II. Rechtlicher und rechtshistorischer Rahmen 

1. Die wehrhafte Demokratie als Verfassungsgrundsatz 

Grundlegend lässt sich das Parteiverbotsverfahren dem Konzept der wehrhaften 
Demokratie zuordnen. Zielrichtung der wehrhaften oder auch streitbaren Demo-
kratie6 stellt dabei der Schutz grundlegender Verfassungswerte dar, die für ein 
demokratisches Miteinander unverzichtbar sind und innerhalb des Willensbil-
dungsprozesses somit nicht zur Disposition stehen sollen.7 Insofern sichert die 
wehrhafte Demokratie den Zusammenhang zwischen der Ausübung von Frei-
heitsrechten und dem Funktionieren eines freiheitlichen und pluralistischen de-
mokratischen Prozesses.8 Soll jener Prozess tatsächlich auf Dauer bestehen, be-
nötigen die notwendigen Voraussetzungen, Strukturen und Spielregeln – insbe-
sondere in Gestalt von Freiheitsrechten zur politischen Betätigung – Schutz.9 In 
letzter Konsequenz wird daraus gefolgert, dass die freiheitliche Ordnung zur Ge-
währleistung ihres Bestandes nicht auch gleichzeitig die Freiheit umfassen kann, 
die Voraussetzungen der Freiheit zu beseitigen.10 Demokratie verhält sich nach 
diesem Verständnis gegenüber ihren eigenen Prämissen gerade nicht neutral, 
sondern ist wertbezogen.11 Hieraus erwächst die Notwendigkeit, jene Wertgren-
zen mithilfe verschiedener verfassungsrechtlicher wie einfachgesetzlicher Instru-
mente – darunter das Parteiverbotsverfahren – zu verteidigen.12 

Die paradoxe Logik der wehrhaften Demokratie: „Keine Freiheit den Feinden der 
Freiheit“13, birgt allerdings Probleme. Prämisse des demokratischen Prozesses ist 
seine prinzipielle Offenheit gegenüber allen Auffassungen, die sich durch den 
öffentlichen Diskurs frei gegeneinander behaupten können sollen.14 Der Aus-
schluss einer bestimmten Auffassung stört diesen Prozess unweigerlich. Daraus 

                                                           
6 Die Begriffe „streitbar“, „abwehrbereit“ oder „wehrhaft“ werden häufig synonym gebraucht und 

beschreiben die selbstverteidigende Haltung der verfassungsmäßigen Ordnung, die in der Lage ist, 
Angriffe auf ihre zentralen Wertgarantien abzuwehren. Die Bezeichnung der wehrhaften Demo-
kratie des Grundgesetzes als „militant“ läuft dagegen fehl. Dazu Jesse, Streitbare Demokratie, 
1980, S. 20 f. 

7 BVerfGE 5, 85 (139); 80, 244 (253); 144, 20 (195 f. Rn. 515 f.). 
8 Morlok, NJW 2001, 2931 (2932); Pabel, ZaöRV 2003, 921 (935); siehe auch Jesse, Streitbare 

Demokratie, 1980, S. 22. 
9 Gärditz, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Band 1, 2. Auflage 2022, § 11 Rn. 13; Morlok, 

NJW 2001, 2931 (2932); Morlok, JURA 2013, 317 (317). 
10 Morlok, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Band 2, 3. Auflage 2015, Art. 21 Rn. 144; 

Morlok, NJW 2001, 2931 (2932); Morlok, JURA 2013, 317 (317). 
11 Gärditz, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Band 1, 2. Auflage 2022, § 11 Rn. 15 f. 
12 Gärditz, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Band 1, 2. Auflage 2022, § 11 Rn. 16; Volp, 

NJW 2016, 459 (463). 
13 Boehme-Neßler, NVwZ 2024, 89 (89). 
14 Gärditz, in: Stern/Sodan/Möstl (Hrsg.), Staatsrecht, Band 1, 2. Auflage 2022, § 11 Rn. 13; Morlok, 

NJW 2001, 2931 (2933). 
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resultieren wiederum praktische Gefahren: Unliebsame Parteien könnten aus 
blankem Kalkül als verbotswürdig eingestuft und die Instrumente der wehrhaften 
Demokratie missbräuchlich verwendet werden, um sich eines politischen Gegners 
zu entledigen.15 Es besteht außerdem die Möglichkeit, dass jene sichernden recht-
lichen Maßnahmen der wehrhaften Demokratie als abschließend angesehen wer-
den und infolgedessen die Widerstandsfähigkeit der Demokratie bereits an ihrer 
Wurzel – der aktiven Gestaltung des demokratischen Gemeinwesens – Schaden 
nimmt, denn die verfassungsmäßige Ordnung und auch die Legitimität des poli-
tischen Prozesses sind maßgeblich von der ständigen gesellschaftlichen Bestäti-
gung der Verfassungsordnung abhängig.16 

Diese Gedankenstränge der wehrhaften Demokratie sind in besonderer Weise mit 
rechtsgeschichtlichen Umständen verwoben. Vor dem Hintergrund faschistischer 
Machtübernahmen während der 1920er und -30er Jahre, bei denen freiheits-
rechtliche Garantien gezielt ausgenutzt wurden, um auf scheinlegalem Wege 
schrittweise politische Macht auszuüben, erwächst schließlich die Idee eines 
neuen Demokratietypus: einer militanten Demokratie.17 Diese müsse den faschis-
tischen Strategien präventiv auf rechtlicher Ebene begegnen, sodass trotz etwai-
ger Wahlerfolge eine Übernahme der Regierungsverantwortung effektiv verhin-
dert werden kann.18 Eine besondere Bedeutung für die Entstehung dieses Kon-
zepts nimmt dabei das Scheitern der Weimarer Republik ein, die solchen faschis-
tischen Bestrebungen nicht standhalten konnte. Aufgrund dieses Stellenwerts des 
rechtshistorischen Hintergrunds bedarf es einer kurzen Betrachtung der Verfas-
sungsschutzmechanismen der Weimarer Republik. 

2. Weimarer Schutzmechanismen 

Der Weimarer Reichsverfassung haftet allgemein der Makel der Wehrlosigkeit 
an. Kennzeichnend hierfür sei ihre vermeintliche Wertneutralität sowie das Feh-
len einschlägiger verfassungsrechtlicher Abwehrmechanismen.19 Werden die ver-
fassungsrechtlich kodifizierten Instrumente konkret betrachtet, sticht zunächst 
lediglich die in Art. 48 Abs. 2 WRV normierte Möglichkeit der Notverordnungen 
heraus, während ein spezielles (verfassungsrechtliches) Parteiverbotsverfahren 
nicht aufzufinden ist. Die Notverordnungen werden zwar insbesondere mit ihrer 
zweckfremden Verwendungsweise in der Spätphase der Republik in Verbindung 

                                                           
15 Morlok, NJW 2001, 2931 (2933); Morlok, JURA 2013, 317 (318). 
16 Häberle, Verfassung als öffentlicher Prozeß, 3. Auflage 1998, S. 195 ff.; Heun/Thiele, Die Verfas-

sungsordnung der Bundesrepublik Deutschland, 2. Auflage 2024, S. 19; Hofmann, Legitimität 
und Rechtsgeltung, 1977, S. 60 ff. 

17 Loewenstein, The American Political Science Review 1937, 417 (424 ff.). 
18 Loewenstein, The American Political Science Review 1937, 417 (431). 
19 Fromme, Von der Weimarer Verfassung zum Bonner Grundgesetz, 3. Auflage 1999, S. 189; Thiel, 

in: Thiel (Hrsg.), Wehrhafte Demokratie, 2003, S. 5. 
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gebracht, jedoch ermöglichte diese weitreichende Kompetenz des Reichspräsi-
denten es Friedrich Ebert genauso, die junge Demokratie durch ihre anfänglichen 
Krisenjahre zu navigieren und dabei auch auf die Parteien einzuwirken.20 Art. 48 
Abs. 2 WRV war allerdings ein Schutzmechanismus, der dem Schutz der Demo-
kratie vor inneren Feinden nur inzident diente, wobei die Aktivierung besonders 
von dem (politischen) Willen des Reichspräsidenten abhängig war.  

Dennoch sollte gerade die Möglichkeit des Parteiverbots differenziert betrachtet 
werden: Aufgrund der fehlenden verfassungsrechtlichen Verankerung der Par-
teien war auf diese das allgemeine Vereinsrecht anzuwenden21, das einerseits ge-
mäß Art. 124 WRV deren Existenz und Betätigung garantierte, genauso jedoch 
eine Anwendung des § 2 Abs. 1 des Reichsvereinsgesetzes ermöglichte. Demnach 
konnten Vereine, die den Strafgesetzen zuwiderliefen, durch die zuständigen 
Verwaltungsbehörden aufgelöst werden,22 wobei republikweit über 40 Parteiver-
bote ergingen. Währenddessen etablierte sich auch in der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts und Staatsgerichtshofs die Auffassung, dass Organisationen, de-
ren Zwecke notwendigerweise die Anwendung strafbarer Mittel voraussetzen, 
insgesamt verfassungswidrig seien.23 Die Vereinigungsfreiheit selbst konnte zu-
dem durch die Möglichkeit der Ausnahmegesetzgebung nach Art. 76 WRV 
durchbrochen werden. Praktisch wurde hiervon im Rahmen der Republikschutz-
gesetze Gebrauch gemacht, die weitreichende Verbotsmöglichkeiten erschlossen 
und auf deren Grundlage verschiedene Parteien, darunter die NSDAP, in einigen 
Ländern verboten und aufgelöst wurden.24 Die Reichweite und Effektivität dieser 
Verbote war indessen durch das Fehlen eines gleichzeitigen Verbots von Ersatz- 
und Nachfolgeorganisationen begrenzt und wiederum vom Willen der Exekutive 
abhängig. Gerade der hierfür notwendige politische Wille fehlte jedoch zuneh-
mend in der Spätphase der Republik.25 

Eine Gesamtschau der rechtlichen Abwehrmechanismen bietet damit ein ausdif-
ferenziertes Bild, in dem die Weimarer Reichsverfassung „weder neutral noch 
wehrlos“26 erscheint. Vielmehr wird eine Vielzahl verschiedener Schutzmechanis-

                                                           
20 Dreier, in: Dreier/Waldhoff (Hrsg.), Weimars Verfassung, 2020, S. 35; Fromme, Von der Weima-

rer Verfassung zum Bonner Grundgesetz, 3. Auflage 1999, S. 177 f. 
21 Auch heute sind Parteien trotz ihres verfassungsrechtlichen Status als zivilrechtliche Vereinigun-

gen von Bürgern der gesellschaftlichen Sphäre zuzuordnen, s. S. Schönberger, Parteienrecht, 
PartG, 2. Auflage 2026, § 3 Rn. 3 f. 

22 Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Auflage 1968, S. 576. 
23 Gusy, 100 Jahre Weimarer Verfassung, 2018, S. 219. 
24 Gusy, in: Möllers/van Ooyen (Hrsg.), Parteiverbotsverfahren, 6. Auflage 2024, S. 26 ff.; Klein, in: 

Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, Art. 21 Rn. 499. 
25 Gusy, 100 Jahre Weimarer Verfassung, 2018, S. 218; Gusy, in: Möllers/van Ooyen (Hrsg.), Par-

teiverbotsverfahren, 6. Auflage 2024, S. 31 f.; Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundge-
setz, Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, Art. 21 Rn. 504. 

26 Gusy, 100 Jahre Weimarer Verfassung, 2018, S. 219. 
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men evident, die insbesondere auch Verbotsmaßnahmen gegen feindselig agie-
rende Parteien umfassten, deren Wirksamkeit und Geltungskraft jedoch zum Teil 
begrenzt war und deren Anwendung in der Hand der Exekutive lag.27 

3. Verfassungsschutzmechanismen des Grundgesetzes 

Auf die der Weimarer Verfassung nachgesagten „Konstruktionsfehler“28 und den 
nachfolgenden Abstieg in die Diktatur reagierte der Parlamentarische Rat mit der 
Implementierung einer wehrhaften Demokratie, die die als besonders destruktiv 
wahrgenommene Wertneutralität aufgeben sollte.29 Demnach müsse die neue 
Verfassung den von Carlo Schmid eingeforderten „Mut zur Intoleranz“30 gegen-
über ihren Feinden aufbringen und folglich die Anwendung der politischen Frei-
heitsrechte auf deren Anwendbarkeit innerhalb der Grenzen der demokratischen 
Ordnung beschränken.31 

Dieser neue Verfassungstypus manifestiert sich in einem ganzen Normenkatalog: 
Einerseits ist eine Verfassungsänderung gemäß Art. 79 Abs. 2 GG nur erschwert 
durch eine qualifizierte Mehrheit von Zwei-Dritteln möglich, während die soge-
nannte Ewigkeitsklausel nach Art. 79 Abs. 3 GG Verfassungsänderungen, die die 
zentralen Prinzipien der Art. 1 und Art. 20 GG berühren, gänzlich ausschließt.32 
Direkte Ausdifferenzierungen der wehrhaften Demokratie finden sich allerdings 
vor allem in der Möglichkeit der Grundrechtsverwirkung gemäß Art. 18 GG sowie 
den Parteien- und Vereinsverbotsmöglichkeiten nach Art. 21 Abs. 2 und Art. 9 
Abs. 2 GG wieder. Diese sollen konkret dem Schutz der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, der „Kernsubstanz der Verfassung“33, dienen und symboli-
sieren sowohl die neue Wehrhaftigkeit des Grundgesetzes als auch die Wertbe-
stimmtheit der neuen Verfassung in besonderer Weise. Dabei spitzt sich im Par-
teiverbotsverfahren die beschriebene Paradoxie und Missbrauchsanfälligkeit des 
Konzepts der wehrhaften Demokratie aufgrund der hohen Bedeutsamkeit der 

                                                           
27 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, 

Art. 21 Rn. 503. 
28 Grimm, in: Dreier/Waldhoff (Hrsg.), Das Wagnis der Demokratie, 2. Auflage 2018, S. 275. 
29 Jesse, Streitbare Demokratie, 1980, S. 20. 
30 Der Parlamentarische Rat, Akten und Protokolle, Band 9, Plenum, 1996, S. 36. 
31 Fromme, Von der Weimarer Reichsverfassung zum Bonner Grundgesetz, 3. Auflage 1999, S. 182 f.; 

Waldhoff, in: Dreier/Waldhoff (Hrsg.), Das Wagnis der Demokratie, 2. Auflage 2018, S. 304 f. 
32 Gerade die Normierung eines unveränderlichen Kernbestands der Verfassung wird als Reaktion 

auf die völlige Abänderbarkeit der WRV und die anschließende NS-Diktatur gewertet. Siehe 
hierzu Fromme, Von der Weimarer Verfassung zum Bonner Grundgesetz, 3. Auflage 1999, 
S. 194; Ullrich, Der Weimar-Komplex, 2009, S. 273; Zacharias, in: Thiel (Hrsg.), Wehrhafte De-
mokratie, 2003, S. 57 ff. 

33 Streinz, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), Grundgesetz, Band 2, 8. Auflage 2024, Art. 21 Rn. 224. 
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politischen Parteien für ein parlamentarisches Regierungssystem wie das der 
Bundesrepublik deutlich zu.34 

Die Erkundung der rechtlichen und rechtshistorischen Grundlagen ergibt somit 
ein vielschichtiges Bild, das das Parteiverbot als funktionssicherndes, aber ge-
nauso missbrauchsanfälliges Instrument der Prämissensicherung der demokrati-
schen Ordnung verdeutlicht. Die rechtshistorische Perspektive erweist sich als be-
deutungsvoll für die Konzeptualisierung der wehrhaften Demokratie sowie des 
Parteiverbots als dessen schärfste Schutzvorrichtung. Besonders die konkrete 
Entscheidung für die Einführung einer wehrhaften Verfassung ist durch die Er-
fahrungen mit der wahrgenommenen Abwehrschwäche der Weimarer Reichsver-
fassung geprägt,35 die zwar über Schutzinstrumente verfügte, allerdings von 
strukturellen Defiziten geplagt war. 

III. Historischer Kontext 

1. Rechte Potenziale 

Der Zusammenbruch des nationalsozialistischen Unrechtsstaates war ein voll-
kommener. Dennoch nahm das politische Leben kurz nach Kriegsende bereits 
wieder erste Formen an: Wenige Monate nach Kriegsende, im August und Sep-
tember 1945, genehmigten die amerikanischen und britischen Besatzungsbehör-
den die ersten Parteien.36 Diese Parteineugründungen waren abhängig von der 
Vergabe einer Lizenz durch die alliierten Siegermächte, sodass insbesondere ein 
offener Rückgriff auf den Nationalsozialismus ausgeschlossen war.37 Gleichwohl 
hat der Abgrund, vor den die NS-Herrschaft die Welt gestellt hat, nicht auch den 
Rechtsextremismus mit sich gerissen. Der gesellschaftliche Nährboden gestaltete 
sich mithin als zu groß: Besatzung, Flucht und Vertreibung, ungewisse wirt-
schaftliche Umstände, die durch die Entnazifizierung offenbar gemachten Fragen 
kollektiver wie individueller Schuld sowie zwölf Jahre Indoktrination hatten die 
Gesellschaft nachhaltig geprägt.38 

                                                           
34 Thiel, in: Thiel (Hrsg.), Wehrhafte Demokratie, 2003, S. 183. 
35 Jesse, Streitbare Demokratie, 1980, S. 20 f.; Thiel, in: Thiel (Hrsg.), Wehrhafte Demokratie, 2003, 

S. 2; Waldhoff, in: Dreier/Waldhoff (Hrsg.), Das Wagnis der Demokratie, 2. Auflage 2018, S. 304 f. 
36 Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 29. 
37 Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 35. Die Alliierten verweigerten rechtsextremen 

Parteien insbesondere eine landesweite Lizenz, sodass diese nur auf kommunaler Ebene tätig 
werden konnten und die Entwicklung rechtsextremer Gruppen zu größeren Parteien gehindert 
wurde. Siehe hierzu Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 73. 

38 Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 34 f. 
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Daher erwuchs nicht nur ein Vielparteiensystem, das auch kleinere, regionale Ak-
teure hervorbrachte,39 sondern darunter genauso einen zersplitterten Kreis rech-
ter Parteien. Die Parteineugründungen im rechten Spektrum reichten von natio-
nalkonservativ-autoritären Kräften wie der Vereinigung aus der Deutschen Kon-
servativen und Deutschen Rechtspartei (DKP-DRP), die maßgeblich an die Wei-
marer Deutschnationale Volkspartei (DNVP) anknüpfte, über die bürgerlich-kon-
servativ geprägte Deutsche Partei (DP), bis hin zur populistischen Wirtschaftli-
chen Aufbau-Vereinigung (WAV). Aufgrund der Lizenzbestimmungen und der 
„fehlenden“ rechtsextremen Alternativen waren diese Parteien besonders anfällig 
für ehemalige wie weiterhin überzeugte Nationalsozialisten und eine Unterwan-
derung durch extreme Kräfte. Keiner Partei gelang hierbei eine klare Abgrenzung 
zum Rechtsextremismus, während ehemalige NSDAP-Funktionäre – wie im Falle 
der DP40 – zum Teil bereitwillig integriert wurden, um auf das Wählerpotenzial 
im rechten Spektrum zugreifen zu können.41 Das rechte Parteienspektrum stellt 
sich insofern in dieser Frühphase der Bundesrepublik als parteiintern heterogen 
und hoch fragmentiert dar, wobei mit steigendem Abstand zum Jahr 1945 auch 
vermehrt extremere Parteien formiert wurden.42 

2. Die Sozialistische Reichspartei 

Aus diesem Sammelbecken aufkommender rechter und rechtsextremistischer 
Kräfte ging schließlich auch die SRP hervor. Auslöser für die Parteigründung war 
ein Zerwürfnis zwischen den gemäßigten und extremistischen Lagern innerhalb 
der DKP-DRP.43 Unter Eindruck einer angeblichen Verbotsdrohung seitens der 
britischen Militärregierung wurde schließlich der Ausschluss von Fritz Dorls44 so-
wie mehreren, ihm nahestehenden Mitgliedern beschlossen, dem jedoch die 
Gründung der SRP durch Dorls und einige Gleichgesinnte am 2. Oktober 1949 
zuvorkam.45 Durch den Wegfall der Lizenzierungspflicht Anfang 1950 erwies 

                                                           
39 Frotscher/Pieroth, Verfassungsgeschichte, 20. Auflage 2022, § 20 Rn. 730 ff. 
40 Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 37. Der Eindruck einer nicht vollständig ableh-

nenden Haltung gegenüber ehemaligen Nationalsozialisten vertieft sich im Falle der DP überdies 
aufgrund des Auftretens von DP-Funktionären, die ihre nationalsozialistische Vergangenheit öf-
fentlich demonstrativ hervorhoben und die Farben schwarz-rot-weiß verwendeten. Siehe 
Schmollinger, in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 2, Sonderausgabe 1986, S. 1050 f. 

41 Auch die DKP-DRP, die an konservativ-nationalistische Tendenzen anzuknüpfen versuchte, bil-
dete einen rechtsextremen Flügel aus, der aktiv um ehemalige NS-Mitglieder warb, Schmollinger, 
in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 2, Sonderausgabe 1986, S. 1019, 1022 f.  

42 Darunter etwa die Vaterländische Union oder der Deutsche Block. Siehe Hansen, Die Sozialisti-
sche Reichspartei, 2007, S. 39. 

43 Büsch/Furth, Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland, 1967, S. 17; Hansen, Die Sozialisti-
sche Reichspartei, 2007, S. 41; Schmollinger, in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 4, Son-
derausgabe 1986, S. 2277; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 96 f. 

44 Siehe zu Dorls ausführlich Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 47 ff. 
45 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 97. 
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sich der gestellte Lizenzierungsantrag der SRP als hinfällig. Der SRP standen 
keine Hürden im Wege. 

Die Startbedingungen erschienen trotz der improvisierten Parteigründung günstig. 
Nachdem insbesondere Dorls zuvor über die niedersächsische Landesliste der 
DKP-DRP in den Bundestag eingezogen war, besaß die Partei zu Beginn zwei Bun-
destagsmandate, während die SRP daneben auf bereits bestehende Strukturen 
rechter Kräfte zurückgreifen konnte.46 Aufgrund dessen gewann die SRP aus dem 
Stand rund 6500 Mitglieder, besonders viele davon in Niedersachsen: Die man-
gelnde Verankerung der Volksparteien im Flächenstaat, der starke Zuzug von Ge-
flüchteten und Vertriebenen sowie überdurchschnittliche Arbeitslosenquoten 
und Anteile ehemaliger NSDAP-Anhänger ließen die SRP hier einen regionalen 
Schwerpunkt aufbauen.47 Gleichwohl gelang die weitere Verankerung auf dem 
restlichen Bundesgebiet und die Ausprägung eines distinkten sozialen Profils 
kaum, sodass ein überwiegender Teil der SRP-Mitglieder sich vor allem in Nord-
deutschland befand und elektoral auf die Protestwahl deprivierter und nach dem 
Krieg nicht hinreichend integrierter Bevölkerungsgruppen abzielte.48 

Programmatisch verstand sich die SRP als nationale Sammlungsbewegung aller 
„wahrhaft deutschgesinnten Männer und Frauen“49 und zielte in der Wähler- und 
Mitgliederakquise insbesondere auf ehemalige Mitglieder der NSDAP sowie die-
jenigen ab, die die Ideen des Nationalsozialismus weiterhin vertraten.50 Die Nähe 
zum „deutschen Reich“ wird dabei nicht nur im Parteinamen deutlich, sondern 
findet sich genauso in Programm und Ideologie.51 Das nationalsozialistische 
„Dritte Reich“ bestehe gemäß der SRP mit Karl Dönitz als deklariertem Nachfol-
ger Hitlers fort, womit die SRP an die als unveräußerlich bezeichnete Reichsidee 
anknüpfte und sich an der Spitze eines Widerstands gegen die als illegitim emp-
fundene Bundesrepublik sah.52 Gleichzeitig versuchte die Partei, rassistische oder 
antisemitische Thesen nach Möglichkeit nicht in offiziellen Verlautbarungen 
kundzutun und sich vielmehr stark emotionalisierter Reminiszenzen an die NS-
Zeit zu bedienen.53 Zuletzt sei auf die Parteistrukturen hinzuweisen, in denen die 

                                                           
46 Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 44; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 98. 
47 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 120 ff. 
48 Backes/Jesse, Vergleichende Extremismusforschung, 2005, S. 288; Büsch/Furth, Rechtsradikalis-

mus im Nachkriegsdeutschland, 1967, S. 103; Jesse, Streitbare Demokratie, 1980, S. 43. 
49 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 106. 
50 Dudek/Jaschke, Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus, Band 1, 1984, S. 64. 
51 Schmollinger, in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 4, Sonderausgabe 1986, S. 2280 ff.; Will, 

Ephorale Verfassung, 2017, S. 106 ff., Wamhof, Wesensverwandt mit der NSDAP, 2025, S. 4 f.  
52 Büsch/Furth, Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland, 1967, S. 24; Kailitz, Politischer Ext-

remismus in der Bundesrepublik Deutschland, 2004, S. 32; C. Schönberger/S. Schönberger, Die 
Reichsbürger, 2023, S. 16; Schmollinger, in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 4, Sonder-
ausgabe 1986, S. 2280 ff., 2335. 

53 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 108 f. 
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gesamte innerparteiliche Willensbildung auf Parteivorsitzende und andere hoch-
rangige Mitglieder zulief.54 

3. Begleitumstände des Verfahrens 

Bereits in der unmittelbaren Formierungsphase bis Sommer 1950 sah sich die 
Partei aufgrund der oftmals tumultartigen Zustände der Parteiveranstaltungen 
mit ersten rechtlichen Gegenmaßnahmen konfrontiert, wie Rede- und Aufent-
haltsverboten auf Länderebene.55 Gleichzeitig setzte die Bundesregierung durch 
den Unvereinbarkeitsbeschluss für den öffentlichen Dienst ein erstes Zeichen ge-
gen extremistische Gruppen, wenngleich sich der Beschluss vor allem gegen den 
Linksextremismus richtete.56 Im Zuge vermehrter Agitationen im niedersächsi-
schen Wahlkampf gehen die Erwägungen der Bundesregierung und besonders 
des neuen Innenministers Lehr bezüglich eines Verbotsverfahrens bereits auf den 
April 1951 zurück, wenngleich zunächst ein Vereinsverbot nach Art. 9 Abs. 2 GG 
geprüft wurde.57 

Den entscheidenden Anstoß zur Einleitung eines Parteiverbotsverfahrens brachte 
schließlich die Landtagswahl in Niedersachsen am 6. Mai 1951, die infolge des 
starken Abschneidens der SRP, die 11,0 % der Wählerstimmen erreichte und 
damit 16 Abgeordnete entsandte,58 umfangreiche Besorgnisse über das Wieder-
erstarken rechtsextremer Kräfte befeuerte. In einer Kabinettssitzung drei Tage 
nach der Wahl in Niedersachsen bekundete Bundeskanzler Adenauer, das Auf-
kommen einer solchen Partei mit allen Mitteln verhindern zu müssen und for-
derte bereits zu diesem Zeitpunkt die Sammlung möglichst umfangreichen Be-
weismaterials für ein Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, dessen Er-
richtung in Ansehung der Landtagswahl beschleunigt werden solle.59 Zeitgleich 
erhöhte sich auch der außenpolitische Druck auf die Bundesregierung in Gestalt 
des alliierten Hohen Kommissars John McCloy, der einforderte, derartigen Ten-

                                                           
54 Die innerparteilichen Strukturen können auch als „autoritäres Subordinationsprinzip“ beschrie-

ben werden. So Schmollinger, in: Stöss (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Band 4, Sonderausgabe 
1986, S. 2318. Siehe hierzu auch Büsch/Furth, Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland, 
1967, S. 54 ff.; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 110 ff. 

55 Flemming, Das NPD-Verbotsverfahren, 2005, S. 30; Frei, Vergangenheitspolitik, 1996, S. 327 f.; 
Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 128 ff. 

56 Frei, Vergangenheitspolitik, 1996, S. 329; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 139 f. 
57 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 179. 
58 Zwölf der niedersächsischen Landtagsabgeordneten waren zuvor Mitglieder der NSDAP oder ei-

ner ihr angegliederten Organisation. Besonders im Rahmen der Kandidatenauswahl und der Lis-
tenaufstellung konzentrierte man sich bewusst auf Personen, die bereits während der NS-Herr-
schaft politisch oder als Funktionsträger in Erscheinung getreten sind. Hierzu Hansen, Die Sozia-
listische Reichspartei, 2007, S. 169 ff. 

59 Flümann, Streitbare Demokratie in Deutschland und den Vereinigten Staaten, 2015, S. 175; Frei, 
Vergangenheitspolitik, 1996, S. 339 f.; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 209. 
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denzen ein möglichst unverzügliches Ende zu setzen.60 Nach erfolgter Konstitu-
ierung des Bundesverfassungsgerichts am 7. September 1951 wurde der Ver-
botsantrag schließlich am 19. November 1951 gestellt. 

Das Verfahren selbst sollte am 1. Juli 1952 beginnen, nachdem das Bundesver-
fassungsgericht bereits im Januar den Beschluss gefasst hatte, die mündliche Ver-
handlung sowie eine umfangreiche Durchsuchungsaktion durchzuführen, die 
auch die Wohnungen führender Parteifunktionäre umfasste und die SRP emp-
findlich traf.61 Nach Abschluss der mündlichen Verhandlung am 15. Juli 1952 
versuchte die SRP durch ihre Selbstauflösung einem Verbot zuvorzukommen, um 
auf diesem Wege die errungenen Mandate behalten zu können und die Gründung 
einer Nachfolgeorganisation zu vereinfachen.62 Gleichwohl erklärte das Bundes-
verfassungsgericht die SRP am 23. Oktober 1952 für verfassungswidrig und ord-
nete an, alle ihre Mandate ersatzlos zu streichen, ihr Vermögen zugunsten ge-
meinnütziger Zwecke einzuziehen und Nachfolgeorganisationen zu verbieten. 

Auffällig für die historische Betrachtung des Urteils selbst erscheint dabei der 
verfassungs- und außenpolitische Druck, den das Verbotsverfahren begleitet. Die 
politischen Akteure versuchten erpicht, ein abermaliges Erstarken solcher rechts-
extremer Kräfte durch eine Anwendung der ihnen zur Verfügung stehenden 
rechtlichen Möglichkeiten, von Rede- und Aufenthaltsverboten bis hin zum spä-
teren Parteiverbot, zu verhindern.  

IV. Analyse der Urteilsbegründung 

Die dargelegten rechtlichen sowie historischen Hintergründe können nun für eine 
Analyse des Verbotsurteils fruchtbar gemacht werden. 

1. Interpretation von Art. 21 Abs. 2 GG 

Das neu errichtete Bundesverfassungsgericht stand im SRP-Verbotsverfahren vor 
einer monumentalen juristischen Aufgabe. Ein neu eingeführtes verfassungs-
rechtliches Verfahren musste erstmals angewandt werden, wobei sich das Ver-
fassungsgericht mit einer Vielzahl unbekannter Rechtsbegriffe konfrontiert sah, 
ohne auf weitreichende wissenschaftliche Literatur zurückgreifen zu können.63 
Zudem waren, wie die rechtshistorische Perspektive aufzeigen konnte, Parteiver-
bote zwar auch in der Weimarer Zeit möglich, jedoch größtenteils dem Willen 

                                                           
60 Frei, Vergangenheitspolitik, 1996, S. 339; Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 207 f. 
61 Frei, Vergangenheitspolitik, 1996, S. 346. 
62 Frei, Vergangenheitspolitik, 1996, S. 356; Hansen, Die Sozialistische Reichspartei, 2007, S. 260 f. 
63 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 358. 
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der Exekutive unterworfen,64 sodass das Gericht an keine vorherige Rechtspre-
chungstradition anknüpfen konnte. 

Insofern hält das Verfassungsgericht es eingangs für geboten, einen weitläufigen 
Einstieg zu wählen und zunächst zu erläutern, welche Stellung das Grundgesetz 
den politischen Parteien einräumt.65 Dabei umreißt das Gericht die historische 
Genese der verfassungsrechtlichen Normierung der Parteien, ausgehend von der 
Weimarer Reichsverfassung. Demnach habe sich keine deutsche Verfassung nach 
dem Ersten Weltkrieg mit den politischen Parteien als solchen befasst, obwohl in 
der Weimarer Zeit, aufgrund des Parlamentarismus und des uneingeschränkten 
Verhältniswahlrechts, das politische Leben bereits gänzlich auf Parteien als integ-
rative Faktoren zugeschnitten war.66 Diese fehlende Normierung der Parteien re-
sultiert nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts aus dem Verständnis der 
Weimarer Reichsverfassung, wonach zwischen dem Abgeordneten mitsamt sei-
nes freien Mandats sowie dem Willen des Gesamtvolkes zu differenzieren sei und 
keine diesen Prozess der Willensbildung beeinträchtigende Gruppe dazwischen 
treten dürfe. Demgegenüber trägt das Grundgesetz der politischen Realität Rech-
nung, indem die Parteien als Träger politischer Willensbildung explizit anerkannt 
und, wie an späterer Stelle ausgeführt, in den Status einer „verfassungsrechtli-
chen Institution“67 erhoben werden. 

Hierbei ergebe sich ein demokratietheoretisches Problem in Bezug auf die Bil-
dung demokratiefeindlicher Parteien, wobei in klassischen liberalen Demokratien 
der Bildung und Betätigung politischer Parteien zur Verwirklichung der freien 
Willensbildung keine Grenzen gesetzt werden dürften. Der grundgesetzliche Ver-
fassungsgeber stand nun vor der Aufgabe, dieses Modell in seiner Reinform 
durchzuführen oder aber, „belehrt durch die Erfahrungen der jüngsten Vergan-
genheit“68, entsprechende Grenzen zu ziehen. Aufgrund dessen habe sich der Ver-
fassungsgeber für eine Fassung des Art. 21 GG entschieden, die einerseits die 
Freiheit der Parteiengründung und -betätigung kodifiziert und damit den Grunds-
ätzen einer liberalen Demokratie gerecht wird, gleichzeitig jedoch in Abs. 2 ein 
Verbotsverfahren vorsieht, um den Erfahrungen mit dem Aufstieg extremisti-
scher Parteien zum Ende der Weimarer Republik zu genügen. Die Handhabung 
dieses Verfahrens wird dem Bundesverfassungsgericht übertragen, um eine et-
waige missbräuchliche Handhabung zur Ausschaltung politischer Gegner zu ver-
hindern.69 

                                                           
64 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, 

Art. 21 Rn. 503. 
65 BVerfGE 2, 1 (10 ff.). 
66 BVerfGE 2, 1 (10). 
67 BVerfGE 2, 1 (73). 
68 BVerfGE 2, 1 (11). 
69 BVerfGE 2, 1 (12). 
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Das Verfassungsgericht geht in seiner Herleitung der Parteienstellung und der 
Entscheidung für ein Verbotsverfahren gemäß Art. 21 Abs. 2 GG demnach 
grundsätzlich teleologisch vor und erforscht den Sinn der Entscheidung für ein 
Parteiverbot entlang des objektivierten Willens des Gesetzgebers.70 Die Betrach-
tung der Überlegungen des Verfassungsgebers erfolgt angereichert durch rechts-
historische Elemente, die an die Ausgangslage der Weimarer Reichsverfassung 
und Republik in zweifacher Hinsicht anknüpft.71 Zum einen wird das Fehlen einer 
verfassungsrechtlichen Normierung der Parteien als defizitär herausgestellt, was 
durch das Grundgesetz korrigiert worden ist. Andererseits ist nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts die Einführung des Parteiverbotsverfahrens eine be-
wusste Entscheidung zur Begrenzung der gänzlich schrankenlosen Betätigungs- 
und Gründungsfreiheit der Parteien, die auf die „Erfahrungen der jüngsten Ver-
gangenheit“72, das heißt den Aufstieg der NSDAP und das Scheitern der Demo-
kratie vor dem Hintergrund fehlender Abwehrmechanismen, zurückzuführen ist. 
Insofern wird in diesem ersten Analyseaspekt eine sichtbar negativ konnotierte 
Betrachtung der deutschen Rechtsgeschichte und Vergangenheit durch das Bun-
desverfassungsgericht deutlich, die zur Erläuterung der Entscheidung für ein Par-
teiverbotsverfahren verwendet wird. Darüber hinaus führt das Gericht diese ge-
schichtlichen Ausführungen an, um dadurch einen Hintergrund für die nachfol-
genden Argumentationen bilden zu können.73 Ob und inwiefern sich diese histo-
rische Auseinandersetzung auch in den weiteren Aspekten der Begründung wie-
derfinden lässt, soll im Folgenden weiter untersucht werden. 

2. Die freiheitliche demokratische Grundordnung 

a) Definition 

Im Rahmen der Definition der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
muss sich das Bundesverfassungsgericht erstmals mit diesem zentralen, jedoch 
unbestimmten Rechtsbegriff auseinandersetzen, den der Verfassungsgeber nicht 
selbst präzisiert, sondern die Inhaltsbestimmung dem Bundesverfassungsgericht 
zugeordnet hat.74 Um die Definition der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung herzuleiten, knüpft das Bundesverfassungsgericht direkt an die erläuterte 
verfassungsrechtliche Bedeutung der Parteien an. Ein Verbot käme demnach erst 
dann in Betracht, wenn die Parteien „oberste Grundwerte des freiheitlichen de-
mokratischen Verfassungsstaates erschüttern wollen“75, nicht jedoch bereits, 

                                                           
70 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 44. 
71 So auch Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 132 f. 
72 BVerfGE 2, 1 (11). 
73 BVerfGE 2, 1 (12). 
74 Lautner, Die freiheitliche demokratische Grundordnung, 2. Auflage 1982, S. 3. 
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wenn lediglich einzelne Institutionen angegriffen werden. Ausgehend von diesen 
Grundwerten wird sodann die freiheitliche demokratische Grundordnung herge-
leitet, die als Schutzgut des Art. 21 Abs. 2 GG den verfassungsrechtlichen Maß-
stab eines Verbotsverfahrens bildet. 

Das Verfassungsgericht bezieht sich hierbei auf einen religiös-naturrechtlichen, 
christlich konnotierten Wertehorizont zur Begründung dieser Grundwerte.76 
Demnach liegt diesen obersten Werten die Entscheidung des Verfassungsgebers 
zugrunde, dass der Mensch „in der Schöpfungsordnung“77 eine selbstständige 
Wertigkeit besitzt und „Freiheit und Gleichheit dauernde Grundwerte der staatli-
chen Einheit“78 ausmachen. Die Grundordnung sei somit eine wertgebundene 
Ordnung, die das Gegenteil des totalen Staates ausmache, der als ausschließliche 
Herrschaftsgewalt Werte wie die Menschenwürde oder Freiheit und Gleichheit 
ablehne. An diesen gedanklichen Ausgangspunkt schließt das Bundesverfas-
sungsgericht die tatsächliche Formel der freiheitlichen demokratischen Ordnung 
an. Diese wird als Ordnung definiert, die „unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und 
Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung“79 darstellt, die wie-
derum auf der Selbstbestimmung des Volkes auf der Grundlage des Mehrheits-
willens sowie Freiheit und Gleichheit basiert. Sodann werden diejenigen Aspekte 
herausgestellt, die zumindest in der Grundordnung enthalten sind. 

Insofern wählt das Bundesverfassungsgericht einen mehrstufigen Aufbau, der zu-
nächst von einem religiös orientierten Verständnis des Verfassungsgebers aus-
geht.80 Die damit erreichte Wertgebundenheit dient folglich nicht nur der Ausle-
gung eines integralen Tatbestandsmerkmals des Art. 21 Abs. 2 GG, sondern über-
höht diesen Wertekern und sichert ihn so gegen eine gesetzgeberische Aushöh-
lung.81 Die Grundordnung erhält eine universelle Komponente, die von Zeit, 
Raum und Gesellschaft losgelöst ist und die für die Judikatur des Bundesverfas-
sungsgerichts eine entscheidende Stellung einnehmen sollte.82 Ausgehend hier-
von bilden diese obersten Grundwerte auf der zweiten Ebene die freiheitliche 
demokratische Grundordnung als förmliches Gegenteil totalitärer Herrschaftsfor-
men. Trotz der zunächst transzendental anmutenden argumentativen Herleitung 

                                                           
76 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 45; Gusy, AöR 105 (1980), 279 (285). 
77 BVerfGE 2, 1 (12). 
78 BVerfGE 2, 1 (12). 
79 BVerfGE 2, 1 (12). 
80 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 45; Gusy, AöR 105 (1980), 279 (285). 
81 Die Ausformung der staatlichen Ordnung ist dem (verfassungsändernden) Gesetzgeber überlassen, 

nicht jedoch die Abänderung dieser unveräußerlichen Werte. Siehe Gusy, AöR 105 (1980), 279 
(286). 

82 Henne, in: Henne/Riedlinger (Hrsg.), Das Lüth-Urteil aus (rechts-)historischer Sicht, 2005, 
S. 207 f.; Rensmann, in: Menzel/Müller-Terpitz (Hrsg.), Verfassungsrechtsprechung, 3. Auflage 
2017, S. 69; Schulz, Die freiheitliche demokratische Grundordnung, 2019, S. 200; van Ooyen, 
in: Möllers/van Ooyen (Hrsg.), Parteiverbotsverfahren, 6. Auflage 2024, S. 64. 
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wird somit ein Rückschluss auf den Totalitarismus und damit die Erfahrungen 
mit der nationalsozialistischen Unrechtsherrschaft vorgenommen. Diese dienen 
in der Argumentation als Kontrastfolie, der die freiheitliche demokratische Ord-
nung des Grundgesetzes positiv entgegengesetzt wird.83 Die Normierung dieser 
Ordnung wird als Reaktion des Verfassungsgebers auf die historischen Begeben-
heiten gedeutet, wobei nicht nur die Gegenüberstellung mit dem Nationalsozia-
lismus prägend wirkt.84 Die Herleitung des Inhalts der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung erfolgt genauso in Bezug auf die vorherigen Ausführungen 
zur Stellung der Parteien und der Zielrichtung des Verbotsverfahrens, die maß-
geblich mit einer wehrlosen und wertneutralen Weimarer Verfassung begründet 
werden, und entfaltet sich insofern erst vor dem Hintergrund einer als defizitär 
empfundenen Weimarer Reichsverfassung.85 Die entkoppelte, universelle Grund-
ordnung besitzt durch ihre ablehnende Haltung dem Totalitarismus gegenüber 
und die Inbezugnahme der Überlegungen zur neutralen Weimarer Haltung folglich 
einen distinkten historischen „Antwortcharakter“86. 

b) Die Geschichte der Rechtsparteien 

Weitere argumentative Zementierung erhält die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zudem durch die Ausführungen zur Geschichte der sogenannten 
Rechtsparteien.87 Dabei nimmt das Verfassungsgericht zunächst Bezug auf die 
Verhältnisse zu Beginn der Weimarer Republik, in der die Rechtsparteien, die im 
Kaiserreich eine tragende Rolle spielten, in eine oppositionelle Haltung gegen-
über der Republik und dem liberalen Parteiensystem gedrängt wurden. Neben 
den traditionellen konservativen Kräften sammelten sich zusätzlich radikalere 
Kräfte, in deren Gedankenfeld sich auch die Idee eines „Dritten Reiches“ als sitt-
liche Erneuerung manifestierte. Diese Ideen werden vom Verfassungsgericht als 
„romantisch“88, das heißt fernliegend und unrealistisch, gekennzeichnet, zu deren 
Umsetzung es insbesondere aufgrund fehlenden Führungspersonals nicht kam. 
Jedoch drängten diese radikaleren Ansätze zu politischem Handeln, wobei es der 
NSDAP gelang, durch ihre Strategien in den Vordergrund zu treten. Zentral sei 
dabei der negative Ausgang des Ersten Weltkriegs gewesen, der gepaart mit den 
wirtschaftlichen Nöten gerade bei jungen Menschen tiefe Verunsicherung und 
eine ablehnende Grundhaltung gegenüber der Demokratie hervorrufen konnte, 
die die NSDAP sodann durch ihre vagen Versprechungen, straffe Organisation, 

                                                           
83 Gusy, AöR 105 (1980), 279 (285). 
84 Lautner, Die freiheitliche demokratische Grundordnung, 2. Auflage 1982, S. 10; Meier, Parteiver-

bote und demokratische Republik, 1993, S. 45, 334 ff. 
85 BVerfGE 2, 1 (10 f.). 
86 Barczak, JuS 2025, 97 (99). 
87 BVerfGE 2, 1 (15 ff.). 
88 BVerfGE 2, 1 (17). 
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Mythisierung und den Einsatz von Massenmedien für ihre eigenen Wahlerfolge 
ausnutzte.89 

Die chronologisch nachfolgenden Ausführungen zum Geschichtsverständnis des 
Bundesverfassungsgerichts führen zu einer weiteren Zementierung der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung als Grenzmarke der Gestaltungsmacht.90 Es 
dominiert eine emotionale Lesart des Weimarer Scheiterns, das auf eine von Ge-
fühlen geleitete, deprivierte und „unreife[]“91 Jugend zurückgeführt wird, die die 
NSDAP für ihre Machtübernahme ausnutzen konnte. Die Konsequenz einer der-
artigen Deutung ist für das Bundesverfassungsgericht die Einführung einer wehr-
haften Demokratie sowie einer solchen universellen freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, die der politischen Entscheidungsfindung entzogen ist.92 
Gleichzeitig leitet das Gericht methodisch einen Vergleich der SRP mit der 
NSDAP ein, indem die Sozialistische Reichspartei eingangs zu den Rechtsparteien 
gezählt und somit in Beziehung zur NSDAP gesetzt wird.93 Es stellt sich die Frage, 
der nun nachgegangen werden soll, ob diese Parallelisierung und historische Ge-
genüberstellung auch im Rahmen der folgenden Auslegung der Tatbestands-
merkmale verfolgt wird.  

3. Tatbestandsmerkmal „Ziele“ und Beweisaufnahme 

Eine Annäherung an das Tatbestandmerkmal der verfassungswidrigen „Ziele“ er-
folgt bereits vor dem parteiengeschichtlichen Exkurs anhand eines Rückgriffs auf 
das Gebot der innerparteilichen Demokratie aus Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG. Schluss-
folgerungen von den inneren Strukturen auf die von der Partei angestrebte 
Staatsordnung hält das Gericht jedoch nur dann für möglich, wenn die Abkehr 
von demokratischen Organisationsformen derartig intensiv ist, dass diese als 
„Ausdruck“94 einer feindlichen Haltung erkenntlich sei, das heißt, wenn weitere 
Umstände des Einzelfalls dies nahelegen. Der gewählte Interpretationsansatz des 
Bundesverfassungsgerichts ist hier ein systematischer, der auf den Wortlaut des 
Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG Bezug nimmt und einen Schluss von der inneren Organi-
sation der Partei auf deren Zielsetzungen rechtfertigt.95 Auch diese Ausführun-
gen ermöglichen jedoch eine spätere vergleichende Gegenüberstellung der auto-
ritären innerparteilichen Strukturen von NSDAP und SRP.96 

                                                           
89 BVerfGE 2, 1 (17 f.). 
90 Gusy, AöR 105 (1980), 279 (286). 
91 BVerfGE 2, 1 (17). 
92 Schulz, Die freiheitliche demokratische Grundordnung, 2019, S. 200. 
93 BVerfGE 2, 1 (15). 
94 BVerfGE 2, 1 (14). 
95 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 41. 
96 BVerfGE 2, 1 (23 ff.). 
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Ferner versucht das Gericht, innerhalb der Auslegung den normativen Gehalt zu 
bestimmen, anhand welcher Tatsachen über die von einer politischen Partei ver-
tretenen Zielsetzungen Beweis erhoben werden soll. Dies erfolgt durch eine Dif-
ferenzierung: In modernen Staaten würden Umstürze immer weniger in offener 
Gewaltanwendung vorgenommen, sondern mithilfe schleichender Mittel im 
Wege innerer Zersetzung.97 Dementsprechend sei zu erwarten, dass sich Parteien 
nicht offen zu ihren verfassungswidrigen Zielen bekennen und vielmehr nach de-
ren wahren, versteckten Zielsetzungen und dem hintergründigen Sinn des Partei-
programms im Rahmen einer Gesamtschau zu forschen sei.98 Belegt wird diese 
Interpretation des Verfassungsgerichts durch den abermaligen historischen Ver-
gleich mit der NSDAP, indem hierfür konkret die Loyalitätsbekundungen Hitlers 
zur Weimarer Verfassung sowie das bewusst vieldeutig formulierte Programm 
der Nationalsozialisten herangezogen werden. Der skizzierte Zusammenhang 
zwischen SRP und NSDAP aus der erwähnten ideengeschichtlichen Einordnung 
der SRP in den Kreis der Rechtsparteien99 wird insofern aufgegriffen und hier 
konsequent weiter angeführt. 

Das Tatbestandsmerkmal der Ziele wird somit auf zweifache Art und Weise aus-
gelegt. Maßgeblich erfolgt die Konkretisierung des Merkmals anhand eines Rück-
griffs auf die Parteistrukturen und dem Verweis, dass in modernen Zeiten keine 
offenkundigen Umstürze versucht werden und folglich die wahren Ziele einer 
Partei ebenso wenig offen hervortreten würden. Das Gericht verankert auch diese 
Auslegung demzufolge wieder am historischen Beispiel der NSDAP. Dabei ver-
dichtet sich der Vergleich mit dem Nationalsozialismus schließlich zu einer kon-
tinuierlichen Argumentationslinie.100 Ausgehend von der Auslegung der Tatbe-
standsmerkmale der „Ziele“ sowie des nachfolgenden „Verhaltens ihrer Anhä-
nger“ untersucht das Verfassungsgericht die politische Praxis und ideologischen 
Grundsätze der SRP in einer konsequenten Gegenüberstellung mit den Rastern 
der NSDAP.101 Abstrakte Ausführungen zu den einzelnen Merkmalen des Art. 21 
Abs. 2 GG fehlen, während eng entlang dieses Vergleiches argumentiert wird. Die 
Beweisaufnahme findet ihren Abschluss in einem klaren Resümee, nach dem die 
SRP in „ihrem Gesamtstil“102 mit der NSDAP wesensverwandt sei und sich selbst 
als „Nachfolgeorganisation der NSDAP“103 sehe. In dieser Konzentration auf den 
Vergleich mit der NSDAP verbirgt sich aufgrund der direkten Gegenüberstellung 
und des Fehlens abstrakter Ausführungen zu den einzelnen Tatbestandsmerkma-
len eine historische Interpretation des Art. 21 Abs. 2 GG selbst. Das Verbotsver-
                                                           
97 BVerfGE 2, 1 (20). 
98 BVerfGE 2, 1 (20 f.). 
99 BVerfGE 2, 1 (15 ff.). 
100 BVerfGE 2, 1 (15). 
101 BVerfGE 2, 1 (23 ff.).  
102 BVerfGE 2, 1 (69). 
103 BVerfGE 2, 1 (69). 
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fahren sei vom Verfassungsgeber gerade aufgrund der Erfahrungen mit dem Auf-
stieg der Nationalsozialisten eingeführt worden, womit die Verfassungswidrig-
keit einer Partei wie der SRP, die auf derartig vielschichtige Weise an die NSDAP 
anknüpft, völlig eindeutig sei.104 

Der historische Ansatz nimmt entsprechend für die Ausgestaltung des Tatbe-
standsmerkmals der „Ziele“ sowie für die insgesamte Beweisaufnahme und Sub-
sumtion des Bundesverfassungsgerichts eine zentrale Stellung ein. Die Auslegung 
knüpft stets an die historischen Begebenheiten an, deren Bedeutung besonders 
innerhalb der Beweisaufnahme anhand des historischen Vergleichs zementiert 
wird. Der Argumentation liegt damit fundamental das Verständnis des Verfas-
sungsgerichts zugrunde, dass die Entscheidung des Verfassungsgebers für ein 
Parteiverbotsverfahren gerade aus den historischen Erfahrungen mit der NSDAP 
erwachsen ist.105 Die Auslegung des Tatbestandsmerkmals der Ziele sowie die 
Beweisaufnahme ergründen sich demnach in einer kategorisch ablehnenden Hal-
tung gegenüber dem Nationalsozialismus, der als Kontrast dient. 

4. Verlust der Parlamentsmandate 

An die Prüfung der Verfassungswidrigkeit der SRP schließt das Bundesverfas-
sungsgericht noch eine Begutachtung der Rechtsfolgen an und problematisiert, 
ob die festgestellte Verfassungswidrigkeit der Partei auch zum Verlust ihrer Par-
lamentsmandate führt. Diesen leitet das Bundesverfassungsgericht direkt aus der 
Verfassung ab. Evident ist hierbei das zugrundeliegende Spannungsverhältnis 
zwischen Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG, dem freien Mandat, sowie dem Parteiverbot 
nach Art. 21 Abs. 2 GG, dem sich das Verfassungsgericht in seiner Auslegung 
widmet.106 Argumentativ greift das Gericht maßgeblich den Sinn und Zweck ei-
nes solchen Verbotsurteils auf, der in der Ausschaltung derjenigen Ideen aus dem 
Prozess der politischen Willensbildung zu sehen sei, die als verfassungswidrig 
festgestellt wurden.107 Diese Zielsetzung würde jedoch nicht erreicht werden, 
wenn die Exponenten einer verfassungswidrigen Partei, die eben solches verfas-
sungswidriges Gedankengut verbreiten, weiterhin an politischen Entscheidungen 
teilhaben könnten, sodass mit der Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 
Partei auch zwingend der Verlust ihrer Parlamentsmandate einhergehe.  

Folglich verwendet das Verfassungsgericht einen grundsätzlich teleologischen 
Auslegungsansatz, um der Parteiverbotsnorm den systematischen Vorrang vor 
der Rechtsstellung des Mandatsträgers aus Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG einzuräumen. 
Gleichwohl löst sich das Bundesverfassungsgericht damit aktiv von dem Weimarer 
                                                           
104 BVerfGE 2, 1 (70). 
105 So auch Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 133. 
106 BVerfGE 2, 1 (72). 
107 BVerfGE 2, 1 (73 f.). 
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Verfassungsverständnis, wonach zwischen dem freien Abgeordneten und dem 
Volkswillen keine Institution wie die politische Partei stehen dürfe, sondern er-
kennt die Bedeutung der Parteien für den politischen Prozess an.108 Demnach ver-
wirklicht die Festlegung des Mandatsverlusts konsequent den rechtshistorischen 
Wandel und die Abgrenzung von der perzipierten wehrlosen Weimarer Reichs-
verfassung, die die gesamte Urteilsbegründung entscheidend konnotiert. 

V. Vergangenheitsbezüge der Urteilsbegründung 

Eine Antwort auf die eingangs gestellte Frage nach der historischen Prägung des 
Urteils setzt eine Kategorisierung der Analyseergebnisse voraus, um die Art und 
Weise der Inbezugnahme und die Intensität der historischen Auseinandersetzung 
aufzeigen zu können. In der Betrachtung des Urteils treten hierbei zwei distinkte 
historische Anknüpfungspunkte hervor. 

1. „Weimar-Syndrom“ 

Zunächst fallen die Inbezugnahmen der Weimarer Republik und Reichsverfas-
sung auf, die wesentlichen Anteil an der Urteilsbegründung haben. Diese unter-
mauern insbesondere die vom Verfassungsgericht aufgezeigte Entscheidung des 
Verfassungsgebers für ein Parteiverbot und die Implementierung einer wehrhaf-
ten Demokratie, die durch die „Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit“109 ge-
prägt sind. Ferner verdeutlicht sich der Weimarer Bezug in der Wertgebunden-
heit der beschriebenen freiheitlichen demokratischen Grundordnung sowie im 
Rahmen des Mandatsverlusts, dem ebenfalls eine Abkehr vom Weimarer Verfas-
sungsverständnis zugrunde liegt. Dabei werden die Bezüge zur Weimarer Verfas-
sung vornehmlich im Rahmen einer grundsätzlich teleologischen Auslegung ver-
wendet und zur Ausdifferenzierung des Sinn und Zwecks von Art. 21 Abs. 2 GG 
herangezogen, der sich aus einer Verarbeitung der geschichtlichen Erfahrung mit 
dem Scheitern der Weimarer Republik ergibt.110 Das Gericht versteht das Grund-
gesetz als das Ergebnis eines „belehrt[en]“111 Verfassungsgebers, der auf die De-
fizite der Weimarer Reichsverfassung reagieren musste, um einen weiteren Ver-
fall in die Diktatur abzuwenden und somit Elemente wie das Verbotsverfahren 
oder eine wertgebundene Grundordnung schuf. Die Weimarer Erfahrungen die-
nen demnach als Kontrastfolie, die mit Horst Meier schlagwortartig als „Weimar-
Syndrom“112 bezeichnet werden kann. 

                                                           
108 Vgl. BVerfGE 2, 1 (10). Genauso Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 35. 
109 BVerfGE 2, 1 (11). 
110 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 132. 
111 BVerfGE 2, 1 (11). 
112 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 132. 
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Diese vereinfachte Sichtweise der wehrlosen Weimarer Republik ist vor dem 
rechtshistorischen Hintergrund jedoch zu hinterfragen. Wie zu Beginn aufgezeigt 
werden konnte, verfügte die Weimarer Reichsverfassung über multiple Möglich-
keiten, gerade auch auf potenziell gefährliche Parteien einwirken zu können. Die 
Aktivierung dieser Instrumente oblag jedoch der Exekutive, deren politischer 
Wille besonders in der Spätphase der Republik schwand.113 Die vorhandenen Me-
chanismen leiden daher unter strukturellen Defiziten, waren jedoch für genau 
diese Fälle vorgesehen. Das Verständnis des Bundesverfassungsgerichts vom 
Weimarer Scheitern reiht sich vielmehr in den vorherrschenden zeitgenössischen 
Diskurs ein und verbürgt insbesondere das allgemeine Verlangen, aus Bonn kein 
zweites Weimar werden zu lassen,114 das besonders auch im Rahmen der Verfas-
sungsgebung präsent war.115 Die vorgenommene klare Abgrenzung zur defizitä-
ren Weimarer Republik lässt die Demokratie des Grundgesetzes daher als eine 
hiervon unterscheidbare Form erscheinen.116 Die Konsequenz ist eine Stärkung 
des Ansehens und Selbstverständnisses der grundgesetzlichen Demokratie.117 In-
sofern erscheint es aus zeitgenössischer Perspektive stringent, auch in der Urteils-
begründung dieses Verständnis der Weimarer Verfassung zugrunde zu legen und 
einen markanten Kontrast zu den wahrgenommenen Fehlern setzen zu wollen. 

2. Abgrenzung zum Nationalsozialismus 

Eine zweite Kategorie der historischen Inbezugnahme stellt eine genauso aus-
drückliche Abgrenzung vom Nationalsozialismus dar, die auf verschiedene Wei-
sen hervortritt. Einerseits verwendet das Verfassungsgericht in den größtenteils 
teleologischen Argumentationsstrukturen zur Auslegung der Tatbestandsmerk-
male die nationalsozialistische Diktatur als negativen Anknüpfungspunkt, dem 
sodann der Schutzmechanismus des Parteiverbots oder die wertgebundene frei-
heitliche demokratische Grundordnung positiv entgegengesetzt wird. Hier zeigt 
sich die Kontrastierung besonders deutlich: Im Rahmen der Grundordnungsfor-
mel wird diese als „Gegenteil des totalen Staates“118 begriffen, wobei dieser anti-
totalitäre Bezugspunkt auf die nationalsozialistische Vergangenheit verweist. Ge-
nauso findet sich diese Abgrenzung in der entstehungsgeschichtlichen Herleitung 

                                                           
113 Gusy, 100 Jahre Weimarer Verfassung, 2018, S. 218; Gusy, in: Möller/van Ooyen (Hrsg.), Partei-

verbotsverfahren, 6. Auflage 2024, S. 31 f.; Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, 
Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, Art. 21 Rn. 504. 

114 Allemann, Bonn ist nicht Weimar, 1956, S. 84 ff.; Ullrich, Der Weimar-Komplex, 2009, S. 348 ff. 
115 Jesse, Streitbare Demokratie, 1980, S. 20; Waldhoff, in: Dreier/Waldhoff (Hrsg.), Das Wagnis der 

Demokratie, 2. Auflage 2018, S. 300 ff. 
116 Ullrich, Der Weimar-Komplex, 2009, S. 376. 
117 Dies zeigt insbesondere die einhellige positive Reaktion der deutschen Presse auf das SRP-Ver-

botsurteil, wobei gerade die abwehrschwache Kontrastfolie Weimar hervorgehoben wird. Über-
sichtlich bei Ullrich, Der Weimar-Komplex, 2009, S. 371 f. 

118 BVerfGE 2, 1 (12). 
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des Parteiverbots, für die das Wirken der NSDAP entscheidend mitverantwortlich 
war.119 

Demgegenüber wird die Beweisaufnahme und -würdigung gänzlich von einer Ge-
genüberstellung zum Nationalsozialismus getragen. Dabei wird nach größtmög-
lichen personellen, organisatorischen und programmatischen Parallelen zwischen 
der SRP und NSDAP gesucht120, womit die negative Abgrenzung integraler Be-
standteil der Argumentationsstruktur des Bundesverfassungsgerichts ist. Die ge-
wählte Art und Weise der Gegenüberstellung zeigt sich bereits in der Einhegung 
der SRP in den Kreis der Rechtsparteien121 und wird schließlich in den Schluss-
betrachtungen besonders deutlich, nach denen gerade eine Partei wie die NSDAP 
verfassungswidrig im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG wäre122. Somit unterstreicht 
die Argumentationsstruktur die entstehungsgeschichtliche Bedeutung der 
NSDAP für das Parteiverbot. Die NSDAP ist der Archetypus einer verfassungs-
widrigen Partei, sodass keine abstrakten Formulierungen der einzelnen Tatbe-
standsmerkmale notwendig sind, sondern in diesem konkreten Falle eine 
schlichte Gegenüberstellung bereits genügt. Das Parteiverbot erhält dadurch eine 
klare „Frontstellung gegen den Nationalsozialismus“123. 

Die vorgenommene Abgrenzung bestätigt somit den „anti-nationalsozialistische[n] 
Gründungskonsens“124 der Bundesrepublik und damit die Identität der jungen 
Verfassungsordnung. Auch hier ist die Konsequenz der abgrenzenden Inbezug-
nahmen ein Zugewinn an Ansehen und Selbstverständnis. Dazu reiht sich die ent-
schiedene Abgrenzung nicht nur in das allgemeine Selbstbildnis der grundgesetz-
lichen Ordnung, sondern auch in den komplexen zeitgenössischen Umgang mit 
der NS-Vergangenheit ein, der von Integration und Amnestie in dem Willen zu 
einem allgemein erhofften „Schlussstrich“ für die Mehrheit der Bevölkerung ge-
prägt ist.125 Zwar wurde weiten Teilen der Bevölkerung der Weg zur Integration 
eröffnet, allerdings verwehren sich die extremistischen Kräfte der SRP durch ihr 
offenes Anknüpfen an den Nationalsozialismus gerade diesem Angebot.126 Eine 
Auseinandersetzung mit und Abgrenzung von derartigen Kräften ist in diesem 
Lichte nicht nur konsequent, sondern ermöglicht durch den Vertrauensgewinn 
erst die weitere Integration der Bevölkerung in den demokratischen Verfassungs-
staat und ist insofern konsistent mit der Vergangenheitspolitik der frühen Bun-
desrepublik. 
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123 Meier, Parteiverbote und demokratische Republik, 1993, S. 133. 
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Die gewählte Darstellungsweise fügt sich somit in das rechtspolitische Verständ-
nis der jungen, um Konsolidierung bemühten Bundesrepublik ein, die sich in ei-
nem identitätsstiftenden Kontrast möglichst weiträumig von der Weimarer De-
mokratie sowie dem Nationalsozialismus abzugrenzen versucht. Das Verfas-
sungsgericht festigt durch die negativen historischen Inbezugnahmen darüber 
hinaus das Vertrauen in die neuen verfassungsrechtlichen Mechanismen und be-
kennt eindrücklich nach innen wie außen, dass abermalige umstürzlerische Ver-
suche nicht toleriert werden würden. Die Einordnung Martin Wills ist daher an-
gebracht, die SRP als das notwendige Virus anzusehen, das eine wirksame Akti-
vierung des wehrhaften Grundgesetzes hervorbringen konnte, durch die sich die 
Bundesrepublik glaubhaft von einer „unseligen Epoche der deutschen Ge-
schichte“127 lösen und in ihrem Selbstverständnis definieren konnte.128 

VI. Institutionalisierte Identitätsstärkung 

Allerdings hat die aufgezeigte Identitätsstärkung Konsequenzen für die Betrach-
tung des Parteiverbots als Instrument der wehrhaften Demokratie. Der durch die 
historische Auseinandersetzung erzeugte identitätsstiftende und legitimitätsstär-
kende Charakter des SRP-Verbots zielt nämlich prononciert auf das Handeln 
staatlicher Institutionen: Es ist der (neuerdings) starke grundgesetzliche Verfas-
sungsstaat, spezifisch in Gestalt des Bundesverfassungsgerichts, der hier seinen 
Gegnern mithilfe des Parteiverbots entschlossen entgegentritt. Das Parteiverbot 
wird damit von einer antitotalitären Freund-Feind-Logik geprägt, bei der es Ange-
legenheit des Staates ist, extremistische Bedrohungen zu bekämpfen.129 Identi-
tätsbehauptung und Ansehensgewinn erfolgen durch die demonstrative Zur-
schaustellung von institutioneller Stärke130 und erscheinen als isolierter Verdienst 
staatlicher Akteure und Mechanismen. 

Es darf jedoch nicht verkannt werden, dass verfassungsmäßige Institutionen und 
Werte gerade davon leben, als legitim angesehen zu werden und damit von Be-
dingungen, die sie nur in bedingtem Maße selbst schaffen können. Die verfas-
sungsmäßige Ordnung ist insofern auf die fortlaufende und ständige Bekräftigung 
der Richtigkeit ihrer Aussagen durch das Volk angewiesen.131 Zwar schützt das 
Parteiverbot den Funktionenzusammenhang der demokratischen Ordnung132 und 
trägt damit dazu bei, dass die normierten Funktionen weiterhin erfüllt werden, 

                                                           
127 Büsch/Furth, Rechtsradikalismus im Nachkriegsdeutschland, 1967, S. 192. 
128 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 478 f. 
129 Jaschke, Totalitarismus und Demokratie 1 (2004), 109 (118). 
130 Will, Ephorale Verfassung, 2017, S. 479. 
131 Häberle, Verfassung als öffentlicher Prozeß, 3. Auflage 1998, S. 195 ff.; Heun/Thiele, Die Verfas-

sungsordnung der Bundesrepublik Deutschland, 2. Auflage 2024, S. 19; Hofmann, Legitimität 
und Rechtsgeltung, 1977, S. 60 ff. 

132 Morlok, NJW 2001, 2931 (2932); Pabel, ZaöRV 2003, 921 (935). 
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was sich positiv auf den die Verfassung tragenden Konsens auswirken kann.133 
Wenn der dargestellten institutionellen Stärke des demokratischen Systems im 
SRP-Verbotsverfahren allerdings ein identitätsspendender und ansehensstärken-
der Effekt beigemessen wird, kann damit lediglich eine Signalwirkung gemeint 
sein,134 die wiederum der Anerkennung in der gesellschaftlichen Sphäre bedarf. 
Ein solcher Effekt ist in einer orientierungsbedürftigen Gesellschaft nach einem 
monumentalen Umbruch wie der frühen Bundesrepublik höher zu gewichten als 
in bereits konsolidierten Systemen,135 gleichwohl muss die beigemessene Wir-
kung des Verbots eingeordnet werden, wobei keine isolierte Betrachtung ohne 
eine gleichzeitige Einbeziehung der aus verschiedenartigen Motiven und Grün-
den fortschreitenden gesellschaftlichen Integration der 1950er-Jahre erfolgen 
darf.136 

Trotz dieser verfassungstheoretischen Kritik hat das SRP-Verbot erheblich zur 
Akzeptanz der wehrhaften grundgesetzlichen Ordnung beigetragen und erweist 
sich somit als verfassungskulturell bedeutsamer Moment. Dass das SRP-Urteil die 
klassische juristische Auseinandersetzung mit dem Parteiverbot nicht dominiert, 
erklärt sich aber auch und gerade vor diesem Hintergrund: Die Urteilsbegrün-
dung ermöglicht zweifellos tiefe Einblicke in das Selbstbildnis der jungen Bun-
desrepublik, aber sie verbleibt in ihrer umfangreichen vergangenheitsbezogenen 
Prägung eingebettet in die Gegebenheiten eines nach Konsolidierung und Ab-
grenzung strebenden Systems und vermag deshalb auch keine Blaupause für die 
zukünftige Steuerung des politischen Prozesses zu sein. 

                                                           
133 Morlok, in: Voigt (Hrsg.), Aufbruch zur Demokratie, 2020, S. 124. 
134 So zum Zweck des Parteiverbots auch Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, 

Band 3, 108. Ergänzungslieferung 2025, Art. 21 Rn. 496. 
135 Jaschke, Totalitarismus und Demokratie 1 (2004), 109 (119). 
136 Die gesellschaftliche Integration verbleibt komplex: Mit einer Integration in das neue demokrati-

sche System winkte für die Bevölkerung die attraktive Möglichkeit, die Schrecken der Vergan-
genheit zu überdecken und wieder zu einem Stück Normalität zurückzukehren. Siehe dazu Frei, 
Vergangenheitspolitik, 1996, S. 397 ff. Daneben müssen die positiven Effekte der Wirtschafts-
politik und der gelungenen Westintegration hinzugezählt werden. 
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Die Spendeneinnahmen der Bundestagsparteien: eine ver-
gleichende Analyse auf der Basis der Rechenschaftsberichte 
2013-2024 

Regine Buchheim1/Julia Kuceja2 

1. Einleitung 

Die Finanzierung politischer Parteien zählt zu den sensibelsten Bereichen demo-
kratischer Ordnungen – nicht zuletzt wegen ihrer Anfälligkeit für intransparente 
Einflussnahme. Insbesondere Parteispenden als eine wichtige und notwendige 
Einnahmequelle stellen eine Herausforderung dar: Ihre Offenlegung erfolgt bei 
Großspenden „ad-hoc“, ansonsten in den jährlichen Rechenschaftsberichten der 
Parteien. Jedoch ist umstritten, ob diese Vorgaben des Parteiengesetzes für 
Transparenz und Kontrolle ausreichen. 

Mittels der Entwicklung und Anwendung geeigneter Kennzahlen sollen die Aus-
sagekraft und Verlässlichkeit der Rechenschaftsberichte im Hinblick auf die Of-
fenlegung privater Finanzierungsbeiträge untersucht werden. Eine solche Sicht-
barmachung kann dazu beitragen, parteifinanzielle Angaben gezielter zu prüfen, 
zu interpretieren und für politische wie wissenschaftliche Analysen nutzbar zu 
machen.3  

Ziel ist somit die Strukturierung und der Vergleich der Spendeneinnahmen im 
Zeitablauf der letzten zwölf Jahre sowie der Bundestagsparteien untereinander. 
Dazu wurden die Rechenschaftsberichte der Bundestagsparteien 2013-2024 so-
wie alle Ad-hoc-Meldungen von Großspenden 2013-2025 ausgewertet.  

Nach Darstellung der Regulierung und Offenlegung von Parteispenden in 
Deutschland werden zunächst Kennzahlen zu ihrer Analyse hergeleitet und an-
schließend auf die genannte umfassende Datenbasis angewendet. Abschließend 
werden die Ergebnisse diskutiert und gesetzgeberischer Reformbedarf daraus ab-
geleitet. 

                                                           
1 Prof. Dr. Regine Buchheim ist Professorin für BWL, insbes. Internationale Rechnungslegung an 

der Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin und forscht u.a. zur Rechenschaftsle-
gung politischer Parteien. 

2 Julia Kuceja absolvierte an der HTW Berlin den Master Finance, Accounting, Corporate Law and 
Taxation (FACT) und untersuchte in ihrer Masterarbeit die Transparenz und Struktur von Partei-
spenden der Jahre 2013-2023. 

3 Vgl. Buchheim, R./Born, S. (2023), S. 424. 
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2. Spenden als Finanzierungsquelle der politischen Parteien in Deutschland 

Politische Parteien finanzieren sich gemäß Parteiengesetz (PartG) aus einem Mix 
von nichtstaatlichen Einnahmen wie Mitglieds-, Mandatsträgerbeiträgen und 
Spenden sowie staatlichen Zuschüssen, die wiederum zum einen auf Wählerstim-
men und zum anderen auf den erhaltenen Zuwendungen basieren.4 Der Staat 
fördert Parteispenden zudem durch direkte Steuerermäßigungen bei den Spen-
denden. Die Obergrenzen zur Absetzbarkeit von Parteispenden wurden zu Beginn 
des Jahres 2026 im Einkommensteuergesetz verdoppelt,5 um das bürgerschaftli-
che Engagement zu stärken und die private Parteienfinanzierung zu unterstützen. 

In ihrem Rechenschaftsbericht unterscheiden Parteien nach § 24 Abs. 4 PartG bis 
zu zehn verschiedene Einnahmearten: Neben den staatlichen Mitteln stellen die 
Mitgliedsbeiträge, Mandatsträgerbeiträge und Spenden bei allen Parteien des 
Deutschen Bundestags die wichtigsten Einnahmequellen dar.6 

2.1 Spenden 

Spenden sind freiwillige, unentgeltliche Zuwendungen von Dritten an Parteien 
und können sowohl von natürlichen als auch von juristischen Personen stam-
men.7 Anders als in anderen Demokratien – etwa in Großbritannien, wo Spenden 
quartalsweise, während Wahlkämpfen sogar wöchentlich, veröffentlicht werden8 
– fehlen in Deutschland spezifische Regelungen für wahlkampfbezogene Spen-
den, sowie betragsmäßige Obergrenzen.9 Die Höhe einer Spende liegt allein im 
Ermessen des Spendenden und darf von einer Partei auch in unbegrenzter Höhe 
angenommen werden.10 

Die Legaldefinition findet sich in § 27 Abs. 1a PartG: Spenden sind danach Geld- 
oder geldwerte Leistungen, die über die satzungsmäßigen Mitglieds- oder Man-
datsträgerbeiträge hinausgehen. Darunter fallen auch Sonderumlagen, Sammlun-
gen, Freistellungen von Verbindlichkeiten, Sachzuwendungen oder die Über-
nahme von Werbemaßnahmen zugunsten der Partei.11  

                                                           
4 Zu den Einzelheiten siehe Buchheim, R./Kuceja, J./Moschütz, J. (2025), S. 304 ff. 
5 Art. 2 Nr. 7 Steueränderungsgesetz 2025, BGBl. 2025 I Nr. 363 vom 23.12.2025. 
6 Vgl. Buchheim, R./Kuceja, J./Moschütz, J. (2025), S. 306 m.w.N. 
7 Vgl. Eschmann, A./Lange, T. (2024), S. 39. 
8 Vgl. Online: LobbyControl – Parteispenden, https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden (Zugriff 

am 15.03.2026). 
9 Vgl. Lange, T. et al. (2021), S. 44; Transparency International Deutschland: Demokratie schützen: 

Transparenz-Organisationen fordern Parteispendendeckel, https://www.transparency.de/aktuel-
les/detail/article/pm-parteispendendeckel-im-koalitionsvertrag-2025 (Zugriff am 15.03.2026). 

10 Vgl. Lampe, J./Lutz, H.-J. (2025), § 25 PartG Rn. 2. 
11 Vgl. Schönberger, S. (2026), § 25 PartG Rn. 4. 

https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden
https://www.transparency.de/aktuelles/detail/article/pm-parteispendendeckel-im-koalitionsvertrag-2025
https://www.transparency.de/aktuelles/detail/article/pm-parteispendendeckel-im-koalitionsvertrag-2025
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Als ungeschriebene Tatbestandsmerkmale müssen die Freiwilligkeit sowie Unent-
geltlichkeit dazukommen.12 Die Freiwilligkeit erfordert, dass die Leistung ohne 
rechtliche Verpflichtung erbracht wird; eine moralische Erwartungshaltung steht 
dem jedoch nicht entgegen. Die Unentgeltlichkeit wiederum bedeutet, dass der 
Zuwendung keine Gegenleistung gegenüberstehen darf.13 Dem gleichgestellt ist 
ein grobes Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung, um offensichtli-
che Umgehungen der Spendenvorschriften des § 25 PartG auszuschließen.14 

Gemäß § 25 Abs. 1 PartG sind Bargeldspenden auf maximal 1.000 € pro Spender 
und Jahr begrenzt; anonyme Spenden dürfen bis zu einem Betrag von 500 € an-
genommen werden, darüber hinaus sind sie unzulässig. Maßgeblich ist dabei der 
einzelne Spendenvorgang, etwa pro Brief oder Einzahlung, nicht die Jahres-
summe.15 Darüber hinaus bestehen im Katalog des Abs. 2 unter anderem strikte 
Annahmeverbote für Spenden von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Unter-
nehmen der öffentlichen Hand, Fraktionen, politischen Stiftungen oder nicht 
identifizierbaren Dritten. 

Für die Darstellung im Rechenschaftsbericht verlangt § 24 Abs. 4 Nr. 3 PartG eine 
gesonderte Erfassung von Spenden natürlicher und juristischer Personen. Einzel-
zuwendungen über 10.000 € müssen im Rechenschaftsbericht namentlich aus-
gewiesen werden. Großspenden über 35.000 € (bis März 2024: über 50.000 €) 
sind unverzüglich dem Präsidenten16 des Deutschen Bundestags anzuzeigen und 
von diesem umgehend zu veröffentlichen. Erbschaften und Vermächtnisse zu-
gunsten einer Partei sind gem. § 27 Abs. 2 Satz 3 PartG separat von Spenden zu 
veröffentlichen, sodass der Spendenbegriff nur Zuwendungen von Lebenden er-
fasst.17 

2.2 Staatliche Parteienfinanzierung auf der Basis erhaltener Spenden 

Wurden die Spenden im Rechenschaftsbericht einer Partei veröffentlicht, sind 
sie Berechnungsgrundlage für zwei Komponenten der staatlichen Teilfinanzie-
rung: Zunächst werden alle Spenden von natürlichen Personen nach § 18 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 PartG mit 0,45 € zusätzlich für jeden gespendeten Euro berücksich-
tigt. Allerdings werden bei dieser Berechnung pro Jahr und pro natürliche Person 
nur Zuwendungen aus Mitglieds-, Mandatsträgerbeiträgen und Spenden von ins-
gesamt 3.300 € berücksichtigt. Hat also bspw. eine Bundestagsabgeordnete ihrer 

                                                           
12 Vgl. Jochum, H. (2018), § 27 PartG Rn. 8-10. 
13 Vgl. Krumbholz, A. (2010), S. 67. 
14 Vgl. Schönberger (2026) § 27 PartG Rn. 9. 
15 Vgl. Morlok, M. (2013) § 25 Rn. 7. 
16 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird im Text das generische Maskulinum verwendet. Gemeint 

sind jedoch immer alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten. 
17 Vgl. Schönberger (2026) § 27 PartG Rn. 13.  
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Partei X 2024 bereits 500 € Mitglieds- und 3.000 € Mandatsträgerbeiträge zu-
gewendet, würde ihre Spende im gleichen Jahr keinerlei Einfluss auf die staatliche 
Parteienfinanzierung mehr nehmen. 

Jede Spende natürlicher oder juristischer Personen erhöht zudem in unbegrenzter 
Höhe die Berechnung der sogenannten relativen Obergrenze nach § 18 Abs. 5 
Satz 1 PartG. Diese legt fest, dass staatliche Zuschüsse die Summe der selbst 
generierten Einnahmen einer Partei z.B. aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden oder 
auch Unternehmensbeteiligungen18 nicht übersteigen dürfen. Geringe Spenden 
und andere eigene Einnahmen bei gleichzeitig hohen Wahlerfolgen können also 
dazu führen, dass eine Partei ihre basierend auf Wahlerfolgen und Zuwendungen 
berechnete staatliche Finanzierung nicht voll abrufen kann, weil diese sonst 50 % 
ihrer Gesamteinnahmen übersteigen würde.19 

2.3 Transparenz von Spenden im jährlichen Rechenschaftsbericht  

Art. 21 Abs. 1 Satz 4 Grundgesetz legt Parteien eine Verpflichtung zur Rechen-
schaftslegung auf. Das PartG konkretisiert dies in §§ 23 bis 31 PartG: Parteien 
müssen auf allen Gliederungsebenen jährlich einen Rechenschaftsbericht erstel-
len, der Einnahmen, Ausgaben, Vermögen und Verbindlichkeiten vollständig dar-
stellt. § 24 PartG konkretisiert den Inhalt: Er besteht aus einer Ergebnisrechnung, 
Vermögensbilanz und einem erläuternden Anhang, wobei sich deren Inhalte an 
den handelsrechtlichen Normen der Kaufleute orientieren.20 

Der Bericht muss jährlich bis zum 30. September des Folgejahres beim Bundes-
tagspräsidenten eingereicht und als Bundestagsdrucksache (BT-Drs.) auf der 
Website des Bundestags veröffentlicht werden. Dies wiederum ist Voraussetzung 
für die Bemessung der staatlichen Mittel.  

Spenden, Mitglieds- und Mandatsträgerbeiträge über 10.000 € müssen unter An-
gabe von Namen und Anschrift des oder der Zuwendenden sowie der Gesamt-
höhe der Zuwendung offengelegt werden (§ 25 Abs. 3 Satz 1 PartG). Eine Unter-
teilung dieser Gesamtzuwendung in Spenden oder Mitglieds- oder Mandatsträ-
gerbeiträge erfolgt dabei nicht. Diese Vorgabe gilt auch für Unternehmen und 
Verbände, wobei diese Erwähnung nicht notwendig wäre, da juristische Personen 
weder Mitglied einer Partei sein (§ 2 Abs. 1 Satz 2 PartG) noch ein öffentliches 
Mandat ausüben können (§ 15 Bundeswahlgesetz). 

Darüber hinaus schreibt § 25 Abs. 8 PartG vor, dass im Rechenschaftsbericht 
auch die Summe der Zuwendungen natürlicher Personen bis zu 3.300 € je Person 

                                                           
18 Es gelten hier alle Einnahmen im Sinne des § 24 Abs. 4 Nr. 1-7 PartG. 
19 Zur Kappung der AfD für die Jahre 2016-2022 siehe Buchheim, R./Born, S. (2023), S. 447-449.  
20 Vgl. dazu ausführlich, auch zum Reformbedarf der Rechenschaftslegung, Buchheim, R. (2022), 

S. 232 ff. 
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sowie die Summe der Zuwendungen, die diesen Beitrag übersteigen, gesondert 
auszuweisen sind. Damit wird eine differenzierte Übersicht über kleinere und 
größere Privatspenden geschaffen, ohne unterhalb der Schwelle von 10.000 € 
einzelne Spender namentlich nennen zu müssen. Die Zuwendungen bis 3.300 € 
werden dabei nicht einzeln, sondern ausschließlich als aggregierte Gesamt-
summe ausgewiesen. Eine personenbezogene Zuordnung dieser Beträge ist somit 
nicht möglich. 

Die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts beim Bundestagspräsidenten 
von neun Monaten wird häufig auf Antrag gem. § 19a Abs. 3 Satz 2 PartG auf 
den 31.12. des Folgejahres verlängert. Anschließend prüft der Bundestagspräsi-
dent die Einreichungen und veröffentlicht diese als Bundestagsdrucksache. Eine 
konkrete Frist für die Veröffentlichung sieht das Gesetz nicht vor, sodass die Ver-
öffentlichung der Rechenschaftsberichte selten bis zum 31.12. des Folgejahres 
erfolgt, sondern teilweise bis zu 18 Monaten dauert. Dabei ist noch zu berück-
sichtigen, dass bspw. eine Spende von 30.000 € im Januar 2025 in der Regel erst 
im ersten Halbjahr 2027 der verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Öffentlich-
keit zugänglich wird. Eine Zeitverzögerung der Information der Öffentlichkeit 
über bedeutsame Zuwendungen an Parteien von mehr als zwei Jahren ist damit 
auch in Wahlkampfzeiten vom Parteiengesetz gedeckt. Etwas anderes gilt ledig-
lich für sog. Großspenden. 

2.4 Transparenz von Großspenden durch sofortige Veröffentlichung  

Für Spenden über 35.000 € gilt gem. § 25 Abs. 3 Satz 2 und 3 PartG eine Ad-
hoc-Anzeigepflicht beim Bundestagspräsidenten, der die Zuwendung unter An-
gabe des Zuwendenden zeitnah als Bundestagsdrucksache veröffentlicht. Diese 
namentliche Nennung erlaubt es der Öffentlichkeit, Rückschlüsse auf potenzielle 
Einflussnahmen auf politische Entscheidungsprozesse zu ziehen und dient der 
öffentlichen Kontrolle von Großspenden. 

Die Grenze von 35.000 € für Großspenden in § 25 Abs. 3 PartG lag vor März 
2024 sogar noch bei 50.000 €21 und kam damit erstmals im Bundestagswahl-
kampf zum Jahreswechsel 2024/2025 zum Tragen. Die Norm beschränkt sich 
jedoch auf die einzelne Spende, so dass eine Umgehung der unverzüglichen Mel-
dung einfach und legal möglich ist, indem bspw. eine Spende von 100.000 € in 
drei gleichgroße Teile aufgeteilt wird. 

                                                           
21 Elftes Änderungsgesetzes zum Parteiengesetz vom 27.02.2024, BGBl. 2024 I Nr. 70 vom 

04.03.2024. 
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2.5 Bedeutung der Transparenz und Vergleichbarkeit von Spenden 

Transparenz im Bereich der Parteifinanzen ist verfassungsrechtlich geboten und 
adressiert neben den Wählerinnen und Wählern auch staatliche Kontrollinstan-
zen, konkurrierende Parteien und die Zivilgesellschaft.22 Im Zentrum steht dabei 
die Offenlegung privater Mittelzuflüsse, insbesondere im Hinblick auf potenzielle 
Verflechtungen zwischen politischen und wirtschaftlichen Interessen.23 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Grundsatzurteil vom 19. Juli 1966 
hervorgehoben, dass Rechenschaftsberichte vor allem den Wähler in die Lage 
versetzen sollen, den politischen Willensbildungsprozess nachzuvollziehen, ins-
besondere mit Blick auf die Einflussmöglichkeiten finanzstarker Akteure.24 

Spender verfolgen regelmäßig das Ziel, ihren politischen Präferenzen und wirt-
schaftlichen Interessen ein stärkeres Gewicht zu verleihen. Das Ausmaß dieses 
Einflusses hängt von mehreren Faktoren ab: von der Person des Spenders, von 
der Höhe der Zuwendung sowie von der finanziellen Lage der jeweiligen Partei, 
die sie empfängt. So dürfte die Spende eines einfachen Parteimitglieds in ihrer 
Wirkung grundsätzlich begrenzter sein als diejenige eines großen Unternehmens 
oder Verbandes, die möglicherweise auch in Zukunft weitere Zuwendungen in 
Aussicht stellen.25 

2.6 Transparenzdefizite von Spenden 

Ein zentrales Problem in Deutschland ist die Möglichkeit der systematischen Stü-
ckelung größerer Zuwendungen in Einzelbeträge unterhalb der Veröffentli-
chungs- und Anzeigeschwellen. Dadurch können sowohl Ad-hoc-Meldungen als 
auch die spätere Nennung im Rechenschaftsbericht umgangen werden. Ein pro-
minentes Beispiel ist die Deutsche Vermögensberatung AG, die zwischen 2011 
und 2014 fast 2 Mio. € spendete, davon über 1,3 Mio. € an die CDU, ohne dass 
ein einziger Teilbetrag ad-hoc veröffentlicht werden musste.26 Eine systematische 
Umgehung der Ad-hoc-Meldepflicht durch die gezielte Stückelung von Großspen-
den lässt sich anhand der Rechenschaftsberichte zwar nicht zweifelsfrei belegen, 
doch deuten diese Muster auf eine strategische Aufteilung hin, die eine unmittel-
bare Veröffentlichung nach § 25 Abs. 3 PartG vermieden hat.  

Unabhängig davon stellt auch der strategische Umgang mit der gesetzlichen 
Schwelle für Großspenden selbst ein Transparenzproblem dar: So können Spen-
den exakt auf 35.000 € begrenzt werden, um die sofortige Veröffentlichungs-

                                                           
22 Vgl. zu den Zielen der Rechenschaftslegung Buchheim, R. (2022), S. 235-238. 
23 Vgl. Krumbholz, A. (2010), S. 51 f. 
24 Vgl. BVerfG (1966) 2 BvF 1/65 Rn. 134. 
25 Vgl. Krumbholz, A. (2010), S. 51 f. 
26 Vgl. Lange, T. et al. (2017), S. 24 f. 
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pflicht gezielt zu vermeiden. Ein Beispiel aus dem Jahr 2010 (es galt noch die 
Grenze über 50.000 € für die ad-hoc-Veröffentlichungspflicht von Großspenden) 
zeigt dies deutlich: Der Märkische Arbeitgeberverband, ein Unternehmer und die 
RECA Norm GmbH spendeten jeweils genau 50.000 € an die CDU; Evonik die-
selbe Summe an die SPD, die UBG Unternehmensberatung an die FDP. Nur ein 
Cent mehr hätte eine sofortige Veröffentlichung ausgelöst. Stattdessen verging 
über ein Jahr, bis sie öffentlich wurden – ein Beispiel dafür, wie die bisherigen 
Offenlegungspflichten weitgehend wirkungslos bleiben. Geduldet von den Par-
teien, entziehen Konzerne, Lobbyverbände und wohlhabende Einzelspender ihre 
Zuwendungen jahrelang der öffentlichen Kontrolle.27 

Die Rechenschaftsberichte bleiben in solchen Fällen formal korrekt, verschleiern 
aber den Gesamtzusammenhang. Besonders bei familieninternen oder unterneh-
mensverbundenen Spenden fehlen häufig Hinweise auf gemeinsame politische 
oder wirtschaftliche Interessen. Bei Stückelung von Spenden natürlicher Perso-
nen unter 10.000 € wird die Zuwendung niemals namentlich bekannt. 

Ein weiteres Problem ist der fehlende gesonderte Ausweis von Großspenden über 
35.000 € (bis Februar 2024 50.000 €) in den Rechenschaftsberichten: Zwar sind 
diese Spenden in den Angaben zu Zuwendungen über 10.000 € enthalten, wer-
den dort jedoch ebenfalls nicht eindeutig als (Groß-)Spenden kenntlich gemacht. 
Sie werden zwar sofort veröffentlicht, dies aber ausschließlich über die Bundes-
tags-Website. Die Rechenschaftsberichte selbst verweisen nicht mehr darauf und 
eine systematische Verknüpfung fehlt vollständig, was die Rückverfolgung und 
Bewertung großer Zuwendungen erheblich erschwert. 

Die Zuwendungen über 10.000 € werden mit Namen, Adresse und Betrag in ei-
ner Liste in den Rechenschaftsberichten der Parteien ausgewiesen, allerdings er-
folgt keine Differenzierung zwischen Spenden, Mitglieds- und Mandatsträgerbei-
trägen. Dies schränkt die Aussagekraft für Transparenz und Vergleichbarkeit er-
heblich ein. Zudem sind die Tabellenformate nicht maschinenlesbar, was eine 
unabhängige Auswertung erschwert. 

Zusammenfassend zeigt Tab. 1 für die weitere Untersuchung, inwieweit Spenden 
überhaupt von anderen Zuwendungen isoliert werden können sowie die Art und 
Zeitnähe der Veröffentlichung. 

  

                                                           
27 Vgl. Online: Reyher, M.: Gestückelte Parteispenden: Unternehmen und Verbände hebeln Trans-

parenzregeln aus, https://www.abgeordnetenwatch.de/recherchen/parteispenden/gestueckelte-pa 
rteispenden-unternehmen-und-verbaende-hebeln-transparenzregeln-aus (Zugriff am 15.03.2026). 

https://www.abgeordnetenwatch.de/recherchen/parteispenden/gestueckelte-parteispenden-unternehmen-und-verbaende-hebeln-transparenzregeln-aus
https://www.abgeordnetenwatch.de/recherchen/parteispenden/gestueckelte-parteispenden-unternehmen-und-verbaende-hebeln-transparenzregeln-aus
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Tabelle 1: Transparenzvorgaben für Zuwendungen nach Betrag und Art des Zuwendenden 

Betrag in € Natürliche Person Juristische Person Veröffentlichung 
bis 10.000  Mitglieds-, Mandatsträger-

beiträge und Spenden  
zusammengefasst 

Spende Keine namentliche Nennung 
im Rechenschaftsbericht 

10.000 bis 50.000 
(seit 3/2024: 35.000), 

Mitglieds-, Mandatsträger-
beiträge und Spenden  
zusammengefasst 

Spende Namentliche Nennung im 
Rechenschaftsbericht 

über 50.000  
(seit 3/2024: 35.000), 
sog. Großspende 

Spende Spende Ad-hoc-Veröffentlichung als 
Großspende mit Namen 

Trotz gesetzlicher Vorgaben bleibt die Informationsflut innerhalb der Rechen-
schaftsberichte für viele Adressaten schwer verständlich. Eine Ursache liegt in 
der fehlenden Struktur der Daten, insbesondere bei Spenden. Dasselbe gilt für 
die Veröffentlichung von Großspenden an anderer Stelle. Würden diese Informa-
tionen systematisch über Kennzahlen verdichtet, ließe sich die Vielzahl der Ein-
zelpositionen deutlich besser erfassen, ohne dabei wesentliche Details zu verlie-
ren.28 Ein Kennzahlensystem könnte die bestehenden Strukturen und Muster bei 
Parteispenden sichtbar und Intransparenz durch mögliche Umgehungsstrategien 
quantifizierbar machen.  

3. Entwicklung und Anwendung von Kennzahlen zur Analyse von Parteispenden 

3.1 Auswahl der Kennzahlen 

Die Auswahl der fünf Kennzahlen29 für Spenden orientiert sich gezielt an den 
genannten Aspekten struktureller Intransparenz und eignet sich sowohl für eine 
partei- als auch zeitvergleichende empirische Untersuchung: 

1. Spendenquote 

2. Großspendenquote 

3. Großspendenquote juristischer Personen 

4. Spendenkonzentration bei Topspendern 

5. Intransparenzquote bei Spenden von Topspendern 

  

                                                           
28 Vgl. Buchheim, R./Born, S. (2023), S. 424. 
29 Zur betriebswirtschaftlichen Fundierung und wissenschaftlichen Herleitung von Kennzahlen zur 

Analyse der Finanzierung und Rechenschaftslegung politischer Parteien siehe Buchheim, R./Born, 
S. (2023) und Buchheim, R./Kuceja, J./Moschütz, J. (2025). 
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Die Spendenquote liefert eine grobe Einordnung der Bedeutung von Spenden für 
die Gesamteinnahmen einer Partei, die Großspendenquote der Gesamtspenden 
verdeutlicht Abhängigkeiten von sehr hohen Einzelzuwendungen. Die Großspen-
denquote juristischer Personen ergänzt die Analyse um eine Perspektive auf die 
Spenderkategorien, indem sie institutionalisierte Geldgeber von privaten Einzel-
Großspendern unterscheidet. Dies ist besonders relevant, da institutionalisierte 
Geldgeber tendenziell andere Strukturen und Motivlagen aufweisen als private 
Einzelspender. 

Besondere analytische Tiefe bietet die Kennzahl zur Spendenkonzentration bei 
Topspendern, da sie den relativen Einfluss dieser Topspender auf das Ge-
samtspendenvolumen erfasst. Dazu wurden außerdem Spendencluster analy-
siert. Schließlich wird für die zwölf größten Topspender(-Cluster) untersucht, 
welcher Anteil ihrer Spenden unterhalb der sofortigen Meldepflicht erfolgt. Auf 
diese Weise werden potenziell verdeckte Einflussmuster sichtbar, die im Rahmen 
der Rechenschaftsberichte bislang nicht systematisch greifbar waren. 

3.2 Untersuchte Daten zu den Bundestagsparteien 2013-2024 

Zur Anwendung der Kennzahlen wurden sämtliche Rechenschaftsberichte der 
Jahre 2013 bis 2024 aller Bundestagsparteien hinsichtlich der relevanten Daten 
ausgewertet und händisch in Excel erfasst, da die als Bundestagsdrucksache ver-
öffentlichten Berichte nicht maschinenlesbar sind.30 Zusätzlich wurden alle Groß-
spenden in den Ad-hoc-Meldungen der Jahre 2013-2025 erfasst, die ebenfalls als 
Bundestags-Drucksache vorliegen.31 Diese wurden mit den Zuwendungen über 
10.000 € abgeglichen, die als Excel-Report aus der sog. Parteispenden-Datenbank 
LOBBYpedia von LobbyControl e.V. heruntergeladen werden konnten.32   

                                                           
30 Jeweils Bundestags-Drucksache; für 2013: 18/4300, 18/4301; 2014: 18/7910, 18/8475; 2015: 

18/12720, 18/13030, 20/2240; 2016: 19/2300; 2017: 19/7000; 2018: 19/15450, 19/16760, 
19/17350, 19/25880; 2019: 19/25700, 19/27595, 19/28000; 2020: 20/325, 20/1490; 2021: 
20/5960; 2022: 20/10430; 2023: 20/14930; 2024: 21/4150, 21/4185. 

31 Jeweils Bundestags-Drucksache; für 2013: 17/13010, 17/13669, 17/14283, 17/14388, 17/4442, 
17/14625, 17/14709, 17/14778, 17/14829, 18/22, 18/42, 18/151, 18/335; 2014: 18/1406, 
18/2701, 18/2941, 18/3386, 18/3614, 18/3757; 2015: 18/5059, 18/5464, 18/5597, 18/6471, 
18/6472, 18/6784, 18/6960, 18/7280; 2016: 18/7731, 18/7843, 18/8252, 18/8562, 19/8461, 
18/9820, 18/10164, 18/10597, 18/11043; 2017: 18/11539, 18/12508, 18/12526, 18/13029, 
18/,13179, 18/13502, 18/13685, 19/59, 19/1144, 19/1145; 2018: 19/1590, 19/2706, 
19/3968, 19/4994, 19/6928, 19/7581; 2019: 19/8808, 19/11431, 19/12723, 19/14145, 
19/16345, 19/16976; 2020: 19/19070, 19/21850, 19/27171; 2021: 19/27592, 19/30122, 
19/31163, 19/32249, 19/32250, 19/32660, 19/32713, 20/1285; 2022: 20/2070, 20/3149, 
20/4513, 20/5616, 20/5617; 2023: 20/5950, 20/7112, 20/7883, 20/8196, 20/9040, 20/10009, 
20/10235; 2024: 20/10781, 20/11513, 20/11896, 20/11897, 20/12392, 20/13050, 20/13510, 
20/13745, 20/14118, 20/14487, 20/14692; 2025: 20/15153, 21/200, 21/977, 21/2215, 
21/3536, 21/4050. 

32 Siehe Online: https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden-Datenbank (Zugriff am 15.03.2026). 

https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden-Datenbank
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Berücksichtigt werden im Folgenden die Parteien CDU (schwarz), CSU (orange), 
SPD (rot), Bündnis90/Die Grünen (grün), Die Linke (lila), FDP (gelb) und AfD 
(blau),33 wobei die jeweils in Klammern genannten Farben in den folgenden Ab-
bildungen für die Parteien verwendet werden. 

Die CDU und CSU werden bewusst getrennt ausgewertet, obwohl sie auf Bundes-
ebene in einer Fraktionsgemeinschaft agieren. Sie erstellen eigenständige Re-
chenschaftsberichte, unterhalten getrennte Parteikassen und weisen eigene, von-
einander unabhängige Beiträge und Spenden auf. Auch Parteien, die nicht durch-
gehend im Bundestag vertreten waren – namentlich die FDP (nicht im Bundestag 
von 2013 bis 2017 und ab 2025) und die AfD (erst ab 2017 im Bundestag) – 
wurden einbezogen. Beide spielen eine bedeutende Rolle im politischen Diskurs.  

Der Beginn im Jahr 2013 wurde bewusst gewählt, da es sich um ein Jahr mit 
Bundestagswahl handelt. In den Jahren 2017 und 2021 fanden ebenfalls Bundes-
tagswahlen statt, sodass insgesamt für zwölf Jahre Einnahmenmuster im Kontext 
unterschiedlicher Wahlzyklen analysiert werden können.  

Die errechneten Kennzahlen werden im Folgenden zur besseren Lesbarkeit auf 
volle Zahlen gerundet. 

4. Ergebnisse der Langzeitstudie zu Spenden an die Bundestagsparteien 

4.1 Spendenquote 

Die Kennzahl Spendenquote wird berechnet, indem die Summe aller Spenden ins 
Verhältnis zur Gesamtsumme aller Einnahmen gesetzt wird. Beide Zahlen müssen 
im Rechenschaftsbericht einer Partei ausgewiesen werden, § 24 Abs. 4 Nr. 3 und 
4 PartG, wobei hier wirklich alle Spenden, auch die unter 10.000 € und separiert 
von Mitglieds- und Mandatsträgerbeiträgen zu erfassen sind. Diese einfache, aber 
aussagekräftige Verhältniskennzahl erlaubt Rückschlüsse auf die strukturelle Ab-
hängigkeit der Parteien von spendengebundenen Einnahmen. 

Ein hoher Spendenanteil kann dabei sowohl auf eine ausgeprägte Unterstützung 
durch Privatpersonen oder Unternehmen hindeuten, verweist aber zugleich auf 
ein potenziell erhöhtes Risiko externer Einflussnahme – insbesondere bei gerin-
ger Streuung der Zuwendungen oder Konzentration auf wenige Großspender. Ein 
niedriger Spendenanteil hingegen verweist in der Regel auf eine stärkere Finan-
zierung über Mitgliedsbeiträge, Mandatsträgerbeiträge oder staatliche Mittel.  

                                                           
33 Der Südschleswigsche Wählerverband (SSW) wurde nicht berücksichtigt, da er als regionale Min-

derheitenpartei eine Sonderstellung einnimmt und erst ab 2021 im Bundestag vertreten war. 
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Abbildung 1: Spendenquoten der Bundestagsparteien 2013-2024 

 

In Abb. 1 wird deutlich, wie unterschiedlich sich das Spendenaufkommen ver-
schiedener Parteien über die Jahre hinweg darstellt. Die FDP verzeichnete durch-
weg hohe Spendenanteile. In den Wahljahren 2013, 2017 und 2021 lagen die 
Werte bei 33 %, 39 % und 38 %. In allen anderen Jahren blieb der Anteil über 
12 %, mit Tiefpunkten in 2022 (14 %) und 2023 (12 %).  

Auch bei der AfD, die erst ab 2017 dem Bundestag angehört, spielen Spenden 
von Beginn an eine zentrale Rolle. Bereits 2013 betrug der Anteil 56 %, was die 
höchste Abhängigkeit aller Parteien im gesamten Zeitraum markiert. Auffällig ist 
dabei, dass die AfD als einzige Partei im Beobachtungszeitraum durchgehend 
gleich hohe oder sogar höhere Spendeneinnahmen als Mitgliedsbeiträge ver-
zeichnete. Das erklärt, warum Spenden gerade in den ersten Jahren so stark ins 
Gewicht fielen und die Partei besonders spendenabhängig war. In den Folgejah-
ren bewegte sich der Anteil über 30 % (2015-2017), fiel dann aber ab und er-
reichte erst 2024 wieder mehr als 20 %. 

Die CDU lag in den Wahljahren 2013, 2017 und 2021 bei 20 %, 22 % und 26 %. 
In den übrigen Jahren schwankten die Werte zwischen 11 % (2023) und 24 % 
(2024). Nach dem Höhepunkt 2021 fiel der Anteil in beiden Folgejahren deutlich, 
möglicherweise auch im Zusammenhang mit dem personellen und politischen 
Umbruch infolge des Kanzlerwechsels. 

Die CSU wies 2013 den höchsten Wert aller Bundestagsparteien auf (31 %) und 
hielt sich auch in den Folgejahren oft über 20 % (2017 und 2018: 23 %; 2019: 
25 %; 2020: 28 %) mit Rückgängen erst ab 2021 (13 % im Jahr 2022 und 14 % 
im Jahr 2024). Nur 2023 lag der Anteil wieder bei 22 %, ein Jahr mit Landtags-
wahl in Bayern. 

Bei der SPD blieb der Spendenanteil durchgehend auf niedrigem Niveau. 2013 
und 2014 lag er stabil bei rund 9 %, fiel 2015 auf 6 % und bewegte sich ab 2016 
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kontinuierlich im Bereich zwischen 5 % (2023) und 10 % (2021). Selbst im 
Wahljahr 2021 blieb der Anstieg moderat, was eine vergleichsweise geringe 
Spendenabhängigkeit und stabile Einnahmestruktur außerhalb des Spendenauf-
kommens bedeutet. 

Ähnlich verhielt es sich bei den Grünen: In keinem Jahr wurde ein Wert von mehr 
als 17 % (2021) überschritten. In den meisten Jahren lag der Anteil zwischen 
6 % und 13 %, zuletzt bei 11 % (2024). 

Die Linke verzeichnete durchgehend niedrige Spendenanteile. Zwischen 2013 
und 2023 bewegten sich die Werte konstant zwischen 5 % (2023) und 9 % 
(2021), lediglich das Jahr 2024 zeigte mit 11 % einen Ausschlag nach oben. 

Die Kennzahl zeigt somit deutliche parteispezifische Unterschiede: Während AfD 
und FDP – teils auch in Phasen ohne Bundestagsmandat – besonders spendenab-
hängig waren, stützten sich SPD, Grüne und Linke stärker auf andere Einnahme-
quellen wie Mitgliedsbeiträge, Mandatsträgerbeiträge oder staatliche Mittel. 
Wahljahre führen regelmäßig zu einem Anstieg des Spendenaufkommens – am 
deutlichsten bei CDU, FDP und AfD. 

Eine hohe Spendenabhängigkeit einzelner Parteien, wie bei der FDP oder AfD, 
verdeutlicht das Risiko, dass Großspender überproportionalen Einfluss gewinnen 
könnten, insbesondere bei fehlender Transparenz über Herkunft und Regelmä-
ßigkeit der Zuwendungen: Je höher der Anteil großer Spendensummen am Ein-
nahmemix, desto größer ist die potenzielle Einflussmöglichkeit durch einzelne 
Großspender. Transparenzdefizite oder eine ungleiche Verteilung der Spenden-
quellen können zu einer Schieflage in der politischen Interessenvertretung führen 
und Zweifel an der Unabhängigkeit parteipolitischer Entscheidungen schüren.  

Um die Konzentration des Spendenaufkommens und die Transparenz besonders 
einflussreicher Zuwendungen systematisch zu erfassen, wird im nächsten Schritt 
die Großspendenquote herangezogen. 

4.2 Großspendenquote 

Da Parteien potenziell einen finanziellen Einflusskanal für Lobbyismus darstel-
len,34 wird mit dieser Kennzahl das Verhältnis von meldepflichtigen Großspenden 
gem. § 25 Abs. 3 Satz 2 PartG (über 50.000 € bzw. ab März 2024 über 35.000 €) 
zur gesamten Spendensumme eines Jahres ermittelt. Sie soll sichtbar machen, in 
welchem Maße Parteien auf einzelne, besonders zahlungskräftige Spender ange-
wiesen sind und ob sich im Zeitverlauf eine veränderte Konzentration zugunsten 
großer Einzelzuwendungen feststellen lässt. 

                                                           
34 Vgl. Koß, M. (2023), S. 302. 
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Zwar spielt die Frage, ob Großspenden Ursache oder Folge politischer Nähe sind, 
aus analytischer Sicht eine untergeordnete Rolle, doch muss gleichzeitig betont 
werden, dass Interessenvertretung ein legitimer und unverzichtbarer Bestandteil 
demokratischer Öffentlichkeit ist: Im Rahmen solcher politisch-kommunikativen 
Prozesse werden die Anliegen unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen in 
den öffentlichen Diskurs eingebracht und können Eingang in politische Entschei-
dungsprozesse finden.35 Die Problematik liegt dabei weniger in der Existenz von 
Einflusskanälen, sondern in ihrer ungleichen Zugänglichkeit und Wirkungs-
macht: So zeigen empirische Studien, dass wirtschaftliche Akteure wie Unterneh-
men und Verbände ihre Interessen im parlamentarischen Raum signifikant er-
folgreicher durchsetzen können als zivilgesellschaftliche Organisationen.36 

Grundlage der Auswertung sind die Rechenschaftsberichte 2013-2024 sowie die 
im jeweiligen Kalenderjahr getätigten Ad-hoc-Meldungen gemäß § 25 Abs. 3 PartG. 

Abbildung 2: Anteil der Großspenden an den Gesamtspenden der Bundestagsparteien 2013-2024 

 

Abb. 2 zeigt deutliche parteispezifische Unterschiede in der Entwicklung der 
Großspendenquote, insbesondere in den Bundestagswahljahren 2013, 2017 und 
2021. Auffällig sind vor allem die Werte der FDP, die in den Jahren 2017 mit 
14 % und 2021 mit 23 % deutliche Anstiege zeigen, erneut dann 2024 mit 
24 %. Auch bei den Grünen zeigte sich eine zunehmende Bedeutung großer Ein-
zelzuwendungen: 2016 lag die Quote mit 14 % bereits deutlich über dem Niveau 
der meisten Wahljahre. Zu den Bundestagswahlen 2017 (9 %) und 2021 (24 %) 
erreichte sie erneut hohe Werte, fiel jedoch in den Folgejahren rasch wieder auf 
ein niedriges Niveau (2022: 3 %, 2024: 7 %). Im Jahr 2021 flossen bei beiden 

                                                           
35 Vgl. Thummes, K. (2023), S. 138. 
36 Vgl. Thummes, K. (2023), S. 143 m.w.N. 
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Parteien Großspenden in Rekordhöhe.37 Diese Entwicklung könnte auch im Zu-
sammenhang mit den damaligen politischen Kräfteverschiebungen stehen: Ins-
besondere die zeitweise sehr hohen Umfragewerte der Grünen38 begünstigten 
womöglich strategische Zuwendungen von Akteuren, die mit einem Politikwech-
sel rechneten oder sich öffentlichkeitswirksam positionieren wollten. 

Die CDU zeigt einen moderaten, aber erkennbaren wahlzyklischen Anstieg: in 
2017 und 2021 lag die Großspendenquote bei jeweils 8 %, während sie in den 
übrigen Jahren meist bei 6 % oder darunter blieb; einen Ausreißer stellt das Jahr 
2024 mit 12 % dar. Eine mögliche Erklärung hierfür liegt im Bruch der Ampel-
koalition, der mit erhöhter politischer Unsicherheit und veränderten Erwartungen 
hinsichtlich zukünftiger Mehrheitsverhältnisse einhergegangen sein könnte. Bei 
der CSU hingegen ist der Verlauf deutlich gleichmäßiger. Zwar steigt der Anteil 
im Wahljahr 2021 auf 11 % und in 2024 auf 9 %, jedoch lag er auch in mehreren 
Nichtwahljahren (2015, 2016, 2018) bei rund 6 %. 

Die SPD weist im gesamten Zeitraum eine konstant niedrige Großspendenquote 
auf. Selbst in Wahljahren übersteigt sie kaum die 4 %-Marke, was auf eine geringe 
finanzielle Abhängigkeit von einzelnen Großspendern schließen lässt. Bei der Lin-
ken und der AfD traten Großspenden nur vereinzelt auf, ohne strukturelle Regel-
mäßigkeit. Bei der Linken lässt sich dies zudem durch einen satzungsmäßigen Be-
schluss erklären, der die Annahme von Unternehmensspenden grundsätzlich aus-
schließt.39 Bei beiden Parteien dominiert die Finanzierung durch natürliche Perso-
nen, die, so die Annahme, tendenziell seltener zu Großspenden in meldepflichti-
ger Höhe beitragen. Tatsächlich fielen 100 % der meldepflichtigen Großspenden 
der AfD und 63 % der Linken im betrachteten Zeitraum auf natürliche Personen, 
im Gegensatz zu CSU oder FDP, bei denen institutionelle Spenden überwiegen. 

Bemerkenswert ist zudem das Jahr 2020: Parteienübergreifend fällt der Groß-
spendenanteil hier besonders niedrig aus – vermutlich im Zusammenhang mit 
der Corona-Pandemie, die finanzielle Planungssicherheit und Spendenbereit-
schaft einschränkte. FDP, Grüne und SPD lagen bei 2 % oder darunter. 

Insgesamt zeigt die Kennzahl, dass besonders FDP und Grüne in Wahljahren 
deutlich stärker auf hohe Einzelzuwendungen zurückgreifen können, während 
SPD, Linke und AfD kaum nennenswerte Großspenden erhielten. Die CDU bewegt 

                                                           
37 Vgl. Online: Pauly, M.: Parteien verzeichnen Großspendenrekord, https://www.spiegel.de/politik/ 

deutschland/bundestagswahl-2021-parteien-verzeichnen-grossspenden-rekord-a-fd8473d3-18d 
4-454d-a693-4d2543de2f13 (Zugriff am 15.03.2026). 

38 Vgl. Online: Forschungsgruppe Wahlen e.V.: Politbarometer Mai I 2021, https://www.forschungs 
gruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2021/Mai_I_2021/ (Zugriff am 
15.03.2026). 

39 § 24 Abs. 3 der Bundessatzung der Partei Die Linke, in der Fassung nach dem Parteitag 18.-
20.10.2024 in Halle. Soweit institutionelle Großspenden vorlagen, entfielen diese nicht auf Un-
ternehmen, sondern auf juristische Personen in Form von Vereinen 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundestagswahl-2021-parteien-verzeichnen-grossspenden-rekord-a-fd8473d3-18d4-454d-a693-4d2543de2f13
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundestagswahl-2021-parteien-verzeichnen-grossspenden-rekord-a-fd8473d3-18d4-454d-a693-4d2543de2f13
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundestagswahl-2021-parteien-verzeichnen-grossspenden-rekord-a-fd8473d3-18d4-454d-a693-4d2543de2f13
https://www.for-schungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2021/Mai_I_2021/
https://www.for-schungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2021/Mai_I_2021/
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sich im Mittelfeld, die CSU bleibt vergleichsweise konstant. Die Ergebnisse legen 
nahe, dass große Einzelspenden insbesondere zur gezielten Wahlkampfförderung 
eingesetzt werden und damit relevante Unterschiede im Zugang zu finanziellen 
Ressourcen sichtbar machen. 

Während die Großspendenquote die finanzielle Konzentration innerhalb der 
Spendenstruktur insgesamt erfasst, bleibt unklar, von welchen Zuwendungsge-
bern diese Summen stammen. Zur vertieften Einschätzung potenzieller Einfluss-
strukturen soll im Folgenden die Herkunft differenziert betrachtet werden. 

4.3 Großspendenquote juristischer Personen 

Diese Kennzahl misst den Anteil der meldepflichtigen Großspenden, die von ju-
ristischen Personen stammen – etwa Unternehmen, Verbänden oder Stiftungen. 
Sie dient der Einschätzung potenzieller Einflussrisiken durch institutionelle Geld-
geber und ergänzt die Großspendenquote um eine Herkunftsdimension. 

Berechnet wird das Verhältnis von Großspenden juristischer Personen zu allen 
gemeldeten Großspenden eines Jahres. Grundlage sind demnach allein die Ad-
hoc-Meldungen nach § 25 Abs. 3 PartG sowie eine systematische Identifikation 
juristischer Spender auf Basis ihrer Rechtsform (z.B. GmbH, AG, e.V.) anhand die-
ser Meldungen. Da Ad-hoc-Meldungen naturgemäß ohne große Zeitverzögerung 
vorliegen, konnte diese Kennzahl zusätzlich für das Jahr 2025 ausgewertet und 
berechnet werden. 

Ein hoher Anteil kann auf enge finanzielle Verbindungen zwischen Parteien und 
wirtschaftlich organisierten Interessengruppen hinweisen – insbesondere dann, 
wenn sich diese Großspenden auf wenige Akteure konzentrieren. In diesem Fall 
steigt das Risiko einer strukturellen Abhängigkeit oder einseitiger Einflussnahme. 

Abbildung 3: Anteil juristischer Personen an den Großspenden 2013-2025 
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Die CSU zeigt durchgehend einen sehr hohen Anteil juristischer Personen an ih-
ren Großspendern: von 2013 bis 2018 sowie 2020 bis 2022 beträgt er 100 %. 
Einzig in den Jahren 2019 (80 %), 2023 (90 %), 2024 (92 %) und 2025 (87 %) 
befinden sich unter den Großspendern einige wenige natürliche Personen. Dies 
weist auf eine strukturell hohe Bedeutung institutioneller Großspender hin, wo-
bei Großspenden insgesamt im Finanzierungsmuster der CSU keine so große 
Rolle spielen.  

Auch bei der SPD dominieren juristische Personen über weite Strecken des Be-
trachtungszeitraums. Bereits im Jahr 2013 stammen 82 % der Großspenden von 
juristischen Akteuren. In den Jahren 2014 und 2015 liegt der Anteil bei 100 %, 
fällt dann jedes Jahr bis 2018 auf 63 % – den niedrigsten Wert der SPD im ge-
samten Betrachtungszeitraum. Ab 2020 liegt er dann – mit Ausnahme des Jahres 
2024 – wieder bei 100 %. Die Entwicklung zeigt, dass die SPD sowohl in absolu-
ten Zahlen als auch strukturell in starkem Maße auf institutionelle Großspender 
angewiesen ist. In sieben der 13 betrachteten Jahre stammt jede meldepflichtige 
Großspende von juristischen Personen. Das zeigt zwar eine starke Rolle juristi-
scher Personen als Spender im Segment der Großspenden, relativiert sich jedoch 
durch den insgesamt geringeren Anteil von Spenden- und Großspenden an den 
Gesamteinnahmen der SPD. 

Bei der CDU schwankt der Anteil juristischer Personen an den Großspenden im 
Zeitverlauf deutlich: Nach einem Anteil von 39 % im Jahr 2013 steigt der Wert 
2014 einmalig auf 100 %, sinkt 2015 auf 76 % und schwankt dann ohne klare 
Tendenz zwischen 57 % (2019) und 20 % (2023). Die CDU weist damit ein sehr 
uneinheitliches Muster auf, das auf wechselnde Spendenstrukturen oder externe 
Einflussfaktoren hinweisen könnte.  

Bei der FDP zeigt sich über den betrachteten Zeitraum eine strukturell hohe Be-
deutung institutioneller Großspender. In den Jahren 2014, 2016, 2019, 2020 
und 2022 stammen alle meldepflichtigen Großspenden aus institutionellen Quel-
len. Auch in 2013 (75 %), 2015, (64 %) und 2023 (65 %) liegt der Anteil deut-
lich über der Hälfte. In den Bundestagswahljahren 2017 (53 %) und 2021 (41 %) 
sinkt der Anteil zwar, doch nicht aufgrund rückläufiger institutioneller Spender, 
sondern infolge eines deutlichen Zuwachses von Großspenden natürlicher Perso-
nen. Die grundsätzliche Dominanz institutioneller Spender bleibt dennoch mar-
kant: In zehn von 13 Jahren überwiegen sie – bei gleichzeitig hoher Bedeutung 
von Spenden und Großspenden für die FDP. 

Die Entwicklung bei den Grünen ist sehr volatil. Während 2013 bis 2015 der 
Anteil durchgängig 100 % beträgt, fällt er 2016 auf nur 15 %. In den folgenden 
Jahren schwankt er stark: 2017 31 %, 2018 62 %, 2019 45 %, 2020 wieder auf 
100 %, bevor er 2021 mit 8 % einen Tiefpunkt erreicht. Danach liegt er zwischen 
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26 % (2022) und 60 % (2023). Die Schwankungen deuten nicht auf eine stabile 
Spenderbasis bei institutionellen Großspendern hin. 

Die Linke erhielt im gesamten Zeitraum lediglich eine Großspende einer politi-
schen Kampagnen-Organisation im Jahr 2024, die AfD im Jahr 2025 eine einzige 
über € 35.000. Dies könnte sowohl auf eine explizite Ablehnung solcher Finan-
zierungsquellen (Die Linke) als auch auf fehlende institutionelle Verankerung ent-
sprechender Unterstützerkreise hindeuten. Die AfD zeigt trotz des Fehlens insti-
tutioneller Großspender ein hohes Spendenaufkommen. Diese individualisierte 
Finanzierungsstruktur birgt andere Risiken: Interessen sind schwerer einzuord-
nen, Transparenz und Kontrolle noch eingeschränkter. 

Insgesamt zeigt die Kennzahl, dass insbesondere CSU und SPD durchgehend sehr 
hohe Anteile ihrer Großspenden von juristischen Personen erhalten – oft bei oder 
nahe 100 %. Auch die CDU weist durchgehend Anteile zwischen ca. 20 % und 
100 % auf. Die FDP erreicht in vielen Jahren sehr hohe Werte, allerdings sinkt 
der Anteil juristischer Personen als Großspender ausgerechnet in den Bundes-
tagswahljahren deutlich – was auf eine Verschiebung hin zu natürlichen Personen 
in strategisch bedeutsamen Phasen hindeuten könnte. Bei den Grünen schwankt 
der Anteil erheblich und reicht von 100 % bis unter 10 %, was auf eine volatile 
Großspenderstruktur schließen lässt. 

Daraus ergibt sich ein differenziertes Bild potenzieller Einflussrisiken durch insti-
tutionelle Geldgeber: Während sich bei manchen Parteien eine strukturelle Nähe 
zu wirtschaftlich organisierten Akteuren zeigt, deuten die Schwankungen bei an-
deren auf eher opportunistische oder unregelmäßige Verbindungen hin. Im 
Sinne einer transparenten politischen Willensbildung ist es daher umso wichti-
ger, die Herkunft größerer Zuwendungen systematisch zu erfassen und öffentlich 
nachvollziehbar zu machen. 

Bisher blieb zudem offen, ob es potenziell koordinierte Spendenmuster gibt, z.B. 
innerhalb von Familien, Unternehmensverbünden oder wirtschaftlichen Netzwer-
ken. Dem soll im Folgenden durch die Identifizierung von Topspendern und ihrer 
Bedeutung für das Spendenaufkommen einzelner Parteien nachgegangen werden. 

4.4 Spendenkonzentration bei Topspendern 

4.4.1 Vorgehensweise zur Ermittlung von Spendenkonzentrationen  

Zunächst wurden aus der Datenbank Lobbypedia40 alle Zuwendungen über 
10.000 € und damit die namentlich bekannten Zuwendenden 2013-2024 in 
Excel importiert. Dieser Datensatz umfasste neben dem Namen und Ort des 
                                                           
40 Vgl. Online: LobbyControl: Parteispenden-Datenbank, https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden-

Datenbank (Zugriff am 15.03.2026). 

https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden-Datenbank
https://lobbypedia.de/wiki/Parteispenden-Datenbank
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Zuwendenden die Kategorie (natürliche oder juristische) Person, den Betrag, die 
empfangende Partei sowie das Jahr. Für jede dieser insgesamt 5.278 Personen 
konnte nun die Summe ihrer Spenden im Zeitraum 2013-2024, die Anzahl der 
Spendenvorgänge und der durchschnittliche Spendenbetrag pro Jahr berechnet 
werden.  

In diesem Datensatz tritt bei natürlichen Personen das bereits in Tab. 1 gezeigte 
Problem auf, dass in den Rechenschaftsberichten nur die Gesamtzuwendung 
(Mitglieds-, Mandatsträgerbeiträge und Spenden) ausgewiesen wird, nicht die 
Spenden separat. Spenden können bei natürlichen Personen für die Analyse nur 
dann fehlerfrei erfasst werden, wenn sie 50.000/35.000 € im Einzelfall über-
schreiten und daher mit den bereits separat erfassten Großspendenmeldungen 
2013-2025 abgeglichen werden können.  

Die Analyse orientierte sich zunächst an einer Untersuchung von LobbyControl, 
die für den Zeitraum 2010 bis 2014 erstmals systematisch versuchte, verdeckte 
Einflussnetzwerke sichtbar zu machen.41 Die von LobbyControl identifizierten 
Cluster wurden dann anhand der selbst primär erfassten Daten, insbesondere zu 
den juristischen Personen als Spender und die Gesamtspendensummen über die 
Jahre 2013-2024, abgeglichen. Drei weitere Cluster wurden gebildet und defi-
niert. Anschließend wurden für natürliche Personen und ebenso für an Clustern 
beteiligte natürliche Personen alle Zuwendungen herausgerechnet, die zwischen 
10.001 € und 50.000 € (für 2024: 35.000 €) lagen, da hier auch Mitglieds- oder 
Mandatsträgerbeiträge enthalten sein können.  

Pro Spender bzw. Cluster wurde dann die Gesamtsumme aller Spenden 2013-
2024 gebildet und anschließend zur Identifikation der größten Spender(-Cluster) 
an die im Bundestag vertretenen Parteien nach Gesamtsumme absteigend sor-
tiert. Die größten der Gesamtspender (einschließlich identifizierter Cluster) wer-
den im Folgenden als Topspender bezeichnet. 

Die Identifikation von Topspendern erfolgte somit zunächst parteiunabhängig 
anhand ihres aggregierten Gesamtspendenvolumens über alle betrachteten Par-
teien hinweg. Erst in einem zweiten Schritt wird dann ausgewertet, in welcher 
Höhe diese Topspender an die einzelnen Parteien gespendet haben. Dieses Vor-
gehen dient dazu, die Auswahl der Topspender nicht bereits durch parteispezifi-
sche Spendenstrukturen vorzuprägen. 

Nicht berücksichtigt wurde der sehr interessante Parteispenden-Tracker der Platt-
form DonationWatch, da bisher weder die Herausgeber bekannt noch ein Impres-
sum der Internetseite verfügbar ist.42 

                                                           
41 Vgl. Lange, T. et al. (2017), S. 25. 
42 Die Plattform ermöglicht auch Vergleiche zu Parteispenden in 17 anderen Ländern; siehe 

https://donation.watch/de (Zugriff am 15.03.2026). 

https://donation.watch/de


Buchheim/Kuceja – Die Spendeneinnahmen der Bundestagsparteien: […] 

94 

4.4.2 Identifikation von Topspendern und Topspender-Clustern 

Es wurde geprüft, inwieweit sich einzelne Spender einem gemeinsamen Umfeld 
zuordnen lassen, z.B. durch Unternehmensgruppen oder familiäre Verflechtungen.  

Clusterbildungen sind mit einer gewissen Unsicherheit behaftet – insbesondere 
dort, wo natürliche Personen mit juristischen Spendern personell oder institutio-
nell verbunden sind. Andererseits kann bei Spenden der BMW AG und deren we-
sentlichen Aktionären aus der Familie Klatten/Quandt an eine Bundestagspartei 
von ähnlich gelagerten Interessen ausgegangen werden; dasselbe gilt bspw. für 
die Gröner Family Office GmbH und ihren Hauptgesellschafter Christoph Gröner 
oder die Dirk Rossmann GmbH, die Rossmann Beteiligungs GmbH und Dirk Ross-
mann als deren wesentlicher Gesellschafter. 

Die bei dieser Untersuchung identifizierten Spenden-Cluster sind samt der darin 
jeweils erfassten juristischen und natürlichen Personen im Anhang aufgeführt.43 

Insbesondere im Fall der Oetker-Familie ist die Clusterbildung mit Unsicherheiten 
verbunden: Die betreffenden natürlichen Personen treten in den Rechenschafts-
berichten nicht durchgängig über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg 
und nicht in jedem Jahr in Erscheinung und können nicht immer zweifelsfrei iden-
tifiziert werden. Die Zuordnung basiert daher auf öffentlich zugänglichen 
Stammbauminformationen und der Annahme eines gemeinsamen wirtschaftli-
chen Interesses. 

Eindeutiger stellt sich der Zusammenhang von Spenden juristischer Personen 
desselben Konzerns (bspw. Deutsche Vermögensberatung AG, Deutsche Vermö-
gensberatung Holding, Allfinanz Deutsche Vermögensberatung) oder von Lan-
desverbänden dar, die wiederum in einem Dachverband organisiert sind (bspw. 
Verband der Bayerischen Metall- und Elektroindustrie e.V., Verband der Metall- 
und Elektroindustrie Baden-Württemberg e.V., Gesamtverband der Arbeitgeber-
verbände der Metall- und Elektroindustrie). 

Während LobbyControl in ihrer Untersuchung einzelne Arbeitgeberverbände 
– etwa den Verband der Bayerischen Metall- und Elektroindustrie und Metall 
NRW – getrennt betrachtet, wurde hier eine Zusammenfassung unter dem Dach-
verband Gesamtmetall vorgenommen. Dies folgt dem Argument, dass bei diesen 
Organisationen von einem gleichgerichteten Interessenhandeln im Sinne der 
übergeordneten Verbandsstruktur ausgegangen werden kann. 

Im Zuge der Auswertung wurden die in Tab. 2 gezeigten zwanzig bedeutendsten 
Topspender und Topspender-Cluster für die Jahre 2013-2024 identifiziert; mit 
angegeben sind die Gesamtsumme der Spenden sowie die Anzahl der Spenden 

                                                           
43 Insgesamt wurden 20 verschiedene Topspender-Cluster identifiziert (siehe Anhang). Von diesen 

zwanzig gehören sechs zu den Top 12 der größten Gesamtspender 2013-2024 (Tab. 1).  
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je Topspender bzw. Topspender-Cluster. Insgesamt wurden für 2013-2024 mehr 
als 5.200 verschiedene Personen mit Spenden von mehr als 10.000 € einzeln er-
fasst. 

Bei den in der Tabelle genannten Gesamtsummen ist zu beachten, dass sämtliche 
Spenden unterhalb der Veröffentlichungsschwelle von 10.000 € (§ 25 Abs. 3 
PartG) gar nicht berücksichtigt werden können, da diese in den Rechenschaftsbe-
richten nicht namentlich ausgewiesen werden. Zudem wurden, wie in 4.4.1 be-
gründet, alle Zuwendungen natürlicher Personen unterhalb der Schwelle von 
Großspenden (50.000 € bzw. für 2024 35.000 €) herausgerechnet. 

Tabelle 2: Topspender, ihre Gesamtspenden sowie Spendenanzahl 2013-2024 

 Topspender Gesamtspenden in € Anzahl der Spenden 
1 Gesamtmetall Cluster 12.937.256,75  131 
2 Deutsche Vermögensberatung Cluster 5.933.005,00  61 
3 Verband der Chemischen Industrie 3.356.200,00  62 
4 BMW Cluster 2.683.420,12  33 
5 Kahl, Christoph Alexander  2.375.306,10  9 
6 Mercedes-Benz 1.940.000,00  31 
7 Oetker Cluster 1.843.000,00 39 
8 Evonik Industries AG 1.720.000,00  33 
9 Munich Cluster 1.605.000,00  107 

10 Allianz SE 1.550.000,00  55 
11 Schambach, Stephan 1.370.000,00  3 
12 R&W Industriebeteiligungen 1.356.310,00 8 

 (Zwischensumme 12 Topspender gesamt) (38.669.497,97) (572) 
    

13 Schuurman, Steven 1.250.000,00 1 
14 Dr. Theiss Naturwaren GmbH 1.245.000,00 29 
15 Langmann, Hans Joachim, Prof. Dr. 1.125.000,00 7 
16 Joh. Berenberg, Gossler & Co. KG 1.054.000,00 15 
17 United Internet Cluster 1.049.000,00  18 
18 Wermuth, Jochen 1.021.346,40 5 
19 Gröner Family Office Cluster 1.020.000,00 5 
20 Kofler, Georg Jakob, Dr. 1.005.000,00 8 

 Gesamtspenden der 20 Topspender 47.438.894,37  660 

 

Betrachtet man die größten Topspender über den genannten langen Zeitraum 
von zwölf Jahren zeigt sich, dass allein der Arbeitgeberverband Gesamtmetall 
(mit Regionalstrukturen) im Durchschnitt 1 Mio. € jedes Jahr an die Parteien des 
Deutschen Bundestags gespendet hat. Unter den Top 12 der Parteispender (Ge-
samtsumme rund 39 Mio. €) verantwortet er damit ein Drittel des Gesamtvolu-
mens der größten Spender in Deutschland. Auch das Deutsche Vermögensbera-
tung Cluster, der Verband der Chemischen Industrie und das BMW Cluster 



Buchheim/Kuceja – Die Spendeneinnahmen der Bundestagsparteien: […] 

96 

vergeben bemerkenswert große Beträge in großer Anzahl. Zwar gibt es – anders 
als in vielen EU-Staaten – keine Spendenobergrenze und auch keine feste 
Schwelle für „überproportionales Einflusspotenzial“ im Parteiengesetz, doch 
kann eine derart starke Konzentration selbst innerhalb dieser Topspender auf 
strukturelle Machtungleichgewichte in Deutschland hindeuten. 

4.4.3 Spendenkonzentration der Topspender bei den Parteien 

Die Kennzahl setzt die Spenden pro Jahr von den oben genannten größten zwölf 
Topspendern ins Verhältnis zum jährlichen Gesamtspendenvolumen einer Partei. 
Als Bezugsgröße dient bewusst die gesamte Spendensumme einer Partei, um die 
strukturelle Relevanz der Topspender im Finanzierungsmix sichtbar zu machen. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit der weiteren Analyse wurde die Anzahl der 
größten Spender von den genannten zwanzig auf zwölf reduziert. 

Hohe Werte deuten auf eine starke Abhängigkeit von wenigen wirtschaftlich ge-
prägten Akteuren hin und ermöglichen partei- und zeitraumbezogene Ver-
gleichsanalysen. Die Kennzahl erweitert somit die bestehende Analyse der Groß-
spenden juristischer Personen um eine strukturbezogene Dimension. 

Die in Abb. 4 berechneten Werte zur Einflusskonzentration von Topspendern zei-
gen deutliche parteispezifische Unterschiede sowie zeitliche Schwankungen über 
den Analysezeitraum hinweg. 

Abbildung 4: Anteil der zwölf Topspender-Spenden an den Gesamtspenden 2013-2024  

 

Am stärksten ausgeprägt ist das Topspenderprofil der CSU, die über den gesam-
ten Zeitraum gerechnet mit 8 % den höchsten Durchschnittswert aufweist und 
in mehreren Jahren Spitzenwerte erreicht. Besonders im Bundestagswahljahr 
2021 (12 %) ist die Einflusskonzentration auffallend hoch. Selbst in Nichtwahl-
jahren wie 2022 (10 %) und 2023 (8 %) bleibt sie überdurchschnittlich. Nur im 
Corona-Jahr 2020 hat sie mit rund 4 % Anteil der Topspender an den Gesamt-
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spenden einen relativen Tiefpunkt, bleibt aber dennoch im Vergleich zu anderen 
Parteien hoch. 

Auch die FDP zeigt über den gesamten Zeitraum hinweg konstant hohe Konzent-
rationswerte mit einem Durchschnitt von 7 %, was auf dauerhaft enge Verbin-
dungen zu Topspendern hindeutet. In den (Wahl-)Jahren 2013 (11 %) und 2017-
2018 (8 %) sind die Werte am höchsten, pendeln sich aber schon ab 2020 auf 
Werte zwischen 4 % (2020-2022) und 6 % (2023, 2024) ein.  

Die CDU liegt mit durchschnittlich 5 % meist unterhalb der CSU und FDP: Sie 
beginnt 2013 mit einer vergleichsweise hohen Einflusskonzentration (7 %), be-
wegt sich in den Jahren 2016-2018 und 2023 mit nur leichten Schwankungen auf 
einem ähnlichen Niveau und sinkt in einzelnen Jahren bis auf 2 % im Jahr 2022. 

SPD und Grüne bewegen sich durchweg auf einem niedrigeren Niveau. Die SPD 
schwankt ohne starke Ausschläge zwischen 1 % (2024) und 4 % (2017), und 
liegt im Durchschnitt bei 3 %. Die Grünen erreichen ihren Höchstwert 2017 mit 
7 %, fallen jedoch ab 2019 kontinuierlich, zuletzt auf 1 %; der Mittelwert liegt 
bei 5 %. Bei beiden Parteien ist eine zunehmende Unabhängigkeit von den Top-
spendern erkennbar – entweder strukturell bedingt oder politisch gewollt. 

Die Linke und die AfD verzeichnen über den gesamten Zeitraum hinweg 0 %, da 
bei ihnen zwar Spenden über 10.000 € eingingen, aber keine von den genannten 
zwölf Topspendern der Jahre 2013-2024. 

Im Jahr 2025 allerdings erhielt die AfD mit rund 2,35 Mio. € von Gerhard Dingler 
eine so hohe Einzelspende, dass dieser seitdem zu den Topspendern deutscher 
Bundestagsparteien gehören könnte.44 Diese Einzelspende überstieg die Summe, 
die der Mercedes-Benz-Konzern oder das Oetker Cluster jeweils über den gesam-
ten Zeitraum 2013-2024 offiziell spendeten. Auch die beiden Großspenden über 
insgesamt 1,545 Mio. € von Dr. Winfried Stöcker an die AfD im Jahr 2025 liegt 
über der Summe, die sowohl die R & W Industriebeteiligungen als auch Stephan 
Schambach in den zwölf Jahren zuvor öffentlich sichtbar spendeten. Die bishe-
rige Analyse von Topspendern ermöglicht damit auch, diese beiden Großspender 
der AfD im Jahr 2025 in ihrer Dimension zu erfassen. 

Insgesamt zeigt sich: Während bei CDU, SPD und Grünen eine rückläufige oder 
dauerhaft niedrige Einflusskonzentration zu beobachten ist, sind CSU und FDP 
durchgehend stark von Topspendern geprägt – mit klaren Spitzen in den Wahl-
jahren und darüber hinaus. Daraus lassen sich strukturelle Unterschiede in der 

                                                           
44 Diese Spende ist derzeit allerdings Gegenstand eines Rechtsstreits zwischen dem Deutschen Bun-

destag und der AfD; vgl. online: https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-10/spendenaffa-
ere-afd-bundestag-henning-conle-millionen (Stand: 15.03.2026). 

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-10/spendenaffaere-afd-bundestag-henning-conle-millionen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-10/spendenaffaere-afd-bundestag-henning-conle-millionen
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Nähe zu wirtschaftlich geprägten Akteuren ableiten, die die Transparenz und Ver-
gleichbarkeit der Rechenschaftsberichte unmittelbar betreffen. 

Von zentraler Bedeutung für die Transparenz größerer Spenden ist deren zeit-
nahe Veröffentlichung. Abgesehen von Forderungen, die zulässige Spendenhöhe 
zu deckeln oder in Wahlkampfzeiten sofortige Meldepflichten für Spenden ein-
zuführen, wird insbesondere die im EU-Vergleich mangelhafte Transparenz 
durch einen immer noch viel zu hohen Schwellenwert für sofort meldepflichtige 
Großspenden von mehr als 35.000 € (bis Februar 2024 sogar mehr als 50.000 €) 
kritisiert.45 Somit soll im Folgenden für die zwölf Topspender untersucht werden, 
welche Bedeutung Spenden unterhalb dieser Meldegrenze haben. 

4.4.4 Intransparenzquote der Topspender  

Die Kennzahl misst den Anteil der Zuwendungen der identifizierten zwölf Top-
spender, die unterhalb der Ad-hoc-Meldeschwelle liegen und damit nicht sofort 
veröffentlicht wurden. Als Bezugsgröße dient die gesamte Spendensumme dieser 
Topspender, um die strukturelle Sichtbarkeit zentraler Akteure zu bewerten. 
Hohe Werte deuten darauf hin, dass relevante Spenden systematisch unterhalb 
der öffentlichen Wahrnehmung bleiben. 

Abbildung 5: Anteil nicht ad-hoc-meldepflichtiger Topspenden nach Partei 2013-2024 

 

Die in Abb. 5 dargestellten Werte zeigen deutliche parteispezifische Unter-
schiede. Am höchsten ist die Intransparenzquote bei den Grünen mit 58%, ge-
folgt von der SPD mit 35 % und der FDP mit 34 %. Die drei Parteien weisen 
damit einen erheblichen Anteil an Topspender-Zuwendungen auf, die nicht ad-
hoc veröffentlicht werden. CDU und CSU weisen mit 10 % bzw. 13 % deutlich 

                                                           
45 Vgl. Buchheim, R. (2022), S. 254-256 mit dem Vorschlag von € 10.000, m.w.N. 
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niedrigere Werte auf. Linke und AfD verzeichnen jeweils 0 %, was jedoch aus-
schließlich darauf zurückzuführen ist, dass bis 2024 keine Spenden der betrach-
teten Topspender vorliegen. 

Tabelle 3: Anteil nicht ad-hoc-meldepflichtiger Spenden nach Topspendern und Partei 2013-2024 

 AfD CDU CSU FDP Grüne Linke SPD Gesamt 

Allianz SE 0% 100% 100% 100% 100% 0% 100% 100% 

BMW Cluster 0% 1% 0% 3% 100% 0% 0% 2% 

Dt. Vermögensberatung Cluster 0% 7% 0% 25% 32% 0% 29% 14% 

Evonik Industries AG 0% 14% 100% 100% 100% 0% 12% 32% 

Gesamtmetall Cluster 0% 9% 0% 29% 22% 0% 38% 13% 

Kahl, Christoph Alexander 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 

Mercedes-Benz 0% 0% 100% 100% 100% 0% 0% 38% 

Munich Cluster 0% 100% 100% 100% 100% 0% 100% 100% 

Oetker Cluster 0% 12% 100% 73% 100% 0% 0% 31% 

R&W Industriebeteiligungen 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 

Schambach, Stephan 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 

Verband der Chemischen Industrie 0% 14% 8% 52% 100% 0% 27% 28% 

Gesamt 0% 10% 13% 34% 58% 0% 35% 22% 

Die nach Topspendern differenzierte Auswertung pro Partei in Tab. 3 verdeut-
licht, dass diese Intransparenz aber nicht gleichmäßig verteilt ist, sondern stark 
von einzelnen Akteuren geprägt wird. Die hellgraue 0 % bedeutet, dass eine Par-
tei gar keine Spenden vom jeweiligen Topspender erhalten hat, was bereits oben 
für die Linke und AfD für den Zeitraum bis 2024 gezeigt wurde. Die schwarze 
Prozentzahl gibt an, welcher Anteil der Topspenden insgesamt an die jeweilige 
Partei unterhalb der Meldeschwelle lag. 

Mehrere Topspender weisen hohe bis vollständige Anteile unterhalb der Melde-
schwelle auf, darunter insbesondere Allianz SE (100 %), das Munich Cluster (100 %), 
gefolgt von Mercedes-Benz (38 %) und der Evonik Industries AG (32 %). Im Ge-
samtergebnis entfallen 22 % aller Spenden der betrachteten zwölf Topspender 
auf nicht ad-hoc-meldepflichtige Beträge. 

Auf Parteiebene zeigen sich unterschiedliche Muster. Bei den Grünen kon-
zentriert sich die Intransparenz breit über nahezu alle Topspender hinweg, häufig 
mit Anteilen von 100 %. FDP und CSU weisen ein ähnliches, wenn auch weniger 
flächendeckendes Profil auf, mit sehr hohen Anteilen bei mehreren Topspendern. 
Demgegenüber zeigt die SPD ein stark polarisiertes Bild: während einzelne Top-
spender ausschließlich oberhalb der Schwelle spenden, liegen bei anderen sämt-
liche Spenden darunter. Die CDU bewegt sich insgesamt im unteren Bereich mit 
einzelnen Ausreißern, jedoch ohne durchgängig ausgeprägtes Muster. 

Insgesamt macht die Kennzahl deutlich, dass ein erheblicher Teil strukturell rele-
vanter Zuwendungen unterhalb der gesetzlichen Sichtbarkeitsschwelle verbleibt. 
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Das beeinträchtigt die Nachvollziehbarkeit der Rechenschaftsberichte und relati-
viert die Aussagekraft der Ad-hoc-Veröffentlichungspflichten, da zentrale Spen-
dergruppen nur eingeschränkt sichtbar werden. 

5. Fazit und Diskussion 

Die systematische Auswertung der Rechenschaftsberichte 2013-2024 und aller 
Großspenden 2013-2025 mittels Kennzahlen zeigt substanzielle Unterschiede 
zwischen den Parteien und Zeiträumen: Die Spendenanteile, Großspendenquo-
ten und Herkunftsstrukturen variieren deutlich nach Partei und Wahlzyklus. Be-
sonders FDP und CSU weisen überdurchschnittlich hohe Abhängigkeiten von ju-
ristischen Personen und Topspendern auf, während Die Linke außerhalb solcher 
Finanzierungsstrukturen steht. 

Die Identifikation der größten Spender und Spendercluster über die Gesamt-
summe ihrer Spenden von zwölf Jahren zeigt die Dominanz einzelner Akteure wie 
des Arbeitgeberverbands Gesamtmetall und seiner Regionalstrukturen, mit Ab-
stand gefolgt vom Cluster Deutsche Vermögensberatung, dem Verband der Che-
mischen Industrie, dem BMW Cluster und Christoph Alexander Kahl. Platz 12 
nimmt bspw. die R & W Industriebeteiligungen ein: Sie spendeten insgesamt 
über die zwölf Jahre rund 1,36 Mio. €. Anhand dieser Gesamtsumme wird deut-
lich, wie überdimensional die beiden Großspender der AfD im Jahr 2025 spende-
ten, da ihre Zuwendungen in einem einzigen Jahr deutlich darüber lagen. 

Die Kennzahlen zur Einflusskonzentration und Intransparenzquote der Topspender 
verdeutlichen, dass nicht nur die Höhe der Spenden, sondern auch deren Vertei-
lung und Sichtbarkeit eine zentrale Rolle für die Bewertung von Transparenz und 
potenziellem Einfluss spielen.  

Auch potenziell gezielte Umgehungsstrategien unterhalb der Ad-hoc-Melde-
schwelle lassen sich durch Kennzahlen identifizieren. Solche Strategien könnten 
sich etwa in wiederkehrenden Beträgen bis zu 50.000 € bzw. 35.000 €, in der 
Aufsplittung größerer Spenden auf mehrere Zeitpunkte oder verbundene Unter-
nehmen sowie in einer auffälligen Konzentration dieser Zahlungen bei einzelnen 
Akteuren zeigen. Damit wird deutlich, dass erst die Kombination aus quantitati-
ver Auswertung und kennzahlenbasierter Strukturbetrachtung zentrale Transpa-
renz- und Einflussrisiken in der Parteienfinanzierung sichtbar macht. 

Parteispenden sind ein wesentliches Element des bürgerschaftlichen Engagements 
und der Förderung der Demokratie. Wesentlich für die demokratische Kontrolle 
und Meinungsbildung der Wähler ist die finanzielle Transparenz politischer Par-
teien. Rechenschaftsberichte können diese Funktion jedoch nur erfüllen, wenn sie 
strukturiert, vergleichbar und überprüfbar aufbereitet und damit geeignet sind, 
die asymmetrische Informationsverteilung zwischen politischen Parteien und 
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Öffentlichkeit auszugleichen. Die entwickelten Kennzahlen zeigen, dass Transpa-
renzdefizite systematisch erfasst werden können, sie lösen das zugrundeliegende 
Problem jedoch nicht. Die Analyse macht deutlich, dass die gesetzlichen Offenle-
gungspflichten zwar formal erfüllt werden, die tatsächliche Nachvollziehbarkeit 
jedoch weit hinter einem demokratisch wünschenswerten Standard zurückbleiben.  

Ursachen sind insbesondere fehlende digitale Lesbarkeit, Kategorisierungen, in-
transparente Sammelpositionen und fehlende Angaben zu Spenderstrukturen 
und Verflechtungen. Die Kennzahlen machen diese Defizite sichtbar und zeigen 
zugleich parteispezifische Unterschiede sowie strukturelle Risikobereiche, etwa 
Konzentrationen bei wenigen (juristischen) Akteuren oder potenzielle Umgehun-
gen von Schwellenwerten. 

Die Analyse ist an die Qualität der verfügbaren Daten gebunden und erfasst ins-
besondere den Einfluss natürlicher Personen sowie mögliche Fragmentierungs-
strategien nur unzureichend. Auch methodische Setzungen, etwa die Fokussie-
rung auf Topspender, führen zu notwendigen, aber analytisch relevanten Ein-
schränkungen. Transparenz, Einflusskonzentration und finanzielle Abhängigkeit 
verlaufen zudem nicht deckungsgleich, sondern bilden unterschiedliche, nur im 
Zusammenspiel interpretierbare Transparenzrisikoprofile. 

Zu hohe Schwellenwerte für die namentliche Nennung und für die Ad-hoc-Mel-
dung als Großspende, fehlende Obergrenzen und zeitverzögerte Veröffentlichun-
gen führen dazu, dass in Deutschland große Teile des Spendenaufkommens fak-
tisch unsichtbar bleiben, obwohl das Volumen sehr hoch ist. Bei natürlichen Per-
sonen lassen sich zudem Spenden erst über 35.000 € (bis Februar 2024 sogar 
erst über 50.000 €) eindeutig identifizieren. 

Daraus ergibt sich ein klarer Handlungsbedarf. Zentrale Ansatzpunkte sind eine 
standardisierte und differenzierte Offenlegung von Zuwendungen, die Absenkung 
und Kumulierung von Veröffentlichungsschwellen, die Kennzeichnung verknüpfter 
Spenden sowie eine zeitnahe, maschinenlesbare Bereitstellung der Daten. Ergänzend 
kann eine moderate Spendenobergrenze Abhängigkeiten reduzieren, während 
eine unabhängige Kontrollinstanz die Durchsetzung der Regeln stärken würde. 

In der Gesamtschau zeigen die Ergebnisse, dass Transparenzdefizite keine Voll-
zugsprobleme sind, sondern strukturell in der bestehenden Ausgestaltung der Be-
richtspflichten angelegt sind. Eine Weiterentwicklung der gesetzlichen Vorgaben 
ist daher dringend erforderlich, um Transparenz nicht nur formal herzustellen, 
sondern tatsächlich wirksam werden zu lassen. 
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Anhang: Spenden-Cluster und ihre jeweils zugeordneten juristischen und natürlichen Personen 
im Zeitraum 2013-2024  

ALBA Cluster 
ALBA Europe Holding plc & Co.KG 
ALBA Group 
ALBA Niedersachsen Anhalt GmbH 
ALHO Cluster 
ALHO Immobilien GmbH Co. KG 
ALHO Systembau GmbH 
BMW Cluster 
BMW Bayerische Motoren Werke AG 
Klatten, Jan 
Klatten, Susanne 
Quandt, Gabriele, Dr. 
Quandt, Johanna 
Quandt, Stefan 
Check24 Cluster 
Check24 GmbH 
Check24 Media GmbH 
CHECK24 Vergleichsportal GmbH 
DAW Cluster 
Murjahn, Klaus, Dr. 
Murjahn, Ralf 
Deutsche Vermögensberatung Cluster 
Allfinanz Deutsche Vermögensberatung AG 
Bundesverband Deutscher Vermögensberater e.V. 
Deutsche Vermögensberatung 
Deutsche Vermögensberatung Holding GmbH 
Pohl, Reinfried, Prof. h.c. Dr. 
UBG Unternehmensberatung & Betreuung GmbH 
Gesamtmetall Cluster 
Gesamtmetall 
METALL NRW – Verband der Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalen e.V. 
Südwestmetall Verband der Metall- und Elektroindustrie Baden-Württemberg e.V. 
Verband der Metall- und Elektroindustrie Baden-Württemberg 
GetYourGuide Cluster 
GetYourGuide Deutschland GmbH 
GetYourGuide GmbH 
GetYourGuide Tours & Tickets GmbH 
Gröner Family Office Cluster 
Gröner Family Office GmbH 
Gröner, Christoph 
Hagedorn Cluster 
Hagedorn Bau GmbH 
Hagedorn Management GmbH 
Thomas Hagedorn Holding GmbH 
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Häring Cluster 
Anton Häring e. K. Werk für Präzisionstechnik 
Anton Häring KG 
Häring, Anton 
Häring, Jürgen 
Kirchhoff Cluster 
Kirchhoff, Arndt Günter, 
Kirchhoff, Dr. Jochen 
Kirchhoff, Eva Barbara 
Kirchhoff-Gruppe 
Max Aicher Cluster 
Aicher GmbH & Co. KG 
Aicher, Max 
Max Aicher GmbH & Co. KG 
Max Aicher Umwelt GmbH 
Munich Cluster 
ERGO Group AG 
ERGO Versicherungsgruppe AG 
ERGO Versicherungsgruppe AG/ERGO Group AG 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft AG 
Münchener Rückversicherung Munich Re 
Oetker Cluster 
Dr. August Oetker KG 
Geschwister Oetker Beteiligungen KG 
Oetker, Alfred, Dr. 
Oetker, Arend, Dr. 
Oetker, August, Dr. h.c. 
Oetker, Carl Ferdinand 
Oetker, Roland 
Pollmeier Cluster 
Pollmann, Michael 
Pollmeier Massivholz GmbH & Co. KG 
Pollmeier, Ralf 
Rossmann Cluster 
Dirk Rossmann GmbH 
Rossmann Beteiligungs GmbH 
Roßmann, Dirk 
Sachsenmilch Cluster 
Sachsenmilch Anlagen Holding GmbH 
Sachsenmilch Leppersdorf GmbH 
United Internet Cluster 
Dommermuth, Judith 
Dommermuth, Philipp 
Dommermuth, Ralph 
Ralph Dommermuth GmbH & Co KG Beteiligungsges. 
Wohninvest Cluster 
Wohninvest GmbH Immobilien 
Wohninvest Handelsgesellschaft für Grundbesitz und Immobilien mbH 
Wohninvest Uni Leipzig GmbH 
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Die Martenstein-Debatte im Schulunterricht 

Wie sich das Plädoyer gegen ein AfD-Verbot zur Beförderung politischer 
Urteilsfähigkeit im Schulunterricht nutzen lässt 

Deniz Anan1 

Lehr-Lern-Arrangements im Politik-Unterricht gelten dann als besonders geeig-
net, die Zielsetzung der Mündigkeit und insbesondere die angestrebte Entwick-
lung politischer Urteilsfähigkeit zu befördern, wenn sie lebensweltnah sind und 
eine kontroverse Auseinandersetzung mit dem Gegenstand herbeiführen.  

Ein gutes, aktuelles Anwendungsbeispiel hierfür ist die Debatte um ein AfD-Verbot 
und insbesondere die Auseinandersetzung mit dem von dem Publizisten Harald 
Martenstein im Rahmen des am Hamburger Thalia-Theaters im Rahmen des Pro-
jekts „Prozess gegen Deutschland“ vorgetragenen Plädoyers gegen ein AfD-Ver-
bot (Martenstein 2026). Unterrichtsarrangements, denen es gelingt, Schülerin-
nen und Schüler dazu zu bringen, sich mit diesen Thesen auseinandersetzen, kön-
nen merklich dazu beitragen, Politik-Kompetenz zu erwerben, die politische Ur-
teilsfähigkeit zu schulen und Lernenden konkret dazu zu verhelfen, eine fundierte 
Meinung zu dem Themenkomplex Umgang mit der AfD – Parteienverbote – 
„wehrhafte Demokratie“ zu bilden. 

Die Herausforderung durch die aggressiv auftretende und zumindest in Teilen 
extremistische AfD ist sicher eine der wichtigsten politischen Fragen derzeit. Extre-
mismus, Parteien, das Konzept der „wehrhaften Demokratie“ sind losgelöst vom 
aktuellen Kontext von jeher integrale Bestandteile von Politik-Lehrplänen. So be-
nennt etwa der Lehrplan für das Fach Politik und Gesellschaft für die Berufsschu-
len in Bayern die Kompetenzerwartung, dass Schülerinnen und Schüler „das Ge-
fahrenpotenzial extremistischer […] Bestrebungen für die demokratischen Grund-
werte [beurteilen]“ und die „Gefahren für den freiheitlich-demokratisch verfass-
ten Staat heraus[arbeiten], um daraus Folgerungen für das öffentliche, aber auch 
für das private Leben […] ziehen“ zu können (39). Auch die Fähigkeit, „die politi-
schen Aussagen von Parteien [zu beurteilen], um zu einem eigenen Meinungsbild 
zu gelangen“ (44), und die inhaltliche Beschäftigung mit dem Konzept der „wehr-
haften Demokratie“ (10) und dem Instrument des Parteienverbots (44) zählen zu 
den Zielvorstellungen. Daher bietet sich die Behandlung der aktuellen Debatte 

                                                           
1 Dr. Deniz Anan ist Akademischer Rat für den Bereich Fachdidaktik Politik und Gesellschaft/Di-

daktik der politischen Bildung an der Professur für Politische Wissenschaft (Prof. Wilhelm Hof-
mann) an der Technischen Universität München. 
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um ein mögliches AfD-Verbot für den Politik-Unterricht geradezu an. Mit Blick 
auf das im Beutelsbacher Konsens festgehalte Kontroversitätsgebot, das als eine 
Art „Generalprinzip“ der Politischen Bildung gelten kann (Reinhardt 2012: 32), 
muss eine solche Auseinandersetzung im Sinne der Beförderung der Bildung ei-
nes eigenständigen Urteils kontrovers erfolgen. Das heißt die Lernenden sind mit 
unterschiedlichen Argumenten und verschiedenen Perspektiven zu konfrontie-
ren, um sich abschließend selbst eine Meinung zu bilden.  

Dieser Beitrag plädiert dafür, Schülerinnen und Schüler mit der von Harald Mar-
tenstein artikulierten Argumenten gegen ein AfD-Verbot zu konfrontieren und 
dazu Stellung zu beziehen. Denn die Abfolge von Konkretisierung, Generalisie-
rung und Rekonkretisierung ist zentral für politische Bildungsprozesse (Hilligen 
1985: 38-39): Nur durch die Beschäftigung mit konkreten Fragen lassen sich all-
gemeine Erkenntnisse über Politik gewinnen, welche sich dann wiederum auf an-
dere konkrete Fragestellungen anwenden lassen.  

1. Skizze einer Unterrichtseinheit 

Ein konkretes Setting könnte wie folgt aussehen: (1) Die Lehrkraft führt in die 
Thematik ein und erläutert kurz, weshalb in jüngerer Zeit vermehrt Forderungen 
nach einem Verbot der AfD erhoben werden. Können Kenntnis und Verständnis 
der Themenkomplexe „Extremismus“, „Parteienverbot“ und „wehrhafte Demokra-
tie“ nicht vorausgesetzt werden, müsste die Einführung entsprechend ausführli-
cher sein. (2) Die Lernenden setzen sich (bevorzugt in der Kleingruppe) mit Mar-
tensteins Argumenten auseinander. Aus Zeitgründen bietet es sich an, dass der 
Text vorab zuhause gelesen wurde. (3) Im Unterrichtsgespräch stellt die Lehrkraft 
sicher, dass die Argumente im Großen und Ganzen richtig verstanden wurden. 
Hier können auch unbekannte Begriffe geklärt werden. (4) Die Schülerinnen und 
Schüler versuchen, Gegenargumente zu den vorgebrachten Erwägungen zu fin-
den. (5) Im Plenum gleichen Lehrkraft und Kleingruppen ab, welche Argumente 
gefunden wurden. Die Lehrkraft korrigiert Fehlverständnisse und ordnet Rele-
vanz und Stringenz der Argumente ein. (6) Die Studierenden sind nun gehalten, 
in allen Dimensionen der Argumentation zu entscheiden, welche Argumente sie 
selbst am ehesten überzeugen. In diese Abwägung fließt idealerweise die vom 
Beutelsbacher Konsens benannte Zielsetzung ein, ihre „eigene Interessenlage zu 
analysieren“ – also zu bewerten, wie sich ein AfD-Verbot oder ein Verzicht darauf 
auf sie selbst und ihre Interessen auswirken würde. Diese Abwägung kann in der 
individuellen Sphäre verbleiben oder aber selbst Gegenstand des Unterrichtsge-
schehens sein – etwa in Form eines zu gestaltenden Medienprodukts (Wandzei-
tung oder simulativ zu erstellendes Social-Media-Reel). 

Dieses Vorgehen erscheint aus mehreren Gründen vielversprechend. Schülerin-
nen und Schüler sind mit der AfD und deren Positionen ohnehin konfrontiert, u.a. 
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durch entsprechende Videos in den sozialen Netzen (Jensen u.a. 2025). Viele sind 
unsicher bezüglich einer Bewertung der AfD: Die Verbots- und Extremismusde-
batte ist ihnen bekannt, gleichzeitig nehmen sie die Partei als legalen Akteur 
wahr, der offen und häufig zielgruppenadäquat auf den Plattformen für seine 
Positionen wirbt. Insofern ist die Thematik lebensweltnah. Zudem ist Marten-
steins Plädoyer, das sich im Netz viral verbreitete und von Boulevard- (Bild) wie 
Qualitätsmedien (Cicero) prominent aufgegriffen wurde, einigen Schülerinnen 
und Schülern sogar von Haus aus bekannt. Der Redetext umfasst gerade mal 
1.600 Wörter, lässt sich also im schulischen Kontext gut einsetzen. Sich mit Ar-
gumenten gegen bzw. für ein Verbot der Partei auseinanderzusetzen, ist für den 
Teil der Schülerschaft, der ein Verbot klar befürwortet bzw. ablehnt zunächst 
kontraintuitiv, befördert aber, wenn man sich darauf einlässt, Multiperspektivität 
und Perspektivenübernahme. Analysieren und abwägen schult schließlich die Ur-
teilsfähigkeit. Idealerweise machen sich Lernende zudem ihre eigene Interessen-
lage dadurch stärker bewusst. So könnte einer Person nichtdeutscher Herkunft 
im Verlaufe der Auseinandersetzung klar werden, dass sie infolge des Rufs der 
AfD nach „Remigration“ ein besonderes Schutzbedürfnis hat – gleichwohl unter 
Umständen zu dem Schluss kommen könnte, ein Verbot abzulehnen, etwa, wenn 
die Meinungsfreiheit als sehr wichtiger, persönlicher Wert erachtet wird. 

2. Zielvorstellungen einer Auseinandersetzung mit den Martenstein-Thesen 

Harald Martenstein führt im Wesentlichen folgende Argumente gegen ein AfD-
Verbot an: 

1) Ein Verbot könne in einer Demokratie keine probate Antwort auf politi-
sche Positionen sein, die einem selbst nicht gefallen. 

2) Die AfD werde von vielen Menschen gewählt. 

3) Die AfD wolle unsere freiheitliche Demokratie nicht abschaffen – zumin-
dest könne man das nicht beweisen. Ihrerseits fordere die AfD keine 
Parteienverbote. 

4) Die AfD artikuliere das, was früher Franz Josef Strauß gesagt hätte. 

5) „Alice Weidel wäre bei den Nazis […] [aufgrund ihres Lebensstils] im KZ-
gelandet“ und könne allein deshalb nicht einer extremistischen Partei 
vorstehen.  

6) Rechtsnationalistische Parteien seien Bestandteil der Parteienspektren 
vieler europäische Länder – ein AfD-Verbot sei ein deutscher Sonder-
weg. 
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Die Formulierung von Gegenargumenten zu allen diesen Punkten eröffnet inte-
ressante Kontroversen und befördert eine Reihe von Einsichten über Politik im 
Allgemeinen.  

Dies gilt bereits für Martensteins erstes Argument. Schülerinnen und Schüler soll-
ten hier herausarbeiten, dass die von der AfD erhobenen Forderungen teils weit 
über die Positionen des üblichen demokratischen Wettstreits hinausgehen: etwa 
die Unterscheidung zwischen tatsächlichen Deutschen und so genannten „Pass-
deutschen“, der Ruf nach Entfernung „kulturfremder Menschen“ oder die von 
Björn Höcke postulierte „wohltemperierte Grausamkeit“. Auch dass die Mitwir-
kung an der Europäischen Integration Verfassungsrang hat, könnte mit Blick auf 
das AfD-Ziel eines EU-Austritts problematisiert werden. Sofern nicht davon aus-
zugehen ist, dass die Lernenden entsprechende Forderungen kennen oder einfach 
recherchieren können, müsste die Lehrkraft diese bereit halten und zur Verfü-
gung stellen. Die Lerngruppe sollte zudem Harald Martensteins Meinung, es ge-
nüge „für ein Verbot keineswegs, dass einzelne Parteimitglieder rechtsextremen 
Bullshit von sich geben“, der vom Bundesverfassungsgericht im KPD-Verbotsur-
teil vorgenommenen Festlegung gegenüberstellen, wonach das „Verhalten ihrer 
Anhänger“ ein Kriterium für die Bestimmung der Verfassungskonformität einer 
Partei darstellt. Dies leitet zur Auseinandersetzung mit dem Konzept der „streit-
baren“ oder „wehrhaften“ Demokratie über: Schülerinnen und Schüler müssen 
dieses zunächst verstehen und dessen Genese kennen, dann aber auch einen in-
dividuellen, normativen Standpunkt zu dessen Anwendung finden. Denn das Vor-
handensein dieses Instrumentariums spricht ja nicht automatisch für die Sinn-
haftigkeit dessen Einsatzes im konkreten Fall. Um eine Haltung zu einer Aussage 
wie Martensteins engagiertem Plädoyer „Wir reden hier über das Ende der De-
mokratie […]. Die Meinung großer […] Teile der Bevölkerung soll für die Politik in 
Zukunft keine Rolle mehr spielen.“ zu beziehen, ist unter anderem das Wissen 
darüber nötig, dass entsprechende Maßnahmen bislang alles andere als inflatio-
när angewendet wurden, und seit 1949 gerade zwei Mal ein Parteienverbot und 
noch kein einziges Mal die in Artikel 18 GG vorgesehene Verwirkung von Grund-
rechten ausgesprochen wurde. Die Schülerinnen und Schüler sollten zudem re-
flektieren, inwieweit Martensteins Beobachtung, wonach dezidiert rechte politi-
sche Positionen von Mitte-Links stehenden Personen heute häufig nicht mehr nur 
als falsch, sondern als unsagbar bewertet werden, zutrifft, welche Gründe dies 
haben könnte und inwieweit das umgekehrt für den Umgang eher rechts Stehen-
der mit linken und grünen Positionen gilt. 

Aber auch die Auseinandersetzung mit den übrigen Argumenten Martensteins 
erscheint fruchtbar für die Beförderung des Politik-Verständnisses. So lässt sich 
der Unterschied zwischen einer bei demokratischen Wahlen erfolgreichen Partei 
und einer demokratischen Partei herausarbeiten, und außerdem vor Augen füh-
ren, dass zum Konzept einer freiheitlichen Demokratie – wiederum entsprechend 
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der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVG 2017) – neben Mehr-
heitsprinzip und Volkssouveränität auch Rechtsstaatlichkeit und Menschenwürde 
zur „freiheitlich-demokratischen Grundordnung“ zählen. Idealerweise erkennen 
Schülerinnen und Schüler so, dass das In-Beziehung-Setzen von Wahlerfolg und 
Verbotswürdigkeit komplex und dilemmatisch ist: Denn Martensteins Argument, 
eine elektoral derart erfolgreiche Partei dürfe nicht verboten werden, lässt sich 
auch umdrehen: Eine verfassungsfeindliche Splitterpartei hielte die freiheitliche 
Demokratie vielleicht noch aus, ließe sich einwenden, eine 30-%-Partei werde ihr 
aber tatsächlich gefährlich – was dann wiederum für (auch drastische) Gegen-
maßnahmen spräche. 

Gegen die Argumente, die AfD wolle die Demokratie nicht abschaffen und for-
dere ihrerseits keine Parteiverbote, ließe sich zunächst vorbringen, dass es „dem 
Verhalten ihrer Anhänger nach“ durchaus Rufe nach „Antifa-Verbot“, „Linken-
Verbot“ und „Grünen-Verbot“ gibt, wie ein Blick in die Kommentare unter einem 
nahezu beliebigen Post in den sozialen Netzen schnell belegt. Noch wichtiger 
wäre, dass Schülerinnen und Schüler herausarbeiten, wie schwer die Frage, was 
potenzielle Verfassungsfeinde nach einer Machtübernahme täten, zu beantwor-
ten ist. Denn es kann unterstellt werden, dass diese ihre Absichten in den seltens-
ten Fällen offen bekennen, sondern aus strategischen Gründen sehr vorsichtig 
kommunizieren. Zu erkennen wäre zudem, dass ein von der AfD beherrschtes 
Deutschland bereits mit Blick auf die offen kommunizierten Ziele der Partei ein 
anderer Staat wäre. „Kulturfremde“, also Menschen mit nichtdeutschen und vor 
allem nichteuropäischen Wurzeln wären vielleicht nicht von der physischen Ver-
nichtung, aber doch vom Verlust von Staatsbürgerschaft und Bleiberecht akut 
gefährdet. Dass auch Medien wie taz und Junge Welt noch frei berichten könnten, 
erscheint ebenso unwahrscheinlich wie der Umstand, dass eine AfD-Regierung 
die Urteile unabhängiger Richterinnen und Richter voll respektieren und die Wis-
senschaftsfreiheit achten würde. Immerhin bezeichnet die Partei „Klimafor-
schung [und] Genderforschung“ als „pseudowissenschaftlich[e] Theorien“ (AfD 
2025: 128). Der didaktische Gewinn im Diskutieren solcher Fragen besteht darin, 
dass Schülerinnen und Schülern einmal mehr die Komplexität des Konzepts frei-
heitlicher Demokratien vor Augen geführt wird, und dass durch die Kontrastie-
rung mit demokratisch-autoritären Hybridregimen und „illiberalen Demokratien“ 
erkannt werden kann, dass die Existenz (halbwegs) freier Wahlen keine hinrei-
chende Bedingung einer freiheitlich-demokratischen Ordnung ist.  

In der Auseinandersetzung mit Martensteins Argument, die Äußerungen heuti-
ger AfD-Politiker entsprächen in etwa denen von Franz Josef Strauß, können 
Schülerinnen und Schüler herausarbeiten, wie problematisch solche diachronen 
Vergleiche sind. Denn infolge sozialen Wandels lässt sich eine CSU-Position von 
1970 nun einmal schwer mit einer AfD-Forderung von heute vergleichen, wenn 
man sie nicht in den jeweiligen zeithistorischen Kontext stellt – was im Schul-
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unterricht durch geeignetes Begleitmaterial (z.B. Bundestagsdebatten, Hinter-
grundinformationen zu den gesellschaftspolitischen Reformen der sozial-libera-
len Koalition usw.) geleistet werden müsste. Queerness und Multikulturalität ab-
zulehnen war 1980 nicht so weit weg vom gesellschaftlichen Mainstream. Heute 
müssen solche Positionen – etwa die Ablehnung von „Trans-Gender-Hype [und] 
Frühsexualisierung“ (AfD 2025: 145) nicht nur als reaktionär, sondern als radikal, 
wenn nicht sogar extremistisch gelten. Aus gutem Grund trifft man heute auch 
die CSU beim CSD. Daher hilft auch Martensteins Verweis auf Helmut Schmidt 
als angebliche Sehnsuchtsfigur der neuen Rechten nicht weiter. Zudem fehlt im 
Falle der AfD jeglicher Anspruch, eine christliche Partei zu sein. Den Nächsten zu 
lieben, für die Feinde zu beten – das konnte man sich bei der Strauß-CSU noch 
vorstellen, bei der Höcke-AfD nicht im Entferntesten. So erkennen Lernende, dass 
sich national-chauvinistische rechte Positionen von christlich-konservativen trotz 
einiger Schnittmengen doch auch klar unterscheiden. 

Der Verweis auf das Privatleben der AfD-Chefin eröffnet eine Auseinanderset-
zung mit dem komplexen Verhältnis zwischen Politischem und Privatem. So lässt 
sich – in Anlehnung an den Titel von Carol Hanischs berühmtem Essay (Hanisch 
1969) fragen: „Ist das Private politisch?“ Schülerinnen und Schüler sollten hier-
bei erkennen, dass der Umstand, dass die Vorsitzende einer Rechtsaußen-Partei 
heute in einer Beziehung mit einer aus Sri Lanka stammenden Frau leben kann, 
eher belegt, wie sehr sich unsere Gesellschaft verändert hat, und nicht unbedingt, 
wie wenig extremistisch diese Partei ist. Schülerinnen und Schüler können sich 
so vergegenwärtigen, dass die Verhältnisse heute unübersichtlicher sind als zur 
Zeit der Formulierung des „Totalitarismus“-Konzepts nach dem Zweiten Welt-
krieg. Zeigten sich rechtsaußen angesiedelte Parteien früher skeptisch gegenüber 
Frauenrechten und knapper Bekleidung, stellen Parteien wie die AfD heute mit 
Slogans wie „Burkas? Wir stehen auf Bikinis!“, Frauenrechte als konfligierend mit 
Migration dar. Dass sich Rechtsaußen-Positionen und die Befürwortung von 
LBGTIQ-Positionen heute nicht mehr ausschließen, bewies der homosexuelle nie-
derländische Islam-Gegner Pim Fortuyn schon 20 Jahre vor Alice Weidel. Selbst 
das Verhältnis von Judentum und rechtem Extremismus ist unübersichtlicher ge-
worden, wenn etwa in Antwerpen der rechtsradikale Vlaams Belang – vor dem 
Hintergrund islamistischer Gewalt – auch unter den 20.000 Juden der Stadt Un-
terstützung erfährt. Solche Anschauungsbeispiele können Schülerinnen und 
Schülern zeigen, wie komplex die politischen und gesellschaftlichen Strukturen 
heute teils sind und wie schwierig sich vor diesem Hintergrund politisches Urtei-
len gestalten kann. 

Und schließlich ist auch Martensteins Europa-Argument (AfD-Verbot als „deut-
scher Sonderweg“) sehr fruchtbar für die Eröffnung von Zugängen zu Politik. 
Schülerinnen und Schülerinnen können sich so erarbeiten, dass der Januar 1933 
nicht überall der traumatische Bezugspunkt ist, den er für Deutschland darstellt. 
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Insbesondere in West- und Nordeuropa haben die deutlich anderen historischen 
Erfahrungen zu einer größeren Bereitschaft geführt, elektoral erfolgreichen 
Rechtsaußenparteien Regierungsverantwortung zuzubilligen. Schülerinnen und 
Schüler können hier außerdem erkennen, dass das „Lernen aus der Geschichte“ 
mit Zielkonflikten einhergehen kann, etwa zwischen „wehrhafter Demokratie“ 
und EU-Integration. Anhand von griffigen Formeln wie „Nie wieder Faschismus!“ 
und „Nie wieder allein!“, die zunächst als logisches Begriffspaar erscheinen, aber 
– etwa in Gestalt eines etwaigen spezifischen deutschen Weges im Umgang mit 
far right parties – in Konflikt zueinander geraten können, lässt sich dieses Dilemma 
gut aufzeigen. Schülerinnen und Schüler könnten zudem die Frage diskutieren, 
ob unsere Nachbarländer sich über ein AfD-Verbot oder ein Deutschland, in dem 
Deutschtümelei wieder salonfähig und die Grenzen geschlossen werden, größere 
Sorgen machen würden. Ferner wäre in diesem Kontext eine Thematisierung der 
US-amerikanischen Einflussnahme, nachdem Teile der Trump-Regierung eine 
AfD-Regierungsbeteiligung in Deutschland einfordern, geeignet, die Verände-
rung der Internationalen Beziehungen durch das Erstarken von rechtem Populis-
mus, Radikalismus und Extremismus in den liberalen Demokratien aufzuzeigen. 

3. Der Umgang mit extremistischen Parteien als Dauerthema Politischer 
Bildung 

Die Auseinandersetzung mit Harald Martensteins Argumenten gegen ein AfD-
Verbot erscheint somit aus mehreren Gründen gut geeignet, um die politische 
Urteilsfähigkeit im Politik-Unterricht zu befördern. Das Hinterfragen der Thesen 
verhilft zu einem besseren Verständnis der AfD-Programmatik und des Konzepts 
der „wehrhaften Demokratie“ und den damit verbundenen Dilemmata. Es eröff-
net Zugänge zu dem Konzept der „freiheitlich-demokratischen Grundordnung“ 
und Einsichten in die Problematik diachroner Vergleiche. Lernende erhalten auch 
Einblick in das komplexe Verhältnis von Politischem und Privatem und die trans-
nationale Dimension politischer Extremismen. All dies ist hochgradig geeignet, 
die politische Urteilsfähigkeit von Schülerinnen und Schülern auf- und ausbauen 
zu helfen und eröffnet zahlreiche Zugänge zu zentralen politischen Inhalten und 
Fragestellungen. Es erfordert aber natürlich eine gute didaktische und methodi-
sche Begleitung durch die Lehrkraft. Diese ist gefordert, geeignetes Material zur 
Verfügung zu stellen, kontroverse Diskussionen zu initiieren, zu kanalisieren und 
zu begleiten, fehlende Informationen zu liefern und Ergebnisse zu sichern. Die 
Debatte über den Umgang mit der AfD wird die deutsche Politik noch lange be-
schäftigen – umso wichtiger, sie für die Politische Bildung zu nutzen. 
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Radikale Rechte und autoritäre Herrschaft: Die AfD und das  
politische System von Belarus unter Aljaksandr Lukaschenka 

Alexander Moisseenko1 

Radikal rechte Parteien werden in der Forschung zunehmend als internationale 
Akteure betrachtet, die nicht nur innerhalb liberal‑demokratischer Systeme wir-
ken, sondern auch strategische Beziehungen zu autoritären Regimen pflegen. 
Während die Verflechtungen etwa zwischen westeuropäischen Rechtsaußenpar-
teien und Russland bereits intensiv diskutiert wurden, ist das Verhältnis der Al-
ternative für Deutschland (AfD) zu Belarus unter Aljaksandr Lukaschenka bislang 
kaum systematisch untersucht worden. 

Die AfD nimmt in diesem Kontext eine ambivalente Rolle ein. Einerseits zeigen 
einzelne Abgeordnete und Funktionäre durch Reisen nach Minsk, Wahlbeobach-
tungsmissionen, Medienauftritte in staatlichen belarussischen Kanälen und wirt-
schaftliche Kooperationen mit regimenahen Akteuren ein hohes Maß an Nähe zu 
den belarussischen Machtstrukturen. Andererseits finden sich in Bundestagsde-
batten und parlamentarischen Initiativen pointierte Verurteilungen spezifischer 
Maßnahmen des Regimes, etwa im Zusammenhang mit der Flugzeugentführung 
2021 oder der „Instrumentalisierung“ von Migration. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage, ob es sich bei den AfD‑Belarus‑Kontakten um Ausdruck ide-
ologischer Affinitäten, um opportunistische Außenpolitik oder um symbolische 
Provokationen gegenüber der Bundesregierung handelt. 

Der Beitrag geht der übergeordneten Forschungsfrage nach, wie sich das Verhält-
nis der AfD zum Lukaschenka‑Regime zwischen 2018 und 2025 erklären lässt 
und welche politischen Funktionen diese Kontakte für beide Seiten erfüllen. Kon-
kret wird untersucht, inwiefern AfD‑Akteure zur diskursiven oder symbolischen 
Legitimation des belarussischen Regimes beitragen, ob sie im Umgang mit Bela-
rus konsistente außenpolitische Leitmotive erkennen lassen und wie sich ihre Po-
sitionierung im Zeitverlauf – von den Vorläuferkontakten vor 2020 über die Pro-
testbewegung und die Repressionsphase bis hin zu den jüngsten Wahlbeobach-
tungen – verändert. 

1. Methodologie 

Zur Beantwortung der Forschungsfrage wird eine qualitative Inhaltsanalyse 
durchgeführt. Ziel ist es, die diskursive und symbolische Dimension der Kontakte 

                                                           
1 Alexander Moisseenko (M.A.) ist Absolvent des Studiengangs Internationale Beziehungen an der 
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zwischen der Alternative für Deutschland (AfD) und Akteuren des politischen Sys-
tems von Belarus unter Aljaksandr Lukaschenka systematisch zu erfassen und hin-
sichtlich ihrer politischen Funktion zu interpretieren. Die Quellensammlung umfasst: 

• Bundestagsreden ausgewählter AfD-Abgeordneter 
• Kleine Anfragen und Bundestagsanträge 
• Pressemitteilungen 
• dokumentierte Reisen und Delegationskontakte 
• Medienauftritte bei staatlichen oder staatsnahen belarussischen Medien 

(z. B. BELTA) 
• öffentliche Stellungnahmen auf digitalen Plattformen 

Berücksichtigt werden insbesondere Beiträge von Waldemar Herdt, Anton Friesen, 
Armin-Paulus Hampel sowie weiteren Abgeordneten mit dokumentierten Belarus-
Bezügen. Die Auswahl erfolgt kriteriengeleitet anhand expliziter Belarus-Bezüge 
im Untersuchungszeitraum. 

Im Artikel wird, sofern es sich nicht um ein Zitat handelt, die amtliche Landesbe-
zeichnung „Belarus“ verwendet.  

2. AfD und Belarus vor 2020: selektive Kontakte 

Die Beziehungen zwischen Vertretern der Alternative für Deutschland (AfD) und 
dem belarussischen Regime waren vor der Protestbewegung 2020 vergleichs-
weise begrenzt. 

Erste mediale Aufmerksamkeit erhielt die Reise des Berliner Abgeordneten 
Gunnar Lindemann nach Minsk im Februar 2019. Die Welt berichtete in diesem 
Zusammenhang von einem Treffen mit der Liberaldemokratischen Partei von 
Belarus (LDPB), wobei unter anderem die Gründung einer „weißrussisch-deut-
schen Plattform“ besprochen worden sei.2 Lindemann pflegt regelmäßige Kon-
takte zu dieser Partei. Bereits im Oktober 2018 traf er sich mit Vertretern der 
LDPB unter anderem im Senat.3 4 Gemeinsam mit dem späteren Parteivorsitzen-
den Aleh Hajdukewitsch legte er Blumen an einer KZ-Gedenkstätte nieder.5  

                                                           
2 Kamann, Matthias, Alexej Hock, und Annelie Naumann, „Kontakte zu Autokraten: AfD entdeckt 

Lukaschenkos Weißrussland“, Welt, 24.02.2019, https://www.welt.de/politik/deutschland/ 
plus189294453/Kontakte-zu-Autokraten-AfD-entdeckt-Lukaschenkos-Weissrussland.html. 

3 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Treffen mit der LDP in Minsk“, X, 09.10.2018, 
https://x.com/AfDLindemann/status/1049667429855649800. 

4 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Besuch im Senat von #Minsk und Treffen mit 
Prof. Dr. Dr. Sergei Rakhmanov und weiteren Abgeordneten.“, X, 08.10.2018, https://x.com/AfD 
Lindemann/status/1049389002996899841. 

5 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Wir gedenken gemeinsam der Opfer von Faschis-
mus und Krieg an der KZ Gedenkstätte in #Minsk.“, X, 11.10.2018, https://x.com/AfDLinde 
mann/status/1050261679098003457. 
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Die Liberaldemokratische Partei von Belarus ist eine der vier zugelassenen politi-
schen Parteien des Landes und unterstützt offen die Herrschaft von Aljaksandr 
Lukaschenka. Bei den Präsidentschaftswahlen im August 2020 fungierte Hajdu-
kewitsch als dessen „Vertrauensperson“.6 Aufsehen erregte Hajdukewitsch als er 
im Mai 2021 dazu aufrief, den im polnischen Exil lebenden Oppositionspolitiker 
Pawel Latuschka sowie weitere Dissidenten im Ausland zu entführen und im Kof-
ferraum nach Belarus zu bringen.7 

Im April 2019 signalisierten mehrere AfD-Abgeordnete, darunter Christoph 
Neumann, Dr. Anton Friesen, Armin-Paulus Hampel, Petr Bystron und Waldemar 
Herdt, in einer Kleinen Anfrage an die Bundesregierung Interesse an Belarus.8 
Neumann reiste im Februar 2020 zusammen mit Abgeordneten anderer Parteien 
als Teil der Deutsch-Belarussischen Parlamentariergruppe nach Minsk.9 

Die Fragesteller merken an, dass trotz seiner geographischen Nähe das Land in 
der deutschen Öffentlichkeit kaum wahrgenommen würde. Dabei werden in der 
Anfrage nicht nur Fragen zur wirtschaftlichen Kooperation gestellt, sondern die 
Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung auch über die aktuelle 
Menschenrechtssituation in dem Land.10 

Im Juni 2019 verabschiedete der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe im Bundestag eine Erklärung zur Menschenrechtslage in Belarus. Dabei 
wurde unter anderem auf die fortgesetzte Anwendung der Todesstrafe hingewie-
sen. Der Antrag wurde gegen das Nein-Votum der AfD-Fraktion beschlossen, wo-
bei Vertreter der AfD und der Linken vor allem beanstandeten, dass sie zuvor 
nicht in die Erstellung der Erklärung einbezogen worden seien.11 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Beziehungen zwischen Vertretern der 
AfD und Akteuren des belarussischen Regimes vor der Protestbewegung von 
                                                           
6 Мельничук, Татьяна, „Этот человек был доверенным лицом Лукашенко. Как он видит выход 

из кризиса в Беларуси?“, BBC, 19.08.2020, https://www.bbc.com/russian/features-53836154. 
7 Гайдукевич: Латушко и других можно задержать на территории других государств и 

привозить сюда в багажнике, Наша Ніва, https://nashaniva.com/ru/273354. 
8 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/9492: Kleine Anfrage, 2019, https://dserver.bundestag.de/ 

btd/19/094/1909492.pdf. 
9 Deutscher Bundestag, „Deutsch‑Belarussische Parlamentariergruppe reist nach Minsk.“, Presse-

mitteilung, 28.01.2020, https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/pressemitteilungen/2020/ 
pm-200128-reise-pgr-belarus-679624. 

10 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/9492: Kleine Anfrage, 2019, https://dserver.bundes 
tag.de/btd/19/094/1909492.pdf. 

11 Deutscher Bundestag, „Kritik an Menschenrechtslage in Belarus.“, Heute im Bundestag (hib), 
26.06.2019, https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649624-649624; Deut-
scher Bundestag, Erklärung des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe zur Lage 
der Menschenrechte in Belarus anlässlich der Europaspiele in Minsk/Belarus vom 21.-30. Juni 
2019, 26.06.2029, https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a17_men 
schenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656https://www.bundestag.de/webarchiv/ 
Ausschuesse/ausschuesse19/a17_menschenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656. 

https://www.bbc.com/russian/features-53836154
https://nashaniva.com/ru/273354
https://dserver.bundestag.de/btd/19/094/1909492.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/094/1909492.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/pressemitteilungen/2020/pm-200128-reise-pgr-belarus-679624
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/pressemitteilungen/2020/pm-200128-reise-pgr-belarus-679624
https://dserver.bundestag.de/btd/19/094/1909492.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/094/1909492.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/649624-649624
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a17_menschenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656https:/www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a17_menschenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a17_menschenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656https:/www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a17_menschenrechte/Erklaerungen/2019-06-26-belarus-649656
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2020 weder institutionell stark ausgeprägt noch strategisch konsistent waren, je-
doch punktuelle Annäherungen erkennen ließen. Einzelne Reisen, parlamentari-
sche Anfragen sowie Kontakte zu regierungsnahen Kräften in Minsk deuten auf 
ein grundsätzliches politisches Interesse an Belarus hin, das sich sowohl aus au-
ßenpolitischen als auch aus wirtschaftlichen Erwägungen speiste. Insgesamt 
kann die Phase vor 2020 daher als eine Phase selektiver Kontakte und vorsichti-
ger Sondierungen charakterisiert werden, ohne dass von einer systematischen 
oder formalisierten Zusammenarbeit gesprochen werden kann. 

3. Eskalationspunkte und AfD-Positionierung 

3.1 Die Protestbewegung 2020 und ihre Folgen 

Die Präsidentschaftswahl vom 09. August 2020 führte in Belarus zu einer bis 
dahin beispiellosen Protestbewegung. Auslöser waren glaubwürdige Hinweise 
auf massive Wahlmanipulationen sowie die Inhaftierung zentraler oppositionel-
ler Kandidaten. Nach Angaben der unabhängigen Beobachtungsplattform Golos 
ließen sich in etwa jedem dritten Wahllokal Unregelmäßigkeiten feststellen; ins-
besondere seien Stimmen zugunsten der Oppositionskandidatin Sviatlana 
Tsikhanouskaya systematisch reduziert worden.12 

Der außenpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, Armin-Paulus Ham-
pel, erklärte am 16. August 2020, die Lage sei „unübersichtlich und von außen 
nur schwer einzuschätzen“. In seiner Stellungnahme ordnete er Belarus ausdrück-
lich der russischen Einflusssphäre zu: „Die Lösung der Krise liegt ohnehin nicht 
in Brüssel oder Washington, schon gar nicht in Berlin, sondern in Moskau.“ Der 
Westen müsse akzeptieren, dass zwischen Belarus und Russland eine enge Ver-
bindung bestehe. Präsident Putin sei bereits auf Distanz zu Aljaksandr Luka-
schenka gegangen und habe Reformen angemahnt; unter dem Druck der Proteste 
werde Lukaschenka nun hoffentlich auf Moskau hören.13 

Hampel plädierte folglich für eine Politik der Nicht-Einmischung und sprach sich 
gegen Wirtschaftssanktionen aus – eine Position, die die AfD-Fraktion durch ei-
nen eigenen, im Bundestag abgelehnten Antrag unterstrich.14 
                                                           
12 Golos, Zubr, Honest people, „Final Report on 2020 Presidential Elections in Belarus”, 2020, 

https://drive.google.com/file/d/1WnyAfVKDhZOQxxDd2tdi5xcH3eiOng0V/view. 
13 AfD-Fraktion im Bundestag, „Hampel: Die Lösung für Weißrussland liegt in Moskau“, 16.08.2020, 

https://afdbundestag.de/hampel-die-loesung-fuer-weissrussland-liegt-in-moskau/. 
14 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/23947: Aus verfehlter Sanktionspolitik der Vergangenheit 

lernen – Keine Wirtschaftssanktionen gegen Weißrussland, 2020, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/19/239/1923947.pdf; Deutscher Bundestag, Vorgang: Aus verfehlter Sanktionspolitik der 
Vergangenheit lernen – keine Wirtschaftssanktionen gegen Weißrussland, DIP, Vorgangsnum-
mer 269360, https://dip.bundestag.de/vorgang/aus-verfehlter-sanktionspolitik-der-vergangen 
heit-lernen-keine-wirtschaftssanktionen-gegen/269360. 

https://drive.google.com/file/d/1WnyAfVKDhZOQxxDd2tdi5xcH3eiOng0V/view
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In den Bundestagsdebatten traten insbesondere die russlanddeutschen Abgeord-
neten Waldemar Herdt und Dr. Anton Friesen mit Wortmeldungen zu Belarus 
hervor. Am 16. September 2020 zog Herdt Parallelen zwischen den Ereignissen 
in Belarus und Konflikten in Syrien, im Irak und in der Ukraine. Unterstützung 
oppositioneller Bewegungen könne – so seine Argumentation – zu destabilisie-
renden Entwicklungen führen, wie sie etwa im Kontext des sogenannten „Islami-
schen Staates“ zu beobachten gewesen seien. Herdt stellte die Übertragbarkeit 
demokratischer Modelle grundsätzlich infrage und bezeichnete Demokratie nicht 
als „Exportschlager“. Zudem verwies Herdt auf Freunde und Verwandte in Bela-
rus, von denen sich einige sogar an den Protesten beteiligen würden. Sie seien 
sich jedoch darin einig, dass eine Einmischung von außen abzulehnen sei. Herdt 
agitiert daher für eine andere Vorgehensweise unter Einbezug der Hilfe Russ-
lands.15 Eine ähnliche Deutung vertrat auch Gunnar Lindemann, der die belarus-
sischen Proteste als möglichen „Maidan 2.0“ interpretierte und damit eine Analo-
gie zur ukrainischen Revolution von 2013/14 herstellte.16 

Anton Friesen wiederum relativierte in seiner Rede vom 16. September 2020 die 
Repressionen in Belarus durch einen Vergleich mit den Corona-Maßnahmen in 
Deutschland. Zwar räumte er Wahlfälschungen ein, verbreitete jedoch die Desin-
formation, wonach die unabhängige Beobachtungsplattform „Golos“ zu dem 
Schluss gekommen sei, Lukaschenka hätte die Wahl dennoch gewonnen, aber 
mit nur 62 Prozent der Stimmen.17 Im Bericht von Golos wird ausgeführt, dass 
selbst die addierten offiziellen – und nach Einschätzung der Plattform bereits ma-
nipulierten – Wahlergebnisse lediglich 61,7 Prozent ergeben und damit in einem 
offensichtlichen Widerspruch zu den offiziell verkündeten 80,1 Prozent stehen. Die 
zitierte Zahl belegt somit nicht die Legitimität des Wahlausgangs, sondern verweist 
im Gegenteil auf Inkonsistenzen innerhalb der offiziellen Ergebnisdarstellung.18 

Auch Friesen warnt vor einem vergleichbaren Szenario wie in der Ukraine und 
warnt vor einer Einmischung von außen. „Der Fehler von Lukaschenko war es, 
während seiner Schaukelpolitik beide Seiten – EU und Russland – zu verschau-
keln und zu lange an der Macht zu bleiben. [...] So kommt es, dass der weißrussi-
sche Präsident im Westen keine Freunde gewann und gleichzeitig den russischen 

                                                           
15 „16.09.2020 Deutschen Bundestag [sic!] - Demokratie und nationale Souveränität in BELARUS“, 

YouTube-Video, 17.09.2020, https://www.youtube.com/watch?v=QHRDYRtullU, 2:15. 
16 Gunnar Lindemann MdA [@AfDLindemann] (23.08.2020), [Das ist Maidan 2.0, wie 2014 in Kiev. 

Finanziert aus dem Westen. Das Problem ist die für Herbst geplante weitere Vertiefung der Be-
ziehungen zwischen Russland und Weissrussland. Eine Wirtschaftsunion besteht ja bereits zwi-
schen diesen Ländern.], X, https://x.com/AfDLindemann/status/1297625357227630601. 

17 AfD-Fraktion im Bundestag, „Weißrussen wollen selbst über ihr Schicksal entscheiden! –Anton 
Friesen – AfD-Fraktion im Bundestag“, YouTube-Video, 16.09.2020, https://www.youtube.com/ 
watch?v=mK4my8ScH7U. 

18 Golos, Zubr, Honest people, „Final Report on 2020 Presidential Elections in Belarus”, 2020, 
https://drive.google.com/file/d/1WnyAfVKDhZOQxxDd2tdi5xcH3eiOng0V/view, S. 6.  
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Freund verlor“. Friesen ruft dazu auf, den „auf russischen Druck“ entstanden Ver-
fassungsreform-Prozess von Lukaschenka zu unterstützen.19 Eine ähnliche Argu-
mentation wiederholte er in einer weiteren Rede vom 4. November 2020: Zwar 
kritisierte er erneut die Wahlfälschungen, stellte jedoch die Logik von Sanktionen 
infrage, wenn gleichzeitig mit den Machthabern verhandelt werden solle.20 

Die Reaktionen der AfD auf die Proteste in Belarus 2020 lassen ein konsistentes 
außenpolitisches Muster erkennen. Während Wahlfälschungen und Repressio-
nen teilweise anerkannt wurden, dominierte eine Rhetorik der Zurückhaltung ge-
genüber westlicher Einmischung. Wirtschaftliche Sanktionen wurden abgelehnt, 
und die Lösung der politischen Krise wurde primär im Einflussbereich Russlands 
verortet. Einzelne Abgeordnete relativierten die Repressionen und betonten ver-
meintliche Parallelen zu westlichen Maßnahmen oder internationalen Konflikten. 
Insgesamt verdeutlichen die Positionen, dass die AfD Belarus überwiegend als 
Teil der russischen Einflusssphäre interpretiert und die westliche Verantwortung 
für politische Interventionen klar infrage stellt.  

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass auch in russischen Staatsme-
dien im Frühsommer 2020 zeitweise kritische Töne gegenüber Lukaschenka zu 
vernehmen waren, da dessen multivektorale Außenpolitik in Moskau als unzuver-
lässig galt.21 Die AfD-Positionen reproduzieren insofern eine vorsichtige Kritik am 
Lukaschenka-Regime, sofern sie in einen breiteren russischen geopolitischen Deu-
tungsrahmen eingebettet werden kann. 

3.2 Die erzwungene Landung des Ryanair-Flugzeugs 

Am 23. Mai 2021 wurde eine sich auf dem Weg nach Litauen befindliche Ryan-
air-Flugmaschine durch belarussische Behörden unter Angaben einer erfundenen 
Bombendrohung flugstreckenverlängernd nach Minsk (Belarus) umgeleitet. Auf 
persönliche Anordnung Lukaschenkas wurde das Flugzeug von einem MiG-29-
Kampfjet eskortiert.22 An Bord befand sich der Dissident und frühere Chefredak-
teur des Exilmediums NEXTA Raman Pratasevich sowie dessen Freundin Sofia 

                                                           
19 AfD-Fraktion im Bundestag, „Weißrussen wollen selbst über ihr Schicksal entscheiden! –Anton 

Friesen – AfD-Fraktion im Bundestag“, YouTube-Video, 16.09.2020, https://www.youtube.com/ 
watch?v=mK4my8ScH7U. 

20 AfD-Fraktion im Bundestag, „Sanktionen gegen Weißrussland sind völlig sinnlos! – Dr. Anton 
Friesen – AfD-Fraktion im Bundestag”, YouTube-Video, 04.11.2020, https://www.youtube.com/ 
watch?v=WKjnlesDRa0. 

21 Bauomy, Jasmin, „How are Russian media presenting the unfolding of events in Belarus?”, Eu-
ronews, 18.08.2020, https://www.euronews.com/2020/08/18/how-are-russian-media-presen 
ting-the-unfolding-of-events-in-belarus. 

22 Belta, „Lukashenko orders to land Ryanair jet in Minsk after bomb alert”, 23.05.2021, 
https://eng.belta.by/president/view/lukashenko-orders-to-land-ryanair-jet-in-minsk-after-bomb-al 
ert-140132-2021/. 
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Sapega, welche unmittelbar nach der Landung von den belarussischen Behörden 
festgenommen worden sind. Die beiden politischen Gefangenen wurden im Mai 
bzw. Juni 2023 begnadigt.  

In einem Untersuchungsbericht vom Juli 2022 verurteilte die Internationale Zi-
villuftfahrtorganisation die erzwungene Landung als „illegalen Eingriff“ der bela-
russischen Regierung in die Luftfahrt.23 Der Vorfall löste international erhebliche 
Reaktionen aus und führte auch innerhalb der AfD zu unterschiedlichen Stellung-
nahmen. Der damalige Vorsitzende der AfD-Bundestagsfraktion, Alexander 
Gauland, sprach von einer „faktischen Entführung eines Verkehrsflugzeugs einer 
europäischen Fluglinie“ und erklärte, Lukaschenka habe eine „rote Linie“ über-
schritten. Eine solche Form der Luftpiraterie dürfe von der Europäischen Union 
nicht akzeptiert werden; die Sperrung des EU-Luftraums für belarussische Ma-
schinen bezeichnete er als angemessene Reaktion.24 Damit unterstützte er – zu-
mindest in diesem konkreten Fall – restriktive Maßnahmen gegenüber dem Re-
gime in Minsk. Demgegenüber wandte sich der außenpolitische Sprecher der 
Fraktion, Armin-Paulus Hampel, gegen Sanktionen. Aufgabe deutscher Diploma-
tie sei es, zu vermitteln und zu deeskalieren, um den inhaftierten Oppositionellen 
zu helfen, „und nicht zu drohen“.25  

Die Position Gaulands wurde aber nicht von allen Parteigenossen geteilt. Jörg 
Dornau, Mitglied des Sächsischen Landtags, relativierte in einer Rede sowohl die 
Schwere des Vorfalls als auch die Menschenrechtslage in Belarus. Er stellte grund-
sätzlich infrage, inwieweit die demokratischen Verhältnisse im Land zutreffend ein-
geschätzt würden, und betonte im weiteren Verlauf seiner Rede die Rolle des bela-
russischen Staates als Stabilitätsgaranten. Dabei verwies er unter anderem auf den 
Krieg im Donbass und implizierte, dass das Regime in Minsk ein vergleichbares 
Szenario im eigenen Land verhindert habe: „Bildung, medizinische Grundversor-
gung, bezahlbarer Wohnraum und wirtschaftliches Wachstum sind dem Weiß-
russen wichtiger als die ständige Einmischung westlicher Moralapostel“. Zudem 
griff Dornau in wesentlichen Teilen die offizielle Darstellung der belarussischen 
Behörden auf. Demnach habe eine Bombendrohung, die angeblich von der Hamas 
ausgegangen sei, eine Notlage verursacht und die Landung in Minsk erforderlich 
gemacht. Diese Argumentation entsprach der offiziellen Version Minsks, die inter-
national jedoch weitgehend als unbegründet zurückgewiesen wurde.26 

                                                           
23 International Civil Aviation Organization, „Report of the ICAO Fact-Finding Investigation”, Juli 

2022, https://www.icao.int/sites/default/files/Security/documents/Ryanair-FR4978-FFIT-report.pdf. 
24 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, „Gauland: Luftpiraterie darf die EU nicht akzeptieren“, 

26.05.2021, https://afdbundestag.de/gauland-luftpiraterie-darf-die-eu-nicht-akzep tieren/. 
25 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, „Hampel: Maas heizt Eskalationsspirale weiter an“, 

27.05.2021, https://afdbundestag.de/hampel-maas-heizt-eskalationsspirale-weiter-an/. 
26 AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag, „Jörg Dornau AfD: Keine Einmischung in die inneren Angelegen-

heiten von Belarus!“, YouTube-Video, 23.07.2021, https://www.youtube.com/watch?v=HEoH4pCdPgU. 
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Dornaus Relativierung der erzwungenen Landung erscheint vor dem Hintergrund 
seiner eigenen wirtschaftlichen Aktivitäten in Belarus erklärbar. Seit März 2020 
war er an der Gründung eines landwirtschaftlichen Unternehmen für den Zwie-
belanbau in Belarus beteiligt, worauf weiter unten eingegangen wird.27  

Die erzwungene Umleitung des Ryanair-Fluges im Mai 2021 markierte einen qua-
litativen Einschnitt in den Beziehungen zwischen Belarus und der Europäischen 
Union und führte zu einer breiten internationalen Verurteilung des belarussi-
schen Regimes. Innerhalb der AfD offenbarten die Reaktionen auf das Ereignis 
zugleich erhebliche innerparteiliche Divergenzen. Während Teile der Parteifüh-
rung den Vorgang klar verurteilten und sogar restriktive Maßnahmen unterstütz-
ten, lehnten andere Akteure Sanktionen grundsätzlich ab oder relativierten den 
Vorfall unter Bezugnahme auf die offizielle Darstellung aus Minsk. Die unter-
schiedlichen Stellungnahmen deuten auf eine fehlende kohärente Belarus-Posi-
tion innerhalb der Partei hin. 

3.3 Migrationskrise und „Weißrussland-Route“: Kritik am Lukaschenka- 
Regime 

Als Reaktion auf die erzwungene Landung des Ryanair-Flugzeugs verhängte die 
Europäische Union Sanktionen gegen Belarus. Aljaksandr Lukaschenka drohte da-
raufhin im Juli 2021, europäische Staaten würden künftig mit verstärkten Migra-
tionsbewegungen konfrontiert sein; man werde „niemanden aufhalten“.28 Ab Juli 
wurden tatsächlich vermehrt Versuche von Migranten dokumentiert, über die 
Grenze der Republik Belarus in die Europäische Union nach Lettland, Litauen und 
Polen (und von dort insbesondere nach Deutschland) zu gelangen. 

Im Unterschied zu den parteiinternen Differenzen nach der erzwungenen Lan-
dung zeigte sich die AfD in dieser Frage deutlich geschlossener. Joachim Paul, 
damals Mitglied des AfD-Bundesvorstands, benannte in diesem Kontext Luka-
schenka klar als „Schleuser“ und sprach sich für einen härteren Kurs gegen diesen 
aus.29 Auch der Bundesvorsitzende Tino Chrupalla stellte sich demonstrativ hin-
ter das damals von der Prawo i Sprawiedliwość (PiS) geführte Polen, das den 
„vom weißrussischen Machthaber Lukaschenko initiierten Migrantenansturm an 

                                                           
27 FreshPlaza, „Deutscher Investor baut Zwiebeln in Weißrussland an“, 19.03.2021, https://web.ar-

chive.org/web/20220225205214/https://www.freshplaza.de/article/9198764/ deutscher-inves-
tor-baut-zwiebeln-in-weissrussland-an/. 

28 Die Zeit, „Lukaschenko droht Deutschland mit Durchlassen von Geflüchteten“, 06.07.2021, 
https://www.zeit.de/politik/ausland/2021-07/belarus-alexander-lukaschenko-eu-sanktion-geflue 
chtete-waren. 

29 AfD, „Joachim Paul: Lukaschenko betätigt sich als Schleuser“, 27.10.2021, https://www.afd.de/ 
joachim-paul-lukaschenko-betaetigt-sich-als-schleuser/. 
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der polnisch-weißrussischen Grenze“ abwehre.30 Ähnliche lobende Worte für Po-
len fanden auch AfD-Fraktionsvize Norbert Kleinwächter31 und Beatrix von 
Storch.32 Selbst Gunnar Lindemann, der zuvor durch Reisen nach Minsk aufgefal-
len war, kritisierte in einem Beitrag, Belarus schleuse „tausende Illegale in die 
EU“.33 

Es handelte sich dabei nicht um Einzelpositionen, sondern um eine von der Bun-
destagsfraktion insgesamt getragene Linie. In einem entsprechenden Antrag 
sprach sie sich für die Schließung der sogenannten „Weißrussland-Route“ aus. In 
Anlehnung an polnische Regierungsvertreter wurde argumentiert, Lukaschenka 
instrumentalisiere Migranten gezielt als politisches Druckmittel. Polnische Grenz-
schutzbeamte berichteten dem Verfasser zudem, dass uniformierte Akteure auf 
belarussischer Seite wiederholt versucht hätten, Provokationen an der Grenze zu 
inszenieren.34 

Die durch das belarussische Regime initiierte Migrationsbewegung an die EU-Au-
ßengrenzen im Sommer und Herbst 2021 wurde von der AfD geschlossen als 
gezielte hybride Druckstrategie Minsks wahrgenommen. Anders als im Fall der 
erzwungenen Landung des Ryanair-Flugzeugs überwog hier eine eindeutige und 
parteiweit geteilte Verurteilung Lukaschenkas. Führende Parteivertreter charak-
terisierten ihn explizit als verantwortlichen Akteur und unterstützten die Position 
Polens. Die Reaktionen verdeutlichen damit eine selektive Schwerpunktsetzung 
in der Belarus-Position der AfD: Während menschenrechtliche oder völkerrecht-
liche Normverletzungen nicht durchgängig zu einer klaren Sanktionsbefürwor-
tung führten, erzeugte die Instrumentalisierung von Migration als sicherheitspo-
litische Herausforderung eine geschlossene und konfrontative Haltung gegen-
über Minsk. 

                                                           
30 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, „Tino Chrupalla: Wir danken Polen“, 17.09.2021, 

https://afdbundestag.de/tino-chrupalla-wir-danken-polen/. 
31 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, „Norbert Kleinwächter: EuGH fällt Polen in den Rücken.“, 

23.09.2021, https://afdbundestag.de/norbert-kleinwaechter-eugh-faellt-polen-in-den-ruecken/. 
32 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, „Beatrix von Storch: EU-Vorschläge zu Migranten in Bela-

rus sind untauglich und gefährlich“, 08.09.2021, https://afdbundestag.de/beatrix-von-storch-eu-
vorschlaege-zu-migranten-in-belarus-sind-untauglich-und-gefaehrlich/. 

33 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Anstatt die EU-Außengrenzen zu sichern, lässt 
man es zu, dass Weißrussland tausende Illegale in die EU schleust und baut dann auch gleich 
Flüchtlingszelte in Brandenburg auf.“, X (vormals Twitter), 25.09.2021, https://x.com/AfDLinde 
mann/status/1441638417943523336. 

34 Deutscher Bundestag, „AfD will ‚Weißrussland-Route wirkungsvoll schließen.“, hib-Kurzmeldung, 
01.09.2025, https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-869192. 
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4. Direkte Kontakte und symbolische Kooperationen 

Im Februar 2023 berichtete Correctiv, der damalige AfD-Bundestagsabgeordnete 
Petr Bystron sei ohne öffentliche Ankündigung nach Belarus gereist. Dort habe er 
unter anderem den inzwischen verstorbenen Außenminister Uladsimir Makei so-
wie Vertreter der regierungsnahen NGO „MIR“ getroffen.35 Dirk Wiese (SPD) kri-
tisierte ihn dafür in einer Rede. Auch Ralf Stegner (SPD) kritisierte die AfD dafür: 
„Ihre Vertreter seien Gast des Lukaschenko-Regimes in Belarus“.36 Bystron steht 
dabei beispielhaft für eine Reihe weiterer Belarus-Reisen von AfD-Politikern.  

4.1 Gunnar Lindemann und die Wahlbeobachtungsmissionen 

Das Mitglied des Berliner Abgeordentenhauses Gunnar Lindemann stellt mit sei-
nen regelmäßigen Besuchen nach Belarus einen besonderen Fall dar.  

Am 25. Februar 2024 meldete die staatliche belarussische Nachrichtenagentur 
Belta, Lindemann sei als Wahlbeobachter zu den Parlaments- und Kommunal-
wahlen angereist. Zu diesem Zeitpunkt waren im Vorjahr sämtliche Oppositions-
parteien durch Entscheidungen des Obersten Gerichts aufgelöst worden; zuge-
lassen waren lediglich vier regierungstreue Parteien. Gleichwohl kam Lindemann 
zu dem Schluss, dass „alle demokratischen Standards und Regeln” erfüllt worden 
seien. Seine Einreise erfolgte nach eigenen Angaben auf Einladung der belarussi-
schen Botschaft in Berlin.37 

Auf die Nachfrage eines Nutzers der Plattform X, ob ihn die Lage der Opposition 
interessiere, antwortete Lindemann: „Ich habe mich sogar mit einer getroffen. 
Und denen geht es bestens.“38 Offenbar bezog er sich dabei auf die Liberal-De-
mokratische Partei von Belarus (LDPB), die jedoch offen die Politik von Aljaksandr 
Lukaschenka unterstützt. Hinweise auf rund 1.500 politische Gefangene kom-
mentierte Lindemann mit den Worten: „Sie glauben die US Propaganda? Mein 
Beileid.“39 

                                                           
35 Zerkalo.io, „Стало известно, с кем встречался немецкий депутат-популист во время тайной 

поездки в Беларусь“, 10.02.2023, news.zerkalo.io/economics/32328.html; CORRECTIV, „Heimli-
cher Abstecher: AfD-Politiker vertuscht Reise nach Belarus“, 08.02.2023, https://correctiv.org/ ak-
tuelles/neue-rechte/2023/02/08/heimlicher-abstecher-afd-politiker-vertuscht-reise-nach-belarus/. 

36 Deutscher Bundestag, „Abgesetzt: Antrag zu Waffenstillstand zwischen Ukraine und Russland.“, 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw06-de-friedensplan-ukraine-931482. 

37 BelTA, „Gunnar Lindemann: Die Wahlen in Belarus werden nach demokratischen Standards 
durchgeführt,“ 25.02.2025, https://deu.belta.by/society/view/gunnar-lindemann-die-wahlen-in-
belarus-werden-nach-demokratischen-standards-durchgefuhrt-64022-2024/. 

38 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Ich habe mich sogar mit einer getroffen. Und de-
nen geht es bestens.“, X (vormals Twitter), 25.02.2024, https://x.com/AfDLindemann/status/ 
1761607633104957507. 

39 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann): „Sie glauben die US Propaganda? Mein Beileid.“, X 
(vormals Twitter), 25.02.2024, https://x.com/AfDLindemann/status/1761614424937316704. 
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Im September 2024 nahm Lindemann am von der LDPB initiierten „Kongress der 
patriotischen Kräfte“ in Minsk teil, an dem nach offiziellen Angaben Vertreter aus 
50 Staaten beteiligt gewesen seien.40 Er tritt regelmäßig im belarussischen 
Staatsfernsehen auf und nutzt diese Plattformen, um Kritik an der deutschen 
Migrations- und Sanktionspolitik zu äußern.41 Nach eigenen Angaben reiste er im 
Mai 2025 erneut nach Minsk und traf Vertreter der LDPB; dabei thematisierte er 
unter anderem die ausgesetzte Städtepartnerschaft zwischen Minsk-Oktjabrski 
und Berlin-Marzahn-Hellersdorf.42 

Gunnar Lindemann war nicht der einzige AfD-Politiker, der als Wahlbeobachter 
nach Belarus gereist ist. Bei der Präsidentschaftswahl am 26. Januar 2025 war 
auch ein Beobachter der AfD anwesend. Detlef Bauer aus Nordrhein-Westfalen 
erklärte: „Ich habe viel über die Präsidentschaftswahlen 2020 in Belarus gelesen 
und gehört. Schon damals haben der Westen, westliche Parteien und die Europä-
ische Kommission ständig gesagt, dass die Wahl falsch sei, dass sie Präsident 
Lukaschenko nicht anerkennen würden. Und in diesem Jahr bereitete sich die Eu-
ropäische Kommission bereits im Voraus darauf vor, zu sagen, dass diese Wahlen 
fiktiv sind, dass die Wahl der Belarussen falsch ist und dass sie den Sieger nicht 
anerkennen wird, wenn es Alexander Lukaschenko sein wird. Aber das hat nichts 
mit Demokratie zu tun, überhaupt nichts“.43 

Generell sind AfD-Politiker gern gesehene Interviewgäste in belarussischen 
Staatsmedien wie zum Beispiel der Abgeordnete des Bayerischen Landtags Ulrich 
Singer, der in einem Interview mit der staatlichen Nachrichtenagentur BelTa er-
klärte: „Ich fliege zum Beispiel hierher, um mit eigenen Augen zu sehen, wie gut 
und schön es hier ist. Ich werde zu Hause mit meinen Wählern darüber sprechen. 
Ihr Präsident verfolgt eine vernünftige Politik. Als Reaktion darauf, dass wir die 
Grenzen geschlossen haben, hat er beispielsweise die Visumpflicht abge-
schafft“.44 In einem Interview warnt Singer vor den vermeintlich dekadenten Zu-
ständen in Deutschland: „Für 30 Euro kann ich mein Geschlecht ändern. Für 30 
Euro kann ich eine Frau werden, ich werde Olga oder jemand anderes sein. Und 
                                                           
40 news.by, „Эксперты из 50 стран Европы и мира обсудили стратегии обеспечения 

стабильности в регионе на конгресс.“, 09.09.2024, https://news.by/news/obshchestvo/eksper 
ty_iz_50_stran_evropy_i_mira_obsudili_strategii_obespecheniya_stabilnosti_v_regione_na_kongres. 

41 news.by, „Гуннар Линдеманн о мигрантах в Германии: это большая проблема для нас“, 
18.09.2024, https://news.by/news/v_mire/europe/gunnar-lindemann-o-migrantakh-v-germanii-
eto-bolshaya-problema-dlya-nas. 

42 HauptstadtEcho.de, „Gunnar Lindemann: MDA-Besuch in Minsk,“ 10.05.2025, https://haupt 
stadtecho.de/gunnar-lindemann-mda-besuch-in-minsk/. 

43 BelTA, „Deutscher Beobachter: Die Europäische Kommission bereitete sich darauf vor, die Wahlen 
in Belarus als fiktiv zu deklarieren“, 26.01.2025, https://deu.belta.by/society/view/deutscher-beob 
achter-die-europaische-kommission-bereitete-sich-darauf-vor-die-wahlen-in-belarus-als-70911-2025/. 

44 BelTA, „Deutscher Abgeordneter: Lukaschenko verfolgt vernünftige Politik“, 23.08.2025, 
https://deu.belta.by/society/view/deutscher-abgeordneter-lukaschenko-verfolgt-vernunftige-poli-
tik-75879-2025/. 
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ich habe einen neuen Pass, neue Dokumente. Sie glauben, dass dies vielleicht 
Freiheit ist. Ich denke, dass dies keine Freiheit ist, sondern Wahnsinn“.45*** 

Für das Lukaschenka‑Regime erfüllen die Kontakte mit AfD‑Politikern vor allem 
eine symbolische Funktion: Als Vertreter einer im deutschen Parteiensystem 
etablierten Kraft fungieren sie in staatlichen Medien, bei offiziellen Besuchen und 
im Rahmen von Wahlbeobachtungen als Referenz für eine vermeintliche Norma-
lität und internationale Anerkennung des politischen Systems in Minsk. Im Vor-
feld des „Kongresses der patriotischen Kräfte“ erklärte der LDPB-Vorsitzende 
Aleh Hajdukewitsch, der Mythos von der Isolation Belarus’ sei längst widerlegt; 
die Anwesenheit europäischer Gäste belege, dass „auch Europa zu Belarus 
stehe“.Einerseits dienen die Interaktionen mit Minsk und die dortigen Auftritte 
als Bühne, um die eigene Kritik an der Außen‑ und Sanktionspolitik der Bundes-
regierung sowie an „westlicher Einmischung“ zu inszenieren. 

4.2 Jörg Dornau und die Zwiebelfarm  

Im März 2020 reiste der AfD-Abgeordnete des Sächsischen Landtags Jörg Dornau 
nach Belarus, um den Aufbau eines landwirtschaftlichen Unternehmens für den 
Zwiebelanbau im Lida-Distrikt zu besprechen.46 Im September 2020 traf sich 
Dornau mit dem Leiter des Gebietsexekutivkomitees von Hrodna Uladsimir Ka-
ranik.47  

Karanik war zuvor für seine Dementierung von Polizeigewalt im Zuge der Nieder-
schlagung der Proteste in Kritik geraten. Im August 2020 wurde ein 16-jähriger 
Junge auf einer Polizeistation von Sicherheitskräften mit Gummiknüppeln ge-
schlagen und anschließend ins künstliche Koma versetzt. Karanik behauptete in 
diesem Zusammenhang, der Jugendliche sei durch „Psychopharmaka“ vergiftet 
worden. Der Anwalt des Teenagers wies diese Aussage zurück und erklärte, dass 
sich weder Alkohol noch Drogen im Körper des Jungen befunden hätten.48 Zudem 
behauptete Karanik, es habe nicht einen einzigen Fall von Vergewaltigung im 

                                                           
45 BelTA, „Ulrich Singer erzählte über die Verschlechterung der Lebensbedingungen in Deutschland 

und warum die europäischen Behörden den Eisernen Vorhang fallen lassen“, 09.11.2025. 
https://deu.belta.by/society/view/ulrich-singer-erzahlte-uber-die-verschlechterung-der-lebensbed 
ingungen-in-deutschland-und-warum-die-77952-2025/. 

46 FreshPlaza, „Deutscher Investor baut Zwiebeln in Weißrussland an“, 19.03.2021, https://web.ar 
chive.org/web/20220225205214/https://www.freshplaza.de/article/9198764/deutscher-investor-
baut-zwiebeln-in-weissrussland-an/. 

47 Zerkalo.io, „В Германии полиция пришла к депутату, связанному с выращиванием лука в 
Беларуси“, 04.02.2026, https://news.zerkalo.io/europe/119559.html. 

48 Current Time, „Экс-глава Минздрава Беларуси заявил, что у избитого силовиками 
подростка было отравление "психотропами". В медицинских документах этого нет,“ 
27.08.2020, https://www.currenttime.tv/a/belarus-karanik-timur/30805306.html. 
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Zusammenhang mit der Niederschlagung der Proteste gegeben.49 Dies steht im 
Widerspruch zu den Aussagen des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte, der Berichte über Gewalt durch Sicherheitskräfte gegen 
Frauen und Kinder, darunter sexueller Missbrauch und Vergewaltigung mit Gum-
miknüppeln erhielt.50 

Gemäß seiner offiziellen Biografie war Dornau bis zum 30. Oktober 2024 Direk-
tor der landwirtschaftlichen Kapitalgesellschaft OOO ZYBULKA-BEL.51 Im August 
2024 verhängte das Präsidium des Sächsischen Landtags ein Ordnungsgeld, weil 
er seine Beteiligung an dem Unternehmen zunächst verschwiegen hatte.52  

Für mediale Aufmerksamkeit sorgte ein Artikel des belarussischen Exilmediums 
Reform.news, welches berichtete, dass politische Gefangene auf der Zwiebelfarm 
des Unternehmens gearbeitet haben. Die Arbeit erfolgte auf Grundlage eines 
Werkvertrags zwischen der Haftanstalt Lida und dem Unternehmen OOO 
ZYBULKA-BEL, wobei die Häftlinge täglich Arbeitsverträge unterzeichneten. Die 
Entlohnung betrug umgerechnet etwa 5 Euro pro Tag für die Häftlinge, während 
die Haftanstalt 30 Rubel erhielt. Das verdiente Geld wurde verwendet, um die 
Kosten des Aufenthalts in der Haftanstalt zu decken.53 

Im Dezember 2024 teilte die Staatsanwaltschaft Leipzig mit, dass sie ein Ermitt-
lungsverfahren gegen den sächsischen AfD-Landtagsabgeordneten Jörg Dornau 
wegen des mutmaßlichen Einsatzes von Gefangenen auf seiner belarussischen 
Zwiebelfarm einstellen werde. Straftaten wie Ausbeutung seien nur dann in 
Deutschland verfolgbar, wenn sie auch im Ausland strafbar seien. Da dies im vor-
liegenden Fall nicht gegeben war, sah die Staatsanwaltschaft keine rechtliche 
Grundlage für Ermittlungen.54 

                                                           
49 Zerkalo.io, „Лукашенко признал избиения на Окрестина. Что об этом говорили его 

подчиненные (спойлер — их не предупредили)“, 22.11.2020, https://news.zerkalo.io/econo 
mics/6104.html. 

50 Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights, „UN Human Rights Experts: 
Belarus Must Stop Torturing Protesters and Prevent Enforced Disappearances“, 01.09.2020, 
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2020/09/un-human-rights-experts-belarus-must-stop-t 
orturing-protesters-and-prevent?LangID=E&NewsID=26199. 

51 Sächsischer Landtag, „Abgeordnetenprofil: Jörg Dornau“, Zugriff am 01.03.2026, https:// 
www.landtag.sachsen.de/de/abgeordnete/abgeordnetensuche/abgeordneter/1221. 

52 Sächsischer Landtag, „Präsidium verhängt Ordnungsgeld gegen Abgeordneten Jörg Dornau,“ 
Pressemitteilung, 07.08.2024, https://www.landtag.sachsen.de/de/service/presse/praesidium-
verhaengt-ordnungsgeld-gegen-abgeordneten-joerg-dornau-29881.cshtml. 

53 Reform.news, „Die Zwiebeln schmecken: Auf der Zwiebelplantage des AfD-Abgeordneten Jörg 
Dornau in Belarus arbeiten politische Häftlinge“, 24.09.2024, https://reform.news/die-zwiebeln- 
schmecken-auf-der-zwiebelplantage-des-afd-abgeordneten-jorg-dornau-in-belarus-arbeiten-politi 
sche-haftlinge. 

54 Medienservice Sachsen, „Staatsanwaltschaft Leipzig schließt Prüfvorgang gegen Landtagsabgeord-
neten Dornau ab“, 20.12.2024, https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1082826. 
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Seit Februar 2026 läuft ein neues Ermittlungsverfahren gegen Dornau wegen 
mutmaßlicher Verstöße gegen EU‑Sanktionen und das Außenwirtschaftsgesetz. 
Ihm wird vorgeworfen in einer Zollanmeldung eine falsche Angabe gemacht zu 
haben. Er habe einen Teleskoplader nach Belarus transportiert und somit gegen 
ein Ausfuhrverbot verstoßen.55 

Die Reaktion der Partei auf die Ermittlungen fiel zweideutig aus. Das erste Ermitt-
lungsverfahren bezüglich des Arbeitseinsatzes von Gefangenen wurde vom Ge-
neralsekretär Jan Zwerg begrüßt: „Wir als sächsische AfD begrüßen, dass dieser 
Fall nun juristisch sauber und faktenorientiert ermittelt wird. Wir vertrauen der 
unabhängigen sächsischen Justiz“.56 Beim Verfahren im Zusammenhang mit dem 
Verstoß gegen das EU-Außenwirtschaftsgesetz äußerte der Landesfraktionschef 
Jörg Urban hingegen die Vermutung, dass die Ermittlungen „politisch motiviert 
sind, um unseren Abgeordneten zu beschädigen“.57 

Die Verflechtung von Jörg Dornaus wirtschaftlichem Engagement in Belarus mit 
Akteuren des repressiven Staatsapparats verdeutlicht exemplarisch, wie ökono-
mische Interessen einzelner AfD-Politiker in autoritäre Herrschaftsstrukturen ein-
gebettet sind. Die Kooperation mit lokalen Behörden und der Einsatz von Häftlin-
gen als billige Arbeitskräfte auf der Zwiebelfarm verweisen dabei auf eine hohe 
Bereitschaft, von einem System zu profitieren, das schwerwiegender Menschen-
rechtsverletzungen beschuldigt wird. 

Die innerparteiliche Reaktion auf die gegen Dornau geführten Verfahren unter-
streicht darüber hinaus die Ambivalenz der AfD: Während das erste Ermittlungs-
verfahren offiziell als Ausdruck rechtsstaatlicher Klärung begrüßt wird, werden 
spätere Vorwürfe im Zusammenhang mit möglichen Sanktionsverstößen als po-
litisch motiviert delegitimiert. Diese doppelte Haltung verweist auf ein strategi-
sches Verhältnis zum Rechtsstaat, in dem strafrechtliche Verfahren je nach poli-
tischer Opportunität entweder als Beleg unabhängiger Justiz oder als Instrument 
vermeintlicher „Feindseligkeit“ gegen die eigene Partei gerahmt werden. 

                                                           
55 Der Spiegel, „Razzia bei AfD-Landtagsabgeordneten aus Sachsen“, 04.02.2026. https://www.spie 

gel.de/politik/deutschland/razzia-bei-afd-landtagsabgeordneten-aus-sachsen-a-c6087282-a727-
4c21-8df3-d24af5056e41. 

56 Der Spiegel, „Jörg Dornau: AfD begrüßt Ermittlungen gegen ihren Abgeordneten,“ 07.10.2024, 
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/joerg-dornau-afd-begruesst-ermittlungen-gegen-ihr 
en-abgeordneten-a-b898afe9-7e0b-4e8c-ba26-bdffe3a23366. 

57 Süddeutsche Zeitung, „Neue Ermittlungen gegen sächsischen AfD-Politiker Jörg Dornau“, 
04.02.2026, https://www.sueddeutsche.de/politik/ermittlungen-afd-politiker-joerg-dornau-sachs 
en-li.3381318. 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/razzia-bei-afd-landtagsabgeordneten-aus-sachsen-a-c6087282-a727-4c21-8df3-d24af5056e41
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/razzia-bei-afd-landtagsabgeordneten-aus-sachsen-a-c6087282-a727-4c21-8df3-d24af5056e41
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/razzia-bei-afd-landtagsabgeordneten-aus-sachsen-a-c6087282-a727-4c21-8df3-d24af5056e41
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/joerg-dornau-afd-begruesst-ermittlungen-gegen-ihren-abgeordneten-a-b898afe9-7e0b-4e8c-ba26-bdffe3a23366
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/joerg-dornau-afd-begruesst-ermittlungen-gegen-ihren-abgeordneten-a-b898afe9-7e0b-4e8c-ba26-bdffe3a23366
https://www.sueddeutsche.de/politik/ermittlungen-afd-politiker-joerg-dornau-sachsen-li.3381318
https://www.sueddeutsche.de/politik/ermittlungen-afd-politiker-joerg-dornau-sachsen-li.3381318
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4.3 Anfragen zu Belarus im Bundestag  

Die Alternative für Deutschland setzt sich nicht nur vehement für eine Aufhebung 
der Sanktionen, sondern auch für eine Einstellung der Förderung der belarussi-
schen Zivilgesellschaft durch Haushaltsmittel.  

In einer Kleinen Anfrage vom 18. Dezember 2024 erkundigte sich der AfD-Bun-
destagsabgeordnete Steffen Kotré und die Fraktion nach der Finanzierung des 
belarussischen Exilmediums Malanka Media durch das Auswärtige Amt. Hinter-
grund war ein Interview dieses Mediums mit dem Dissidenten Vadzim Prako-
pyeu, der Zweifel an einer „friedlichen Regulierung“ des politischen Konflikts in 
Belarus äußerte und eine militante Option in Erwägung zog. Kotré fragte unter 
anderem nach einer Evaluation des geförderten Projekts sowie danach, ob sich 
die Bundesregierung zu einer ausschließlich friedlichen Konfliktlösung bekenne 
und einen gewaltsamen „Regime Change“ ablehne.”58 

In der Antwort stellte die Bundesregierung klar, dass die Finanzierung von eben-
jenem Exilmedium auf die Erstellung einer Ausstellung und eines Films über den 
Menschenrechtsverteidiger Ales Bialiatski begrenzt sei. Zudem bekenne sich die 
Bundesregierung zum völkerrechtlichen Interventions- als auch zum völkerrecht-
lichen Gewaltverbot.59 

In einer Anfrage vom 26. Mai 2025 zeigt sich die AfD-Bundestagsfraktion inte-
ressiert an der von der Bundesregierung finanzierten Stiftung Erinnerung, Ver-
antwortung, Zukunft (EVZ). Die AfD-Abgeordneten kritisieren darin den Aus-
schluss von Vertretern der Republik Belarus aus dem Stiftungskuratorium. Zu-
dem weckt es Unmut, dass über die Stiftung die Exilorganisation BYSOL (Belarus 
Solidarity Foundation) unterstützt, was nach Ansicht der Fragesteller eine Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten von Belarus darstellen würde.60 Die 
BYSOL Foundation setzt sich offiziell zum Ziel, Betroffene von politischen Re-
pressionen in Belarus zu unterstützen.61 

Die AfD-Abgeordneten interessieren sich genau dafür, welche Projekte und Vor-
haben die belarussische Partnerorganisation der Stiftung EVZ, „die Exil-Organi-
sation BYSOL wann, wo und mit welchen Fördersummen (bzw. die Partner von 

                                                           
58 Deutscher Bundestag, Drucksache 20/14279: Kleine Anfrage – Förderung des belarussischen Me-

diums Malanka Media durch das Auswärtige Amt, 18.12.2024, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/20/142/2014279.pdf. 

59 Deutscher Bundestag, Drucksache 20/14559: Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine An-
frage – Förderung des belarussischen Mediums Malanka Media durch das Auswärtige Amt, 
10.01.2025, https://dserver.bundestag.de/btd/20/145/2014559.pdf. 

60 Deutscher Bundestag, Drucksache 21/277: Kleine Anfrage – Aktuelle Problematiken der Bezie-
hungen zwischen Deutschland und Weißrussland, 26.05.2025, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/21/002/2100277.pdf. 

61 BYSOL, „About BYSOL.“, Zugriff am 01.03.2026, https://bysol.org/en/about/. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014279.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014279.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/145/2014559.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/002/2100277.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/002/2100277.pdf
https://bysol.org/en/about/
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BYSOL, bitte Zuwendungsempfänger und Träger nennen) durchgeführt hat bzw. 
durchführt (wenn ja, bitte ausführen)“.62 

Die im Exil lebende Anshelika Anoschko war bis zum Jahr 2023 für Belarus im 
Kuratorium der EVZ. Sie befürwortet den Ausschluss ihrer Nachfolger aus dem 
Kuratorium und verdächtigt, die AfD-Fraktion sensible Daten für die belarussi-
sche Seite zu sammeln: „Nun versucht die belarusische Seite offenbar, solche 
Daten über die AfD-Anfragen zu erhalten. Ihre Formulierungen ähneln in ihrer 
Tonalität stark denen belarusischer Behörden.“63 

Ein weiterer Schwerpunkt der AfD-Anfragen betrifft das Kalinouski-Regiment, 
eine Einheit belarussischer Freiwilliger, die auf Seiten der Ukraine kämpft. Die 
Fraktion wollte unter anderem wissen, ob die Bundesregierung Kenntnis über 
deutsche Staatsangehörige oder in Deutschland ansässige Personen habe, die sich 
dem Regiment angeschlossen oder es finanziell, medial oder propagandistisch 
unterstützt hätten. Gefragt wurde zudem nach Aus- und Wiedereinreisen, militä-
rischen Vorerfahrungen sowie einer möglichen Einstufung als „Gefährder“.64 

Vor dem Hintergrund, dass Personen in Belarus, die sich den ukrainischen Streit-
kräften anschließen, mit erheblichen Haftstrafen rechnen müssen, wirft dieses 
spezifische Informationsinteresse zusätzliche Fragen auf.65  

In einer weiteren Kleinen Anfrage vom 19. Dezember 2025 bat die AfD um Aus-
kunft bezüglich von Projekten des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in Belarus. Die Bundesregierung verneinte 
eine Ausgabe der erbetenen Informationen mit der Begründung, dass die Arbeit 
der Zuwendungsempfänger bzw. der zivilgesellschaftlichen Akteure in „einem 
extrem repressiven Umfeld unter einer autoritären Regierung deren Regierungs-
chef Alexander Lukaschenko“ erfolge.66 

Die Kleinen Anfragen der AfD-Bundestagsfraktion zu Malanka Media, BYSOL, der 
EVZ-Stiftung und dem Kalinouski-Regiment zeigen, dass sich die Partei nicht nur 

                                                           
62 Deutscher Bundestag, Drucksache 21/277: Kleine Anfrage – Aktuelle Problematiken der Bezie-

hungen zwischen Deutschland und Weißrussland, 26.05.2025, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/21/002/2100277.pdf. 

63 David Hoffmann und Maria Caroline Wölfle, „Das merkwürdige Interesse der AfD an Belarus,“ 
Tagesschau, 22.08.2025, https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/afd-belarus-opposi 
tion-100.html. 

64 Deutscher Bundestag, Drucksache 21/277: Kleine Anfrage – Aktuelle Problematiken der Bezie-
hungen zwischen Deutschland und Weißrussland, 26.05.2025, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/21/002/2100277.pdf. 

65 Viasna Human Rights Center, „The fourth year of the war and the fourth year of repression: Bela-
rusians persecuted for supporting Ukraine”, 24.02.2026, https://spring96.org/en/news/119665. 

66 Deutscher Bundestag, Drucksache 21/3759: Deutscher Bundestag – Antwort auf Kleine Anfrage 
– Nicht namentlich deklarierte Projekte in Belarus, 19.01.2026, https://dserver.bundestag.de/ 
btd/21/037/2103759.pdf. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/002/2100277.pdf
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gegen Sanktionen und gegen die Förderung belarussischer Zivilgesellschaft posi-
tioniert, sondern zugleich gezielt Informationen über exiloppositionelle Strukturen 
und Unterstützungsnetzwerke abfragt. Einschätzungen wie jene von Anshelika 
Anoschko unterstreichen die Sorge, dass diese Informationsbeschaffung im Inte-
resse des Regimes genutzt werden könnten. Zugleich werden durch das beson-
dere Interesse an dem in der Ukraine kämpfenden Kalinouski-Regiment sowie an 
möglichen Unterstützerinnen und Unterstützern in Deutschland sicherheitspoliti-
sche Narrative bedient, die exilbelarussische Strukturen als potenzielle Gefähr-
dung rahmen.  

5. Fazit 

Neben parlamentarischen Initiativen lassen sich auch im parteipolitischen Dis-
kurs der AfD wiederholt Bezugnahmen auf Aljaksandr Lukaschenka beobachten. 
Dabei dient der belarussische Machthaber teils als polemische Negativfolie im 
innerdeutschen Parteienstreit. Im August 2020 bezeichnete der AfD-Kreisrat 
Dr. Malte Kaufmann den Berliner Innensenator Andreas Geisel als einen zweiten 
Lukaschenka. Hintergrund war die Einschränkung von Kundgebungen gegen die 
COVID19-Maßnahmen.67 Ein Vorwurf, der von seinem Parteikollegen Gunnar 
Lindemann nicht geteilt wird: „Sie beschweren sich über Weissrussland? Gegen-
über den Zuständen in #Berlin und im Vergleich zu Geisel ist Lukaschenko ein 
Musterdemokrat!“68 

Ein ähnlicher Diskurs war auch im Januar 2026 zu beobachten. Nachdem der 
AfD-Kandidat Robert Schnell die Ministerpräsidentin Manuela Schwesig (SPD) 
mit Aljaksandr Lukaschenka verglichen hatte, reagierte der frühere Thüringer 
AfD-Landtagsabgeordnete Thomas Rudy mit den Worten: „Nicht zu glauben, da 
vergleicht dieser AfDler den Landesvater Lukaschenko mit dieser Versagerin 
Schwesig. Schnell sollte mal nach Belarussia gehen. Dort ist ein top organisiertes 
Land, in dem man sicher in Parks oder auf Weihnachtsmärkte gehen kann“.69 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass einzelne AfD-Politiker Lukaschenka als Nega-
tivbeispiel verwenden und dabei teilweise die Menschenrechtslage in Belarus ver-
harmlosen. Gleichzeitig zeigt sich, dass andere Parteimitglieder Lukaschenka in 
Schutz nehmen oder ihn sogar als Paradebeispiel darstellen. Solche Einzelaussa-
gen erlauben jedoch keine Verallgemeinerung auf die gesamte Partei. Eine syste-

                                                           
67 Kaufmann, Malte (@MalteKaufmann), X, 26.08.2020, https://x.com/MalteKaufmann/status/12 

98585967532675081. 
68 Gunnar Lindemann MdA (@AfDLindemann), X, 27.08.2020, https://x.com/AfDLindemann/sta 

tus/1298857794465136640. 
69 Thomas Rudy (@Keineausrede), X, 25.01.2026, https://x.com/Keineausrede/status/201555489 

5722566036. 
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matische Konsistenz der Belarus-Politik der AfD lässt sich vielmehr anhand der 
parlamentarischen Anfragen und Anträge der Fraktion rekonstruieren. 

Die analysierten Kontakte zwischen AfD-Politikern und belarussischen Regie-
rungsvertretern zeigen ein konsistentes Muster politischer Interaktion, das über 
bloße Einzelinitiativen hinausgeht. Reisen nach Minsk, die Teilnahme an Wahl-
beobachtungen sowie öffentliche Stellungnahmen zur politischen Lage in Belarus 
fügen sich in eine wechselseitige symbolische Logik ein. 

Für das Lukaschenka-Regime besitzen diese Kontakte vor allem legitimatorische 
Bedeutung. Vertreter einer im deutschen Parteiensystem etablierten Kraft dienen 
in staatlichen Medien, bei Kongressen und im Kontext von Wahlen als Beleg für 
internationale Anerkennung und als Argument gegen die These einer außenpoli-
tischen Isolation. Die Präsenz deutscher Politiker wird dabei kommunikativ ge-
nutzt, um demokratische Standards zu suggerieren und Kritik aus EU-Staaten als 
politisch motiviert darzustellen. 

Für die beteiligten AfD-Politiker wiederum eröffnen die Kontakte eine Bühne, um 
ihre grundsätzliche Kritik an der deutschen Außen- und Sanktionspolitik sowie 
an westlichen Interventionsnarrativen zu inszenieren. Die öffentliche Relativie-
rung politischer Repressionen in Belarus – etwa im Hinblick auf oppositionelle 
Parteien oder politische Gefangene – steht dabei im Einklang mit einer generellen 
Ablehnung westlicher Demokratieförderungsansätze. 
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VG Köln, Beschluss vom 26.02.2026 – 13 L 1109/25 

Verfassungsschutz darf Alternative für Deutschland vorläufig nicht als 
gesichert extremistische Bestrebung einstufen 

Tenor: 

1. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung bis zum Ab-
schluss des Hauptsacheverfahrens 13 K 3895/25 in erster Instanz aufgegeben, 
es zu unterlassen, die Antragstellerin als „gesichert rechtsextremistische Bestre-
bung“ einzuordnen, zu beobachten, zu behandeln, zu prüfen und/oder zu führen. 

2. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung bis zum Ab-
schluss des Hauptsacheverfahrens 13 K 3895/25 in erster Instanz aufgege-
ben, es zu unterlassen, durch das Bundesamt für Verfassungsschutz öffentlich 
bekanntzugeben, dass die Antragstellerin als „gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung“ eingeordnet, beobachtet, behandelt, geprüft und/oder geführt wird. 

3. Der Antragsgegnerin wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen das Ver-
bot nach Ziffer 1 und für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen das Verbot 
nach Ziffer 2 ein Ordnungsgeld in Höhe von jeweils bis zu 10.000,00 EUR an-
gedroht. 

4. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung bis zum Ab-
schluss des Hauptsacheverfahrens 13 K 3895/25 in erster Instanz aufgege-
ben, die am 2. Mai 2025 unter der URL https://www.verfassungsschutz.de/ 
SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/pressemitteilung-2025-05-02.html 
auf der Website des Bundesamtes für Verfassungsschutzes getätigten Aussa-
gen in Bezug auf die Antragstellerin zu löschen (soweit unterstrichen): 

„Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die ‚Alternative für Deutschland‘ als gesichert 
rechtsextremistische Bestrebung ein 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) stuft die ‚Alternative für Deutschland‘ (AfD) seit dem 
heutigen Tag aufgrund der die Menschenwürde missachtenden, extremistischen Prägung der Ge-
samtpartei als gesichert rechtsextremistische Bestrebung ein. 

Das Verwaltungsgericht Köln und das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) 
haben mit Urteilen von März 2022 beziehungsweise von Mai 2024* die Einstufung der Partei als 
Verdachtsfall bestätigt, weil zahlreiche Anhaltspunkte für von der AfD ausgehende Bestrebungen 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung vorgelegen haben. Diese Anhaltspunkte haben 
sich bei der weiteren Bearbeitung bestätigt und in wesentlichen Teilen zur Gewissheit verdichtet. 

Zu diesem Schluss kommt das BfV nach intensiver und umfassender gutachterlicher Prüfung. Dem 
gesetzlichen Auftrag folgend hatte das BfV das Agieren der Partei an den zentralen Grundprinzi-
pien der Verfassung zu messen: Menschenwürde, Demokratieprinzip und Rechtsstaatsprinzip. Da-
bei wurden neben der Programmatik und den Verlautbarungen der Bundespartei insbesondere die 
Äußerungen und sonstigen Verhaltensweisen ihrer Repräsentantinnen und Repräsentanten sowie 

https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/pressemitteilung-2025-05-02.html
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2025/pressemitteilung-2025-05-02.html
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ihre Verbindungen zu rechtsextremistischen Akteuren und Gruppierungen betrachtet. Die Prüfung 
erstreckte sich auch auf Entwicklungen in der Partei, die sich an die Entscheidung des OVG NRW 
aus Mai 2024 anschlossen. Zu berücksichtigen waren dabei insbesondere die Aktivitäten der AfD 
im Wahlkampf zu den letzten drei Landtagswahlen, die zwischenzeitliche Neustrukturierung des 
Verhältnisses zwischen AfD und ihrer gesichert rechtsextremistischen Parteijugendorganisation 
‚Junge Alternative‘ (JA) sowie der Wahlkampf zur vorgezogenen Bundestagswahl bis zur Bildung 
der AfD-Fraktion im 21. Deutschen Bundestag.  

Nach alledem war Folgendes festzustellen: 
Das in der Partei vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksverständnis ist nicht mit der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung vereinbar. Es zielt darauf ab, bestimmte Bevölke-
rungsgruppen von einer gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe auszuschließen, sie einer 
nicht verfassungskonformen Ungleichbehandlung auszusetzen und ihnen damit einen rechtlich 
abgewerteten Status zuzuweisen. Konkret betrachtet die AfD zum Beispiel deutsche Staatsange-
hörige mit Migrationsgeschichte aus muslimisch geprägten Ländern nicht als gleichwertige Ange-
hörige des durch die Partei ethnisch definierten deutschen Volkes.  

Dieses ausgrenzende Volksverständnis ist Ausgangspunkt und ideologische Grundlage für eine 
kontinuierliche Agitation gegen bestimmte Personen oder Personengruppen, mit der diese pau-
schal diffamiert und verächtlich gemacht sowie irrationale Ängste und Ablehnung ihnen gegen-
über geschürt werden. Dies zeigt sich in der Vielzahl fortlaufend getätigter fremden-, minderhei-
ten- sowie islam- und muslimfeindlichen Äußerungen von führenden Funktionärinnen und Funkti-
onären der Partei. Insbesondere die fortlaufende Agitation gegen Geflüchtete beziehungsweise 
Migrantinnen und Migranten befördert die Verbreitung und Vertiefung von Vorurteilen, Ressenti-
ments und Ängsten gegenüber diesem Personenkreis. Die Abwertung der vorgenannten Personen-
gruppen zeigt sich auch in der pauschalisierenden Verwendung von Begriffen wie ‚Messermigran-
ten‘ oder in der generellen Zuschreibung einer ethnokulturell bedingten Neigung zu Gewalt durch 
führende Mitglieder der AfD. 

Vizepräsident Sinan Selen und Vizepräsidentin Dr. Silke Willems erklären hierzu: 
‚Wir sind zu der Überzeugung gelangt, dass es sich bei der Alternative für Deutschland um eine 
gesichert rechtsextremistische Bestrebung handelt. Dieser Befund fußt auf einer äußerst sorgfäl-
tigen gutachterlichen Prüfung, die einen Zeitraum von rund drei Jahren umfasst. Wir haben dabei 
eine Vielzahl von Aussagen und Positionen hochrangiger Parteivertreterinnen und -vertreter aus 
dem gesamten Bundesgebiet berücksichtigt und auch neueste organisatorische Entwicklungen mit 
in das Gutachten einbezogen. Maßgeblich für unsere Bewertung ist das die AfD prägende ethnisch-
abstammungsmäßige Volksverständnis, das ganze Bevölkerungsgruppen in Deutschland abwertet 
und in ihrer Menschenwürde verletzt. Dieses Volksverständnis konkretisiert sich in einer insgesamt 
migranten- und muslimfeindlichen Haltung der Partei.‘ 

* Urteile nicht rechtskräftig“ 

5. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung bis zum Ab-
schluss des Hauptsacheverfahrens 13 K 3895/25 in erster Instanz aufgegeben, 
die am 2. Mai 2025 unter der URL https://www.verfassungsschutz.de/DE/ 
home/home_node.html auf der Website des Bundesamtes für Verfassungs-
schutzes getätigten Aussagen in Bezug auf die Antragstellerin zu löschen: 

Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die „Alternative für Deutschland“ als gesichert 
rechtsextremistische Bestrebung ein 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) stuft die „Alternative für Deutschland“ (AfD) seit dem 
heutigen Tag aufgrund der die Menschenwürde missachtenden, extremistischen Prägung der Ge-
samtpartei als gesichert rechtsextremistische Bestrebung ein. 

https://www.verfassungsschutz.de/DE/home/home_node.html
https://www.verfassungsschutz.de/DE/home/home_node.html
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6. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

7. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. 

8. Der Streitwert wird auf 30.000,00 EUR festgesetzt. 

Gründe 

I. 

Die Antragstellerin ist eine mit Abgeordneten im Deutschen Bundestag, in 15 
deutschen Landesparlamenten (nicht in Schleswig-Holstein) und im Europäischen 
Parlament vertretene politische Partei. Der Präsident des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (Bundesamt) gab im Rahmen einer Pressekonferenz am 15. Ja-
nuar 2019 bekannt, dass sie als „Prüffall“ bearbeitet werde. Dem Bundesamt lä-
gen erste tatsächliche Anhaltspunkte für gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gerichtete politische Absichten der Klägerin vor. Diese seien nicht 
hinreichend verdichtet, um eine Beobachtung auch unter Einsatz von nachrich-
tendienstlichen Mitteln einzuleiten. Auf den Eilantrag der Klägerin untersagte das 
VG Köln dem Bundesamt mit Beschluss vom 26. Februar 2019 im Wege der 
einstweiligen Anordnung, in Bezug auf die Klägerin zu äußern oder verbreiten, 
diese werde als „Prüffall“ bearbeitet (Az. 13 L 202/19). 

Am 19. Januar 2021 verkündeten mehrere Pressemeldungen, dass die Antragstel-
lerin vom Bundesamt in der darauffolgenden Woche zum Verdachtsfall erklärt 
werden solle. Nach Bekanntwerden dieser Presseberichte schrieb die Antragstel-
lerin das Bundesamt am 20. Januar 2021 an und forderte diese auf, eine Unter-
lassungserklärung darüber abzugeben, die Antragstellerin zum Verdachtsfall ein-
zustufen und dies öffentlich bekannt zu geben. Dies lehnte das Bundesamt mit 
Schreiben vom 21. Januar 2021 ab. Die gegen die Behandlung als Verdachtsfall 
gerichtete Klage und ein entsprechendes Eilverfahren der Antragstellerin blieben 
ohne Erfolg (Az. 13 L 105/21 bzw. 13 K 326/21 VG Köln, 5 A 1218/22 OVG 
NRW, 6 B 23.24 BVerwG). 

Am 2. Mai 2025 gab das Bundesamt auf seinem Internetauftritt öffentlich be-
kannt, dass die Antragstellerin aufgrund eines internen „Folgegutachtens zu tat-
sächlichen Anhaltspunkten für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung in der Alternative für Deutschland (AfD)“ (Gutachten) vom 
„Verdachtsfall“ zu einer „gesichert rechtsextremistischen Bestrebung“ hochge-
stuft werde. Die im Rahmen der Verdachtsfallbearbeitung angefallenen Anhalts-
punkte für Bestrebungen der Antragstellerin gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung hätten sich bei der weiteren Bearbeitung bestätigt und in 
wesentlichen Teilen zur Gewissheit verdichtet. Seinem gesetzlichen Auftrag fol-
gend habe das Bundesamt das Agieren der Antragstellerin an den zentralen 
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Grundprinzipien der Verfassung zu messen: Menschenwürde, Demokratieprinzip 
und Rechtsstaatsprinzip. Neben der Programmatik und den Verlautbarungen der 
Bundespartei seien insbesondere die Äußerungen und Verhaltensweisen von Re-
präsentantinnen und Repräsentanten der Partei sowie ihre Verbindungen zu 
rechtsextremistischen Akteuren und Gruppierungen betrachtet worden. Das in 
der Partei vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksverständnis sei 
Ausgangspunkt und ideologische Grundlage für eine kontinuierliche Agitation ge-
gen Personen und Personengruppen, die unter anderem pauschal diffamiert wür-
den. Ganze Bevölkerungsgruppen in Deutschland würden so abgewertet und in 
ihrer Menschenwürde verletzt. Das genannte Volksverständnis konkretisiere sich 
in der insgesamt migranten- und muslimfeindlichen Haltung der Antragstellerin. 

Auf eine schriftliche Abmahnung der Antragstellerin vom 2. Mai 2025 reagierte 
die Antragsgegnerin nicht. 

Am 5. Mai 2025 hat die Antragstellerin Klage (Az. 13 K 3895/25) erhoben und 
um einstweiligen Rechtsschutz nachgesucht. 

Sie macht geltend, die Umstände der Veröffentlichung des Folgegutachtens seien 
erkennbar darauf gerichtet, einen größtmöglichen Schaden zulasten der Antrag-
stellerin zu erzielen. Der verfassungsrechtliche Auftrag der Antragsgegnerin um-
fasse nicht die Prüfung der Antragstellerin, soweit es sich bei ihr um eine Partei 
i.S.d. Art. 21 des Grundgesetzes (GG) handle. Parteien seien besonders geschützte 
Verfassungsinstitutionen. Es sei eine aktiv-kämpferische Grundhaltung erforder-
lich, soweit für die Feststellung einer „Bestrebung“ i.S.d. Bundesverfassungs-
schutzgesetzes (BVerfSchG) an Meinungsäußerungen angeknüpft werde. Das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe den Begriff der „aktiv-kämpferischen 
Haltung“ immer mit einem aktiv-kämpferischen, aggressiven Verhalten gleichge-
setzt. Die Antragsgegnerin sei für die vorgebrachten Tatsachen darlegungs- und 
beweisbelastet. Die vorgebrachte Begründung für die Hochstufung sei danach 
unzureichend, an sie anknüpfende Maßnahmen seien rechtswidrig. Auch sei der 
Prüfungszeitraum rechtswidrig überschritten worden. Es handle sich um eine un-
verhältnismäßige Dauerbeobachtung. Diese bestehe faktisch bereits seit mehr als 
neun Jahren. Art. 21 GG sehe in Bezug auf politische Parteien ein vorrangiges 
Verfahren vor dem BVerfG vor. Für die Hochstufung gebe es im BVerfSchG keine 
Ermächtigungsgrundlage. Nach der Wesentlichkeitstheorie sei eine solche jedoch 
erforderlich. Die politische Tätigkeit der Antragstellerin werde durch die Hoch-
stufung behindert. Es handle sich um ein administratives Einschreiten gegen den 
Bestand der Partei. 

Die jedenfalls erforderliche aktiv-kämpferische Haltung gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung weise die Antragstellerin nicht auf. Die geprüften Äu-
ßerungen unterfielen der Meinungsfreiheit und hätten umfassend auch in ihrem 
Kontext gewürdigt werden müssen. Es werde durch willkürliche Zusammen-
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stellung der Gutachten der Eindruck erweckt, dass es umfangreiche Belege gegen 
die Antragstellerin gebe. Die Antragstellerin habe unzulässig interpretierte Äuße-
rungen auch nicht anführen können, da ihr das Folgegutachten der Antragsgeg-
nerin erst nach Klageerhebung zugänglich gemacht worden sei. Entlastende An-
haltspunkte seien dem Gericht pflichtwidrig nicht vorgelegt worden. Eine Gesamt-
schau zur Prüfung des prägenden Charakters einer Partei sei so nicht möglich. 
Das Vorbringen des Bundesamts sei außerdem widersprüchlich, soweit im Ver-
fahren 5 A 1218/22 vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen (OVG NRW) festgestellt worden sei, dass im Parteiprogramm der An-
tragstellerin keine eindeutigen Forderungen nach einer rechtlichen Diskriminie-
rung deutscher Staatsangehöriger zu finden seien. So seien die beanstandeten 
Positionen zum Volksverständnis der Beklagten vor diesem Hintergrund zulässig. 
Bereits in ihrer „Erklärung zum deutschen Staatsvolk und zur deutschen Identität“ 
vom 18. Januar 2021 habe die Antragstellerin die Vorwürfe der Antragsgegnerin 
zurückgewiesen. Insbesondere sei die deskriptive Statuierung eines „deutschen 
Volkes“ zulässig. Art. 116 Abs. 1 GG verwende wie § 6 Abs. 1 Bundesvertriebe-
nengesetz BVFG den Begriff „deutsche Volkszugehörige“. Die Antragsgegnerin 
verhalte sich widersprüchlich, soweit sie in vergleichbarer Form etwa „türkische 
Rechtsextremisten“ adressiere. Als Partei könne die Antragstellerin nicht die Men-
schenwürde Dritter verletzen; auch sei bereits nicht dargetan, wessen Menschen-
würde konkret verletzt sein solle. Die Antragsgegnerin sehe die Menschenwürde 
bereits dann als verletzt an, wenn sie selbst moralische Bedenken gegen das Han-
deln der Antragstellerin hege. Dies führe zu einer Entwertung des Konzepts. 

Auch andere Parteien gingen von vergleichbaren Prämissen aus, ohne dass die 
Antragsgegnerin dies beanstande. So lasse sich anhand von Aussagen aus den 
Unionsparteien ebenfalls ein ethnisch-abstammungsmäßiges Volksverständnis 
sowie einwanderungs- bzw. islamfeindliche Agitation folgern. Es verstoße gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG, wenn dennoch nur der Antragstellerin entsprechende Vorhalte 
gemacht würden. Der Begriff „Remigration“ sei nicht als solcher verfassungs-
feindlich, was auch das Bundesverwaltungsgericht sowie das OVG NRW ange-
nommen hätten. Das Konzept des Herrn Martin Sellner habe die Antragstellerin 
unstreitig nie geteilt. Kritik an (illegaler) Einwanderung sei nicht grundsätzlich 
ausländer- bzw. islamfeindlich. Kein Funktionär der Antragstellerin behaupte, 
dass eine erhöhte Kriminalität von Ausländern/Migranten biologisch, genetisch, 
ethnisch o.ä. bedingt sei oder daran liege, dass jemand eine bestimmte Herkunft 
habe. Die Antragstellerin wolle zum Abstammungsprinzip, wie es bis zum Jahr 
2000 gegolten habe, zurückkehren. Auch aus Verbindungen zu anderen Personen 
oder Organisationen ergebe sich keine Verfassungsfeindlichkeit der Antragstel-
lerin. Bloße Kontakte seien insoweit kein berücksichtigungsfähiger tatsächlicher 
Anhaltspunkt. Selbst wenn es einzelne Mitglieder der AfD gäbe, auf die einzelne 
der von der Antragsgegnerin erhobenen Vorwürfe zuträfen, mangelte es an der 
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(rechtlich) erforderlichen „Prägung“ bzw. „Beherrschung“ des Gesamtcharakters 
der Antragstellerin durch diese. Das bloße (Weiter-)Äußern bereits zuvor geäu-
ßerter „verdächtiger“ Positionen begründe keine quantitative oder qualitative 
„Verdichtung“ eines Verdachts. Konkrete Aussagen des Bundesamts erwiesen 
sich bereits als unwahr. Es werde etwa die Existenz eines AfD-Kreisverbands Mün-
chen behauptet. Der Abgeordnete Lambrou sei seit Dezember 2017 Vorsitzender 
der hessischen AfD, was das Gutachten falsch wiedergebe. Der Abgeordnete 
Baum sei von 2016-2021 Mitglied des Landtags in Baden-Württemberg gewesen, 
was nicht korrekt wiedergegeben sei. Die gesamte Sachverhaltsarbeit sei danach 
in Frage zu stellen. Sieben Landesverbände der Antragstellerin seien derzeit nicht 
eingestuft, sechs würden als Verdachtsfall behandelt. Der überwiegende Mittel- 
und Unterbau der Partei werde also als unverdächtig bzw. allenfalls verdächtig 
behandelt. Die Einstufung der „Jungen Alternative“ sei seit dem 1. April 2024 
wegen deren Auflösung rechtswidrig. Die Antragsgegnerin beziehe sich für die 
Hochstufung zudem wiederholt auf Äußerungen thüringischer Landtagsabgeord-
neter, was gegen Art. 55 Abs. 1 der Verfassung für das Land Thüringen verstoße. 
Es bestehe keine Kompetenz des Bundes hinsichtlich nachteiliger Maßnahmen, 
die diesen Personenkreis beträfen. Gleiches gelte in Bezug auf der Verfassung 
Bremens (Art. 94), des Saarlandes (Art. 81 Abs. 1) sowie Sachsens (Art. 55 Abs. 1), 
Hessens (Art. 95), Berlins (Art. 51 Abs. 1), Baden-Württembergs (Art. 37), Rhein-
land-Pfalz (Art. 93) und Nordrhein-Westfalens (Art. 47). Hinsichtlich aller Mit-
glieder des Bundestages sowie von Landesparlamenten würden durch die Berück-
sichtigung von Äußerungen Abgeordnetenrechte verletzt. Die Bezeichnung als 
„rechtsextremistisch“ sei rechtssicheren Abgrenzungen nicht zugänglich und da-
mit unzulässig. 

Das Vorgehen des Bundesamts sei demokratieschädigend, insbesondere in der 
kritischen Vorwahlzeit. Die auch hier zu berücksichtigenden Grundsätze der Ver-
dachtsberichterstattung seien verletzt worden. Die Antragstellerin sei ungeachtet 
der besonderen Intensität des Eingriffs vor der Hochstufung nicht angehört wor-
den. Die öffentliche Bekanntgabe vom 2. Mai 2025 verstoße gegen das Sachlich-
keits- und Neutralitätsgebot. Zudem lägen Ermessensfehler vor. Das Bundesamt 
handle politisch motiviert und damit aus sachfremden Erwägungen heraus. Die 
Antragsgegnerin positioniere sich medial proaktiv und aggressiv gegen die An-
tragstellerin. Dies zeigten auch die Vorgänge betreffend den Präsidenten des 
Thüringer Verfassungsschutzes. Die Hochstufung der Antragstellerin sei allein 
aus politischen Gründen auf Veranlassung der vormaligen Bundesinnenministe-
rin erfolgt. Auch sei unheilbar gegen das Unionsrecht und die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK) verstoßen worden, die im Verhältnis zum natio-
nalen Recht weitreichendere Garantien der Parteienfreiheit enthielten. Kritik am 
Islam sei menschenrechtlich zulässige Religionskritik. Die Antragsgegnerin müsse 
die Staats- und Quellenfreiheit der Grundlagen der Hochstufung testieren. Denn 
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es bestehe Anlass zu der Annahme, dass in das maßgebliche Folgegutachten 
nachrichtendienstliche Mittel eingeflossen seien. Der Staat könne belastende 
Maßnahmen nicht auf Grundlage von Belegen rechtfertigen, die er selbst unmittel-
bar oder mittelbar geschaffen habe. Der brandenburgische Innenminister habe mit-
geteilt, dass V-Leute im zweistelligen Bereich bei der Antragstellerin und der Jungen 
Alternative (JA) im Einsatz seien. Der Fall Jian G. sei öffentlich bekannt. Zudem 
seien unzählige „digitale Agenten“ aktiv. Die Einstufung als „gesichert extremisti-
sche Bestrebung“ dürfe nicht auf Belegen beruhen, die in einem (un)mittelbaren 
Zusammenhang mit dem Staat stünden. Die Frage der Staats- und Quellenfreiheit 
sei nicht nur auf Bundes-, Landes- und Kreisvorstände, sondern auch auf alle engen 
Mitarbeiter wie Assistenten, Sprecher etc. auszudehnen. Der vorgelegte Verwal-
tungsvorgang sei selektiv erstellt worden; es handle sich um eine bloße Schein-
akte. Der deutsche Verfassungsschutzverbund sei institutionell nicht hinreichend 
neutral gegenüber der Antragstellerin. Die streitgegenständlichen Handlungen 
verletzten die Antragstellerin daher u.a. in ihren Rechten aus Art. 21 Abs. 1 GG, 
Art. 3 GG, Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 19 Abs. 3 GG sowie in den Rechten aus 
Art. 10 EMRK sowie Art. 11 EMRK. Es liege auch eine Beeinträchtigung des 
Rechts auf freie Wahlen gemäß Art. 3 des 1. Zusatzprotokolls zur EMRK vor. 

Selbst bei Berücksichtigung der vorgelegten Belege offenbarten diese keine cha-
rakteristische Grundtendenz der Antragstellerin. Eine solche Grundtendenz sei 
bereits wegen der geringen Zahl an Belegen mit Bezug zur Landes- bzw.- Kom-
munalebene nicht anzunehmen. Die über einen mehrjährigen Zeitraum gesam-
melten Belege führten nicht zu einem gesicherten Bild. Auch würden sie von der 
Antragsgegnerin teils verzerrt bzw. unvollständig dargestellt. Aus der bisherigen 
Rechtsprechung ergebe sich zudem, dass die deskriptive Nutzung eines ethnisch-
kulturellen Volksbegriffs zulässig sei. Remigration meine innerhalb der Antrag-
stellerin ausschließlich rechtstaatliche und gesetzeskonforme Maßnahmen zur 
Rückführung von Ausländern, sofern diese ausreisepflichtig seien. Auch die Aus-
sagen mit Bezug zu einer „millionenfachen“ Remigration ließen sich rechtskon-
form darstellen, da eine Zahl von über zwei Millionen Personen sich aus derzeit 
Ausreisepflichtigen sowie Zugewanderten aus Syrien, Afghanistan und der Ukra-
ine ergebe. Soweit selbst Kollektivbeleidigungen nicht ohne weiteres die Men-
schenwürde berührten, gelte dies erst recht für sach- und einzelfallbezogene Äu-
ßerungen von Repräsentanten der Antragstellerin. Auch nicht jede Verletzung 
des Art. 3 Abs. 1, 3 GG bedeute eine Verletzung der Menschenwürde. Forderung 
nach einem Minarettverbot oder einem Verbot des Muezzinrufs bezögen sich 
nicht auf den Islam als solchen, sondern eine Form des „politischen Islams“. Die 
Menschenwürde verletzten sie nicht. Diese erfordere nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts lediglich ein „religiöses Existenzminimum“. Es sei 
zulässig, wenn der Staat bei legislativen und exekutiven Maßnahmen an die kul-
turelle christlich-abendländische Prägung der Mehrheitsgesellschaft anknüpfe. 
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Nicht jede pauschal anmutende Äußerung sei eine pauschale Herabwürdigung. 
Die Maßnahmen der Antragsgegnerin griffen in unverhältnismäßiger Weise in 
die Parteienfreiheit nach Art. 51, Art. 12 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 GrCh ein. Auch 
zugespitzte polemische Sprachbilder und politisch provokative Äußerungen 
seien im demokratischen Meinungskampf grundgesetzlich geschützt. 

Die Antragstellerin beantragt, 

1. die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig bis 
zu einer rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache zu verpflichten, es 
zu unterlassen, die Antragstellerin als „gesichert rechtsextremistische Bestre-
bung“ einzuordnen, zu beobachten, zu behandeln, zu prüfen und/oder zu führen; 

2. die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig bis 
zu einer rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache zu verpflichten, es 
zu unterlassen, durch das Bundesamt für Verfassungsschutz öffentlich be-
kanntzugeben, dass die Antragstellerin als „gesichert rechtsextremistische Be-
strebung“ eingeordnet, beobachtet, behandelt, geprüft und/oder geführt wird; 

3. der Antragsgegnerin für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen das Verbot 
der Ziffer 1 und/oder Ziffer 2 ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu EUR 
10.000,- anzudrohen; 

4. die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig bis 
zu einer rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache zu verpflichten, die 
am 2. Mai 2025 unter der URL https://www.verfassungsschutz.de/Shared-
Docs/pressemitteilungen/DE/2025/pressemitteilung-2025-05-02.html auf der 
Website des Bundesamtes für Verfassungsschutzes getätigten Aussagen in 
Bezug auf die Antragstellerin zu löschen (soweit unterstrichen): 

„Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die ‚Alternative für Deutschland‘ als gesichert rechtsex-
tremistische Bestrebung ein 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) stuft die ‚Alternative für Deutschland‘(AfD) seit dem 
heutigen Tag aufgrund der die Menschenwürde missachtenden, extremistischen Prägung der Ge-
samtpartei als gesichert rechtsextremistische Bestrebung ein. 

Das Verwaltungsgericht Köln und das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen (OVG 
NRW) haben mit Urteilen von März 2022 beziehungsweise von Mai 2024* die Einstufung der 
Partei als Verdachtsfall bestätigt, weil zahlreiche Anhaltspunkte für von der AfD ausgehende Be-
strebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung vorgelegen haben. Diese An-
haltspunkte haben sich bei der weiteren Bearbeitung bestätigt und in wesentlichen Teilen zur 
Gewissheit verdichtet. 

Zu diesem Schluss kommt das BfV nach intensiver und umfassender gutachterlicher Prüfung. 
Dem gesetzlichen Auftrag folgend hatte das BfV das Agieren der Partei an den zentralen Grund-
prinzipien der Verfassung zu messen: Menschenwürde, Demokratieprinzip und Rechtsstaatsprin-
zip. Dabei wurden neben der Programmatik und den Verlautbarungen der Bundespartei insbe-
sondere die Äußerungen und sonstigen Verhaltensweisen ihrer Repräsentantinnen und Reprä-
sentanten sowie ihre Verbindungen zu rechtsextremistischen Akteuren und Gruppierungen be-
trachtet. Die Prüfung erstreckte sich auch auf Entwicklungen in der Partei, die sich an die Ent-
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scheidung des OVG NRW aus Mai 2024 anschlossen. Zu berücksichtigen waren dabei insbeson-
dere die Aktivitäten der AfD im Wahlkampf zu den letzten drei Landtagswahlen, die zwischen-
zeitliche Neustrukturierung des Verhältnisses zwischen AfD und ihrer gesichert rechtsextremis-
tischen Parteijugendorganisation ‚Junge Alternative‘ (JA) sowie der Wahlkampf zur vorgezogenen 
Bundestagswahl bis zur Bildung der AfD-Fraktion im 21. Deutschen Bundestag. 

Nach alledem war Folgendes festzustellen: 

Das in der Partei vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksverständnis ist nicht mit 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung vereinbar. Es zielt darauf ab, bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen von einer gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe auszuschließen, sie ei-
ner nicht verfassungskonformen Ungleichbehandlung auszusetzen und ihnen damit einen recht-
lich abgewerteten Status zuzuweisen. Konkret betrachtet die AfD zum Beispiel deutsche Staats-
angehörige mit Migrationsgeschichte aus muslimisch geprägten Ländern nicht als gleichwertige 
Angehörige des durch die Partei ethnisch definierten deutschen Volkes. 

Dieses ausgrenzende Volksverständnis ist Ausgangspunkt und ideologische Grundlage für eine 
kontinuierliche Agitation gegen bestimmte Personen oder Personengruppen, mit der diese pau-
schal diffamiert und verächtlich gemacht sowie irrationale Ängste und Ablehnung ihnen gegen-
über geschürt werden. Dies zeigt sich in der Vielzahl fortlaufend getätigter fremden-, minderhei-
ten- sowie islam- und muslimfeindlichen Äußerungen von führenden Funktionärinnen und Funk-
tionären der Partei. Insbesondere die fortlaufende Agitation gegen Geflüchtete beziehungsweise 
Migrantinnen und Migranten befördert die Verbreitung und Vertiefung von Vorurteilen, Ressen-
timents und Ängsten gegenüber diesem Personenkreis. Die Abwertung der vorgenannten Perso-
nengruppen zeigt sich auch in der pauschalisierenden Verwendung von Begriffen wie ‚Messer-
migranten‘ oder in der generellen Zuschreibung einer ethnokulturell bedingten Neigung zu Ge-
walt durch führende Mitglieder der AfD. 

Vizepräsident Sinan Selen und Vizepräsidentin Dr. Silke Willems erklären hierzu: ‚Wir sind zu 
der Überzeugung gelangt, dass es sich bei der Alternative für Deutschland um eine gesichert 
rechtsextremistische Bestrebung handelt. Dieser Befund fußt auf einer äußerst sorgfältigen gut-
achterlichen Prüfung, die einen Zeitraum von rund drei Jahren umfasst. Wir haben dabei eine 
Vielzahl von Aussagen und Positionen hochrangiger Parteivertreterinnen und -vertreter aus dem 
gesamten Bundesgebiet berücksichtigt und auch neueste organisatorische Entwicklungen mit in 
das Gutachten einbezogen. Maßgeblich für unsere Bewertung ist das die AfD prägende ethnisch-
abstammungsmäßige Volksverständnis, das ganze Bevölkerungsgruppen in Deutschland abwer-
tet und in ihrer Menschenwürde verletzt. Dieses Volksverständnis konkretisiert sich in einer ins-
gesamt migranten- und muslimfeindlichen Haltung der Partei.‘ 

* Urteile nicht rechtskräftig“ 

5. die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig 
bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache verpflichtet, die 
am 2. Mai 2025 unter der URL https://www.verfassungsschutz.de/DE/home/ 
home_node.html auf der Website des Bundesamtes für Verfassungsschutzes 
getätigten Aussagen in Bezug auf die Antragstellerin zu löschen (soweit un-
terstrichen): 

Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die „Alternative für Deutschland“ als gesichert rechtsext-
remistische Bestrebung ein 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) stuft die „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) seit dem heutigen Tag aufgrund der die Menschenwürde missachtenden, 
extremistischen Prägung der Gesamtpartei als gesichert rechtsextremistische 
Bestrebung ein. 
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Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Sie macht geltend, die Hochstufung der Antragstellerin sei rechtmäßig erfolgt. 
Art. 21 GG sei insoweit keine vorrangige abschließende Regelung. Das Selbstbe-
stimmungsrecht der Parteien aus Art. 21 Abs. 1 GG und das Parteienprivileg aus 
Art. 21 Abs. 2 bis 4 GG stünden der Anwendung der Regelungen des BVerfSchG, 
insbesondere auch der §§ 3, 4 und 8 BVerfSchG und des § 16 BVerfSchG, auf 
politische Parteien nicht entgegen. Sie stütze sich insoweit nicht unspezifisch auf 
den Grundsatz der wehrhaften Demokratie. Entsprechend sei die Einstufung des 
Bundesverbands der Antragstellerin sowie mehrerer Landesverbände als Ver-
dachtsfälle sowie einiger Landesverbände als gesichert rechtsextremistisch in ei-
ner Vielzahl gerichtlicher Entscheidungen bestätigt worden. Strikte zeitliche 
Obergrenzen für die Verdachtsfallbearbeitung existierten nicht. Es handle sich 
nicht um eine unzulässige Dauerbeobachtung. Das BVerfSchG erlaube auch die 
Einstufung als „gesichert rechtsextremistische Bestrebung“. Ein aktiv-kämpferi-
sches Vorgehen gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung müsse dafür 
nicht festgestellt werden. Es könne auch an Meinungsäußerungen nach Art. 5 
Abs. 1 GG angeknüpft werden. Dem Staat sei es nicht verwehrt, aus Meinungs-
äußerungen Schlüsse zu ziehen. Dabei komme es auf die Legalität der in Bezug 
genommenen Verhaltensweisen nicht an. Gegen das Sachlichkeits- und Neutrali-
tätsverbot habe die Bekanntgabe der Einstufung nicht verstoßen. Die Antragstel-
lerin sei nicht vorab anzuhören gewesen, da es sich bei der Beobachtung und 
Einstufung der Antragstellerin um Realakte handle. Die Grundsätze der Ver-
dachtsberichterstattung seien nicht anwendbar. Auch unter Berücksichtigung des 
Unionsrechts und der EMRK ergebe sich keine Rechtswidrigkeit der Hochstufung. 
Die GrCh sei unanwendbar, da keine Durchführung von Unionsrecht vorliege. 
Art. 11 EMRK vermittle im Verhältnis zu Art. 21 GG keinen weitergehenden 
Schutz. Testate zur Staats- und Quellenfreiheit der tatsächlichen Anhaltspunkte 
seien nicht vorzulegen. Die Antragstellerin sei geprägt durch ein ethnisch-völki-
sches Verständnis des Volksbegriffes. Der völkisch-abstammungsmäßige Volks-
begriff sei auf allen Ebenen der Antragstellerin herrschend. Ihre Rechtfertigungs-
versuche gingen insoweit fehl. Sie wolle dieses Verständnis insbesondere auf den 
Gebieten der Migrations-, Asyl- und Einbürgerungspolitik umsetzen. Auch Mit-
glieder des Bundesvorstandes der Antragstellerin hätten entsprechende Äußerun-
gen getätigt. Die „Erklärung zum deutschen Staatsvolk und zur deutschen Identi-
tät“ der Antragstellerin vom 18. Januar 2021 sei prozesstaktisch motiviert und 
stelle keine Abkehr vom völkisch-abstammungsmäßigen Volksbegriff der Antrag-
stellerin dar. Auch sei ihr ausländer- und migranten- sowie muslim- und islam-
feindliche Agitation vorzuwerfen. Deutsche mit Migrationshintergrund würden 
herabgewürdigt und verächtlich gemacht. Die Antragstellerin sehe sie als existen-
tielle Bedrohung des deutschen Volkes an. Dies bilde die Grundlage für eine an 
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die ethnische Abstammung anknüpfende Unterscheidung zweier Klassen von 
Staatsbürgern. Insbesondere die AfD-Co-Bundessprecherin Dr. Alice Weidel sei 
wiederholt mit muslim- und islamfeindlichen Bekundungen hervorgetreten. In 
dem auf dem AfD-Bundesparteitag am 11./12. Januar 2025 in Riesa beschlosse-
nen Wahlprogramm „Zeit für Deutschland“ für die Bundestagswahl 2025 fordere 
die Antragstellerin u.a., den Bau von Minaretten zu untersagen. Sie nehme kon-
kludent Bezug auf Narrative wie „Großer Austausch“ oder „Volksaustausch“. Die 
„Remigration“ solle dem von der Antragstellerin imaginierten „Austausch“ des 
Volkes entgegenwirken und die Migration der letzten Jahre und Jahrzehnte rück-
abwickeln. Die häufige Forderung nach „millionenfacher Remigration“ lasse nur 
den Schluss zu, dass die Antragstellerin nicht an rechtsstaatlich gebotenen Ein-
zelfallprüfungen, sondern an kollektiven Rückführungsprogrammen interessiert 
sei. Entsprechende Berechnungen der Antragstellerin seien nachträgliche Recht-
fertigungsversuche, welche den wahren Sinn der Forderung zu kaschieren dien-
ten. Die Vorstellungen innerhalb der Antragstellerin gingen weiter. Maximilian 
Krah habe von sieben Millionen „Kulturfremden“ gesprochen. Es gehe um eine 
pauschale Rückabwicklung des Migrationsgeschehens der letzten Jahre und Jahr-
zehnte. Im Unterschied zu dem Gutachten zur Verdachtsfalleinstufung sei nicht 
mehr davon auszugehen, dass es gemäßigteren Kräften innerhalb der Antragstel-
lerin möglich sei, die festgestellte verfassungsfeindliche Prägung der Gesamtpar-
tei umzukehren. Ein bewusst „vorsichtig“ gehaltenes Parteiprogramm sei nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ohne Beweiswert für die 
wahren Ziele einer Partei. Es handle sich nicht um zulässige Religionskritik, wenn 
die Religion und ihre Gläubigen im Sinne eines pauschalen Feindbilds diffamiert 
würden. Es sei nicht erkennbar, dass die Bekanntgabe vom 2. Mai 2025 in eine 
Vorwahlzeit falle. Das Neutralitätsgebot stehe der Auseinandersetzung mit Par-
teien, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtete Bestre-
bung entfalteten, nicht entgegen. Es unterliege vielmehr selbst Schranken, insbe-
sondere zum Schutze der Verfassung. Ohnehin sei es auf die Verlautbarung des 
Bundesamtes nicht anwendbar. Hinsichtlich der behaupteten Provokationen 
durch virtuelle Agenten des Bundesamtes sei nicht dargetan, welche der doku-
mentierten Äußerungen auf diesem Wege provoziert worden seien. Auch führe 
der Einsatz virtueller Agenten nicht zur Unverwertbarkeit von auf „Fake Ac-
counts“ getätigten Äußerungen. Die Information der Öffentlichkeit sei nach § 16 
BVerfSchG in verhältnismäßiger Weise erfolgt. Auch die Pressemitteilung vom 
2. Mai 2025 sei nicht zu beanstanden. Durch nachrichtendienstliche Mittel er-
langte Erkenntnisse seien in das Folgegutachten 2025 nicht eingeflossen, sodass 
entsprechende Dokumente auch nicht vorzulegen seien. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands werden der Inhalt 
der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsvorgänge in Bezug genom-
men. 
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II. 

Der Antrag hat im aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg. Er ist zulässig und 
in der Sache weitgehend begründet. 

Der Antrag ist als Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gem. § 123 
Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zulässig. 

Die Antragstellerin verfügt über die erforderliche Antragsbefugnis, § 42 Abs. 2 
VwGO analog. Sie kann in Bezug auf die mit den Anträgen zu Ziff. 1, 2, 4 und 5 
verfolgten Antragsbegehren einen öffentlich-rechtlichen Unterlassungsanspruch 
substantiiert geltend machen. Es ist nicht von vornherein offensichtlich ausge-
schlossen, dass der Antragstellerin ein solcher Anspruch zusteht. 

Grundlage des allgemein anerkannten öffentlich-rechtlichen Unterlassungsan-
spruchs der Antragstellerin sind die Parteienfreiheit (in Form der Gründungsfrei-
heit gemäß Art. 21 Abs. 1 Satz 1 GG, der Betätigungsfreiheit gemäß Art. 21 
Abs. 1 Satz 2 GG und der aus einer Zusammenschau der in Art. 3, 21 und 38 GG 
enthaltenen Gewährleistungen abzuleitenden Chancengleichheit politischer Par-
teien) und das allgemeine Persönlichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. 
Art. 19 Abs. 3 GG. Soweit das Bundesamt die Antragstellerin als „gesichert 
rechtsextremistische Bestrebung“ einordnet, beobachtet, behandelt, prüft und/o-
der führt bzw. entsprechendes gegebenenfalls öffentlich bekannt gibt, ist die An-
tragstellerin möglicherweise in den genannten Rechten betroffen. Die Einstufung 
als solche kann zwar als behördeninterne Maßnahme ohne Außenwirkung be-
trachtet werden, welche die Antragstellerin nicht in ihren Rechten berührt. Sie ist 
aber untrennbarer Bestandteil der außenwirksamen Beobachtung und Informati-
onssammlung und von der Antragstellerin auch als solcher angegriffen. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 84. 

Der Antrag ist auch überwiegend begründet. 

Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige 
Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, 
dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung ei-
nes Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. 
Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in 
Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem 
bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder 
drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint, § 123 
Abs. 1 Satz 2 VwGO. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund sind durch 
den Antragsteller glaubhaft zu machen (§ 123 Abs. 3 VwGO i. V. m. § 920 Abs. 2, 
§ 294 der Zivilprozessordnung). 

Dem Wesen und Zweck der einstweiligen Anordnung entsprechend kann das Ge-
richt nach § 123 Abs. 1 VwGO grundsätzlich nur vorläufige Regelungen treffen 
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und einem Antragsteller nicht bereits in vollem Umfang dasjenige gewähren, was 
er nur in einem Hauptsacheverfahren erreichen könnte. Dieses Verbot der Vor-
wegnahme der Hauptsache gilt allerdings im Hinblick auf Art. 19 Abs. 4 GG nicht, 
wenn die gerichtliche Regelung zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes 
schlechterdings notwendig ist, weil der Antragsteller sonst Nachteile zu erwarten 
hätte, die für ihn unzumutbar wären, und das Begehren in der Hauptsache schon 
aufgrund summarischer Prüfung der Erfolgsaussichten bei Anlegung eines stren-
gen Maßstabs erkennbar Erfolg haben muss, 

vgl. BVerfG, Beschluss vom 25. Oktober 1988 - 2 BvR 745/88 -, Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE) 79, 69; Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG), Beschluss vom 13. August 1999 - 2 VR 1.99 -, juris Leit-
satz 1; BVerwG, Beschluss vom 22. Oktober 2025 - 1 W-VR 17.25 -, juris 
Rn. 32 m.w.Nachw. 

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. 

Die Antragstellerin hat einen Anspruch auf Unterlassung der Einordnung, Prü-
fung, Behandlung und Beobachtung als gesichert rechtsextremistische Bestre-
bung durch das Bundesamt. 

Der öffentlich-rechtliche Unterlassungsanspruch, 

vgl. BVerwG Beschluss vom 11. November 2010 - 7 B 54.10 -, juris Rn. 14, 

setzt voraus, dass die Einordnung, Prüfung und Beobachtung der Antragstellerin 
als gesichert extremistische Bestrebung durch das Bundesamt rechtswidrig ist. 

Maßgeblicher Zeitpunkt ist der Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung bzw. der 
Entscheidung des beschließenden Gerichts. Denn der Unterlassungsanspruch 
wird im Rahmen einer Leistungsklage geltend gemacht und richtet sich bei ma-
teriell-rechtlicher Betrachtung in die Zukunft, soweit die zukünftige Behandlung 
der Antragstellerin durch das Bundesamt in Frage steht. 

Rechtsgrundlage für die Einordnung, Prüfung und Beobachtung der Antragstelle-
rin durch das Bundesamt ist § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 5, § 3 Abs. 1 
Nr. 1 BVerfSchG. 

Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angele-
genheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz - BVerfSchG) vom 20. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBl. I Nr. 7). 

Ausdrücklich ist in § 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG zwar nicht die Befugnis zur Ein-
stufung als „Verdachtsfall“ oder „gesichert extremistische Bestrebung“ geregelt. 
Die in Rede stehenden Vorschriften ermächtigen das Bundesamt jedoch grund-
sätzlich zu Maßnahmen der Informationsbeschaffung entsprechend der Aufgabe 
des Amtes, politische Vorfeldaufklärung ohne operative Verantwortung in Bezug 
auf konkrete Gefährdungslagen zu betreiben. 
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Vgl. BVerwG, Urteil vom 14. Dezember 2020 - 6 C 11.18 -, BVerwGE 171, 
59, juris Rn. 25. auch OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, 
juris Rn. 100; Beschluss vom 18. Februar 2021 - 5 B 163/21 -, juris Rn. 24; VG 
München, Beschluss vom 27. Juli 2017 - M 22 E 17.1861 -, juris Rn. 28, 38. 

Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 BVerfSchG darf das Bundesamt für Verfassungsschutz 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Informationen einschließlich 
personenbezogener Daten erheben, verarbeiten und nutzen. Gemäß § 3 Abs. 1 
Nr. 1 BVerfSchG ist Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des Bundes u.a. die 
Sammlung und Auswertung von Informationen, insbesondere von sach- und per-
sonenbezogenen Auskünften, Nachrichten und Unterlagen, über Bestrebungen, 
die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind. Gemäß 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c BVerfSchG sind Bestrebungen gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung solche politisch bestimmten, ziel- und zweck-
gerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammen-
schluss, der darauf gerichtet ist, einen der in Abs. 2 genannten Verfassungs-
grundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen. Zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung in diesem Sinne zählen gem. Abs. 2 das Recht des Vol-
kes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung aus-
zuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl zu wählen (a), die Bindung der Gesetzgebung an die verfas-
sungsmäßige Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung an Gesetz und Recht (b), das Recht auf Bildung und Ausübung einer 
parlamentarischen Opposition (c), die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Ver-
antwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung (d), die Unabhängigkeit der Ge-
richte (e), der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft (f) und die im 
Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte (g). 

Die Vorschriften des § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe c BVerfSchG sind auf die Einstufung als gesichert extremistische Be-
strebung anwendbar, auch wenn diese dort ausdrücklich nicht geregelt ist. Dies 
ergibt sich aus der dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entspringenden Erforder-
nis einer Abstufung der Beobachtungsintensität, 

VG Köln, Urteil vom 8. März 2022 - 13 K 207/20 -, juris Rn. 544 f. m.w.Nachw. 

Der Rechtsauffassung der Antragstellerin, es liege ein Verstoß gegen den Vorbe-
halt des Gesetzes vor, da die vorstehende Auffassung die Vorschriften unter Ver-
stoß gegen die Wortlautgrenze ausdehne und es daher an einer tauglichen Er-
mächtigungsgrundlage fehle, ist nicht zu folgen. Voraussetzung für die Sammlung 
und Auswertung von Informationen i.S.d. § 3 Abs. 1 BVerfSchG ist das Vorliegen 
tatsächlicher Anhaltspunkte (§ 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG). Liegen tatsächliche 
Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebungen indes nicht nur vor, sondern 
haben sich darüber hinaus zur Gewissheit verdichtet, so kann dies weder dem 
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Wortlaut noch dem Sinn und Zweck der Vorschrift nach zu einer Einstellung der 
Beobachtung des betroffenen Personenzusammenschlusses durch das Bundesamt 
führen. Denn im Fall der Verdichtung der tatsächlichen Anhaltspunkte zur Gewiss-
heit werden die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG gleichsam über-
stiegen. Daraus folgt, dass die Vorschrift neben der Verdachtsfallbeobachtung erst 
recht die Fälle der gesichert extremistischen Bestrebungen miteinschließt. 

Diese Auffassung wird auch durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zur Parallelvorschrift des § 15 Abs. 2 i.V.m. § 3 Nr. 1 des Verfassungs-
schutzgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen gestützt. In dieser führt das 
Bundesverfassungsgericht aus, dass im Rahmen der Berichterstattung deutlich 
zwischen Gruppierungen, bei denen ein Verdacht auf verfassungsfeindliche Be-
strebungen besteht, und solchen, bei denen das Vorliegen einer Bestrebung ge-
gen die freiheitlich demokratische Grundordnung feststeht, zu differenzieren ist. 

BVerfG, Urteil vom 24. Mai 2005 - 1 BvR 1072/01 -, juris Rn. 77 f.; vgl. VG 
Köln, Beschluss vom 5. Februar 2024 - 13 L 1124/23 -, juris Rn. 130 f. 

Einer solchen Differenzierung hätte es nicht bedurft, wenn eine Beobachtung im 
Fall einer gesichert extremistischen Bestrebung ohnehin verfassungsschutzrecht-
lich nicht vorgesehen wäre. 

Dies gilt auch für die an die Höherstufung geknüpften Folgen einer Beobachtung 
der Antragstellerin durch das Bundesamt. Die dies regelnden besonderen Ein-
griffsnormen des BVerfSchG (§ 8, §§ 9 ff. BVerfSchG) genügen auch den stren-
geren Anforderungen des Verfassungsrechts, 

vgl. dazu VG Köln, Beschluss vom 5. Februar 2024 - 13 L 1124/23 -, juris 
Rn. 133 f.; BVerfG, Urteil vom 26. April 2022 - 1 BvR 1619/17 -, juris, ins-
besondere Rn. 182 ff. 

Eine Anhörung der Antragstellerin war nicht erforderlich, auch wenn es sich bei 
der Einordnung und Behandlung als gesichert extremistische Bestrebung um Ein-
griffe in Grundrechte der Antragstellerin handeln kann. Denn die Anhörung ist 
gesetzlich nicht vorgesehen und ergibt sich auch nicht aus einer analogen Anwen-
dung des § 28 VwVfG. 

Vgl. zur Berichterstattung im Rahmen des Verfassungsschutzberichts OVG 
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 19. Juni 2020 - OVG 1 S 55.20 -, juris, 
Rn. 6 ff.; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 19. Juni 2020 - OVG 1 
S 56.20 -, juris, Rn. 6 ff.; Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss 
vom 24. Januar 2003 - 11 TG 1982/02 -, juris, Rn. 8; VG Berlin, Beschluss 
vom 28. Mai 2020 - VG 1 L 95.20 -, beck-online Rn. 23; VG Berlin Be-
schluss vom 28. Mai 2020 - VG 1 L 97.20 -, beck-online Rn. 28; OVG 
NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 139 ff. 

Den Nachrichtendiensten kommt die Aufgabe zu, Aufklärung bereits im Vorfeld 
von Gefährdungslagen zu betreiben, ohne dass sie derzeit über eigene operative 
Anschlussbefugnisse verfügten. Sie haben mannigfaltige Bestrebungen auf ihr 
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Gefahrenpotenzial hin allgemein zu beobachten und diese gerade auch unabhän-
gig von konkreten Gefahren in den Blick zu nehmen. Der Grundsatz der Offenheit 
der Datenerhebung gilt für sie nicht, von Transparenz- und Berichtspflichten ge-
genüber den Betroffenen sind sie weithin freigestellt. Im Gegenzug und zum Aus-
gleich zu der Weite dieser Datenerhebungsbefugnisse ist die Zielrichtung der 
Aufklärung begrenzt und unterliegt die Datenverwendung strengen Verhältnis-
mäßigkeitsanforderungen. 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 28. September 2022 - 1 BvR 2354/13 -, BVerfGE 
163, 43, juris, Rn. 117 ff., sowie Urteile vom 26. April 2022 - 1 BvR 
1619/17 -, BVerfGE 162, 1, juris, Rn. 156 ff., 236 ff., und vom 24. April 
2013 - 1 BvR 1215/07 -, BVerfGE 133, 277, juris, Rn. 116 ff; OVG NRW, 
Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 142. 

Dem Informationsbedürfnis der Betroffenen und dem Gebot effektiven Rechts-
schutzes wird danach durch den Auskunftsanspruch des § 15 BVerfSchG Rech-
nung getragen. 

OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 142. 

Die Beantwortung der Frage, ob eine Anhörung im vorliegenden Fall aufgrund 
der Umstände des Einzelfalls zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes geboten 
gewesen wäre, kann hier aber letztlich auch dahinstehen. Denn ein möglicher An-
hörungsmangel wäre jedenfalls mit Wirkung für die Zukunft entsprechend § 45 
Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 VwVfG geheilt, nachdem die Antragstellerin in dem von ihr 
geführten gerichtlichen Verfahren umfassend zur aktuellen Einstufung und deren 
Bekanntgabe Stellung genommen und das Bundesamt sich mit dem Vorbringen 
der Antragstellerin auseinandergesetzt, es in seine fortlaufende Aktualisierung 
der Informationssammlung und -auswertung einbezogen und an seiner Entschei-
dung, die Antragstellerin als gesichert extremistische Bestrebung einzustufen 
und zu beobachten und darüber öffentlich zu berichten, auch unter ausdrückli-
cher Berücksichtigung aktueller Erkenntnisse festgehalten hat. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 149. 

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin sind auch die Anforderungen an ein 
rechtsstaatliches Verfahren im Rahmen der Einstufung als gesichert extremisti-
sche Bestrebung gewahrt worden. 

Die Antragstellerin trägt hierzu vor, die Antragsgegnerin sei verpflichtet offenzu-
legen, welche der in den Verwaltungsvorgängen angeführten Äußerungen von 
sog. V-Leuten, Vertrauenspersonen o.Ä. des Bundesamtes und/oder von mit dem 
Bundesamt bzw. den entsprechenden Landesämtern verbundenen Accounts 
stammten. Dass das Bundesamt „rechtsextreme Fake-Accounts“ betreibe, sei auf-
grund zahlreicher Medienberichte bekannt, zudem habe das Bundesamt dies 
selbst eingeräumt. 
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Dem ist nicht zu folgen. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor und es ist nicht 
ersichtlich, dass das Bundesamt auch im vorliegenden Verfahren auf die genann-
ten Methoden zurückgegriffen hat und die als Beleg vorgelegten Äußerungen der 
Antragstellerin in erheblichem Maße durch den Einsatz nachrichtendienstlicher 
Mittel gewonnen wurden. Soweit nach dem Vorbringen der Antragsgegnerin in 
die Verwaltungsvorgänge Informationen von Quellen eingeflossen sein können 
(Bl. 6987 d.A.), konnten auch diese die von der Antragsgegnerin vorgenommene 
Einstufung nach der im Rahmen des Eilverfahrens möglichen Prüfung nicht tragen. 

Bei der zusammenfassenden Würdigung der berücksichtigten Anhaltspunkte 
kommt es auf die von der Antragstellerin beanstandeten Teilschwärzungen des 
Verwaltungsvorgangs nicht entscheidungserheblich an. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 62. 

Ein Aufklärungsbedarf in Bezug auf die ungeschwärzten Verwaltungsvorgänge 
ergibt sich auch nicht aus den Beanstandungen der Antragstellerin. Gleiches gilt 
für die beanstandete Ersetzung schwärzungsbedürftiger Dokumente durch Fehl-
blatt. Eine Entscheidungserheblichkeit der betroffenen Dokumente ist hier nicht 
hinreichend dargelegt. Auch im Übrigen war weitere Sachverhaltsaufklärung im 
Sinne der Amtsermittlung entgegen dem Vorbringen der Antragstellerin (vgl. 
etwa Bl. 2809 ff. d.A.) nicht veranlasst. Insbesondere konnte dahinstehen, ob die 
Antragsgegnerin „neutrale“ Belege in hinreichendem Maß zur Entlastung der An-
tragstellerin herangezogen hat. 

Für einen Antrag nach § 99 Abs. 2 Satz 1 VwGO war in Ermangelung einer ge-
richtlichen Aufforderung zur Vorlage weiterer Akten sowie einer entsprechenden 
behördlichen Weigerungserklärung kein Raum. Ohnehin ist der Antrag kein zu-
lässiges Mittel, um das Gericht der Hauptsache zu einer bestimmten, vom Antrag-
steller für erforderlich gehaltenen Maßnahme der gerichtlichen Sachverhaltsauf-
klärung zu zwingen. 

BVerwG, Beschluss vom 26. Oktober 2006 - 20 F 7.06 -, juris Rn. 1; Rudisile, 
in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht Bd. 2: VwGO (Stand: Juli 2025), 
§ 99 Rn. 31. 

Die Voraussetzungen der Einstufung und Behandlung der Antragstellerin als ge-
sichert rechtsextremistische Bestrebung liegen indes nicht vor. 

Zwar ist das Gericht im Rahmen des vorläufigen Rechtsschutzverfahrens nach 
§ 123 Abs. 1 VwGO in der Regel auf eine summarische Prüfung insbesondere der 
Tatsachengrundlage beschränkt. Dies gilt aber in der hier gegebenen besonderen 
Konstellation nur eingeschränkt. Der in Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG verankerte An-
spruch des Rechtsunterworfenen auf eine tatsächlich und rechtlich wirksame 
Kontrolle verpflichtet die Gerichte, bei ihrer Entscheidungsfindung diejenigen 
Folgen zu erwägen, die mit der Versagung vorläufigen Rechtsschutzes verbunden 
sind. Je schwerer die sich daraus ergebenden Belastungen wiegen und je geringer 
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die Wahrscheinlichkeit ist, dass sie im Falle des Obsiegens in der Hauptsache 
rückgängig gemacht werden können, umso weniger darf das Interesse an einer 
vorläufigen Regelung oder Sicherung der geltend gemachten Rechtsposition zu-
rückgestellt werden. 

Vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 31. März 
2004 - 1 BvR 356/04 -, juris Rn. 19 m. w. Nachw.; BVerwG, Beschluss vom 
22. Oktober 2025 - 1 W-VR 17.25 -, juris Rn. 29 m.w.Nachw. 

So liegt der Fall hier: Im Fall einer Ablehnung des Antrags der Antragstellerin 
sieht sie sich intensiven Befugnissen des Bundesamtes nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
BVerfSchG (Methoden, Gegenständen und Instrumenten zur heimlichen Infor-
mationsbeschaffung, wie dem Einsatz von Vertrauensleuten und Gewährsperso-
nen, Observationen, Bild- und Tonaufzeichnungen), § 9 Abs. 1 Satz 1, § 9a Abs. 1 
BVerfSchG (Einsatz verdeckter Mitarbeiter) ausgesetzt. Diese tief eingreifenden 
Maßnahmen könnten bei einem Obsiegen der Antragstellerin in der Hauptsache 
nicht mehr rückgängig gemacht werden. 

Dies vorausgeschickt ist der Antrag zu 1. in der Sache überwiegend begründet. 
Bei der Antragstellerin handelt es sich zwar um einen Personenzusammenschluss 
i.S.d. § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c BVerfSchG. Ein solcher ist in Abgrenzung zur 
Einzelperson jede Personenmehrheit unabhängig von ihrer Rechtsform, in der 
eine Mehrheit von Personen einen gemeinsamen Zweck verfolgt, 

Roth, in Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bundes, 2. Aufl. 
2019, BVerfSchG § 4 Rn. 7 m.w.Nachw. 

Eine politische Partei - wie die Antragstellerin - ist gem. § 2 Abs. 1 PartG eine 
Vereinigung von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des 
Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluss nehmen und 
an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mit-
wirken wollen. Es handelt sich bei einer Partei mithin um eine Personenmehrheit, 
die ein gemeinsames Ziel verfolgt. 

Auch Parteien fallen unter den Begriff des Personenzusammenschlusses und kön-
nen von den Verfassungsschutzbehörden beobachtet werden. Insbesondere steht 
die durch Art. 21 GG verfassungsrechtlich geschützte Stellung politischer Par-
teien dem nicht entgegen. Denn die Einstufung, Prüfung und Beobachtung durch 
das Bundesamt stellen kein Parteienverbot und auch keine einem solchen Verbot 
vergleichbaren Maßnahmen dar, die nach dem Maßstab des Art. 21 Abs. 2 GG 
zu beurteilen wären. 

Die verbindliche Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei kann gemäß 
Art. 21 Abs. 4 GG nur das Bundesverfassungsgericht in dem nach den Regelun-
gen des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes vorgesehenen Verfahren treffen 
(sog. Parteienprivileg). Dieses Entscheidungsmonopol des Bundesverfassungsge-
richts schließt ein administratives Einschreiten gegen den Bestand einer politi-
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schen Partei aus, mag sie sich gegenüber der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung auch noch so feindlich verhalten, 

vgl. bereits BVerfG, Beschluss vom 29. Oktober 1975 - 2 BvE 1/75 -, BVerfGE 
40, 287 = juris Rn. 16. 

An dieser Bestands- und Schutzgarantie des Grundgesetzes hat die Antragstelle-
rin vollen Anteil. Eine Beobachtung durch das Bundesamt ist aber keine solche 
Maßnahme, sondern richtet sich ohne Einwirkung auf den Bestand der Partei da-
nach, dass diese verfassungsfeindliche Ziele verfolgt. Die Zulässigkeit einer sol-
chen Aufklärung wird von der Verfassung vorausgesetzt. Auch ohne eine verfas-
sungsgerichtliche Feststellung ihrer Verfassungswidrigkeit darf die Überzeugung 
gewonnen und vertreten werden, eine Partei verfolge verfassungsfeindliche Ziele, 

BVerwG, Urteil vom 7. Dezember 1999 - 1 C 30.97 -, Sammlung der Ent-
scheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE) 110, 126 (130 f.); 
BVerwG, Urteil vom 21. Juli 2010 - 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 21. 

Die nachrichtendienstliche Beobachtung kann etwa notwendig sein, um ein Par-
teienverbotsverfahren oder einen Ausschluss von der Parteienfinanzierung nach 
Art. 21 Abs. 4 GG vorzubereiten. 

OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 109. 

Die verfassungsschutzbehördliche Beobachtung einer politischen Partei ist da-
nach keine administrative Maßnahme, die sich gegen den Bestand der Partei rich-
tet. Sie führt erkennbar nicht zum vollständigen Ausschluss der betroffenen Par-
tei aus dem Willensbildungsprozess. So kann die Partei trotz Beobachtung wei-
terhin insbesondere an Wahlen teilnehmen und in Parlamenten vertreten sein 
(und auch alle anderen Rechte einer Partei wahrnehmen); sie partizipiert auch 
weiter an der Parteienfinanzierung. Es widerspräche auch dem Schutzzweck der 
§ 8 Abs. 1 Satz 1, § 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG, das durch die Einstufung und Be-
obachtung gewährleistete „Frühwarnsystem der Demokratie“ hinsichtlich der 
durch tatsächliche Anhaltspunkte belegten Gefährdungen der grundgesetzlichen 
Ordnung „auszuschalten“ und bereits für die Einleitung eines Verfahrens, das der 
Aufklärung etwaiger verfassungsfeindlicher Bestrebungen dienen soll, dieselben 
Maßstäbe anzulegen wie bei einem Parteiverbot, das erst am Ende eines solchen 
Verfahrens stehen kann. 

Soweit § 8 Abs. 1 Satz 1 BVerfSchG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe c BVerfSchG das Bundesamt für Verfassungsschutz ermächtigt, bei 
Anhaltspunkten für verfassungsfeindliche Bestrebungen eine politische Partei im 
Sinne des Grundgesetzes zu beobachten, steht die Vorschrift auch mit Art. 21 
Abs. 1 GG in Einklang. Das Gericht schließt sich diesbezüglich der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts an. Insoweit hat dieses ausgeführt: 

„Nach Art. 21 Abs. 1 Satz 1 und 2 GG wirken die Parteien bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mit; ihre Gründung ist frei. Das Grundgesetz setzt die 
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Staatsfreiheit der Parteien als frei gegründeter, im gesellschaftlich-politischen Be-
reich wurzelnder Gruppen voraus und gewährleistet ihre Unabhängigkeit vom 
Staat. Ihnen steht das Recht auf Selbstbestimmung zu. Zu dessen Kernbereich 
gehört das Recht der Parteien, selbst und ohne staatliche Einflussnahme oder 
Überwachung über ihre Ziele, Organisation und Tätigkeiten zu entscheiden. So-
wohl die Freiheit der inneren Willensbildung als auch die freie Entfaltung der 
Tätigkeiten als Partei sind gewährleistet. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Parteien findet seine Schranke in der Entschei-
dung des Grundgesetzes für eine „streitbare Demokratie“. Diese Grundentschei-
dung ist im Wesentlichen aus Art. 9 Abs. 2, Art. 18, Art. 20 Abs. 4, Art. 21 Abs. 2 
und Art. 28 Abs. 3 GG herzuleiten. Sie wird in den Zuständigkeitsvorschriften der 
Art. 73 Nr. 10 Buchst. b und Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG bestätigt. Das Grundgesetz 
vertraut aufgrund geschichtlicher Erfahrung nicht allein darauf, die freiheitliche 
Demokratie werde sich im Prozess der öffentlichen Meinungsbildung ohne Wei-
teres behaupten. Es hat darüber hinaus dem Staat die Aufgabe übertragen, die 
zentralen Grundwerte der Verfassung durch (repressive) Schutzvorkehrungen zu 
sichern und zu gewährleisten. Die Beobachtung einer politischen Partei auf ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen hin zielt dabei nicht ausschließlich darauf ab, 
die Entscheidung über repressive staatliche Maßnahmen vorzubereiten. Sie be-
zweckt vielmehr auch, Informationen über die aktuelle Entwicklung verfassungs-
feindlicher Kräfte, Gruppen und Parteien im Vorfeld einer Gefährdung der frei-
heitlichen demokratischen Verfassungsordnung zu gewinnen und zu sammeln 
und damit die Regierung und die Öffentlichkeit in die Lage zu versetzen, Art und 
Ausmaß möglicher Gefahren zu erkennen und diesen in angemessener Weise, 
namentlich mit politischen Mitteln entgegenzuwirken. Um die Überschreitung 
der Linie feststellen zu können, von der an verfassungsfeindliche Betätigungen 
zu einer Gefahr für die freiheitlich demokratische Grundordnung werden, der 
nicht mehr mit politischen Mitteln, sondern nurmehr mit juristischen Mitteln be-
gegnet werden kann, muss dieses Vorfeld notwendig beobachtet werden (so un-
ter Zusammenfassung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts: Ur-
teil vom 7. Dezember 1999 - BVerwG 1 C 30.97 - BVerwGE 110, 126 <131 ff.>). 

Der Gesetzgeber hat die Aufgaben und Befugnisse des Bundesamts für Verfas-
sungsschutz so bestimmt, dass Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht der Par-
teien auf das zur Selbstverteidigung der freiheitlichen Demokratie zwingend Ge-
botene beschränkt bleiben. Die widerstreitenden Prinzipien der Parteienfreiheit 
und der streitbaren Demokratie sind namentlich in § 8 Abs. 5 BVerfSchG und § 9 
BVerfSchG mit Hilfe des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit einem angemes-
senen Ausgleich zugeführt. Die Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit im Einzelfall genügt zur Wahrung der Rechte und schützenswerten Belange 
Betroffener. Dies gilt auch für politische Parteien (Urteil vom 7. Dezember 1999 
- BVerwG 1 C 30.97 - BVerwGE 110, 126 <134 f.>). 



MIP 2026 | Heft 1  Rechtsprechung 

151 

Werden die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Beobachtung von Parteien 
durch den Verfassungsschutz eingehalten und wird dabei insbesondere der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt, greift diese Beobachtung nicht stär-
ker in den offenen Wettbewerb der Parteien um die Möglichkeit politischer Ge-
staltung ein, als dies mit Rücksicht auf die Verteidigung der verfassungsrechtli-
chen Grundlagen der Demokratie erforderlich ist. Das Bundesverfassungsschutz-
gesetz lässt es nicht zu, den Verfassungsschutz darüber hinaus einseitig partei-
politisch, namentlich im Interesse der Regierungsparteien zu instrumentalisieren. 
Missbräuchlich, und deshalb von den eingeschränkten Ermächtigungsgrundlagen 
des Bundesverfassungsschutzgesetzes nicht gedeckt, wäre eine einseitige und ge-
zielte, zudem verdeckte Weitergabe von gewonnenen Erkenntnissen an einzelne 
Parteien oder Politiker, namentlich zur Verwendung im Wahlkampf. Es ist nicht 
Aufgabe des Verfassungsschutzes, Munition für den Wahlkampf bereitzustellen. 
Welche Folgerungen daraus für die Anforderungen zu stellen sind, unter denen 
in einem Verfassungsschutzbericht (§ 16 Abs. 2 Satz 1 BVerfSchG) politische 
Parteien oder einzelne Personen als extremistisch oder verfassungsfeindlich be-
wertet werden dürfen, bedarf hier keiner Entscheidung.“ 

BVerwG, Urteil vom 21. Juli 2010 - 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 22-26. 

Ferner stehen Anforderungen der EMRK, des Unionsrechts oder aber der Leitli-
nien der Venedig-Kommission – jeweils betreffend das Instrument des Parteiver-
bots – der Anwendbarkeit der § 8 Abs. 1 Satz 1 BVerfSchG i.V.m. § 4 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe c, § 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG hier nicht entgegen. Die Anwend-
barkeit des BVerfSchG auf politische Parteien steht im Einklang mit den Vorgaben 
der EMRK. Soweit sich die Antragstellerin darauf beruft, dass der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte insgesamt sehr strenge Anforderungen an ein 
Parteiverbot stelle, betrifft dies zum einen nicht die hier streitgegenständlichen 
Maßnahmen des Bundesamts und hat das Bundesverfassungsgericht zum anderen 
bereits ausführlich dargelegt, dass die grundgesetzlichen Maßstäbe für die Fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei mit der diesbezüglichen Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vereinbar sind. 

Vgl. BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, juris Rn. 607 ff.; 
zum Ausschluss von der staatlichen Parteienfinanzierung vgl. BVerfG, Ur-
teil vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19 -, juris Rn. 302 ff., 311 ff. 

Den für sonstige Einschränkungen der Vereinigungsfreiheit geltenden Anforde-
rungen des Art. 11 Abs. 2 EMRK kann im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung Rechnung getragen werden. 

OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 121 ff. 

Die Frage, ob sich die streitgegenständlichen Maßnahmen des Bundesamts an 
den Regelungen der europäischen Grundrechtecharta (GrCh), namentlich Art. 12 
Abs. 1 GrCH, messen lassen müssen, 
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vgl. dazu BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, juris Rn. 632, 

bedarf an dieser Stelle keiner Vertiefung. Denn der Prüfungsmaßstab in Bezug 
auf Art. 12 Abs. 1 GrCh entspricht jedenfalls demjenigen des Art. 11 EMRK. 

OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 135 ff. 
m.w.Nachw. 

Hier liegt nach der aufgezeigten möglichen Prüfungstiefe im Verfahren des einst-
weiligen Rechtsschutzes zwar eine hinreichende Gewissheit dafür vor, dass inner-
halb der Antragstellerin gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung ge-
richtete Bestrebungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c, § 3 Abs. 1 Nr. 1 
BVerfSchG entfaltet werden. Die Antragstellerin als Partei wird durch diese Be-
strebungen indes nicht in einer Weise geprägt, die dazu führt, dass ihrem Gesamt-
bild nach eine verfassungsfeindliche Grundtendenz festgestellt werden kann. 

Bestrebungen im Sinn von § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c BVerfSchG erfordern 
als „politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen“ ein aktives, 
nicht jedoch notwendig kämpferisch-aggressives oder illegales Vorgehen zur Re-
alisierung eines bestimmten Ziels. Die Aktivitäten müssen über eine bloße Mei-
nungsäußerung hinausgehen, auf die Durchsetzung eines politischen Ziels aus-
gerichtet sein und dabei auf die Beeinträchtigung eines der Elemente der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung abzielen. Die verantwortlich Handelnden 
müssen auf den Erfolg der Rechtsgutsbeeinträchtigung hinarbeiten. Bloße Kritik 
an Verfassungsgrundsätzen reicht für die Annahme einer verfassungsfeindlichen 
Bestrebung nicht aus, wenn sie nicht mit der Ankündigung von oder der Auffor-
derung zu konkreten Aktivitäten zur Beseitigung dieser Grundsätze verbunden ist. 

Vgl. BVerfG, Urteil vom 26. April 2022 - 1 BvR 1619/17 -, juris Rn. 185 f.; 
BVerwG, Urteile vom 14. Dezember 2020 - 6 C 11.18 -, juris Rn. 20, und 
vom 21. Juli 2010 - 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 59 ff.; OVG NRW, 
Urteile vom 13. Februar 2009 - 16 A 845/08 -, juris Rn. 94, und vom 12. 
Februar 2008 - 5 A 130/05 -, juris Rn. 319; OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 
2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 135 ff. m.w.Nachw. 

Hinsichtlich der Einstufung als gesichert extremistische Bestrebung ist eine Ver-
dichtung entsprechender Verdachtsmomente zur Gewissheit erforderlich, 

vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25. April 2019 - AN 16 K 17.01038 -, juris Rn. 38. 

Der verfassungsschutzrechtliche Verdachtsfall und eine gesichert extremistische 
Bestrebung unterscheiden sich danach primär im Verdichtungsgrad der zu be-
rücksichtigenden verfassungsschutzrelevanten Tatsachen und nicht vordergrün-
dig im Hinblick auf die rechtliche Beurteilung, ob eine Bestrebung extremistisch 
ist. Im Vordergrund steht danach die Unterscheidung zwischen dem Vorliegen 
bloßer Anhaltspunkte und der Annahme einer hinreichenden Gewissheit, 

vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 299; 
Warg, in Dietrich/Eiffler, Handbuch des Rechts der Nachrichtendienste, 
2017, S. 532 f. 
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Tatsächliche Anhaltspunkte i.S.d. § 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG, die einen Ver-
dachtsfall begründen, reichen zur Einstufung als gesichert extremistische Bestre-
bung nicht aus. Die Verdachtsphase muss überschritten sein. Aus einer etwaigen 
Beobachtung des betroffenen Personenzusammenschlusses während der Ver-
dachtsphase muss also hervorgehen, dass sich die tatsächlichen Anhaltpunkte 
dergestalt verdichtet haben, dass nunmehr eine durch Tatsachen begründete hin-
reichende Gewissheit dahingehend besteht, dass es sich um eine gesichert extre-
mistische Bestrebung handelt. Es muss festgestellt werden, dass tatsächlich ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen verfolgt werden und ob die dafür sprechenden 
Verdachtsmomente das Gesamtbild der Partei bestimmen. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 173. 

Im Rahmen der Beurteilung einer politischen Partei als gesichert extremistische 
Bestrebung kommt es hierbei zunächst auf das Gesamtbild an, wobei die verfas-
sungsfeindlichen Äußerungen und Verhaltensweisen den Charakter der Partei 
prägen müssen. Das ist der Fall, wenn diese von einer die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung ablehnenden Grundtendenz beherrscht wird bzw. diese das 
Gesamtbild der Partei bestimmt, 

BVerfG, Urteil vom 17. August 1956 - 1 BvB 2/51 -, BVerfGE 5, 85 = juris 
Rn. 226; BVerwG, Urteil vom 18. Mai 2001 - 2 WD 42.00, 2 WD 43.00 -, 
juris Rn. 14, 32; Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 73; OVG 
NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 173. 

Entscheidend ist, dass sich die Organisation gezielt insgesamt, in ihrer charakte-
ristischen Grundtendenz, gegen diejenigen fundamentalen Prinzipien wendet, die 
für ein freiheitliches und demokratisches Zusammenleben unverzichtbar sind. 

BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 73. 

Denn die Gesamtpartei als Personenzusammenschluss ist nur dann darauf gerich-
tet, Elemente der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu beseitigen, 
wenn verfassungsfeindliche Bestrebungen das Gesamtbild der Partei bestimmen. 
Wie das Bundesverfassungsgericht sowohl zum Parteiverbot als auch zum Finan-
zierungsausschluss (Art. 21 Abs. 3 GG) ausgeführt hat, können Bestrebungen ein-
zelner Parteianhänger bei sonst loyaler Haltung der Partei zu den Schutzgütern des 
Art. 21 Abs. 2 Satz 1 GG nicht zur Feststellung ihrer Verfassungswidrigkeit führen. 

In gleicher Weise hat das Bundesverwaltungsgericht zu § 8 des Soldatengesetzes 
festgestellt, dass eine verfassungsfeindliche Abkehr von der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung voraussetzt, dass die Partei von einer entsprechenden 
Grundtendenz beherrscht wird. Das ist bei „Entgleisungen“ einzelner Mitglieder 
oder Anhänger bei sonst loyaler Haltung der politischen Partei noch nicht der Fall. 
Die Überzeugung von einer verfassungsfeindlichen Grundhaltung gegenüber der 
bestehenden Verfassungsordnung kann danach allein aus einer Gesamtbetrach-
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tung der vielfältigen Einzelakte der Partei und ihrer Funktionäre gewonnen wer-
den, die erst in dieser Zusammenschau ein eindeutiges Bild ergeben. 

Vgl. BVerfG, Urteile vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19 -, juris Rn. 293, und 
vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, juris Rn. 576; BVerwG, Urteil vom 
18. Mai 2001 - 2 WD 42.00 -, juris Rn. 14; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil 
vom 6. April 2006 - OVG 3 B 3.99 -, juris Rn. 190; OVG NRW, Urteil vom 
13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 169. 

Eine solche Prägung der Gesamtpartei im Sinne einer beherrschenden Grundten-
denz ist durch wertende Gesamtbetrachtung festzustellen, die sowohl die politi-
schen Ziele der Partei sowie die hierauf gerichteten Verhaltensweisen ihrer An-
hänger und Funktionäre in den Blick nimmt. Eine Prägung der Partei kann anhand 
der normativen Bewertung ihrer politischen Hauptziele wie auch aufgrund der 
quantitativen Häufung entsprechender Äußerungen und Verhaltensweisen von 
Repräsentanten der Partei anzunehmen sein. Sie ergibt sich bislang nicht schon 
daraus, dass einzelne ihrer Landesverbände (Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen) durch Landesbehörden als gesichert extremistisch 
oder im Sinne vergleichbarer landesverfassungsschutzrechtlicher Kategorien einge-
stuft werden. Denn diese Einstufung betrifft bislang fünf von 16 Landesverbän-
den; daher bedarf keiner Entscheidung, ob die überwiegende Einstufung der Lan-
desverbände einer Partei sich auf die Bundespartei gleichsam erstrecken kann. 

Der Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung darf dabei nicht als 
zu enge Vorgabe verstanden werden, sondern erfordert eine Konzentration auf 
wenige, zentrale Grundprinzipien, die für den freiheitlichen Verfassungsstaat 
schlechthin unentbehrlich sind. Die Maßstäbe, die das Bundesverfassungsgericht 
zum Parteiverbot nach Art. 21 Abs. 2 GG sowie zum Finanzierungsausschluss 
nach Art. 21 Abs. 3 GG aufgestellt hat, lassen sich insoweit vollumfänglich auf 
die Beobachtung politischer Parteien durch den Verfassungsschutz übertragen. 
Wie das Bundesverfassungsgericht ausgeführt hat, hat die Grundentscheidung 
der Verfassung für einen offenen Prozess der politischen Willensbildung zur 
Folge, dass auch das kritische Hinterfragen einzelner Elemente der Verfassung 
möglich sein muss, ohne dass dadurch ein Parteiverbot oder ein Finanzierungs-
ausschluss ausgelöst werden kann. Wenn keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass die politische Betätigung die Grenzen zulässiger politischer Willensbildung 
überschreitet, besteht dementsprechend auch kein Anlass für eine nachrichten-
dienstliche Beobachtung. Die katalogartige Aufzählung einzelner Rechtsinstitute 
in § 4 Abs. 2 BVerfSchG steht dazu nicht in Widerspruch, sondern knüpft an die 
frühere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts an, die nicht die Kernele-
mente der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, sondern die sich daraus 
ergebenden Ableitungen in den Vordergrund gestellt hatte. 

Vgl. BVerfG, Urteile vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19 -, juris Rn. 248, und 
vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, juris Rn. 529 ff.; Roth, a.a.O., § 4 BVer-
fSchG Rn. 49; Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 6. April 1989, BT-
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Drs. 11/4306, S. 60; Unterrichtung durch den Bundesrat vom 26. Juni 
1990, BT-Drs. 11/7504, S. 8. 

Hier geht es – wie dargelegt – nicht um einen Ausschluss der Antragstellerin aus 
dem Prozess der politischen Willensbildung oder ein Parteienverbot. Es ist auch 
nicht erforderlich, dass die Bestrebungen auf die Abschaffung oder Außerkraftset-
zung sämtlicher im Grundgesetz verbürgter Menschenrechte abzielen. Denn es 
wäre nicht mit dem Gesetzeszweck, der entsprechend § 4 Abs. 2 Buchstabe g 
BVerfSchG den Schutz der „im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte“ 
umfasst, zu vereinbaren, käme dieser Schutz erst dann zum Zuge, wenn eine Person 
oder Gruppierung ihre umfassende Beseitigung anstrebte. Es genügt vielmehr, 
dass sich die Aktivitäten des Personenzusammenschlusses gegen einzelne funda-
mentale Verfassungsprinzipien richten (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c, Abs. 2 
Buchstabe g BVerfSchG). Hierzu zählt insbesondere die Menschenwürdegarantie. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 73 ff. 

Bereits die zur Verdachtsfallbearbeitung erforderlichen tatsächlichen Anhalts-
punkte i.S.d. § 4 Abs. 1 Satz 5 BVerfSchG verlangen mehr als bloße Vermutun-
gen, Spekulationen, Mutmaßungen oder Hypothesen, die sich nicht auf beobacht-
bare Fakten stützen können. Für eine Behandlung als gesichert extremistische Be-
strebung ist darüber hinaus eine auf berücksichtigungsfähigen Tatsachen basie-
rende Gewissheit hinsichtlich des Vorliegens einer verfassungsfeindlichen Bestre-
bung erforderlich. Hierfür müssen konkrete Umstände als Tatsachenbasis vorlie-
gen, die in der Gesamtschau eine (Überzeugungs-)Gewissheit dahingehend recht-
fertigen, dass eine verfassungsfeindliche Bestrebung anzunehmen ist. 

Vgl. demgegenüber zum Verdachtsfall BVerwG, Urteil vom 21. Juli 2010 
- 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 28, 30; OVG NRW, Urteil vom 12. 
Februar 2008 - 5 A 130/05 -, juris Rn. 270. 

Unter Berücksichtigung des prognostischen Charakters der Tätigkeit der Antrags-
gegnerin im Bereich der Sammlung von Informationen zur Aufklärung über Ge-
fahren kann die erforderliche Gewissheit nicht nur in Fällen angenommen wer-
den, in denen keinerlei verbleibende Zweifel hinsichtlich der Qualifikation als ver-
fassungsfeindliche Bestrebung erkennbar bleiben. Vielmehr korrespondieren 
dem notwendig prognostischen Charakter der Tätigkeit der Antragstellerin, auch 
durch die Interpretation und Bewertung politisch kontextualisierter Aussagen 
und Verhaltensweisen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung ge-
richtete Bestrebungen zu erkennen, notwendig verbleibende Restzweifel. Eine 
„absolute“, zweifelsfreie Gewissheit ist insoweit der Sache nach nicht erreichbar. 
Erforderlich, aber auch ausreichend ist demgegenüber eine nach prognostischer 
Bewertung gewonnene hinreichende Gewissheit in Bezug auf das Vorliegen einer 
verfassungsfeindlichen Bestrebung. 
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Nach alledem muss die für eine Einstufung als gesichert extremistische Bestre-
bung erforderliche Gewissheit in Bezug auf die Annahme einer gegen die freiheit-
liche demokratische Grundordnung gerichteten Bestrebung sich von einem belie-
bigen Glauben, Meinen oder Für-Möglich-Halten durch das Vorliegen objektiver 
Gründe unterscheiden, welche in der Gesamtschau ihrer Quantität und/oder Qua-
lität nach die Zustimmung zu einer entsprechenden Bewertung der zuständigen 
Stelle fordern. Die danach objektiv berücksichtigungsfähigen Umstände müssen 
eine solche hinreichende Gewissheit vermitteln. 

Vgl. zur mehr persönlich geprägten richterlichen „Überzeugung“ BVerwG, 
Beschluss vom 21. Juni 2016 - 9 B 65.15 -, juris Rn. 22; Dawin, in: Schoch/ 
Schneider, Verwaltungsrecht Bd. 2: VwGO (Stand: Februar 2025), § 108 
Rn. 40, 44. 

Erforderlich ist, dass die Gesamtschau der berücksichtigungsfähigen Tatsachen, 
d.h. der vielfältigen Einzelakte der Vereinigung und ihrer Funktionäre und Mit-
glieder, den gewissen Schluss auf das Bestehen einer solchen Bestrebung recht-
fertigt. 

Vgl. demgegenüber zur Verdachtsfallbeobachtung BVerwG, Urteil vom 
21. Juli 2010 - 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 30. 

Auch explizite Kritik an einem Bestandteil der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung muss dabei als solche unberücksichtigt bleiben, nicht jedoch, 
wenn sie verbunden ist mit der Ankündigung konkreter Aktivitäten zur Beseiti-
gung dieses Verfassungsgrundsatzes oder mit der Aufforderung zu solchen Akti-
vitäten. Bei Meinungsäußerungen, die von oder innerhalb einer politischen Partei 
abgegeben werden, liegt es der Natur der Sache nach nahe, dass sie mit der In-
tention einer entsprechenden Änderung der realen Verhältnisse abgegeben wer-
den; denn politische Parteien sind auf politische Gestaltung im Sinne einer Ände-
rung der bestehenden politischen Verhältnisse ausgerichtete Zusammenschlüsse. 

BVerwG, Urteil vom 21. Juli 2010 - 6 C 22.09 -, BVerwGE 137, 275 Rn. 61; 
VG Berlin, Urteil vom 21. Januar 2016 - VG 1 K 255.13 -, juris Rn. 29; VG 
Berlin, Beschluss vom 28. Mai 2020 - VG 1 L 95.20 -, BeckRS 2020, 50933 
Rn. 26; Murswiek, Neue Maßstäbe für den Verfassungsschutzbericht, 
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ) 2006, 121 (128). 

Belege für verfassungsfeindliche Bestrebungen können sich aus dem Programm 
und der Satzung des in den Blick genommenen Personenzusammenschlusses er-
geben, aus den Äußerungen und Taten von führenden Persönlichkeiten und sons-
tigen Vertretern, Mitarbeitern und Mitgliedern der Gruppierung sowie aus deren 
Schulungs- und Werbematerial. 

BVerfG, Urteil vom 17. August 1956 - 1 BvB 2/51 -, BVerfGE 5, 86 = juris 
Rn. 228; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. April 2006 - OVG 3 B 3.99 
-, juris Rn. 47; OVG NRW, Urteil vom 13. Februar 2009 - 16 A 845/08 -, 
juris Rn. 47; OVG NRW, Beschluss vom 13. Januar 1994 - 5 B 1236/93 -, 
juris Rn. 46. 
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Entgegen der Auffassung der Antragstellerin kommt es nicht entscheidend da-
rauf an, ob die zur Feststellung des Bestehens verfassungsfeindlicher Bestrebun-
gen herangezogenen Äußerungen für sich genommen zulässig sind, wenn sie 
vom Schutz der Meinungsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG umfasst sind. Im 
politischen Meinungskampf gilt zwar für die Behandlung von Themen, an denen 
ein öffentliches Interesse besteht, allgemein eine Vermutung für die freie Rede. 
Danach sind auch scharfe oder übersteigerte Äußerungen grundsätzlich zulässig. 

BVerwG, Urteil vom 18. Mai 2001 - 2 WD 42.00, 2 WD 43.00 -, juris Rn. 37 ff.; 
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. April 2006 - OVG 3 B 3.99 -, juris 
Rn. 168. 

Mit der Feststellung, dass einzelne Äußerungen dem Schutz der Meinungsfreiheit 
des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG unterstehen, ist jedoch nicht zugleich gesagt, dass 
deswegen die Berücksichtigung im Rahmen der verfassungsschutzbehördlichen 
Beurteilung unzulässig wäre. Es ist dem Staat nicht verwehrt, aus Meinungsäuße-
rungen, die den Schutz des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG genießen, also weder verboten 
sind noch bestraft werden können, Schlüsse zu ziehen und Maßnahmen zum 
Rechtsgüterschutz zu ergreifen. Das Gesetz definiert den Begriff der Bestrebung 
nicht anhand der Merkmale ihrer Legalität oder Illegalität. Deshalb können die 
Verfassungsschutzbehörden an die Inhalte von Meinungsäußerungen anknüpfen, 
soweit diese Ausdruck eines Bestrebens sind, das sich gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung richtet. Eine verfassungsfeindliche Zielrichtung dieser 
Art kann sich auch aus einer Zusammenschau erlaubter Äußerungen ergeben, 

vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 2005 - 1 BvR 1072/01 -, BVerfGE 113, 
63 (82, 85); BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 92; 
OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 19. Juni 2020 - OVG 1 S 55.20 -, 
juris Rn. 32; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. April 2006 - OVG 3 B 
3.99 -, juris Rn. 47; Bayerischer Verwaltungsgerichtshof (BayVGH), Be-
schluss vom 7. Oktober 1993 - 5 CE 93.2327 -, juris Rn. 24; VG Berlin 
Urteil vom 21. Januar 2016 - VG 1 K 255.13 -, juris Rn. 32. 

Die Voraussetzungen einer Einstufung, Behandlung etc. der Antragstellerin als 
„gesichert (rechts)extremistische Bestrebung“ sind nach dem aufgezeigten Prü-
fungsmaßstab im Rahmen des Eilverfahrens hier bislang nicht erfüllt. 

Zwar ist das Gericht danach davon überzeugt, dass weiterhin der starke Verdacht 
gegen die Antragstellerin besteht, verfassungsfeindliche Bestrebungen zu entfalten. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 246. 

Die Antragstellerin vertritt teilweise offen politische Forderungen, die mit der 
verfassungsmäßigen Ordnung in Gestalt der Menschenwürdegarantie nicht im 
Einklang stehen. Insoweit liegen nunmehr konkretere Belege dafür vor, dass es 
den politischen Zielsetzungen der Antragstellerin entspricht, deutschen Staatsan-
gehörigen islamischen Glaubens nur einen rechtlich abgewerteten Status zuzuer-
kennen. 
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Verfassungswidrig und mit der Menschenwürde unvereinbar ist eine politische 
Zielsetzung, mit der die rechtliche Gleichheit aller Staatsangehörigen in Frage 
gestellt wird. Nicht vereinbar mit der Menschenwürde sind zudem demütigende 
Ungleichbehandlungen. Dies gilt insbesondere, wenn derartige Ungleichbehand-
lungen gegen die eng zu verstehenden Diskriminierungsverbote des Art. 3 Abs. 3 
GG verstoßen, die sich ungeachtet der grundsätzlichen Frage nach dem Men-
schenwürdegehalt der Grundrechte jedenfalls als Konkretisierung der Menschen-
würde darstellen. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 78; BayVGH, 
Beschluss vom 14. September 2023 - 10 CE 23.796 -, juris Rn. 105; OVG 
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 19. Juni 2020 - OVG 1 S 55/20 -, juris 
Rn. 34 ff.; OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris 
Rn. 197, 202 ff. m.w.Nachw. 

In der erforderlichen Gesamtschau besteht derzeit zumindest der starke Ver-
dacht, dass zu den politischen Zielen der Antragstellerin die Etablierung rechtli-
cher Kategorisierungen oder Abstufungen gehört, welche an das islamische Glau-
bensbekenntnis der Betroffenen anknüpfen. 

Die Antragstellerin erachtet es danach zum Teil im Sinne einer muslimenfeindli-
chen Grundtendenz als gerechtfertigt, bei rechtlichen Zuordnungen danach zu 
unterscheiden, welchem Glaubensbekenntnis deutsche (oder ausländische) 
Staatsangehörige angehören. Dies stellt eine nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG unzu-
lässige Diskriminierung aufgrund des Glaubens dar, die als demütigende Un-
gleichbehandlung mit der Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG nicht zu 
vereinbaren ist, 

vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 246. 

Es besteht insoweit der starke Verdacht, dass die Antragstellerin bei Erlangung 
entsprechender politischer Gestaltungsmöglichkeiten die verfassungsrechtlich 
gewährleistete Religionsfreiheit nach Art. 4 Abs. 1 und 2 GG in einem auch die 
Menschenwürdegarantie berührenden Umfang außer Geltung setzen will. Zwar 
betreffen die derzeit von der Antragstellerin insoweit erhobenen Forderungen 
zunächst die gleichberechtigte Religionsausübung, 

vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 246; 

sie begründen jedoch für sich genommen noch nicht die für eine Einstufung als 
gesichert extremistische Bestrebung erforderliche Gewissheit. 

Es ist danach derzeit noch nicht mit Gewissheit festzustellen, dass die Antragstel-
lerin zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele auch andere Rechte muslimischer 
Zuwanderer oder deutscher Staatsangehöriger islamischen Glaubens allein we-
gen ihrer Konfessionszugehörigkeit missachten, beschränken oder einem recht-
lich wie inhaltlich unbestimmten „Kulturvorbehalt“ unterwerfen würde. 
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Vgl. dazu OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris 
Rn. 246. 

Dennoch wurden in das Bundestagswahlprogramm 2025 der Antragstellerin zu-
mindest zwei konkrete Forderungen im Sinne einer Diskriminierung von Perso-
nen islamischen Glaubens aufgenommen. 

So sind nach dem Bundestagswahlprogramm 2025 der Antragstellerin „der Bau 
von Minaretten und der Muezzinruf [...] zu untersagen“ (vgl. S.  991 Gutachten, 
S.  124 Bundestagswahlprogramm 2025, https://www.afd.de/wp-content/uplo-
ads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf). Diese Forderung, 
die unter der Überschrift „Einer weiteren Ausbreitung des Islam treten wir entge-
gen“ geführt wird, beinhaltet eine konkrete Diskriminierung von Muslimen, wel-
chen allein aufgrund ihres Glaubensbekenntnisses der Bau bestimmter religiöser 
Gebäude(bestandteile) untersagt werden soll. Eine Anknüpfung an allgemein gel-
tende baurechtliche Vorgaben ist in Bezug auf das beabsichtigte allgemeine Mi-
narettbauverbot in keiner Weise ersichtlich. 

Vgl. insoweit bereits OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, 
juris Rn. 241 ff., 246. 

Auch die Gruppe der deutschen Staatsangehörigen islamischen Glaubens ver-
fügte bei Umsetzung dieser Forderung über einen im Vergleich reduzierten Um-
fang grundrechtlich gewährleisteter Freiheit. Zu keinem anderen Ergebnis führt 
der Umstand, dass die Forderung nach einem Verbot des Muezzinrufs als einer 
„nicht unabdingbar notwendigen lautstarken religiösen Machtdemonstration“ 
(S. 471 Gutachten) nicht in gleicher Weise als verfassungsfeindlich gelten kann, 
soweit etwa immissionsschutzrechtliche Regelungen in diesem Bereich gegebe-
nenfalls rechtskonform ausgestaltet werden könnten. 

Die Antragsgegnerin betont zutreffend, dass insofern von einer reflektierten Auf-
nahme der Forderung eines Minarettbauverbots in das Bundestagswahlprogramm 
ausgegangen werden kann, als auf dem 16. Bundesparteitag der Antragstellerin die 
gerichtlichen Auseinandersetzungen mit dem Bundesamt thematisiert wurden. 
Dass dennoch eine Mehrheit des Delegiertenparteitags der Aufnahme der Forde-
rung in das Bundestagswahlprogramm 2025 zustimmte, kann als Ausdruck einer 
verbreiteten Islamfeindlichkeit innerhalb der Antragstellerin gewertet werden. 

Der Antragstellerin ist bereits hinsichtlich der maßgeblichen Tatsachengrundlage 
nicht zu folgen, soweit sie keine verfassungsfeindliche Bestrebung darin erkennt, 
dass ein Minarettbauverbot „debattiert“ wird (Bl. 2840 d.A.). Denn die beschlos-
sene Forderung geht über eine laufende innerparteiliche Debatte entschieden hin-
aus (vgl. Bl. 3157 d.A. zur „Religionskritik“). Es ist auch nicht zu erkennen, inwie-
weit sich die allgemeine Forderung eines Minarettbauverbots nur auf einen „po-
litischen“ Islam beziehen könnte (Bl. 2840 d.A.). Dass das Minarett nicht in allen 

https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
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Ausprägungen des Islams vorgegeben ist (Bl. 2878, 2880 d.A.), ist für die Bewer-
tung des allgemeinen Verbots unbeachtlich. 

vgl. bereits OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris 
Rn. 241 ff., 246. 

Denn auf eine Verletzung der Menschenwürdegarantie deutet bereits der Um-
stand, dass betroffenen Muslimen allein aufgrund ihrer subjektiv als verbindlich 
empfundenen Glaubensüberzeugungen der Bau bestimmter Gebäudebestand-
teile unmöglich gemacht werden soll, während andere Religionsgemeinschaften 
vergleichbare Gebäudebestandteile errichten und nutzen dürfen. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 241. 

Eine weitere offen diskriminierende Forderung enthält das Bundestagswahlpro-
gramm 2025 der Antragstellerin, soweit dort ein „Kopftuchverbot in öffentlichen 
Einrichtungen und insbesondere in Schulen nach dem Vorbild anderer europäi-
scher Länder“ angestrebt wird (S. 125 Bundestagswahlprogramm 2025, https:// 
www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025 
_web.pdf). Soweit der Zusatz „nach dem Vorbild anderer europäischer Länder“ 
sich einschränkend auch auf die Forderung nach einem Kopftuchverbot in öffent-
lichen Einrichtungen im Allgemeinen beziehen soll, ändert dies nichts an der (of-
fenkundigen) Verfassungswidrigkeit der Forderung. Denn sie bezieht sich eindeu-
tig auf das Tragen eines islamischen Kopftuchs im Sinne der Erfüllung eines sub-
jektiv empfundenen religiösen Gebots, zumal im gegebenen Kontext einer Erwäh-
nung nach dem „Tragen von Burka und Niqab“. Soweit ein „Kopftuchverbot“ nach 
der - öffentlich ausführlich thematisierten - Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts bereits für Angehörige des öffentlichen Dienstes in öffentlichen 
Schulen nicht pauschal in verfassungskonformer Weise geregelt werden kann, 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. Januar 2015 - 1 BvR 471/10 -, juris Rn. 97 ff. 

verletzt erst recht das weitergehende grundsätzliche Verbot des Tragens von 
Kopftüchern in öffentlichen Einrichtungen die verfassungsrechtlich gewährleis-
tete Religionsfreiheit. In der darin zugleich liegenden Ungleichbehandlung (auch 
zwischen deutschen Staatsangehörigen unterschiedlichen Glaubens) liegt wiede-
rum eine konkrete verfassungswidrige Diskriminierung zulasten von Personen is-
lamischen Glaubens. Es liegt zudem eine dem Verbot der Diskriminierung auf-
grund des Glaubens gemäß Art. 3 Abs. 3 GG widerstreitende Ungleichbehand-
lung darin, dass aus religiösen Gründen als verbindlich zu tragen empfundene 
Bekleidungsstücke im öffentlichen Raum auch etwa zur Inanspruchnahme von 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge abgelegt werden sollen. Dass eine entspre-
chende Forderung in das Wahlprogramm aufgenommen wurde belegt, dass eine 
Mehrheit der Delegierten des Bundesparteitags der Antragstellerin bereit war, 
sich für den Antrag auf Untersagung islamischer Glaubenspraktiken auch über 
Zweifel hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit der Forderung hinwegzusetzen. 

https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
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Dass in der Aussprache auf „laizistische“ Länder wie Frankreich und die frühere 
Türkei hingewiesen wurde und die Verfassungsfeindlichkeit der Forderung be-
stritten wird, ändert daran nichts, zumal der Verweis auf die Rechtslage in Frank-
reich, worauf die Antragsgegnerin hinweist (S. 994 Fn. 3075 Gutachten), unzu-
treffend ist. In der erforderlichen wertenden Gesamtschau erweist sich der Hin-
weis auf weitere europäische Länder nicht als berücksichtigungsfähige Relativie-
rung, sondern als Lippenbekenntnis. 

Die vorstehend erörterten Forderungen aus dem Bundestagswahlprogramm 
2025 der Antragstellerin berühren die verfassungsrechtlich gewährleistete Men-
schenwürde von Personen islamischen Glaubens, da diese im Sinne einer ge-
schlossenen Gruppe besonderen Verbotsregeln unterworfen werden sollen, wel-
che auf Personen außerhalb dieser Gruppe keine Anwendung finden. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 241. 

Sie sind entgegen dem Vorbringen der Antragstellerin verfassungsschutzrechtlich 
berücksichtigungsfähig, auch soweit es sich lediglich um Forderungen aus einem 
Wahlprogramm und nicht um ausgearbeitete Gesetzesentwürfe handelt. Jeden-
falls solange die Antragstellerin eine Oppositionspartei darstellt, ist es verfas-
sungsschutzrechtlich unbeachtlich, ob verfassungswidrige Forderungen bereits in 
Gesetzesentwürfe Eingang gefunden haben. Ausreichend ist die hier vorliegende 
grundlegende inhaltliche Bestimmtheit der jeweiligen politischen Forderung. 

Das im Bundestagswahlprogramm 2025 enthaltene Bekenntnis zur „Glaubens-, 
Gewissens- und Bekenntnisfreiheit nach Art. 4 Grundgesetz“ und die Feststellung, 
„Muslime, die sich integrieren und unsere Grundordnung und die Grundrechte 
anerkennen“, seien „geschätzte Mitglieder unserer Gesellschaft“ (S. 121 Bundes-
tagswahlprogramm 2025, https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/ 
AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf), führen zu keinem abweichen-
den Ergebnis. Diese Äußerungen sind, wie die Antragsgegnerin zu Recht aus-
führt, als reine Verbalbekundungen zu werten, soweit die im Wahlprogramm ent-
haltenen vorstehend erörterten konkreten Forderungen offenkundig gezielt allein 
die Religionsfreiheit von Muslimen verkürzen. Beabsichtigte konkrete Diskrimi-
nierungen sind insoweit nicht durch allgemein gehaltene Bekundungen zu relati-
vieren, welche die beabsichtigten Ungleichbehandlungen unberührt lassen. So-
weit Vertreter der Antragstellerin auf dem 16. Parteitag in den erörterten Forde-
rungen keine Verkürzung der Religionsfreiheit von Muslimen erkennen können 
(S. 938 f. Gutachten), handelt es sich auch dabei um reine Verbalbekundungen, 
zumal auch in diesen bekräftigt wird, in deutschen Städten solle es „keine Groß-
moscheen geben“ (S. 938 f. Gutachten). 

Derartige öffentliche Forderungen sind bei der anzustellenden Gesamtbetrach-
tung als gewichtige Aspekte zu berücksichtigen, weil verfassungsfeindliche 

https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf
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Personenzusammenschlüsse grundsätzlich dazu neigen, verfassungsfeindliche 
Aktivitäten zu verschleiern. 

Der dahingehend bestehende starke Verdacht wird darüber hinaus in der erfor-
derlichen Gesamtschau auch durch der Antragstellerin zurechenbare abwertende 
Äußerungen begründet, die kein konkretes Ziel benennen, aber zu dem Schluss 
nötigen, dass auch deutsche Staatsangehörige islamischen Glaubens nicht als 
gleichwertige Mitglieder der Gesellschaft angesehen werden, wenn diese Äuße-
rungen im Zusammenhang mit der politischen Betätigung der Antragstellerin ab-
gegeben werden und sich aus dem Kontext ergibt, dass das Glaubensbekenntnis 
als solches als Problem gesehen wird und nicht lediglich in rechtlich zulässiger 
Weise fehlende Integration beklagt oder für eine restriktive Migrations- und Ein-
bürgerungspolitik oder anderweitige legitime Ziele des politischen Handelns ge-
worben werden soll. 

Vgl. zu ausgrenzenden und diffamierenden Äußerungen als Beleg für ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 - 2 
BvB 1/13 -, juris Rn. 635, 721, 773; BVerwG, Urteil vom 18. Mai 2001 - 2 
WD 42.00 -, juris Rn. 48 f., 70; OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris Rn. 207 ff. 

Soweit zusätzlich zur Forderung konkreter verfassungswidriger Diskriminierun-
gen auch der Antragstellerin zurechenbare abwertende Äußerungen mit Bezug 
auf die betroffene Bevölkerungsgruppe getätigt werden, ist dies in der anzustel-
lenden Gesamtschau zu berücksichtigen. Denn entsprechende Äußerungen kön-
nen eine allgemein muslimenfeindliche Einstellung offenbaren, welche als ideelle 
Grundlage geplanter konkreter Diskriminierungen angesehen werden kann. 

In Bezug auf die Antragstellerin finden sich zahlreiche eine solche Annahme be-
gründende pauschal abwertende Aussagen. 

Die Bundessprecherin Dr. Weidel äußerte in einem Interview im Oktober 2023, 
sie habe „die Erfahrung gemacht, mit einem Dörfchen, was durch fremde Kultu-
ren, vorrangig der muslimischen, völlig überfordert gewesen ist. [...] Und da 
wusste ich eigentlich schon gleich, dass das alles kulturell nicht so zusammen-
passt. Also dass wir uns mit dem Influx von kulturfremden Leuten uns ein massi-
ves gesellschaftspolitisches Problem schaffen, was entgegen unserer freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung ist.“ (S. 452 Gutachten). 

In einer Wahlkampfrede in Brandenburg am 12. September 2024 äußerte sie 
sich zudem wie folgt: „Im letzten Jahr gab es insgesamt 761 [...] Gruppenverge-
waltigungen in unserem Land. Das sind mehr als zwei von diesen abscheulichen 
Verbrechen am Tag. Das sind Phänomene, das Herumgemessere, die Vergewalti-
gungen, die völlig neu sind in unserem Land. [...] Das, was wir auf den deutschen 
Straßen erleben, ist der Dschihad. Hier wird ein Glaubenskrieg gegen die deut-
sche Bevölkerung bereits geführt.“ (S. 453 f. Gutachten). 
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Diese Verknüpfung zwischen der islamischen Vorstellungswelt („Dschihad“) und 
bestimmten Kriminalitätsformen behauptete sie in einem Interview vom 27. Juni 
2024 erneut: „Überall werden Jugendliche jetzt auch verprügelt, tot getreten, 
Messerattacken passieren hier täglich, Frauen werden gruppenvergewaltigt. Das 
ist ja ein Phänomen, was man nur aus muslimischen Kulturen gegenüber Ungläu-
bigen kennt.“ (S. 455 Gutachten). 

Auch in einem Interview vom 25. August 2024 führte sie aus: „Es kann nicht sein, 
dass wir in Westdeutschland an den Schulen, bei den Kindern schon mehrheitlich 
muslimische Kinder haben, die deutsche Kinder [...] drangsalieren - junge Mäd-
chen, die kein Kopftuch tragen. Diese Gesellschaft, die freiheitliche Gesellschaft 
erträgt diese repressiven Kulturen nicht und wir vertragen die Stammeskulturen 
nicht. Das ist überhaupt nicht vereinbar mit der freiheitlich demokratischen 
Grundordnung. Und darum dürfen wir das nicht weiter zulassen, dass wir durch 
eine Massenmigration [...] überrannt werden und diese Leute innerhalb unserer 
Landesgrenze haben, die uns jetzt eben auch im Übrigen dschihadistisch zeigen, 
wer hier eigentlich die Hosen an hat [...].“ (S. 474 Gutachten). Die islamische Kul-
tur wird hier ohne erkennbare Einschränkungen als „regressiv“ bezeichnet; insbe-
sondere ist bei der erforderlichen kontextualisierten Betrachtung nicht ersicht-
lich, dass dieses Unwerturteil lediglich eine kleinere Gruppe übergriffiger („drang-
salieren“) Personen beträfe. 

Die vorstehenden Äußerungen sind, soweit sie dies nicht bereits ausdrücklich 
postulieren, nur so zu verstehen, dass eine generelle Unvereinbarkeit zwischen 
den Lebensformen jedenfalls einer Gruppe von gläubigen Muslimen sowie sons-
tiger deutscher Staatsangehöriger anzunehmen ist, die politisches Handeln zulas-
ten der erstgenannten Gruppe erfordert. Dabei wird eine Grundsätzlichkeit kultu-
reller Unterschiede postuliert, die sich bereits im Kindesalter zeige. Durch die Ge-
genüberstellung von „muslimischen“ und „deutschen“ Kindern wird der behaup-
tete Unterschied erneut hervorgehoben. Die betroffenen gläubigen Muslime wer-
den mithin unabhängig von Fragen der Staatsangehörigkeit als (politisches) Prob-
lem wahrgenommen und adressiert. Die Äußerungen lassen aus sich heraus nicht 
den Schluss zu, dass ausschließlich ausländische Staatsangehörige in Bezug ge-
nommen werden. 

Albrecht Glaser äußerte am 21. Dezember 2024 anlässlich der Amokfahrt auf 
dem Magdeburger Weihnachtsmarkt: „Ein muslimischer Christenmörder hat im-
mer ein unterstützendes Umfeld. Das ist die ‚Umma‘, die Gemeinschaft der Mus-
lime weltweit, die solche Mordtaten immer mit Wohlgefallen begleitet. Die abge-
schmackten Formeln des Bedauerns, die den Standarterklärungen [sic] der etab-
lierten Politiker sehr ähneln, von den Repräsentanten der Islam-Verbände sind 
Täuschungshandlungen, welche uns Abendländler einschläfern sollen.“ (S. 940 
Gutachten). Zwar übt Glaser derzeit keine hervorgehobenen Funktionen (mehr) 
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für die Antragstellerin aus. Es handelt sich indes um ein hervorgehobenes Partei-
mitglied, dessen Position bei der Antragstellerin u.a. darin deutlich wird, dass 
diese ihn für das Amt eines Bundestagsvizepräsidenten sowie des Bundespräsi-
denten zur Wahl stellte. 

Das Mitglied des Bundestags (MdB) Martin Renner äußerte bei einem Vortrag am 
23. März 2023 zum Islam als einer „verachtenden, mittelalterlichen Religion“: 
„Dieses Multikulti ist Burka-Schwarz, meine Damen und Herren. Die Freiheit des 
Individuums, das Grundprinzip des Christentums, kann niemals schiedlich-fried-
lich in einer Gesellschaft sich organisieren mit einem Islam-orientierten Men-
schenbild, die die totale Unterwerfung des Menschen unter den Willen Allahs 
fordert.“ (S. 443 Gutachten). Auch in dieser Äußerung wird eine grundsätzliche 
(„niemals“) Unvereinbarkeit zwischen kulturell fixierbaren Menschenbildern pos-
tuliert, wobei das „Islam-orientierte Menschenbild“ insbesondere die „Freiheit des 
Individuums“ nicht toleriere. Am 4. Juni 2024 postete er auf Facebook die fol-
gende Aussage: „Friedlicher Islam ist ein Märchen, so wie der bisher nur noch 
‚nicht richtig‘ durchgeführte Sozialismus.“ (S. 481 Gutachten). Über die vorge-
nannte Äußerung hinaus wird hier dem Islam bzw. entsprechenden Gläubigen 
als solchem eine strukturelle Gewaltneigung zugeschrieben. 

Das Mitglied des Landtags (MdL) Björn Höcke formulierte allgemein, „der islami-
sche Einfluss in Deutschland“ sei „zu groß und er muss zurückgedrängt werden“ 
(S. 444 Gutachten). Soweit Höcke als Vorsitzender des thüringischen Landesver-
bandes der Antragstellerin allgemein ein „Zurückdrängen“ des „islamischen Ein-
flusses“ als politisches Ziel begreift, kann dies bei verständiger Auslegung nur 
durch politisch-gesellschaftliches Handeln zulasten der in Deutschland lebenden 
Muslime realisiert werden. Im Einklang mit dem Wahlversprechen der Antrag-
stellerin, einer weiteren Ausbreitung des Islam entgegenzutreten (s.o.), wird da-
mit in undifferenzierter Form der Islam als solcher politisch problematisiert. 

MdL Jörg Urban sprach am 18. Dezember 2023 von einer „Ablehnung unserer 
deutschen Kultur durch muslimische Migranten. Sie kommen aus völlig verarm-
ten, dysfunktionalen, von Glaubenskriegen zerrütteten Ländern zu uns hierher. 
[...] Und gleichzeitig wollen sie hier ihre Kultur errichten, die ihre Heimatländer 
in Armut, in Krieg und in Unfreiheit hält. Das ist doch religiöser Wahnsinn. Das 
ist als Massenphänomen nicht integrierbar. Das ist der heutige Islam und diesem 
religiösen Wahn müssen wir uns als Gesellschaft mit aller Kraft entgegenstellen. 
[...] Der heutige real existierende Islam integriert sich nicht. Der heutige real exis-
tierende Islam hat auch nicht die Absicht, sich zu integrieren.“ (S. 447 Gutachten). 
Der sächsische Landesvorsitzende der Antragstellerin adressiert hier „muslimi-
sche Migranten“ als geschlossene Gruppe, die als kulturell ‚belastet‘ erscheint im 
Sinne eines gewaltgeneigten „religiösen Wahnsinns“, der Maßnahmen erfordert: 
Soweit ihm zufolge die „Gesellschaft“ sich dem „mit aller Kraft entgegenstellen“ 
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muss, kann dies bei verständiger Auslegung u.a. nur politisches Handeln zulasten 
der besagten Gruppe zur Folge haben. Soweit die Äußerung zunehmend allge-
mein auf den „Islam“ abhebt, betrifft sie grundsätzlich auch deutsche Staatsan-
gehörige muslimischen Glaubens. 

MdB Beatrix von Storch äußerte in einem Facebook-Post vom 23. Januar 2023 
zur „massenhaften Einbürgerung“ von muslimischen Migranten: „Wir müssen 
diese fatale Entwicklung endlich stoppen und rückgängig machen, sonst leben 
wir bald nicht mehr in der Bundesrepublik Deutschland, sondern in der Islami-
schen Republik Deutschland.“ (S. 462 Gutachten). Die stellvertretende Vorsit-
zende der Bundestagsfraktion der Antragstellerin formuliert hier im Sinne einer 
Antithese dahin, dass die Einbürgerung von Muslimen zu einer grundsätzlichen 
Änderung der Verfassungsordnung der Bundesrepublik im Sinne einer „fatalen 
Entwicklung“ führe. Sie formuliert zugleich im Sinne eines politischen Ziels, diese 
Einbürgerungen zu „stoppen und rückgängig“ zu machen. Insoweit wird eine po-
litische Absicht dahingehend impliziert, normative Unterscheidungen zwischen 
unterschiedlichen Glaubensbekenntnissen im Rahmen des Staatsangehörigkeits-
rechts einzuführen. 

Zur Teilnahme der Partei „Demokratische Allianz für Vielfalt und Aufbruch“ 
DAVA, – einer im Januar 2024 gegründeten konservativen politischen Vereini-
gung in Deutschland, die primär Menschen mit Zuwanderungsgeschichte anspre-
chen will und als AKP nah gilt – an der Bundestagswahl 2025 äußerte der nord-
rhein-westfälische Landesverband der Antragstellerin in einem Facebook-Post, es 
handle sich um eine „Muslim-Partei“, die „aus dem Reservoir der rund 2,5 Millio-
nen Muslime mit deutschem Pass“ schöpfen wolle und mit der „der islamische 
Machtanspruch [...] immer offener und ungenierter zu Tage“ trete (S. 480 Gut-
achten). Insbesondere die Formulierung „Muslime mit deutschem Pass“ macht 
bei verständiger Auslegung deutlich, dass solche sich für den Landesverband der 
Antragstellerin aus der Gruppe der deutschen Staatsangehörigen relevant abhe-
ben. Im Zusammenhang mit den diskriminierenden Forderungen der Antragstel-
lerin mit Bezug zu dieser „Gruppe“ von Staatsangehörigen wird somit erkennbar, 
dass diese in der Perspektive der Antragstellerin als ‚Bürger zweiter Klasse‘ zu 
behandeln wären. 

Im Rahmen der aufgezeigten im Eilverfahren möglichen Prüfung kann indes ge-
genwärtig noch keine das Gesamtbild der Partei beherrschende Prägung der An-
tragstellerin als Gesamtpartei durch die vorstehend erörterten Positionen und 
Einstellungen festgestellt werden. 

Denn die vorstehend adressierten zwei konkreten muslimenfeindlichen Forderun-
gen stellen sich derzeit noch als einzelne verfassungswidrige Forderungen dar. 
Insoweit ist nicht jede verfassungswidrige Forderung, nicht jede einzelne Äuße-
rung für sich genommen ausreichend für die Feststellung der verfassungsfeind-
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lichen Grundtendenz einer Partei. Entscheidend ist, dass sich der betroffene Per-
sonenzusammenschluss gezielt als solcher, in seiner charakteristischen Grundten-
denz, gegen fundamentale Verfassungsprinzipien wendet. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 73. 

Die hier erörterten Forderungen betreffen zunächst die gleichberechtigte Religi-
onsausübung, 

vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 246, 

und führen insoweit noch nicht zu einer verfassungsfeindlichen Prägung der An-
tragstellerin als Gesamtpartei. Eine solche folgt auch nicht aus der Berücksichti-
gung von der Antragstellerin zurechenbaren islam- und muslimenfeindlichen 
Aussagen. 

Denn es ist derzeit noch nicht mit hinreichender Gewissheit dargetan, dass im 
Fall der Erlangung politischer Gestaltungsmöglichkeiten durch die Antragstellerin 
auch weitere Rechte deutscher Staatsbürger muslimischen Glaubens einge-
schränkt oder verkürzt werden sollen, sodass diese als Staatsbürger zweiter 
Klasse behandelt würden. 

Die Antragsgegnerin stützt ihre Bewertung ausschließlich auf öffentlich verfüg-
bare Quellen und hat nachrichtendienstliche Informationen zu weitergehenden, 
nicht öffentlich verlautbarten Zielen der Antragstellerin nicht mitgeteilt. Daher 
kann verfassungsschutzrechtlich bislang nicht zulasten der Antragstellerin ange-
nommen werden, dass entsprechende weitergehende Pläne intern verfolgt wer-
den. Zudem stellen sich auch der Darlegung der Antragsgegnerin nach die ent-
sprechenden Anhaltspunkte nicht als isoliert zu bewertende charakteristische 
Grundtendenz der Antragstellerin dar, sondern zugleich als Reflex der von der 
Antragsgegnerin angenommenen allgemein fremdenfeindlichen Positionierung 
der Gesamtpartei (vgl. S. 1033 Gutachten). 

Es liegen entgegen der Darstellung und Auffassung der Antragsgegnerin aber 
keine zur Gewissheit verdichteten tatsächlichen Anhaltspunkte dafür vor, dass 
nach dem politischen Konzept der Antragstellerin Flüchtlingen und anderen Zu-
wanderern, deutschen Staatsangehörigen mit Migrationshintergrund und deut-
schen und ausländischen Staatsangehörigen islamischen Glaubens die Anerken-
nung als gleichberechtigte Mitglieder der rechtlich verfassten Gemeinschaft ver-
sagt werden soll. Die von der Antragsgegnerin in ihrem Folgegutachten angeführ-
ten Äußerungen überschreiten zwar zum Teil die Grenzen der verfassungsrecht-
lich gebotenen Achtung der Menschenwürde. Auch die quantitative Zahl der dif-
famierenden und die menschliche Würde missachtenden Positionierungen doku-
mentiert in der Gesamtschau indes derzeit noch keine gesichert extremistische 
Positionierung der Gesamtpartei. 



MIP 2026 | Heft 1  Rechtsprechung 

167 

Es besteht bislang nach der im Rahmen des Eilverfahrens vorzunehmenden Prü-
fung zwar der begründete Verdacht, aber keine hinreichende Gewissheit dahin-
gehend, dass es den politischen Zielsetzungen der Antragstellerin entspricht, 
deutschen Staatsangehörigen mit Migrationshintergrund nur einen rechtlich ab-
gewerteten Status zuzuerkennen, weil zu ihren zentralen politischen Vorstellun-
gen gehörte, dass es eine von der Staatsangehörigkeit unabhängige „ethnisch-
kulturelle“ Volkszugehörigkeit gebe, die von entscheidender Bedeutung für die 
Bewahrung der deutschen Kultur und Identität sei und es deshalb rechtfertige, 
bei rechtlichen Zuordnungen danach zu unterscheiden, ob und gegebenenfalls 
aus welchem Kulturraum deutsche Staatsangehörige oder deren Eltern zugewan-
dert sind. Dies stellte gegebenenfalls eine nach Art. 3 Abs. 3 GG unzulässige Dis-
kriminierung aufgrund der Abstammung dar, die mit der Menschenwürdegaran-
tie des Art. 1 Abs. 1 GG nicht zu vereinbaren ist. Dabei steht außer Frage, dass 
bei der Bestimmung des „Volkes“ im Sinn von Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG ethni-
schen Zuordnungen keine exkludierende Bedeutung zukommt. Das Grundgesetz 
überantwortet dem Gesetzgeber die Befugnis, Erwerb und Verlust der Staatsan-
gehörigkeit zu regeln (Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG). Wer die deutsche Staatsangehö-
rigkeit erwirbt, ist aus Sicht der Verfassung unabhängig von seiner ethnischen 
Herkunft Teil des Volkes. 

Vgl. BVerfG, Urteile vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19 -, juris Rn. 377, und 
vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, BVerfGE 144, 20, juris Rn. 690 f.; 
OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 202 ff. 

Das schließt es nicht aus, auch bei deutschen Staatsangehörigen „ethnisch-kultu-
relle“ Gemeinsamkeiten oder Unterschiede in den Blick zu nehmen. Allerdings 
handelt es sich dabei nicht um rechtlich zulässige Kategorisierungen und ist die 
Zugehörigkeit zu einer „ethnisch-kulturellen“ Gruppe insoweit nicht aperspektivisch 
bestimmbar, sondern hängt von dem jeweiligen Begriffsverständnis ab. Dement-
sprechend ist auch die deskriptive Verwendung eines „ethnisch-kulturellen Volks-
begriffs“ in rechtlicher Hinsicht weder richtig noch falsch, sondern eine von per-
sönlichen Wertungen abhängige Sprachpraxis, die zum Beispiel soziologische, 
ethnologische oder historische Differenzierungen einbeziehen kann. Verfas-
sungswidrig und mit der Menschenwürde unvereinbar ist allerdings die Verknüp-
fung eines „ethnisch-kulturellen Volksbegriffs“ mit einer politischen Zielsetzung, 
mit der die rechtliche Gleichheit aller Staatsangehörigen in Frage gestellt wird. 

Vgl. BayVGH, Beschluss vom 14. September 2023 - 10 CE 23.796 -, juris 
Rn. 105; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 19. Juni 2020 - OVG 1 
S 55/20 -,juris Rn. 34 ff.; OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris Rn. 202 ff. 

Im Parteiprogramm und in sonstigen Veröffentlichungen oder Äußerungen der 
Antragstellerin oder ihr zurechenbarer Anhänger finden sich bislang keine ein-
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deutigen Forderungen im Sinne einer allgemeinen rechtlichen Diskriminierung 
deutscher Staatsangehöriger mit Migrationshintergrund. 

Tatsächliche Anhaltspunkte für dahingehende Bestrebungen bieten zwar auch 
– von der Antragsgegnerin in großer Zahl dokumentierte – abwertende Äußerun-
gen, die kein konkretes Ziel benennen, aber deutlich machen, dass deutsche 
Staatsangehörige mit Migrationshintergrund nicht als gleichwertige Mitglieder 
der Gesellschaft angesehen werden, wenn diese Äußerungen im Zusammenhang 
mit der politischen Betätigung der Antragstellerin abgegeben werden und sich 
aus dem Kontext ergibt, dass der Migrationshintergrund als solcher als Problem 
gesehen wird und nicht lediglich – rechtlich zulässig – eine fehlende Integration 
beklagt oder für eine restriktive Migrations- und Einbürgerungspolitik geworben 
werden soll. Da die Antragstellerin als politische Partei grundsätzlich darauf aus-
gerichtet ist, die nach ihrer Überzeugung bestehenden Problemlagen nicht nur zu 
benennen, sondern etwaigen Fehlentwicklungen mit politischen und rechtlichen 
Mitteln aktiv entgegenzusteuern, rechtfertigt dies den starken Verdacht, dass die 
wahren Zielsetzungen aus taktischen Gründen nicht vollständig offengelegt wer-
den. In einer derartigen Situation kann es erforderlich sein, die Beobachtung 
durch den Verfassungsschutz unter Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln 
fortzusetzen, um konkrete Erkenntnisse über die von der Antragstellerin tatsäch-
lich verfolgten Ziele zu gewinnen. 

Vgl. zu ausgrenzenden und diffamierenden Äußerungen als Beleg für ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 - 2 
BvB 1/13 -, juris Rn. 635, 721, 773; BVerwG, Urteil vom 18. Mai 2001 - 2 
WD 42.00 -, juris Rn. 48 f., 70; OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 
1218/22 -, juris Rn. 207 ff. 

Derartige Erkenntnisse liegen nach der aufgezeigten im Rahmen des Eilverfah-
rens möglichen Würdigung der in das Verfahren eingebrachten Belege und Nach-
weise nicht vor. Das Gericht kann solche insbesondere den Darlegungen der An-
tragsgegnerin im gerichtlichen Verfahren nicht entnehmen. Durch nachrichten-
dienstliche Mittel erlangte, nicht öffentlich zugängliche Erkenntnisse sind dem 
Vorbringen der Antragsgegnerin nach in das Folgegutachten 2025 nicht einge-
flossen. Insoweit kann hier dahinstehen, ob und in welchem Ausmaß durch 
menschliche Quellen der Antragsgegnerin erlangte Informationen in das Gutach-
ten eingeflossen sind. 

Zwar ist nicht ausgeschlossen, dass auch eine allein quantitative Verdichtung der 
entsprechenden Anhaltspunkte die erforderliche Gewissheit begründen kann. So-
weit die Antragsgegnerin von einer solchen „quantitativen Verfestigung“ bzw. ei-
ner „auch quantitativen Verdichtung“ (S. 1028 Gutachten) der entsprechenden 
Anhaltspunkte spricht, kann das Gericht eine diese begleitende qualitative Ver-
dichtung im Vergleich zu den vorangehenden Gutachten der Antragsgegnerin 
nicht erkennen. 
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Aus den hier zu berücksichtigenden, zum Teil mit der verfassungsrechtlich ge-
währleisteten Menschenwürde unvereinbaren abwertenden Äußerungen mit Be-
zug zu Zugewanderten ergeben sich indes nicht ohne Weiteres auch konkrete 
politische Zielsetzungen, welche verfassungswidrige Maßnahmen für den Fall 
der Erlangung politischer Gestaltungsmöglichkeiten durch die Antragstellerin mit 
der erforderlichen Gewissheit erwarten lassen. Sie begründen für sich genommen 
lediglich einen starken dahingehenden Verdacht. 

Dass nach der Bewertung im Folgegutachten bei Repräsentanten der Antragstel-
lerin hinsichtlich des beanstandeten Volksbegriffs „keine Abkehr, Zurückhaltung 
oder Mäßigung feststellbar“ ist und dieser „fortgesetzt“ vertreten wird (S. 1024 
Gutachten), ist in Bezug auf die Erfüllung der gesteigerten Anforderungen einer 
Behandlung als gesichert extremistische Bestrebung vor diesem Hintergrund 
nicht hinreichend. Denn dass entsprechende sprachliche Markierungen bestimm-
ter Bevölkerungsgruppen von verfassungswidrigen Diskriminierungen nach der 
politischen Zielsetzung der Antragstellerin begleitet werden, also die „Unterschei-
dung“ der Gruppen tatsächlich eine „Schlechterstellung“ von deutschen Staatsan-
gehörigen mit Migrationshintergrund zur Folge haben soll (S. 1027 Gutachten), 
kann auch unter Berücksichtigung der Besonderheiten verfassungsschutzrechtli-
cher Prognoseentscheidungen nicht ohne Hinzutreten weiterer, bislang fehlender 
Umstände zulasten der Antragstellerin vermutet werden. 

Darüber hinausgehende Erkenntnisse ergeben sich insbesondere nicht aus etwa-
igen - von der Antragstellerin zuletzt auch im Bundestagswahlprogramm 2025 
verfolgten - Plänen mit Bezug zu einer sogenannten „Remigration“. Solche kön-
nen zwar nach den Umständen des Einzelfalls die Einstufung als verfassungs-
feindliche Bestrebung tragen. 

Vgl. dazu im Einzelnen BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris 
Rn. 97 ff. 

Indes wird der Begriff „Remigration“ in verschiedener Art und Weise gebraucht. 
Nicht jede solche Verwendung bietet einen Anhaltspunkt für eine verfassungs-
feindliche Bestrebung. Vielmehr ist, zumal schon auf der Deutungsebene Vorent-
scheidungen über die rechtliche Zulässigkeit einer Äußerung fallen, 

vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 94, 

der wiederum jeweils konkrete Kontext entsprechender Äußerungen zu berück-
sichtigen. 

BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2025 - 6 A 4.24 -, juris Rn. 94 ff.; OVG NRW, 
Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 219; vgl. aber Sächsi-
sches Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 4. Juli 2025 - 4 B 146/25 -, 
juris Rn. 4. 

Insoweit kann der Antragsgegnerin nicht grundsätzlich eine verfehlte Maßstabs-
bildung vorgehalten werden, soweit diese in ihrem Folgegutachten ausdrücklich 
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auf die „Verwendungspraxis des Begriffs Remigration“ durch die Antragstellerin 
abhebt (S. 1015 Gutachten) und diese Verwendungspraxis von dem Vorhaben 
einer Durchführung von „Abschiebungen in einem rechtsstaatlichen Rahmen“ 
(S. 407 Gutachten) abzugrenzen versucht. Die Antragsgegnerin geht auch aus-
drücklich davon aus, dass der Begriff Remigration „nicht in jeder Variante verfas-
sungsfeindlich“ ist (S. 427 Gutachten). 

Indessen werden der Antragstellerin im Gutachten der Antragsgegnerin wieder-
holt auch solche Fälle der Verwendung des Begriffs „Remigration“ durch ihre Re-
präsentanten vorgehalten, die sich bei verständiger Auslegung nicht als Verweis 
auf das menschenwürdewidrige Konzept der Neuen Rechten begreifen lassen. 
Soweit der Bundesverband der Antragstellerin in einem Facebook-Post vom 18. 
Dezember 2023 einen „Tag der Remigration“ feiert und dabei fordert: „Geltendes 
Asyl- und Ausländerrecht muss eingehalten und durchgesetzt werden. Wer für 
seinen eigenen Lebensunterhalt aufkommt, sich anpasst und unsere Gesetze und 
Gebräuche respektiert, kann bleiben.“ (S. 403 Gutachten), ist dem nicht zu ent-
nehmen, „dass die AfD nicht an rechtsstaatlich gebotenen Einzelfallprüfungen“ 
interessiert sei (vgl. S. 1015 Gutachten). Gleiches gilt für die ebenfalls in Form 
eines Facebook-Posts abgesetzte Äußerung der Parteivorsitzenden Dr. Weidel, 
Deutschland brauche „eine Remigrationspolitik aus einem Guss“ (S. 412 Gutach-
ten) und die von der Antragsgegnerin als „reine Verbalbekundung“ (S. 427 Gut-
achten) bewerteten „7 Punkte zu Remigration“ der Antragstellerin. Auch die Aus-
führungen zum als „Remigration“ umschriebenen „Maßnahmenkatalog“ nach 
dem Bundestagswahlprogramm 2025 der Antragstellerin orientieren sich ihrem 
Wortlaut nach an Zielen, die „sich jedenfalls mittels verfassungskonformer Ge-
setzesänderungen umsetzen lassen“ und werden von der Antragsgegnerin zutref-
fend als nicht verfassungsschutzrelevant bewertet (S. 989 f. Gutachten). Entge-
gen den Ausführungen im Folgegutachten der Antragsgegnerin kann aus dem 
„gezielten Rekurs auf einen Begriff, der [...] mehrheitlich in einem fremdenfeind-
lichen Kontext benutzt wird“ (S. 990 Gutachten), nach den vorstehenden Erwä-
gungen keine hinreichende Gewissheit in Bezug auf eine verfassungsfeindliche 
Bestrebung gewonnen werden. Eine solche ergibt sich auch nicht „in der Gesamt-
schau der Äußerungen“ (S. 1029 Gutachten). 

Sie ergibt sich auch nicht unmittelbar aus der Forderung nach „millionenfacher 
Remigration“ (vgl. S. 990 Gutachten). Es ist derzeit nicht mit hinreichender Ge-
wissheit festzustellen, dass aus dieser Redeweise ein konkretes politisches Ziel 
der Antragstellerin dahingehend folgt, ganze Bevölkerungsgruppen „abzuschie-
ben“ oder auf andere Weise deren Lebensmittelpunkt aus dem Gebiet der Bun-
desrepublik hinaus zu verlagern. Ein solches Ziel folgt nicht bereits aus dem un-
klaren Charakter der Herkunft der numerischen Angabe in Verbindung mit der 
Tatsache, dass ausreisepflichtige Personen in entsprechender Anzahl auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik nicht vorhanden sind. Soweit etwa MdB Miguel Klauß 
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zufolge „Mio fach Abschiebungen von illegalen Migranten [...] richtig und wich-
tig“ sind (S. 419 Gutachten), wahrt die Anführung von „illegalen Migranten“ als 
Betroffenengruppe noch den notwendigen Bezug zu rechtsstaatlich gebotenen 
Einzelfallprüfungen. Zudem ist auch vor dem Hintergrund des Vorbringens der 
Antragstellerin nicht ersichtlich, dass diese nicht von einer die Zahl von zwei Mil-
lionen Personen überschreitenden Anzahl potentiell ausreisepflichtiger Personen 
ausgehen konnte. 

Auch wo der vorgenannte Bezug fehlt, folgt aus dem unklaren Begriff „Remigra-
tion“ kein konkretes politisches Ziel im Sinne einer Abschiebung der vermeintlich 
Betroffenen. Mangels konkreterer Darlegung spezifisch verfassungsfeindlicher 
Absichten in Bezug auf die Umsetzung einer sogenannten „Remigrationspolitik“ 
sind solche hier nicht ersichtlich. Soweit vereinzelt Anhaltspunkte dargelegt sind, 
die auf ein entsprechendes Ziel schließen lassen (S. 929 Gutachten), lassen diese 
bislang nicht zugleich auf ein dahingehendes die Gesamtpartei prägendes politi-
sches Ziel schließen. Die von der Antragsgegnerin vorgebrachte Deutung des Re-
migrationsbegriffs der Antragstellerin als „Konsequenz und Spiegel des [...] völ-
kisch-abstammungsmäßigen Volksbegriffs“ (Bl. 6996 d.A.) impliziert eine pro-
grammatische Stringenz, welche das Gericht den bislang vorgebrachten Belegen 
nicht entnehmen kann. 

Soweit entsprechende Äußerungen dem Bundesamt zufolge „nahelegen“, dass 
eine systematische Rückführung ganzer Bevölkerungsgruppen beabsichtigt sei 
(S. 415, 990 Gutachten), oder auf ein völkisches Konzept „hinweisen“ (S. 113 
Gutachten), vermittelt dies bereits nicht unmittelbar die zur Annahme eines gesi-
chert extremistischen Falls erforderliche Gewissheit. Denn es ist nicht mit hinrei-
chender Gewissheit dargetan, dass die Antragstellerin oder eine sie innerpartei-
lich prägende Strömung eine solche „Rückführung ganzer Bevölkerungsgruppen“ 
beabsichtigt. Nichts anderes gilt für von der Antragsgegnerin angenommene 
Pläne zur Schaffung eines „faktischen ‚Remigrationsdrucks‘“ (Bl. 6998 d.A.). 

Eine solche Gewissheit vermittelt insbesondere nicht die Äußerung des Bundes-
verbandes der Antragstellerin in einem „Tweet“ vom 10. Januar 2024: „Wir brau-
chen #Passentzug für Kriminelle und #Remigration!“ (S. 136 Gutachten). Auch 
soweit diese Äußerung bei der gebotenen kontextualisierten Betrachtung gera-
dezu eindeutig den Verdacht rechtfertigt, dass mit den adressierten „Kriminellen, 
Gefährdern, Terroristen und Vergewaltigern“ als in „ethnisch-kultureller“ Per-
spektive nicht-deutsche Volksangehörige verstandene Personen in den Blick ge-
nommen sind, folgt aus der genannten Äußerung nicht mit hinreichender Gewiss-
heit die Annahme eines konkreten politischen Ziels der Antragstellerin dahinge-
hend, diese Personen als Bevölkerungsgruppe zum Gegenstand von (Abschie-
bungs-)Maßnahmen zu machen. Denn selbst diese hervorgehoben reißerische 
Äußerung bezieht sich durch die zitierten Begriffe noch auf ein konkretes 
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Verhalten der Betroffenen („Frauen vergewaltigen, unschuldige Menschen mit 
Messern angreifen“), auf das mit den genannten Maßnahmen reagiert werden 
soll, und nicht allein auf die Zugehörigkeit zur „Bevölkerungsgruppe“. 

Dies kann nicht mit hinreichender Gewissheit als Verbalbekundung im Sinne ei-
ner bloß oberflächlichen Verengung des Betroffenenkreises unter Verschleierung 
in Wirklichkeit bestehender weitergehender Absichten verstanden werden, zu-
mal die Forderung nach einem „Passentzug“ auch nach den Darlegungen im Fol-
gegutachten der Antragsgegnerin vereinzelt geblieben ist (vgl. etwa S. 155 Gut-
achten: „Ausbürgerungen“) und teils auf „Straftäter mit doppelter Staatsbürger-
schaft“ begrenzt wird (S. 235 Gutachten). Denn soweit die Antragsgegnerin der 
Antragstellerin vorhält, entsprechende Einschränkungen ihrer Forderungen nach 
Remigration seien bloße Lippenbekenntnisse, fehlt es an entsprechenden Darle-
gungen, welche auf weitergehende Ziele der Antragstellerin mit der erforderli-
chen Gewissheit schließen lassen. Eine solche ergibt sich insbesondere nicht aus 
der Annahme des Bundesamtes, entsprechende Positionen seien „immer auch vor 
dem Hintergrund der Grundannahmen in der Partei“ zu verstehen (Gutachten 
S. 106). Hiergegen sprechen bereits von der Antragsgegnerin angeführte Äuße-
rungen von Untergliederungen der Antragstellerin, die ausdrücklich auch darauf 
abheben, dass durch ein sogenanntes „Verramschen“ eines deutschen „Passdoku-
ment[s]“ die eingebürgerte Person „mit allen einhergehenden Rechten ausgestat-
tet ist“ (S. 117 f. Gutachten). Dass der zugleich verwendete Begriff der „Volksge-
meinschaft“ (S. 117 Gutachten) im gegebenen Kontext wiederum den auf die An-
tragstellerin bezogenen fortbestehenden Verdacht einer menschenwürdewidri-
gen Volkskonzeption nährt, 

vgl. insoweit BVerwG, Urteil vom 9. Oktober 2025 - 2 A 6.24 -, juris Rn. 34, 

ändert an diesem Umstand nichts. Denn soweit verfassungswidrige Personenzu-
sammenschlüsse dazu neigen, ihre wahren Absichten konspirativ zu verschleiern, 
obliegt dem Bundesamt die Aufgabe einer Informationsgewinnung auch durch 
nachrichtendienstliche Mittel. 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 - 5 A 1218/22 -, juris Rn. 207. 

Von den nach Auffassung des Gerichts insoweit weiterhin diffusen öffentlichen 
Äußerungen der Repräsentanten der Antragstellerin abweichende, die Partei als 
solche prägende „Geheimziele“ in Bezug auf die „Rückführung ganzer Bevölke-
rungsgruppen“ sind hier nicht dargetan. 

Auch im Übrigen ist nicht mit hinreichender Gewissheit dargelegt oder den zu-
grunde gelegten Materialien zu entnehmen, dass zu den politischen Zielen der 
Antragstellerin allgemeine rechtliche Kategorisierungen oder Abstufungen gehö-
ren, welche in einer mit der Menschenwürde unvereinbaren Form die rechtliche 
Gleichheit aller Staatsangehörigen in Frage stellten. 
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Der Antragstellerin zurechenbare eindeutige Forderungen im Sinne konkreter Un-
gleichbehandlungen zwischen deutschen Staatsbürgern im Allgemeinen und sol-
chen mit Migrationsgeschichte liegen bislang nur vereinzelt vor. Insoweit sind sie 
für die Antragstellerin als Gesamtpartei nicht prägend und stellen keine diese be-
herrschende Grundtendenz dar. 

Soweit etwa MdB Dennis Hohloch am 25. April 2024 auf einer Veranstaltung 
forderte, Schülern mit Migrationshintergrund „das Recht auf Bildung ab[zu]er-
kennen“ (S. 392 Gutachten: „[...] es ist nicht unser Problem, wie diese Eltern ihre 
Kinder beschulen.“), stellt diese reißerische Äußerung eine vereinzelte Entglei-
sung dar, die in Wahlprogrammen der Antragstellerin keine Berücksichtigung ge-
funden hat und auch öffentlich keine weitere nennenswerte Unterstützung fand. 
Ein entsprechendes die Antragstellerin prägendes politisches Ziel ist nicht zu er-
kennen. 

Gleiches gilt für das durch den Landesverband Sachsen der Antragstellerin avi-
sierte Ziel, ein sogenanntes „Baby-Begrüßungsgeld“ unter Bedingungen einzufüh-
ren, die bei lebensnaher Betrachtung allein vermeintlich ethnisch deutsche Volks-
zugehörige erfüllen dürften (S. 124, 1028 Gutachten). 

Es besteht auch ein Anordnungsgrund. Die einstweilige Anordnung ist zur Ge-
währung effektiven Rechtsschutzes schlechterdings notwendig, weil die Antrag-
stellerin anderenfalls Nachteile zu erwarten hätte, die für sie unzumutbar wären. 
Denn ihr droht konkret der Verlust von Unterstützern und Mitgliedern durch die 
belastende Öffentlichkeitswirkung der Einstufung sowie deren waffenrechtliche 
(vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 3 des Waffengesetzes) und beamten- bzw. dienstrechtliche 
(vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes, § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Beamten-
statusgesetzes, § 9 Nr. 2 des Deutschen Richtergesetzes) Folgen. 

Nach dem Vorstehenden ist der Antrag auch weitgehend begründet, soweit die 
Antragstellerin nach ihrem Antrag zu Ziff. 2. die Verpflichtung der Antragsgeg-
nerin im Wege der einstweiligen Anordnung begehrt, es zu unterlassen, durch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz öffentlich bekanntzugeben, dass die An-
tragstellerin als „gesichert rechtsextremistische Bestrebung“ eingeordnet, beo-
bachtet, behandelt, geprüft und/oder geführt wird. 

Rechtsgrundlage für die öffentliche Bekanntgabe durch das Bundesamt ist § 16 
Abs. 1 BVerfSchG. Nach dieser Vorschrift informiert das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz die Öffentlichkeit über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 
Abs. 1 BVerfSchG, soweit hinreichend gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte 
hierfür vorliegen, sowie über präventiven Wirtschaftsschutz. Diese Voraussetzun-
gen sind hier nicht erfüllt. Wie oben dargelegt, liegen keine zur Gewissheit ver-
dichteten tatsächlichen Anhaltspunkte dafür vor, dass die Antragstellerin ihrem 
Gesamtbild bzw. ihrer charakteristischen Grundtendenz nach Bestrebungen ver-
folgt, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind. 
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Entsprechend dem Antrag zu Ziff. 3 der Antragstellerin droht das Gericht zudem 
gemäß § 123 Abs. 3 VwGO in Verbindung mit §§ 928, 890 ZPO ein Ordnungs-
geld in Höhe von jeweils bis zu 10.000,00 EUR für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
gegen die Unterlassungsverpflichtung nach Ziff. 1 und 2. dieses Beschlusses an. 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 17. Oktober 2017 - 4 B 786/17 -, juris Rn. 45; 
VG Köln, Beschluss vom 10. März 2022 - 13 L 104/21 -, juris Rn. 138. 

Bei einer entsprechenden Anwendung der Regelung der §§ 928, 890 ZPO gemäß 
§ 123 Abs. 3 VwGO sind die Anforderungen und Besonderheiten zu beachten, 
die für die Vollstreckung gegen öffentlich-rechtliche Körperschaften gelten. Da-
bei kann in aller Regel davon ausgegangen werden, dass die öffentliche Hand 
angesichts ihrer verfassungsrechtlichen Bindung an Recht und Gesetz nach 
Art. 20 Abs. 3 GG verwaltungsgerichtliche Entscheidungen beachtet und es einer 
Vollstreckung nur ausnahmsweise bedürfen wird. 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 17. Oktober 2017 - 4 B 786/17 -, juris Rn. 47; 
VG Köln, Beschluss vom 10. März 2022 - 13 L 104/21 -, juris Rn. 140. 

Andererseits sind die Verwaltungsgerichte auch verpflichtet, bei Erlass und Voll-
streckung einstweiliger Anordnungen nach § 123 VwGO der besonderen Bedeu-
tung der jeweils betroffenen Rechte und den Erfordernissen eines effektiven 
Rechtsschutzes Rechnung zu tragen. 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 17. Oktober 2017 - 4 B 786/17 -, juris Rn. 49; 
VG Köln, Beschluss vom 10. März 2022 - 13 L 104/21 -, juris Rn. 142. 

Gemessen daran hält das Gericht mit Blick auf die gesetzliche Einschätzung des 
erforderlichen Einwirkens auf Behörden im öffentlich-rechtlichen Bereich die An-
drohung eines Ordnungsgeldes von bis zu 10.000,00 EUR zur Wahrung wir-
kungsvollen Rechtsschutzes für angemessen und ausreichend (vgl. auch § 172 
VwGO). Die Höhe des angedrohten Ordnungsmittels erscheint auch unter Berück-
sichtigung der betroffenen verfassungsrechtlichen Position der Antragstellerin 
ausreichend, um effektiven Rechtsschutz zur gewähren. 

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 29. Juli 2025  - 16 B 881/23 -, juris 
Rn. 161 ff.; vom 17. Mai 2021 - 13 B 331/21 -, juris Rn. 75 f.; vom 20. De-
zember 2019 - 4 B 335/19 -, juris Rn. 67 ff., jeweils m. w. Nachw.; vom 
17. Oktober 2017 - 4 B 786/17 -, juris Rn. 51; VG Köln, Beschluss vom 
10. März 2022 - 13 L 104/21 -, juris Rn. 144. 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Erwägungen sind auch die Anträge zu 
4. und 5. überwiegend begründet. Der Antragstellerin steht ihm geltend gemach-
ten inhaltlichen Umfang ein öffentlich-rechtlicher Unterlassungsanspruch auch in 
Bezug auf die Veröffentlichung der Pressemitteilung und der Mitteilung auf der 
Website des Bundesamtes zu. Dem steht nicht entgegen, dass die angegriffenen 
Verlautbarungen derzeit nicht öffentlich zugänglich sind. Denn die Antragsgeg-
nerin hat in ihrer Stillhaltezusage ausdrücklich lediglich die Entfernung „bis zur 
Entscheidung der beschließenden Kammer“ (Bl. 823 d.A.) zugesagt. 
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Der Inhalt der getroffenen einstweiligen Anordnung beruht auf § 123 Abs. 3 
VwGO i. V. m. § 938 Abs. 1 ZPO. Danach bestimmt das Gericht nach freiem Er-
messen, welche Anordnungen zur Erreichung des Zweckes der einstweiligen An-
ordnung erforderlich sind. 

OVG NRW, Beschluss vom 29. Juli 2025 - 16 B 881/23 -, juris Rn. 160. 

Dabei ist es gehalten, Anordnungen, die die Hauptsache ganz oder teilweise vor-
wegnehmen, nur insoweit vorzunehmen, als dies aufgrund besonderer Eilbedürf-
tigkeit oder besonders hoher Erfolgsaussichten geboten erscheint. 

VG München, Beschluss vom 18. Juli 2014 - M 24 E 14.2548 -, juris Rn. 77. 

Unter den vorliegenden Umständen war allein die aus dem Tenor ersichtliche, 
abweichend vom Antrag zeitlich begrenzte Anordnung zur Sicherung der Rechte 
der Antragstellerin geboten. Im Übrigen war der Antrag abzulehnen. Denn ange-
sichts der Einordnung der Antragstellerin als derzeit nicht „gesichert rechtsextre-
mistisch“ vor dem Hintergrund der aufgezeigten Prüfung im Rahmen des Eilver-
fahrens ist allein die ausgesprochene zeitliche Begrenzung der einstweiligen An-
ordnung zur Sicherung der Rechte der Antragstellerin erforderlich. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. Soweit die An-
tragstellerin lediglich in Bezug auf die zeitliche Begrenzung der beantragten einst-
weiligen Anordnung unterlegen ist, ist dieses Unterliegen geringfügig im Sinne 
des § 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 53 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 52 Abs. 1 und 2 
GKG. Das Gericht bemisst die sich aus den Anträgen für die Antragstellerin erge-
bende Bedeutung der Sache in Orientierung an die für die Anträge zu 1. und 2. 
mit dem Antrag zu 3. begehrte Androhung von Ordnungsgeldern in der Haupt-
sache mit 10.000,00 EUR pro Antrag, mithin insgesamt 20.000,00 EUR, wobei 
die mit dem Antrag zu 3. begehrte Ordnungsgeldandrohung wertmäßig nicht 
selbstständig in Ansatz zu bringen war. Die mit den Anträgen zu 4. und 5. geltend 
gemachten Löschungsansprüche waren jeweils mit 5.000,00 EUR zu bemessen. 

Eine Herabsetzung des Streitwerts im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes 
war nicht geboten. Der Streitwert kann nach der Empfehlung zu Nr. 1.5 Satz 2 
des Streitwertkataloges für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Fassung der 
am 21. Februar 2025 beschlossenen Änderungen bis zur Höhe des für das Haupt-
sacheverfahren anzunehmenden Streitwerts angehoben werden, wenn die Ent-
scheidung in der Sache ganz oder zum Teil vorweggenommen werden soll. Eine 
solche teilweise Vorwegnahme der Hauptsache begehrt die Antragstellerin hier 
in zeitlicher Hinsicht. 
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Staatsgerichtshof des Landes Hessen, Urteil vom 28.01.2026 – 
P.St. 3013 

Umstellung des Sitzzuteilungsverfahrens bei den Hessischen Kommunal-
wahlen von Hare/Niemeyer auf d’Hondt verstößt gegen den Grundsatz 
der Wahlgleichheit und das Recht der Parteien auf Chancengleichheit 

Leitsätze 

1. Die Wiedereinführung des Sitzzuteilungsverfahrens nach d’Hondt unter Ab-
kehr von dem bislang geltenden Verfahren nach Hare/Niemeyer für hessische 
Kommunalwahlen ist aufgrund dessen systembedingter Verzerrungen zugunsten 
stimmenstarker Parteien und Wählervereinigungen verfassungswidrig.  

2. Eine vom Gesetzgeber beabsichtigte Bevorzugung bestimmter Parteien mit 
dem Ziel der Verbesserung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungs-
körperschaften mittels einer im Sitzzuteilungsverfahren angelegten systematischen 
Verzerrung verstößt gegen den Grundsatz der Wahlgleichheit aus Art. 1 Abs. 1 HV 
und das Recht der Parteien auf Chancengleichheit aus Art. 1 Abs. 1 HV.  

3. Der Gesetzgeber muss – auch unter Beachtung seines grundsätzlichen Gestal-
tungsspielraums – ein Sitzzuteilungsverfahren wählen, das die Neutralität gegen-
über allen Parteien möglichst wahrt. Er darf im Vergleich zu einem bisher ver-
wendeten Verfahren kein stärker verzerrendes und deshalb im Grunde überholtes 
Verfahren neu einführen bzw. hierzu zurückkehren.  

4. Sitzzuteilungsverfahren haben das Ziel, grundsätzlich die bestmögliche Er-
folgswertgleichheit zu gewährleisten. Durch sie erfolgt eine rechnerische Umset-
zung von Stimmen in Mandate. Sitzzuteilungsverfahren sind insbesondere kein 
zulässiges Steuerungsinstrument zur Verhinderung einer „Zersplitterung“ der 
kommunalen Vertretungsorgane.  

Tenor 

1. Art. 3 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunalrecht-
licher Vorschriften vom 1. April 2025 (Hess. GVBl. Nr. 24 vom 4. April 2025, 
S. 12 f.) ist nichtig.  

2. Gerichtskosten werden nicht erhoben. Der Antragstellerin sind ihre notwendi-
gen Auslagen zu erstatten.  
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Gründe 

A. 

Die Antragstellerin wendet sich mit ihrem Normenkontrollantrag gegen Art. 3 
Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der kom-
munalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 1. April 2025. Sie ist der Auffassung, das aufgrund dieser 
Norm in § 22 Abs. 3 und 4 des Hessischen Kommunalwahlgesetzes – HessKWG – 
wieder eingeführte d’Hondtsche Sitzzuteilungsverfahren bei Kommunalwahlen 
in Hessen verletze die Wahlgleichheit und die Chancengleichheit der Parteien 
und sonstigen Wählergruppen. 

I. 

1. Am 27. März 2025 nahm der Hessische Landtag mit den Stimmen der CDU- 
und SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Antragstellerin und der Fraktionen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD sowie des fraktionslosen Abgeordneten 
Müger in dritter Lesung das Gesetz zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der 
kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunalrechtli-
cher Vorschriften vom 1. April 2025 (GVBl. 2025 Nr. 24) an. 

- Hessischer Landtag, 21. Wahlperiode, PlPr. 37, S. 2642 - 

Das Gesetz wurde am 4. April 2025 verkündet und trat gemäß seines Art. 13 am 
Tag nach der Verkündung am 5. April 2025 in Kraft. 

Nach Art. 3 Nr. 5 des Gesetzes wurden § 22 Abs. 3 und 4 HessKWG i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. Dezember 2021 (GVBl. S. 871), wie folgt geändert: 

„(3) Ist die Wahl nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt, 
so werden die Sitze nach dem d’Hondtschen Höchstzahlverfahren wie folgt 
auf die Wahlvorschläge verteilt: Die Stimmenzahlen, die für die einzelnen 
Wahlvorschläge festgestellt worden sind, werden nacheinander so lange 
durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt, bis so viele Höchstzahlen ermittelt sind, wie 
Sitze zu vergeben sind. Jedem Wahlvorschlag wird dabei der Reihe nach 
so oft ein Sitz zugeteilt, wie er jeweils die höchste Teilungszahl aufweist. 
Bei gleichem Anspruch mehrerer Wahlvorschläge auf einen Sitz fällt dieser 
dem Wahlvorschlag zu, dessen in Betracht kommender Bewerber die grö-
ßere Stimmenzahl aufweist. Ergibt sich für den letzten Sitz oder die letzten 
Sitze auch nach Maßgabe von Satz 3 ein gleicher Anspruch für eine grö-
ßere Anzahl von Wahlvorschlägen, als Sitze zu vergeben sind, entscheidet 
das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 
(4) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Abs. 3 der Wahlvorschlag einer 
Partei oder Wählergruppe, auf den mehr als die Hälfte aller gültigen Stim-
men entfallen ist, nicht mehr als die Hälfte der insgesamt zu vergebenden 
Sitze, wird ihm abweichend von Abs. 3 vorab ein Sitz zugeteilt; für die 
weiteren zu vergebenden Sitze ist Abs. 3 anzuwenden.“ 
- GVBl. 2025 Nr. 24, S. 12 f. - 
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2. Durch die Änderung des § 22 Abs. 3 HessKWG erfolgt die Sitzverteilung für 
Kommunalwahlen, die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt 
werden, nicht mehr nach dem Hare/Niemeyer-Verfahren, sondern nach dem 
d’Hondtschen Höchstzahlverfahren. § 22 Abs. 4 HessKWG ergänzt dies um eine 
Mehrheitssicherungsklausel. Diese Umstellung von Hare/Niemeyer auf d’Hondt 
macht eine im Jahr 1980 erfolgte Umstellung des Sitzverteilungsverfahrens rück-
gängig. Mit der damaligen Kommunalrechtsreform hatte der Gesetzgeber mit 
Art. 3 Nr. 10 des Gesetzes zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
4. Juli 1980 (GVBl. I S. 219) das d’Hondtsche Höchstzahlverfahren für Kommu-
nalwahlen durch das Hare/Niemeyer-Verfahren ersetzt. Die Wiedereinführung 
von d’Hondt wird im Gesetzentwurf damit begründet, dass das Verfahren nach 
Hare/Niemeyer „zu einer erheblichen und sich fortwährend verstärkenden Zer-
splitterung der Kommunalvertretungen beigetragen“ habe. Es sei damit zu rech-
nen, dass die „Tendenz zur zunehmenden Zersplitterung der Kommunalvertre-
tungen“ bestehen bleiben werde. 

- LT-Drs. 21/1303, S. 33 f. - 

Die Gesetzesbegründung führt weiter aus: 

„Die zunehmende Zersplitterung führt zu einer Beeinträchtigung oder zu-
mindest starken Gefährdung der Handlungs- und Funktionsfähigkeit der 
Gemeindevertretungen und Kreistage. Die Arbeit der Vertretungskörper-
schaften und auch der Verwaltung wird insbesondere durch die gestiegene 
Zahl von Einzelmandatsträgerinnen und -trägern über Gebühr erschwert. 
Verfahrensgänge dauern länger, sind zeitaufwendiger und personalinten-
siver. Tagesordnungen und Sitzungen können sich in einem unvertretba-
ren Maß in die Länge ziehen. Dies erweist sich als erhebliche Beeinträchti-
gung einer konstruktiven politischen Arbeit und einer effektiven Wahrneh-
mung der den Kommunen obliegenden Aufgaben. Die Gemeindevertre-
tung ist das oberste Organ der Gemeinde, trifft die wichtigen Entscheidun-
gen und überwacht die gesamte Verwaltung (§ 9 Abs. 1 HGO). Vergleich-
bares gilt für den Kreistag (§ 8 HKO). Angesichts dieser grundsätzlichen, 
bedeutsamen und weitreichenden Entscheidungsbefugnisse auch für zu-
nehmend komplexe Sachverhalte und Fragestellungen ist es erforderlich, 
dass die Sitzungen von kommunalen Vertretungsorganen stringent und er-
gebnisorientiert durchgeführt werden können. Dies gilt umso mehr ange-
sichts der Tatsache, dass kommunale Mandatsträgerinnen und -träger ihre 
Aufgaben ehrenamtlich wahrnehmen. 

Es erscheint ferner problematisch, wenn Kleinst- und Splitterparteien, die 
über einen nur geringen Rückhalt in der Wählerschaft verfügen, in die 
kommunalen Vertretungsorgane einziehen und dort als „Zünglein an der 
Waage“ einen im Verhältnis zu ihrer Stimmenzahl weit überproportiona-
len Einfluss erlangen bzw. in die Rolle der Mehrheitsbeschaffer oder -ver-
hinderer gelangen können. 

Vor diesem Hintergrund soll das Sitzzuteilungsverfahren auf das d’Hondtsche 
Höchstzahlverfahren umgestellt werden. Das d’Hondtsche Höchstzahlver-
fahren ist ein von der Rechtsprechung als verfassungsmäßig angesehenes 
Sitzzuteilungsverfahren (siehe z. B. BVerfG, Beschluss vom 24. November 
1988, 2 BvC 4/88 und Beschluss vom 8. August 1994, 2 BvR 1484/94), 
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das geeignet ist, einen Beitrag zur Verringerung der fortschreitenden Zer-
splitterung der kommunalen Vertretungskörperschaften zu leisten.“ 

- LT-Drs. 21/1303, S. 34 - 

II. 

Mit ihrem am 16. Juli 2025 beim Staatsgerichtshof eingegangenen Antrag wen-
det sich die Antragstellerin gegen Art. 3 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Ver-
besserung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften 
und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 1. April 2025. Sie 
rügt, das aufgrund dieses Artikels bei hessischen Kommunalwahlen wieder ein-
geführte d’Hondtsche Sitzzuteilungsverfahren in § 22 Abs. 3 und 4 HessKWG 
verletze die Wahlgleichheit nach Art. 1 Abs. 1, 65, 70 Hessische Verfassung 
– HV – sowie die Chancengleichheit der Parteien und sonstigen Wählergruppen 
aus Art. 1 Abs. 1, 65, 70 HV. 

1. Die Antragstellerin ist der Ansicht, dass das Sitzzuteilungsverfahren nach 
d’Hondt systematisch die größeren Parteien bevorzuge und damit im Vergleich 
zum bisher genutzten Verfahren nach Hare/Niemeyer zu zusätzlichen Erfolgswer-
tungleichheiten zu Lasten der kleinen Parteien und Wählervereinigungen führe. 
Die von verschiedenen Verfassungsgerichten vertretene These von der grund-
sätzlichen Gleichwertigkeit der Verfahren nach d’Hondt und nach Hare/Niemeyer 
sei nicht haltbar. Gleiches gelte für die Annahme, es sei der Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers überlassen, für welches System er sich entscheide, weil bei bei-
den Verfahren Reststimmen unberücksichtigt blieben. Diese Begründung lasse 
grundlegende Erkenntnisse der Wahlmathematik unberücksichtigt, aus denen 
sich bspw. ergebe, dass das Verfahren nach d’Hondt jenseits der Berücksichti-
gung von Reststimmen nicht nur größere Parteien systematisch bevorzuge, son-
dern auch sog. Überaufrundungen ermögliche und damit im Vergleich zum Ver-
fahren nach Hare/Niemeyer eine erhebliche zusätzliche Erfolgswertungleichheit 
herbeiführe, die der Rechtfertigung bedürfe. 

2. Die Antragstellerin führt weiter aus, dass durch das d’Hondtsche Verfahren 
Wählerstimmen, die für kleine Parteien und Wählervereinigungen abgegeben 
werden, im Vergleich zu Stimmen, die für große Parteien und Wählervereinigun-
gen abgegeben werden, von vornherein eine geringere Erfolgschance besäßen. 
Dies lasse sich anhand des mit der Antragsschrift vorgelegten wahlmathemati-
schen Gutachtens von Univ.-Prof. (em.) Dr. A. vom 9. Juli 2025 durch eine verglei-
chende Anwendung auf die Ergebnisse der Kommunalwahlen in Hessen im Jahr 
2021 bestätigen. 

3. Nach Auffassung der Antragstellerin ist der daraus resultierende Eingriff in die 
Wahlgleichheit und die Chancengleichheit der Parteien verfassungsrechtlich 
nicht gerechtfertigt. Das in der Gesetzesbegründung zum Ausdruck kommende 
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Ziel, bestimmte Parteien wie z.B. Splitterparteien aus den kommunalen Vertre-
tungsorganen herauszuhalten, stelle bereits kein legitimes Ziel dar, das einen sol-
chen Eingriff rechtfertigen könnte. Vielmehr folge aus der verfassungsrechtli-
chen Garantie der kommunalen Selbstverwaltung, dass die Auswahl der Kandi-
datinnen und Kandidaten für die kommunalen Vertretungskörperschaften nach 
partikularen Zielen möglich sein müsse. Folglich sei gerade auch den Kandidaten 
ortsgebundener, lediglich kommunale Interessen verfolgender Wählergruppen 
eine chancengleiche Teilnahme an den Kommunalwahlen zu gewährleisten. Die 
Entscheidung darüber, welche Partei oder Wählergruppe die Interessen der Bür-
ger am besten vertritt, obliege nicht dem Wahlgesetzgeber, sondern den Wähle-
rinnen und Wählern. 

4. Als besonderer, sachlich legitimierter Rechtfertigungsgrund komme allein die 
Sicherstellung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungs-
organe in Betracht. Erforderlich sei jedoch eine mit einiger Wahrscheinlichkeit zu 
erwartende Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertre-
tungsorgane. Entgegen der Auffassung der Landesregierung im Gesetzesentwurf 
sei nicht erkennbar, dass die Arbeits- und Funktionsfähigkeit der kommunalen 
Vertretungsorgane durch das bisherige Verfahren nach Hare/Niemeyer konkret 
gefährdet sei oder sich eine solche Gefährdung konkret abzeichne. Es fehlten 
nachvollziehbare empirische Angaben zu einer bereits bestehenden oder drohen-
den Beeinträchtigung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit der kommunalen Ver-
tretungsorgane und dazu, dass diese gerade durch kleine Fraktionen oder Einzel-
mandatsträger verursacht würden. 

5. Darüber hinaus vertritt die Antragstellerin die Auffassung, bei kommunalen 
Vertretungsorganen seien an die Gefährdung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit 
als möglicher Rechtfertigungsgrund eines Eingriffs in die Wahlgleichheit und die 
Chancengleichheit der Parteien höhere Anforderungen zu stellen als bei Parla-
menten im staatsrechtlichen Sinn wie dem Bundestag und den Landtagen. Dies 
liege insbesondere daran, dass sich deren jeweilige Funktionen maßgeblich von-
einander unterschieden. Zudem seien für die Rechtfertigung eines Eingriffs in die 
Wahlgleichheit und die Chancengleichheit der Parteien auch deshalb erhöhte An-
forderungen heranzuziehen, weil verschiedene, in der Gesetzesbegründung nicht 
berücksichtigte Regelungen der Hessischen Gemeindeordnung – HGO – und der 
Hessischen Landkreisordnung – HKO – bereits hinreichend sicherstellen würden, 
dass die kommunalen Vertretungsorgane ihre Kernfunktionen auch im Falle einer 
Zersplitterung erfüllen können. 

6. Die Antragstellerin rügt, der Gesetzgeber sei insgesamt seiner Rechtfertigungs- 
bzw. Begründungslast nicht gerecht geworden. Diese treffe ihn im Falle eines der-
art gravierenden Eingriffs in die Wahlgleichheit und die Chancengleichheit der 
Parteien sowie angesichts der Tatsache, dass die Gefahr bestehe, dass die Parteien 
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im Landtag im eigenen Interesse agieren, in erhöhtem Maße. Vorliegend fehle es 
an nachvollziehbaren empirischen Daten zu konkreten Funktionsstörungen und 
dazu, dass diese gerade durch kleine Fraktionen oder Einzelmandatsträger verur-
sacht würden, und auch dazu, ob dem ggf. schon mit den bestehenden Instru-
menten nach der HGO oder der HKO begegnet werden könne. 

7. Weiter rügt die Antragstellerin, selbst bei Annahme einer Gefährdung der Ar-
beits- und Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane sei die Einfüh-
rung des d’Hondtschen Verfahrens weder geeignet noch erforderlich und ange-
messen, um eine Zersplitterung zu vermeiden und die Funktionsfähigkeit zu ge-
währleisten. Die Gesetzesbegründung lege schon nicht dar, wie genau eine solche 
konkrete Funktionsstörung gerade durch die Einführung des d’Hondtschen Verfah-
rens abgewendet werden könne. Schließlich macht die Antragstellerin geltend, 
dass es weniger in die Wahlgleichheit und Chancengleichheit der Parteien eingrei-
fende Alternativregelungen gebe, etwa eine Modifikation der Regelungen über die 
Tagesordnungen von Sitzungen, über Fraktionsmindestgrößen oder zur Mitglieder-
zahl und Besetzung von Ausschüssen. Diese seien allerdings von der Landesregie-
rung ausweislich der Gesetzesbegründung nicht in Erwägung gezogen worden. 

Die Antragstellerin beantragt, 

Art. 3 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunalrecht-
licher Vorschriften vom 1. April 2025 (Hess. GVBl. Nr. 24 vom 4. April 2025) 
gemäß Art. 131 Abs. 1 HV i.V.m. §§ 39 und 40 StGHG für nichtig zu erklären. 

III. 

Die Landesregierung hat zu dem Normenkontrollantrag der Antragstellerin mit 
Schriftsatz vom 13. Oktober 2025 Stellung genommen. Sie hält den Normenkon-
trollantrag für zulässig, aber unbegründet. 

1. Sie trägt vor, der Gesetzgeber habe sich für eine Sitzverteilung nach d’Hondt 
entschieden, um die Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörper-
schaften dadurch zu schützen und zu stärken, dass übermäßige Rundungsge-
winne kleiner Parteien und Wählervereinigungen verhindert werden. Bei den 
Kommunalwahlen gelangten viele sehr kleine Parteien und Wählervereinigungen 
in die Vertretungskörperschaften. Diese Entwicklung habe in den letzten Jahren 
in Hessen einen erheblichen Umfang erreicht, der zu einer Beeinträchtigung oder 
zumindest starken Gefährdung der Handlungs- und Funktionsfähigkeit der Ge-
meindevertretungen und Kreistage führe. 

2. Die Landesregierung ist der Auffassung, es liege in der Entscheidungsfreiheit 
des Gesetzgebers, das Sitzzuteilungsverfahren nach d’Hondt einzuführen. Soweit 
es, wie auch bei Hare/Niemeyer, zu Ungleichheiten bei der Restsitzverteilung 
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führe, seien diese, ebenso wie bei Hare/Niemeyer, unvermeidbar. Die Sitzvertei-
lung bei einer Verhältniswahl könne zu keinem absolut proporzgerechten Ergeb-
nis der Reststimmenverwertung führen. Eine Auf- oder Abrundung sei unaus-
weichliche Folge eines jeden Verteilungsverfahrens. Weil dies bedeute, dass Rest-
stimmen bei der Zuteilung der Sitze entweder gar nicht (Abrundung) oder aber 
zu stark (Aufrundung) gewichtet würden, hätten die für die einzelnen Wahlvor-
schläge abgegebenen Stimmen zwangsläufig einen unterschiedlichen Erfolgs-
wert. Da sich diese Ungleichheit nicht vermeiden lasse, sei sie verfassungsrecht-
lich unschädlich. Dem Gesetzgeber stehe bei der Regelung der Reststimmenver-
teilung eine erhebliche Entscheidungsfreiheit zu. Die mit dem jeweiligen Vertei-
lungsverfahren verbundenen systembedingten Differenzierungen im Erfolgswert 
der Stimmen seien grundsätzlich hinzunehmen. Da der Wechsel zur Sitzvertei-
lung nach d’Hondt im Rahmen der gesetzgeberischen Entscheidungsfreiheit 
liege, bedürfe er keiner verfassungsrechtlichen Rechtfertigung. 

3. Weiter führt die Landesregierung aus, die Wahlrechtsgleichheit sei streng und 
formal zu verstehen und Eingriffe in die Gleichheit der Wahl seien durch beson-
dere, sachlich legitimierte Gründe zu rechtfertigen. Allerdings sei es grundsätz-
lich Sache des Gesetzgebers, die Verwirklichung der mit der Wahl verfolgten 
Ziele mit der Gleichheit der Wahl zum Ausgleich zu bringen. Folglich sei die ge-
richtliche Kontrolle darauf beschränkt, die Einhaltung der vorgegebenen verfas-
sungsrechtlichen Bindungen und Schranken zu überwachen. Die Frage, ob der 
Landesgesetzgeber innerhalb des ihm verfassungsrechtlich eingeräumten Spiel-
raums für die Gestaltung des Wahlrechtssystems eine zweckmäßige oder rechts-
politisch vorzugswürdige Lösung gefunden habe, unterliege nicht der gerichtli-
chen Kontrolle. 

4. Die Landesregierung führt ferner aus, das Verfahren nach Hare/Niemeyer 
führe systemisch bedingt zu übermäßigen Ungleichheiten zugunsten kleiner Par-
teien und Wählervereinigungen, welche beim Verfahren nach d’Hondt syste-
misch vermieden würden. Hinsichtlich der durch Rundungsgewinne erzielten 
Vorteile kleiner Parteien und Wählervereinigungen durch das Hare/Niemeyer-
Verfahren bei den Gemeinde- und Kreiswahlen verweist die Landesregierung auf 
das von ihr als Anlage beigefügte Gutachten und die Berechnungen von Univ.-
Prof. Dr. B. vom 22. September 2025. Anhand der Daten zu den hessischen Kom-
munalwahlen von 2021 legt die Landesregierung dar, dass deutlich überpropor-
tionale, übermäßige Zuteilungen zugunsten kleiner Parteien und Wählervereini-
gungen bei der Sitzzuteilung nach d’Hondt bei den Gemeinde- und Kreiswahlen 
vermieden worden wären. 

5. Das Verfahren nach Hare/Niemeyer erweise sich bei statistischen Betrachtun-
gen sowie der Bildung von Durchschnittswerten und Summen nach mathemati-
schen Kriterien auch nicht als vorzugswürdig. Eine derart geäußerte Ansicht 
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verkenne, dass verfassungsrechtlich die Erfolgswertgleichheit in Bezug auf die 
einzelnen Wähler und Parteien bzw. Wählergruppen der jeweiligen Wahl maß-
geblich sei. Dies gelte auch im Hinblick auf die weiteren mathematischen Eigen-
schaften der Verzerrtheit, der Partei-neutralität und der Erfüllung von Quotenbe-
dingungen. Diese könnten die verfassungsrechtlichen Anforderungen der Gleich-
heit der Wahl weder konkretisieren noch ersetzen, sondern stünden vielmehr in 
Spannung zur Gleichheit der Wahl. 

6. Sofern die Entscheidung für das Verfahren nach d’Hondt dennoch einer Recht-
fertigung bedürfe, wäre diese nach Auffassung der Landesregierung gegeben. 
Denn das Verfahren nach d’Hondt reduziere die nach Hare/Niemeyer auftreten-
den übermäßigen Rundungsgewinne kleiner Parteien und Wählervereinigungen 
und die darin liegenden Beeinträchtigungen der Gleichheit der Wahl. Zudem för-
dere und sichere es die Arbeits- und Funktionsfähigkeit kommunaler Vertretungs-
organe. Selbst unter Zugrundelegung einer größeren Rechtfertigungslast wäre 
dieser genügt, da in Hessen in Folge zunehmenden Einzugs kleiner Parteien und 
Wählervereinigungen in die kommunalen Vertretungskörperschaften deren Ar-
beits- und Funktionsfähigkeit erkennbar beeinträchtigt sei. Das Zuteilungsverfah-
ren nach d’Hondt wirke dem entgegen. Gleich gut geeignete, aber mildere Alter-
nativen seien nicht ersichtlich. 

7. Schließlich führt die Landesregierung an, dass bei gegenteiliger Auffassung 
eine Vorlagepflicht nach Art. 100 Abs. 3 des Grundgesetzes – GG – bestehe. 

Die Landesregierung hat keinen Antrag gestellt. 

IV. 

Die Landesanwältin hat mit Schriftsatz vom 3. November 2025 zu dem Normen-
kontrollantrag Stellung genommen. Sie hält den Normenkontrollantrag für zuläs-
sig, aber unbegründet. 

1. Die Landesanwältin ist der Auffassung, dass aus den abstrakten Grundsätzen 
und Maßstäben der Wahlgleichheit und der Chancengleichheit nicht folge, dass 
nur ein bestimmtes Sitzverteilungsverfahren verfassungsrechtlich zulässig sei. Es 
liege in der Natur der Sache, dass keines der bislang von den Landesverfassungs-
gerichten als verfassungsmäßig beurteiltes Verteilungsverfahren in der Lage sei, 
eine exakte Erfolgswertgleichheit herbeizuführen. Weil sich zwangsläufig bei der 
Umrechnung von abgegebenen Stimmen auf die vorhandenen Mandate Bruch-
teilsergebnisse ergeben, könne in der Praxis jedes Zuteilungsverfahren der Er-
folgswertgleichheit nur nahekommen, sie aber nicht erreichen. Die verfassungs-
gerichtliche Rechtsprechung habe daher den Maßstab der „Erfolgswertgleichheit 
der Stimme“ dahingehend modifiziert, dass das „Ziel eine in der Summe mög-
lichst niedrige Gesamtabweichung“ sein müsse. Es lasse sich aus der landesver-
fassungsgerichtlichen Rechtsprechung aber nicht entnehmen, was genau unter 
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„dem Gebot der bestmöglichen Annäherung“ zu verstehen sei. Das Bundesverfas-
sungsgericht habe in diesem Zusammenhang lediglich geäußert, dass alle Par-
teien in einem möglichst den Stimmenzahlen angenäherten Verhältnis in dem zu 
wählenden Organ vertreten sein müssten. 

2. Die Landesanwältin führt weiter aus, dass die Divisormethode nach d’Hondt 
zwar nicht in bestmöglicher Weise die Erfolgswertgleichheit der Wählerstimmen, 
jedoch das ebenfalls verfassungsrechtlich anzuerkennende Anliegen der Mehrheits-
sicherung gewährleiste, wodurch eine Zersplitterung der Vertretungsgremien 
vermieden werde. Die Quotenmethode nach Hare/Niemeyer erfülle als grundsätz-
lich erfolgswertoptimale Zuteilungsmethode die Anforderungen an die Erfolgs-
wertgleichheit besser als das Verfahren nach d’Hondt. Jedoch hafte ihr strukturell 
das Problem des so genannten „negativen Stimmengewichts“ an. Hiernach könne 
ein Zugewinn von Stimmen für eine Wahlliste oder einen Wahlvorschlag zu ei-
nem Verlust an Sitzen für eben diesen Wahlvorschlag führen oder ein Verlust an 
Stimmen könne zu einem Zuwachs an Sitzen führen. Darüber hinaus könne es 
dazu kommen, dass zusätzliche Stimmen für eine Liste oder einen Wahlvorschlag 
eine Erhöhung der Mandate für einen anderen Wahlvorschlag bewirken. Weil bei 
den sogenannten Divisorverfahren solche Effekte nicht einträten, erfüllten sie den 
Grundsatz der Wahlgleichheit besser als die Quotenverfahren. Welches Verfah-
ren letztendlich zu der bestmöglichen Minimierung von Ungleichheiten führt, 
könne jedoch nur im Nachhinein und unter Zugrundelegung der konkreten Wahl-
situation beurteilt werden. Denn das konkrete Maß der Ungleichheit hänge nicht 
nur von dem gewählten Sitzverteilungsverfahren ab, sondern auch von der Ge-
samtzahl der zu vergebenen Mandate, der Gesamtzahl der abgegebenen gültigen 
Stimmen und der Anzahl der an der Wahl teilnehmenden Listen/Parteien. 

3. Die Landesanwältin ist der Auffassung, dass alle Auszählungsverfahren über 
Stärken und Schwächen verfügten. Eine sinnvolle Beurteilung sei daher nur auf 
der Ebene der Rechtfertigung möglich. Es müsse maßgeblich darauf abgestellt 
werden, ob der hessische Gesetzgeber seine Entscheidung auf angemessene 
Rechtfertigungsgründe stützen könne. Dies sei in der aktuellen Situation für Hes-
sen der Fall. Der Gesetzgeber habe mit dem Gesetz eine moderne und zeitgemäße 
Rechtsgrundlage zur Stärkung der kommunalen Handlungsfähigkeit als Reaktion 
auf die Erfahrung vorangegangener Wahlen schaffen wollen. 

Die Landesanwältin sieht keine Veranlassung, an der Verfassungsmäßigkeit der 
Verwendung des Verfahrens nach d’Hondt zu zweifeln. Es bestehe angesichts der 
Vielzahl der in den kommunalen Gremien vertretenen Parteien und Gruppierun-
gen keine Gefahr, dass die erforderliche Vielfalt gefährdet und die kommunalen 
Gremien zu einseitig besetzt wären. 

Einen Antrag hat die Landesanwältin nicht gestellt. 
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V. 

Die Antragstellerin hat mit Schriftsatz vom 19. November 2025 zum Schriftsatz 
der Landesregierung vom 13. Oktober 2025 Stellung genommen. Sie wiederholt 
im Wesentlichen ihren Vortrag aus der Antragsschrift und betont noch einmal 
die aus ihrer Perspektive entscheidungserheblichen Gesichtspunkte. 

Darüber hinaus führt sie aus, die Stellungnahme der Landesregierung verkenne 
die Bedeutung der Wahlmathematik und ihrer Erkenntnisse. Der Wechsel von 
Hare/Niemeyer zu d’Hondt sei auch deshalb verfassungswidrig, weil er zu (zu-
sätzlichen) Erfolgswertungleichheiten führe und so die verfassungsrechtlich ge-
botene Annäherung an die Erfolgswertgleichheit verschlechtere. Darüber hinaus 
könne die Landesregierung keine nennenswerten Beeinträchtigungen der Funkti-
onsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane anführen. Die diesbezüglichen 
Ausführungen blieben abstrakt und ohne Belege. Zudem setze sich die Stellung-
nahme der Landesregierung nicht substanziell mit der Begründungspflicht des 
Gesetzgebers auseinander. 

VI. 

Mit Schriftsatz vom 2. Dezember 2025 hat die Landesregierung eine ergänzende 
Stellungnahme von Univ.-Prof. Dr. B. vorgelegt, die die Unterschiede der einzel-
nen Sitzzuteilungsverfahren darlegt und dabei insbesondere aufzeigt, mit wel-
chen mathematischen Zielen das jeweilige Sitzzuteilungsverfahren operiert. Die 
Stellungnahme kommt zu der Schlussfolgerung, dass kein Sitzzuteilungsverfah-
ren eine perfekte Erfolgswertgleichheit gewährleisten könne. Alle Verfahren bil-
deten nur Annährungen an das Ideal ab. 

VII. 

Dem Hessischen Landtag ist Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden, § 39 
Abs. 3 des Gesetzes über den Staatsgerichtshof – StGHG –. Er hat von einer Stel-
lungnahme abgesehen. 

VIII. 

In der mündlichen Verhandlung vom 17. Dezember 2025 hat der Staatsgerichts-
hof die wahlmathematischen Sachverständigen der Antragstellerin, Univ.-Prof. 
(em.) Dr. A., und der Landesregierung, Univ.-Prof. Dr. B., angehört. 

B. 

Der Normenkontrollantrag ist zulässig und begründet. 
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I. 

Der Normenkontrollantrag ist zulässig. 

Die Antragstellerin ist im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle (Art. 131 
Abs. 1, 132 HV i. V. m. §§ 15 Nr. 3, 39 ff. StGHG) gem. Art. 131 Abs. 2 HV, § 19 
Abs. 2 Nr. 4 StGHG antragsberechtigt. Auch ist die angegriffene Vorschrift als 
Parlamentsgesetz tauglicher Prüfungsgegenstand gemäß Art. 131 Abs. 1 HV, 
§ 39 Abs. 1 StGHG. 

II. 

Der Normenkontrollantrag ist begründet. 

Die durch Art. 3 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Verbesserung der Funktions-
fähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommu-
nalrechtlicher Vorschriften vom 1. April 2025 erfolgte Einführung des d’Hondt-
schen Höchstzahlverfahrens in § 22 Abs. 3 HessKWG ist verfassungswidrig. Das 
Sitzverteilungsverfahren nach d’Hondt bewirkt systematische Verzerrungen zu-
gunsten größerer, stimmenstarker Parteien. Eine vom Gesetzgeber beabsichtigte 
Bevorzugung bestimmter Parteien zur Verringerung einer Zersplitterung der 
kommunalen Vertretungskörperschaften mittels einer im Sitzzuteilungsverfah-
ren angelegten systematischen Verzerrung verstößt gegen den Grundsatz der 
Wahlgleichheit für das Kommunalwahlrecht aus Art. 1 Abs. 1 HV und das grund-
rechtlich geprägte Recht der Parteien auf Chancengleichheit aus Art. 1 Abs. 1 HV. 

1. Das Recht der politischen Parteien auf Chancengleichheit hängt eng mit den 
Grundsätzen der Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl zusammen, die ihre Prä-
gung durch das Demokratieprinzip erfahren. 

- BVerfG, Urteil vom 13.02.2008 - 2 BvK 1/07 -, BVerfGE 120, 82 [105] = juris, 
Rn. 104; VerfGH NRW, Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 59, 64 
m.w.N. - 

Die verfassungsrechtlichen Maßstäbe sowohl für die Wahlgleichheit für das 
Kommunalwahlrecht als auch für die Chancengleichheit der Parteien bei Kommu-
nalwahlen ergeben sich aus Art. 1 Abs. 1 HV, der den Gleichheitsgrundsatz 
ebenso wie Art. 73 Abs. 2 HV garantiert, wobei offen bleiben kann, ob Art. 73 
HV auch für Kommunalwahlen gilt. 

- Siehe für die Wahlgleichheit StGH, Urteil vom 07.04.1976 - P.St. 798 -, 
StAnz. 1976, 815 [818] m.w.N.; Beschluss vom 29.01.1993 - P.St. 1158 
e.V. -, StAnz. 1993, 654 [656] = juris, Rn. 31; Urteil vom 26.01.1995 - P.St. 
1171 -, StAnz. 1995, 892 [894] = juris, Rn. 30. Siehe für die Chancengleich-
heit der Parteien StGH, Urteil vom 13.02.2002 - P.St. 1633 -, StAnz. 2002, 
1186 [1187 f.] = juris, Rn. 24 m.w.N.; Beschluss vom 01.12.2023 - P.St. 
2910 -, StAnz. 2024, 156 [159] = juris, Rn. 82 - 
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Wegen des engen Zusammenhangs zwischen der Wahlgleichheit und der Chan-
cengleichheit der Parteien können für beide Grundsätze – auch unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten der Hessischen Verfassung mit Blick auf Kommunal-
wahlen – grundsätzlich einheitliche Kriterien angewendet werden. 

- Vgl. auch StGH, Urteil vom 26.01.1995 - P.St. 1171 -, StAnz. 1995, 892 
[894] = juris, Rn. 30 f., auch unter Bezugnahme auf BVerfG, Beschluss vom 
15.01.1985, BVerfGE 69, 92 [106 f.] - 

a) Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl ist im Sinne einer strengen und forma-
len Gleichheit zu verstehen und verlangt, dass jedermann sein aktives und passi-
ves Wahlrecht in formal möglichst gleicher Weise ausüben kann und dass die 
Stimme eines jeden Wahlberechtigten grundsätzlich den gleichen Zählwert und 
die gleiche rechtliche Erfolgschance haben muss. 

- StGH, Urteil vom 09.05.2018 - P.St. 2670 e.A. -, StAnz. 2018, 717 [721] 
= juris, Rn. 59; Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 152 
[165] = juris, Rn. 195; vgl. ebenso zum Gleichheitsgrundsatz des Art. 38 
Abs. 1 Satz 1 GG BVerfG, Beschluss vom 12.12.1991 - 2 BvR 562/91 -, BVer-
fGE 85, 148 [157] = juris, Rn. 31; Urteil vom 13.02.2008 - 2 BvK 1/07 -, 
BVerfGE 120, 82 [102] = juris, Rn. 96 f.; Urteil vom 25.07.2012 - 2 BvF 
3/11 u.a. -, BVerfGE 131, 316 [336 f.] = juris, Rn. 58 m.w.N.; Urteil vom 
30.07.2024 - 2 BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 146 m.w.N.; 
zu Art. 78 Abs. 1 Satz 2 der Nordrhein-Westfälischen Verfassung VerfGH 
NRW, Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 59, 64 f. m.w.N. - 

Das Recht der Parteien auf Chancengleichheit wird ebenso in einem strikten und 
formalen Sinn verstanden, da es in engem Zusammenhang mit den Grundsätzen 
der Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl steht. 

- Vgl. BVerfG, Beschluss vom 10.12.2024 - 2 BvE 15/23 -, juris, Rn. 46 
m.w.N. - 

Dieser für alle Wahlsysteme einheitliche Maßstab erfordert, dass das vom Ge-
setzgeber festgelegte System zur Verteilung der Parlamentssitze in allen seinen 
Schritten seine Regeln auf jede Wählerstimme gleich anwendet und dabei auch 
die Folgen so ausgestaltet, dass jeder Wähler den gleichen potentiellen Einfluss 
auf das Wahlergebnis hat (Erfolgschancengleichheit). 

- Vgl. StGH, Urteil vom 22.12.1993 - P.St. 1141 -, StAnz. 1994, 285 [294] 
= juris, Rn. 123; Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 
152 [165] = juris, Rn. 197; vgl. BVerfG, Urteil vom 25.07.2012 - 2 BvF 3/11 
u.a. -, BVerfGE 131, 316 [337] = juris, Rn. 59; Urteil vom 30.07.2024 - 2 
BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 147 m.w.N.; VerfGH NRW, 
Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 66 - 

Die Hessische Verfassung schreibt kein festes System zur Verteilung der Parlaments-
sitze vor. Sie überlässt in Art. 73 Abs. 3 HV eine entsprechende Regelung dem 
einfachen Gesetzgeber, der hierbei einen weiten Gestaltungsspielraum besitzt. 

- StGH, Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 152 [165] 
= juris, Rn. 192 f.; vgl. zu Art. 38 GG BVerfG, Urteil vom 30.07.2024 – 
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2 BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 138 m.w.N.; siehe zudem 
VerfGH NRW, Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 67 - 

Entsprechendes gilt auch für Kommunalwahlen. 

Entscheidet sich der Gesetzgeber für das System der Verhältniswahl, bei dem 
sich an das Auszählen, Gutschreiben und Addieren der Wählerstimmen noch ein 
Rechenverfahren anschließt, welches das Verhältnis der Stimmen für die Partei-
listen zu den Gesamtstimmen feststellt und dementsprechend die Sitzzuteilung 
regelt, verlangt das Gebot der Erfolgschancengleichheit, dass jeder Wähler und 
jede Wählerin die Möglichkeit erhält, mit seinen bzw. ihren Stimmen entspre-
chend dem Stimmenanteil der von ihnen gewählten Partei auch auf die Sitzzutei-
lung Einfluss zu nehmen. Die Erfolgschancengleichheit gebietet grundsätzlich, 
dass jede gültig abgegebene Stimme bei dem Rechenverfahren mit gleichem Ge-
wicht mitbewertet wird, ihr mithin ein anteilsmäßig gleicher Erfolg zukommt (Er-
folgswertgleichheit). 

- Vgl. StGH, Urteil vom 22.12.1993 - P.St. 1141 -, StAnz. 1994, 285, [294] 
= juris, Rn. 123; Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 
152 [165] = juris, Rn. 199; vgl. BVerfG, Urteil vom 25.07.2012 - 2 BvF 3/11 
u.a. -, BVerfGE 131, 316 [337 f.] = juris, Rn. 61; Urteil vom 30.07.2024 - 2 
BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 148 m.w.N.; VerfGH NRW, 
Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 66 m.w.N. - 

Ziel des Verhältniswahlsystems ist es, dass alle Parteien in einem möglichst den 
Stimmenzahlen angenäherten Verhältnis in dem zu wählenden Organ vertreten 
sind, 

- StGH, Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 152 [165] 
= juris, Rn. 201; vgl. BVerfG, Urteil vom 13.02.2008 - 2 BvK 1/07 -, BVer-
fGE 120, 82 [103] = juris, Rn. 99 - 

wobei eine bestmögliche Annäherung an die Erfolgswertgleichheit der Stimmen 
dem verfassungsrechtlichen Gebot der Wahlrechtsgleichheit optimal Rechnung 
trägt. 

- StGH, Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 152 [166] 
= juris, Rn. 210; vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.11.1988 - 2 BvC 4/88 -, 
BVerfGE 79, 169 [170] = juris, Rn. 5; Urteil vom 30.07.2024 - 2 BvF 1/23 
u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 148 m.w.N. - 

Allerdings bleiben bei jedem Sitzberechnungsverfahren der Verhältniswahl 
zwangsläufig Reststimmen unberücksichtigt. Entsprechende Abweichungen 
durch eine Auf- oder Abrundung zur nächsten ganzen Zahl von Sitzen sind da-
nach als unausweichliche Folge eines jeden Verteilungsverfahrens unbeachtlich. 

- Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.11.1988 - 2 BvC 4/88 -, BVerfGE 79, 169 
[170 f.] = juris, Rn. 5 ff.; Urteil vom 30.07.2024 - 2 BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 
169, 236 = juris, Rn. 149 m.w.N.; VerfGH NRW, Urteil vom 20.05.2025 - 
101/24 -, juris, Rn. 70 - 



MIP 2026 | Heft 1  Rechtsprechung 

189 

Die hieraus resultierenden Ungleichheiten zwischen den Erfolgswerten der Wähler-
stimmen müssen dann hingenommen werden, wenn sie zwangsläufig aus der 
Notwendigkeit der Umrechnung folgen. Etwas anderes gilt, wenn und soweit die 
Umrechnungssysteme auch solche Abweichungen vom Gleichheitsideal mit sich 
bringen, die nicht in diesem Sinne zwangsläufig sind und damit zu unnötigen 
Unterschieden in der Gewichtung der Wählerstimmen bei der Sitzverteilung führen. 

- Vgl. Horn, HessVBl. 2025, S. 5 [8]; Thomsen, DVBl. 2024, S. 1126 [1132] - 

b) Die Grundsätze der Wahlgleichheit und Chancengleichheit der Parteien unter-
liegen keinem absoluten Differenzierungsverbot. Aus ihrem streng formalen Cha-
rakter folgt jedoch, dass dem Gesetzgeber bei einer Regelung des Wahlrechts nur 
ein eng bemessener Spielraum für Differenzierungen zusteht. Dies folgt für die 
Regelungen zur Wahl der gesetzgebenden Gewalt zudem aus der Erwägung, dass 
die parlamentarische Mehrheit bei der Ausgestaltung des Wahlrechts auf Landes-
ebene insoweit in eigener Sache tätig wird und gerade bei der Wahlgesetzgebung 
die Gefahr besteht, dass die jeweilige Parlamentsmehrheit sich statt von gemein-
wohlbezogenen Erwägungen vom Ziel des eigenen Machterhalts leiten lässt. 

- Vgl. StGH, Beschluss vom 29.01.1993 - P.St. 1158 e.V. -, StAnz. 1993, 654 
[656] = juris, Rn. 31; Urteil vom 26.01.1995 - P.St. 1171 -, StAnz. 1995, 892 
[894] = juris, Rn. 31; BVerfG, Beschluss vom 15.01.1985, BVerfGE 69, 92 
[106] = juris, Rn. 53 m.w.N.; Urteil vom 13.02.2008 - 2 BvK 1/07 -, BVerfGE 
120, 82 [107] = juris, Rn. 108 f., 125 jeweils m.w.N.; Urteil vom 30.07.2024 
- 2 BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 = juris, Rn. 159 f. m.w.N.; VerfGH 
NRW, Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 66, 68, 74 m.w.N. - 

Nicht wesentlich anders ist es zu beurteilen, wenn kommunalwahlrechtliche Be-
stimmungen auf die Wahrung der Grundsätze der Wahlgleichheit und der Chan-
cengleichheit der Parteien hin zur Prüfung anstehen, die geeignet sind, die Stärke 
der kommunalen Repräsentanz derjenigen politischen Parteien, die die Mehrheit 
der gesetzgebenden Körperschaft bilden, zu stärken. Aus diesen Gründen bedür-
fen Differenzierungen des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung wahlrechtlicher 
Regelungen, durch die die Chancen der politischen Parteien und Wahlbewerber 
verändert werden können, ebenso sie rechtfertigender zwingender Gründe. 

Das Sitzzuteilungsverfahren ist als rein rechnerische Umsetzung von Stimmen in 
Mandate kein zulässiges gesetzgeberisches Instrument, um andere Ziele zu ver-
folgen. Zwar ist es grundsätzlich der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers über-
lassen, für welches Berechnungsverfahren er sich entscheidet, wenn verschiedene 
Sitzberechnungssysteme zur Verfügung stehen, von denen sich keines als allein 
systemgerecht erweist. 

- Ähnlich StGH, Urteil vom 22.12.1993 - P.St. 1141 -, StAnz. 1994, 285 
[294] = juris, Rn. 124; Urteil vom 11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 
2021, 152 [165 f.] = juris, Rn. 203 ff. m.w.N.; vgl. BVerfG, Beschluss vom 
24.11.1988 - 2 BvC 4/88 -, BVerfGE 79, 169 [171] = juris, Rn. 8; Beschluss 
vom 08.08.1994 - 2 BvR 1484/94 -, juris, Rn. 9; Urteil vom 28.02.2012 – 
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2 BvE 8/11 -, BVerfGE 130, 318 [354 f.] = juris, Rn. 129; VerfGH NRW, 
Urteil vom 20.05.2025 - 101/24 -, juris, Rn. 70 m.w.N. - 

Der Gesetzgeber muss jedoch ein System wählen, das die Neutralität gegenüber 
allen Parteien möglichst wahrt und nicht verzerrt. Er hat bei der Entscheidung für 
ein Zuteilungsverfahren dessen Vor- und Nachteile gegenüber anderen bekann-
ten und gebräuchlichen Verfahren in den Blick zu nehmen und diese insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt der Erfolgswertgleichheit miteinander zu verglei-
chen. Bei Verhältniswahlen tritt zu dem Gebot der Zählwertgleichheit auch die 
Erfolgswertgleichheit. 

- Vgl. BVerfG, Urteil vom 30.07.2024 - 2 BvF 1/23 u.a. -, BVerfGE 169, 236 
= juris, Rn. 148 m.w.N. - 

Daraus ergibt sich, dass der Gesetzgeber im Vergleich zu einem bisher verwen-
deten Verfahren kein stärker verzerrendes und deshalb im Grunde überholtes 
Verfahren neu einführen bzw. hierzu zurückkehren darf. 

2. Unter Zugrundelegung dieser Maßstäbe und unter Berücksichtigung mathe-
matischer Erkenntnisse beeinträchtigt die Einführung des Verfahrens nach 
d’Hondt für Kommunalwahlen in Hessen durch das hier angegriffene Gesetz die 
Grundsätze der Wahlgleichheit und Chancengleichheit der Parteien. Denn durch 
die Zuteilung nach d’Hondt wird nicht nur – wie bei jedem Verteilungsverfahren 
zwangsläufig – das Ideal der absoluten Erfolgswertgleichheit der Stimmen ver-
fehlt. Beim Verfahren nach d’Hondt kommt es vielmehr zusätzlich zu einer Ver-
zerrung zulasten der Neutralität. Das d’Hondtsche Verfahren begünstigt system-
immanent stimmenstarke und benachteiligt stimmenschwache Parteien und 
Wählervereinigungen. Es erfüllt die Erfolgswertgleichheit insofern nicht in glei-
chem Maß wie das zuvor für hessische Kommunalwahlen geltende Verfahren 
nach Hare/Niemeyer. Mit der Wiedereinführung des d’Hondtschen Verfahrens 
hat der Gesetzgeber ein System gewählt, das nicht die Neutralität gegenüber al-
len Parteien möglichst wahrt. Er hat ein das Wahlergebnis stärker verzerrendes 
Verfahren wieder eingeführt, welches er im Jahre 1980 gerade wegen seiner da-
mals schon erkannten und diskutierten Verzerrungen abgeschafft hatte. Derar-
tige Verzerrungen, wie sie nach d’Hondt auftreten, widersprechen dem verfas-
sungsrechtlichen Gebot, die Erfolgswertgleichheit bestmöglich zu gewährleisten. 

a) Sowohl bei dem eingeführten Sitzverteilungsverfahren nach d’Hondt als auch 
nach dem bisher geltenden nach Hare/Niemeyer bestehen zum Teil unvermeid-
bare Abweichungen vom idealen Erfolgswert einer abgegebenen Stimme. Denn 
im Rahmen einer Verhältniswahl müssen die zu vergebenden Sitze auf die bruch-
teilsmäßig exakt berechneten Sitzansprüche der Parteien („Idealansprüche“) 
ganzzahlig zugeteilt werden. Aufgrund dieser Umrechnung von abgegebenen 
Stimmen auf die vorhandenen Sitze entstehen zwangsläufig Bruchteilsergeb-
nisse, die zur nächsten ganzen Zahl von Sitzen entweder auf- oder abgerundet 
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werden. Dadurch erfahren die für die einzelnen Parteien abgegebenen Stimmen 
für die Zuteilung von Sitzen zwangsläufig einen unterschiedlichen Erfolgswert. 

b) Es ist allgemein anerkannt, dass das Verfahren nach d’Hondt darüber hinaus, 
anders als das bisher geltende nach Hare/Niemeyer, regelmäßig zu Verzerrungen 
des Wahlergebnisses zugunsten größerer Parteien und Wählervereinigungen 
führt. Darin stimmen auch die Verfahrensbeteiligten und die Stellungnahmen der 
von ihnen beauftragten und in der mündlichen Verhandlung angehörten wahl-
mathematischen Sachverständigen überein. 

Bei der Divisormethode nach d’Hondt werden systemimmanent die bei der Be-
rechnung verbleibenden unberücksichtigten Reststimmen vorab als verloren ab-
gezogen. Diese für die Mandatsverteilung bedeutungslos bleibenden Reststim-
men unterscheiden sich zahlenmäßig bei den verschiedenen Wahlvorschlägen, 
was zu Verzerrungen in der Erfolgswertgleichheit führt, die sich zu Lasten stim-
menschwacher und zu Gunsten stimmenstarker Wahlvorschläge auswirken. 

- So auch Lübbert, Sitzzuteilungsverfahren, Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestages, WD 8 – 097/09, 2009, S. 6; Rauber, NVwZ 2014, 
S. 626 [627]; Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablierung eines 
neuen Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im Land Nord-
rhein-Westfalen vom 18.03.2024, S. 18 f. m.w.N.; Horn, HessVBl. 2025, 
S. 5 [10]; Brüning, Ausschussvorlage INA 21/13 vom 27.01.2025, Teil 1, 
Stellungnahme vom 16.01.2025, S. 5; BT-Drs. 9/1913, S. 6 - 

Diese Verzerrungen zugunsten großer Parteien oder Wählervereinigungen kön-
nen dabei umso stärker ausfallen, je geringer die Zahl der zu vergebenden Sitze 
ist und/oder je größer die Stimmendifferenz zwischen stimmenstarken und -
schwachen Wahlbewerbern ausfällt. 

- Vgl. Horn, HessVBl. 2025, S. 5 [9 f.]; Ogorek, Rechtsgutachten zur mögli-
chen Etablierung eines neuen Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunal-
wahlen im Land Nordrhein-Westfalen vom 18.03.2024, S. 19 m.w.N.; BT-
Drs. 9/1913, S. 6 - 

Beispielsweise erhielten bei der Kommunalwahl im Jahr 2021, bei der die Sitz-
verteilung nach Hare/Niemeyer erfolgte, in Frankfurt am Main die Parteien bzw. 
Wählervereinigungen Piraten, Gartenpartei, BIG, FREIE WÄHLER und IBF jeweils 
ein Mandat in der Stadtverordnetenversammlung. Wäre das Berechnungsverfah-
ren nach d’Hondt verwendet worden, hätten diese Wahlvorschläge keinen Sitz 
erhalten. Zugleich wären die Mandate der GRÜNEN von 23 auf 25 und die der 
CDU von 20 auf 23 gestiegen. Zwei weitere Wahlvorschläge (Die PARTEI und 
ÖkoLinX-ARL) hätten statt jeweils zwei nur noch jeweils einen Sitz erhalten. Ein 
weiterer Wahlvorschlag (Volt) hätte statt vier nur drei Sitze erhalten. Insgesamt 
wären acht Sitze anders verteilt worden, wobei alle diese Sitze von kleinen Par-
teien oder Wählervereinigungen zu größeren Parteien (GRÜNE, CDU, SPD, DIE 
LINKE und FDP) gewandert wären. 
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Demgegenüber bewirkt das Quotenverfahren nach Hare/Niemeyer eine mathe-
matisch exaktere Übertragung des Stimmenverhältnisses auf das Sitzverhältnis. 
Es ist insoweit stärker als das d'Hondtsche Höchstzahlverfahren an der mathema-
tischen Proportion der jeweiligen Stimmenzahlen ausgerichtet. 

- Vgl. dazu die Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drs. 9/1913, S. 7; 
ein Rechenbeispiel hierzu bei Nieders. StGH, Urteil vom 20.09.1977 - 1/77 
-, juris, Rn. 38 ff.; Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand: August 
2025, Art. 38 Rn. 193; Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablie-
rung eines neuen Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im 
Land Nordrhein-Westfalen vom 18.03.2024, S. 22 m.w.N. - 

Darüber hinaus werden mithilfe des Hare/Niemeyer-Verfahrens einseitige Ver-
zerrungen zugunsten größerer Parteien vermieden. 

- Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablierung eines neuen Sitzzu-
teilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im Land Nordrhein-Westfa-
len vom 18.03.2024, S. 22 m.w.N. - 

Dass das Berechnungssystem nach Hare/Niemeyer im Einzelfall zu einer relevan-
ten Bevorzugung von Kleinstparteien führt, konnte in der mündlichen Verhand-
lung nach Befragung der von den Beteiligten gestellten Sachverständigen nicht 
bestätigt werden. Die mathematischen Sachverständigen führten übereinstim-
mend und überzeugend aus, das Hare/Niemeyer-Verfahren sei in diesem Sinne 
unverzerrt. Weder stimmenmäßig kleinere noch größere Parteien hätten im 
Durchschnitt einen Sitzgewinn zu verzeichnen. Das Hare/Niemeyer-Verfahren ist 
– anders als das Verfahren nach d’Hondt – gegenüber allen Parteien neutral und 
entspricht deshalb dem Grundsatz der Wahlgleichheit besser als das Verfahren 
nach d’Hondt. 

- So auch Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablierung eines neuen 
Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im Land Nordrhein-
Westfalen vom 18.03.2024, S. 22 f. m.w.N.; Thomsen, DVBl. 2024, 
S. 1126 [1127]; Brüning, Ausschussvorlage INA 21/13 vom 27.01.2025, 
Teil 1, Stellungnahme vom 16.01.2025, S. 5 f. - 

Dies wird auch durch das von der Landesregierung angeführte Beispiel der Sitz-
verteilung bei der Kreistagswahl im Landkreis Marburg-Biedenkopf im Jahr 2021 
nicht widerlegt. Es belegt nur einen mit dem Hare/Niemeyer-Verfahren einherge-
henden starken Rundungsgewinn im Einzelfall. Der Idealanspruch für die Wahl-
vorschläge „WDMR“ und „Liberale und Piraten“ lag bei nur 0,63 bzw. 0,59 Sitzen. 
Statt einem Sitz nach Hare/Niemeyer hätten sie nach dem d’Hondtschen-Verfah-
ren jedoch gar keinen Sitz erhalten. 

Das Hare/Niemeyer-Verfahren erfüllt zudem die Quotenbedingung: Keine Partei 
kann weniger Sitze als ihre abgerundete Quote oder mehr Sitze als ihre aufge-
rundete Quote erhalten. Die Proportionalität ist also in relativ strengem Sinne 
gewahrt. Die Zuteilung von Restsitzen erfolgt nur nach dem Quoten-Bruchteil. 
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Daher kann keiner Partei allein aufgrund ihrer Größe ein statistischer Vorteil oder 
Nachteil bei der Zuteilung der Restsitze erwachsen. 

- Vgl. Lübbert, Sitzzuteilungsverfahren, Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestages, WD 8 – 097/09, 2009, S. 35 - 

Die beim Hare/Niemeyer-Verfahren gelegentlich auftretenden Paradoxien kön-
nen nach überzeugender Darlegung der in der mündlichen Verhandlung angehör-
ten Sachverständigen bei der Kommunalwahl in Hessen – anders als bei der Wahl 
des Hessischen Landtags – nicht auftreten, weil sie als reine Verhältniswahl statt-
findet und die Gremiengröße fest vorgegeben ist und nicht verändert wird. 

- Siehe auch Brüning, Ausschussvorlage INA 21/13 vom 27.01.2025, Teil 
1, Stellungnahme vom 16.01.2025, S. 6 - 

3. Das d’Hondtsche Höchstzahlverfahren ist als Sitzzuteilungsverfahren, nach 
dem eine rechnerische Umsetzung von Stimmen in Mandate erfolgen soll, zudem 
kein zulässiges Steuerungssystem zur Verringerung einer vermeintlich fortschrei-
tenden Zersplitterung der kommunalen Vertretungskörperschaften. Zwar unter-
liegen, wie bereits ausgeführt, die Grundsätze der Wahlgleichheit und Chancen-
gleichheit der Parteien keinem absoluten Differenzierungsverbot. Der Gesetzge-
ber darf auch grundsätzlich Differenzierungen in dem Erfolgswert der Stimmen 
bei der Verhältniswahl vornehmen, soweit dies zur Sicherung des Charakters der 
Wahl als eines Integrationsvorganges bei der politischen Willensbildung im Inte-
resse der Einheitlichkeit des ganzen Wahlsystems und zur Sicherung der mit der 
Wahl verfolgten Ziele unbedingt erforderlich ist. 

- Vgl. BVerfG, Urteil vom 13.02.2008 - 2 BvK 1/07 -, BVerfGE 120, 82 [111] 
= juris, Rn. 121 m.w.N. - 

Er darf sich hierfür jedoch nicht eines Wahlauszählungsverfahrens bedienen. 
Denn Umrechnungsverfahren dienen grundsätzlich als (möglichst) neutrale Me-
thode der mathematischen Übersetzung eines Wahlergebnisses in eine dem ver-
fassungsrechtlichen Gleichheitsgebot genügende Sitzverteilung. 

- Vgl. Horn, HessVBl. 2025, S. 5 [8]; zu den wahlmathematischen Grunds-
ätzen Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablierung eines neuen 
Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im Land Nordrhein-
Westfalen vom 18.03.2024, S. 7 ff., Lübbert, Sitzzuteilungsverfahren, 
Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, WD 8 – 097/09, 
2009, S. 23 ff.; Thomsen, DVBl. 2024, S. 1126 [1133] - 

Die Sitzzuteilungsverfahren haben das Ziel, grundsätzlich die bestmögliche Er-
folgswertgleichheit zu gewährleisten. Sie haben die rein „technische“ Aufgabe, 
eine möglichst proportionale Sitzverteilung zu bewirken. Ihre Funktion besteht 
nicht darin, die Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungsorgane zu ge-
währleisten. Hierfür stehen dem Gesetzgeber andere Möglichkeiten zur Verfü-
gung, wie etwa eine Modifikation kommunalrechtlicher Regelungen. Die Anwen-
dung eines Sitzzuteilungsverfahrens mit dem Ziel, Verzerrungen des Wahlergeb-
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nisses zugunsten größerer Parteien und Wählervereinigungen herbeizuführen, 
damit eine angenommene Funktionsunfähigkeit des zu wählenden Organs ver-
mieden wird, würde das wahlmathematische Verfahren, das grundsätzlich eine 
neutrale Übersetzung eines Wahlergebnisses gewährleisten soll, zweckentfrem-
den. Selbst wenn die von der Landesregierung behauptete drohende Funktions-
unfähigkeit kommunaler Vertretungsorgane, für die im Übrigen hinreichend Be-
lastbares nicht vorgetragen ist, zu besorgen wäre, könnte dies die Rückkehr zum 
d’Hondtschen Zuteilungsverfahren nicht rechtfertigen. 

4. Dass die Einführung des d’Hondtschen Verfahrens bei hessischen Kommunal-
wahlen in § 22 Abs. 3 HKWG gegen die Hessische Verfassung verstößt, steht nicht 
im Widerspruch zur bundes- oder landesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung. 

Zwar stellte der Staatsgerichtshof in seinem Urteil vom 22. Dezember 1993 klar, 
dass die Verteilungsverfahren nach d'Hondt und Hare/Niemeyer regelmäßig 
beide brauchbar und grundsätzlich als verfassungsrechtlich gleichwertig anzuse-
hen seien. Die Schwächen beider Systeme erwiesen sich nach vom Staatsgerichts-
hof geteilter allgemeiner Auffassung als nicht so gravierend, dass deshalb ihre 
grundsätzliche Eignung unter verfassungsrechtlichen Aspekten in Frage gestellt 
werden müsse. 

- StGH, Urteil vom 22.12.1993 - P.St. 1141 -, StAnz. 1994, 285 [294] = 
juris, Rn. 124 m.w.N.; grundsätzlich hieran festhaltend Urteil vom 
11.01.2021 - P.St. 2733, 2738 -, StAnz. 2021, 152 [165 f.] = juris, Rn. 203 
ff.; siehe auch BVerfG, Beschluss vom 22.05.1963 - 2 BvC 3/62 -, BVerfGE 
16, 130 [144] = juris, Rn. 38; Beschluss vom 24.11.1988 - 2 BvC 4/88 -, 
BVerfGE 79, 169 [171] = juris, Rn. 8; Beschluss vom 08.08.1994 - 2 BvR 
1484/94 -, juris, Rn. 9; Urteil vom 28.02.2012 - 2 BvE 8/11 -, BVerfGE 130, 
318 [354 f.]= juris, Rn. 129; VerfGH Saarland, Urteil vom 18.03.2013 - Lv 
12/12 -, juris, Rn. 47 ff.; VerfGH Berlin, Beschluss vom 08.03.2017 - 
160/16 -, juris, Rn. 27 ff.; VerfGH Sachsen, Beschluss vom 24.03.2021 - 
Vf 28-V-20 -, juris, Rn. 12 ff.; Nieders. StGH, Urteil vom 20.09.1977 - 1/77 
-, juris, Rn. 33 ff.; StGH Bad.-Württ., Urteil vom 24.03.2003 - 3-01 -, juris, 
Rn. 43; BayVerfGH, Entscheidung vom 24.04.1992 - Vf. 5-V-92 -, juris, Rn. 
49; Entscheidung vom 26.10.2009 - Vf. 16-VII-08 -, juris, Rn. 52 ff., Ent-
scheidung v. 24.04.1992 - Vf. 5-V-92 -, juris, Rn. 50; LVerfG Schl.-Holst., 
Urteil vom 30.08.2010 - LVerfG 1/10 -, juris, Rn. 153; in der Literatur von 
der Verfassungsmäßigkeit ausgehend etwa Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 
18. Aufl. 2024, Art. 38 Rn. 35; Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, 
Art. 38 Rn. 110 m.w.N.; Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand: Au-
gust 2025, Art. 38 Rn. 152; Magiera, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 38 
Rn. 100; kritisch zur verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit des 
d’Hondtschen Verfahrens Meyer, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des 
Staatsrechts, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 46 Rn. 55; Butzer, in: Epping/Hillgru-
ber, BeckOK GG, Art. 38 Rn. 78 (Stand: 15.09.2025); Rauber, NVwZ 2014, 
S. 626 ff.; Horn, HessVBl. 2025, S. 5 ff.; Thomsen, DVBl. 2024, S. 1126 
[1132]; hierzu insgesamt Ogorek, Rechtsgutachten zur möglichen Etablie-
rung eines neuen Sitzzuteilungsverfahrens für die Kommunalwahlen im 
Land Nordrhein-Westfalen vom 18.03.2024, S. 51 ff. m.w.N. - 
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Die prägenden Entscheidungen erfolgten jedoch überwiegend im Kontext der ver-
fassungsrechtlichen Fragestellung, ob das – damals – neu eingeführte Hare/Nie-
meyer-Verfahren verfassungsrechtlich zulässig sei. Entsprechend wurde der Fo-
kus der verfassungsgerichtlichen Überprüfung weniger auf die verfassungsrecht-
liche Zulässigkeit des Verfahrens nach d’Hondt an sich gelegt. Im Übrigen gelangt 
der Staatsgerichtshof unter stärkerer Berücksichtigung wahlmathematischer Er-
kenntnisse für das hessische Kommunalwahlrecht, bei dem die Schwächen des 
Hare/Niemeyer-Verfahrens zudem nicht zur Geltung kommen, zu einem anderen 
Ergebnis. 

III. 

1. Die angegriffene Norm wird in Anbetracht der bevorstehenden Kommunal-
wahlen im Jahr 2026 gemäß § 40 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt. StGHG für nichtig erklärt. 
Durch die Nichtigerklärung des Art. 3 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes zur Verbes-
serung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften und 
zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 1. April 2025 lebt der 
durch diesen Artikel geänderte § 22 Abs. 3 und Abs. 4 HessKWG in der Fassung 
vom 16. Mai 2020 wieder auf, der als Sitzzuteilungsverfahren das Hare/Nie-
meyer-Verfahren vorsieht. 

2. Entgegen der Auffassung der Landesregierung besteht vorliegend keine Ver-
pflichtung zur Vorlage nach Art. 100 Abs. 3 GG. Nach Art. 100 Abs. 3 GG hat das 
Verfassungsgericht eines Landes die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts einzuholen, wenn es bei der Auslegung des Grundgesetzes von einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts oder des Verfassungsgerichts eines 
anderen Landes abweichen will. Im vorliegenden Normenkontrollverfahren geht 
es aber nicht um die Auslegung des Grundgesetzes, sondern um die Auslegung 
der Wahlgrundsätze nach der Hessischen Verfassung. Auch liegt keine Abwei-
chung von der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Ent-
scheidungsfreiheit des Gesetzgebers mit Blick auf die Wahl des Verteilungsver-
fahren nach d’Hondt vor. 

Die Entscheidungen 

- BVerfG, Urteil vom 28.02.2012 - 2 BvE 8/11 -, BVerfGE 130, 318 [354 f.] 
= juris, Rn. 129; Beschluss vom 08.08.1994 - 2 BvR 1484/94 -, juris, Rn. 9; 
Beschluss vom 24.11.1988 - 2 BvC 4/88 -, BVerfGE 79, 169 [171] = juris, 
Rn. 8 - 

beziehen sich lediglich auf die Entscheidungsfreiheit des Gesetzgebers im Hin-
blick auf Bundestagswahlen. Daraus lässt sich nicht schließen, dass das Erforder-
nis der gleichen Wahl in den Kommunen nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG so zu 
verstehen ist, dass dem Landesgesetzgeber für die Kommunalwahlen in gleicher 
Weise eine solche Entscheidungsfreiheit zukommen muss. Zudem hat sich das 
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Bundesverfassungsgericht nicht mit der Frage befasst, ob auch eine Rückkehr von 
einem proporzgerechten Verfahren wie Hare/Niemeyer zu einem systemisch ver-
zerrenden Verfahren wie d’Hondt mit dem Ziel, sich gerade dessen proporzver-
zerrenden Aspekte zunutze zu machen, gerechtfertigt werden kann. 

IV. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 28 Abs. 1, Abs. 7 StGHG. 

Nach § 28 Abs. 1 StGHG ist das Verfahren gerichtskostenfrei. 

Da die Antragstellerin mit ihrem Normenkontrollantrag obsiegt hat, sind ihre not-
wendigen Auslagen gem. § 28 Abs. 7 StGHG zu erstatten. 

Abweichende Meinung 

Abweichende Meinung des Mitglieds des Staatsgerichtshofs Richter zum Ur-
teil des Staatsgerichtshofs vom 28. Januar 2026 – P.St. 3013 –  

Der Auffassung der Mehrheit des Staatsgerichtshofs, Art. 3 Nr. 5 des Hessischen 
Gesetzes zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungs-
körperschaften und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 1. Ap-
ril 2025 für nichtig zu erklären, kann ich nicht zustimmen. 

Zunächst kann ich der Argumentation der Mehrheit dahingehend folgen, dass ein 
Sitzzuteilungsverfahren bei einer Verhältniswahl die Erfolgswertgleichheit der 
abgegebenen Stimmen bestmöglich abbilden sollte, damit die Grundsätze der 
Wahlgleichheit und Chancengleichheit der Parteien beachtet sind. 

Ich kann der Mehrheit auch dahingehend folgen, dass das Sitzzuteilungsverfah-
ren nach Hare/Niemeyer eine mathematisch exaktere Übertragung des Stimmen-
verhältnisses auf das Sitzverhältnis bewirkt als das d’Hondtsche Höchstzahlver-
fahren. 

Der Auffassung der Mehrheit, das d’Hondtsche Sitzzuteilungsverfahren bei der 
Auszählung der hessischen Kommunalwahl als Beeinträchtigung der Grundsätze 
der Wahlgleichheit und Chancengleichheit der Parteien und damit als verfas-
sungswidrig anzusehen, kann ich jedoch nicht folgen. 

Das d’Hondtsche Höchstzahlverfahren ist ein verfassungsgemäßes Sitzzutei-
lungsverfahren, das aktuell im Saarland bei Landtagswahlen sowie in vielen EU-
Mitgliedstaaten bei der Europawahl eingesetzt wird und welches sowohl vom 
Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung wie auch vom hessischen 
Staatsgerichtshof bis heute als verfassungskonform angesehen wird. Die heutige 
Entscheidung stellt aus meiner Sicht einen Bruch mit der bestehenden verfas-
sungsgerichtlichen Bewertung des d’Hondtschen Verfahrens dar. Diese vermag 
nicht zu überzeugen. 
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Die wahlmathematischen Unterschiede der Verfahren Hare/Niemeyer und 
d’Hondt sind bereits seit vielen Jahrzehnten bekannt; beide Verfahren haben ihre 
Stärken und Schwächen. Eine Ungeeignetheit des Verfahrens nach d’Hondt mit 
der Folge seiner Verfassungswidrigkeit sehe ich nicht, auch wenn eine Verzer-
rung zugunsten größerer Parteien durch das Verfahren wahlmathematisch nach-
gewiesen ist. 

Aus meiner Sicht hat der Landesgesetzgeber eine Gestaltungsfreiheit, welches 
verfassungsgemäße Sitzzuteilungsverfahren verwendet wird. Diese Möglichkeit 
hat der Gesetzgeber im Gesetz zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der kom-
munalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunaler Vorschrif-
ten vom 1. April 2025 genutzt. 

Selbst wenn man annehmen würde, dass bei einem Wechsel des Sitzzuteilungs-
verfahrens durch den Gesetzgeber ein sachlicher Grund gegeben sein müsste und 
eine vollständige Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers nicht besteht, dann er-
achte ich einen solchen Grund als hinreichend dargelegt. Ebenso wie die Landes-
anwältin sehe ich in dem Gesetz eine moderne und zeitgemäße Rechtsänderung 
zur Stärkung der kommunalen Handlungsfähigkeit als Reaktion auf die Erfahrun-
gen mit der Zersplitterung in den kommunalen Parlamenten. 

Die heutige Entscheidung des Staatsgerichtshofs führt dazu, dass ein Stimmaus-
zählungsverfahren wieder aktiviert wird, das wahlmathematisch als überholt gilt. 
Auch das Verfahren nach Hare/Niemeyer ist hinsichtlich der Abbildung der Er-
folgswertgleichheit der Stimmen auf die Sitzzuteilung nach wahlmathematischer 
Erkenntnis nicht optimal. Diese Erkenntnis hat dazu geführt, dass bei Bundestags-
wahlen seit 2009 sowie bei Europawahlen in Deutschland das Verfahren nach 
Sainte-Laguë/Schepers angewendet wird. 

Eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur Anpassung eines Sitzzuteilungsverfah-
rens nach aktuellen wahlmathematischen Erkenntnissen sehe ich jedoch nicht. 
Der Landesgesetzgeber hat einen Gestaltungsspielraum, welches verfassungsge-
mäße Sitzzuteilungsverfahren er bei Wahlen vorschreibt. 
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